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Zum Jo jährigen Beſtehen der Keichsjuſtizgeſetze. 
Kück ſchau. 
Die Tagungen. 


Die Feſte, mit denen die deutſchen Juriſten das 50- 
jährige Beſtehen der Reichsjuſtizgeſeze und des Reichsgerichts 
gefeiert haben, ſind vorüber. Viele bedeutſame Tagungen 
waren ihnen gewidmet: Der 24. Deutſche Anwaltstag, 
der 13. Deutſche Notartag, der 8. Deutſche Richter⸗ 
tag, und als Schlußglied der Kette: die Jubiläums⸗ 
feier des Reichsgerichts. 

Dank, aufrichtiger Dank gebührt der Hamburger Anwalt⸗ 
ſchaft für ihre Tätigkeit im Intereſſe des Anwaltstages. In 
Wiſſenſchaft und Geſelligkeit bewährte ſich die alte, vornehme 
Tradition Hamburgs: Von hohem Niveau zeigten ſowohl die 
eigentliche Feſtgabe Hamburgs wie die Nummer der Hanſe⸗ 
atiſchen Rechtszeitſchrift, die faſt lediglich von Hamburger 
Juriſten geſchrieben war oder — ſoweit dies nicht der Fall 
— doch Hamburger Juriſten behandelte, deren prachtvolle 
Perſönlichkeiten vielfach aus dem Gedächtnis der lebenden 
Generation außerhalb Hamburgs entſchwunden ſind und nun 
noch einmal allen deutſchen Juriſten vor Augen geführt 
wurden. Ein überaus dankenswertes Beginnen! Auch den 
Hamburger Juriſten, die die „Hamburger Nummer“ der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift (Heft 37/38) mit redigiert und ge⸗ 
ſchrieben haben, wie der Zeitſchrift Markenſchuz und Wett⸗ 
bewerb gebührt wärmſter Dank. „Welch eine Fülle von Sach⸗ 
kennern birgt doch dieſe eine Stadt!“ war eine der Be⸗ 
merkungen, die angeſichts dieſer wiſſenſchaftlichen Leiſtungen 
mehr als einmal von denen, die den Tag beſuchten, wie 
denen, die nur von den wiſſenſchaftlichen Veröffentlichungen 
Kenntnis genommen haben, laut wurden. 

Den wiſſenſchaftlichen Gaben der Hamburger An⸗ 
waltſchaft entſprach die herzliche Freundſchaft der gaſtlichen 
Aufnahme; die geſelligen Veranſtaltungen trugen den Stem⸗ 
pel der alten, guten, hohen Hamburger Kultur und Vor⸗ 
nehmheit, die allgemeinen Veranſtaltungen wie die private 
Gaſtlichkeit, mit der Hamburger Kollegen engere Kreiſe, alte 
und neue Freunde aufnahmen. Überall gewann man den 
Eindruck: hier liegt nicht nur Gaſtfreundſchaft der Tafel, 
ſondern innere Freundſchaft des Herzens vor, alles zu ſpen⸗ 
den aus dem Beſtreben, das Beſte zu bieten, und die halb im 
Scherz, halb im Ernſt den alten Wunſch, daß Hamburg der 
ſtändige Sitz der Anwaltstage ſein ſollte, begreiflich er⸗ 
ſcheinen ließen. 

„Generals müſſen Fortune haben“, ſagte der große 


Friedrich. Ein jolhes Glück war auch den Feldherren 
der Hamburger Veranſtaltung beſchieden: ein wolkenloſer 
Himmel ſtrahlte über der ſo häufig nebelumwobenen Stadt, 
Neptun war den Seefahrern günſtig auf einer Strecke, auf 
der er nur zu oft böſe grollt. Wer das prächtige, ſo Vielen 
und — vielleicht darf dies hier geſagt werden — ganz be⸗ 
ſonders ſo vielen Anwälten eine Quelle der Erholung und 
der Kräfteſammlung bietende Helgoland aufſuchte, wer 
die wundervolle, für unſer Rechtsleben ſo bedeutſame, altehr⸗ 
würdige Hanſeſtadt Lübeck beſuchte oder das erinnerungs⸗ und 
zukunftsreiche Kiel, von dem aus gerade in dieſer Zeit ſo 
manche wertvolle Anregung in die Welt gegangen war — ein 
jeder hatte das Gefühl: das, was hier der deutſchen Anwalk⸗ 
ſchaft als Abſchluß dieſer Ferien und als Auftakt zur ſchweren 
Winterarbeit geboten wurde, konnte nicht überboten werden. 
Ebenbürtig ſtand all dies neben den drei hervorragenden 
Reden von Fiſcher, die die ZW. fo glücklich war, in der 
unmittelbar danach erſcheinenden Nummer darbieten zu kön⸗ 
nen (S. 2553), damit die, die ihn gehört hatten, ihn noch 
einmal in ruhiger Lektüre in ſich aufnehmen, die anderen 
des reichen Stromes der Anregung, der von dieſen Ideen aus⸗ 
ging, nicht entbehren ſollten; die beiden glänzenden Reden 
von Alsberg und Oeſtreich, jede in ihrer Art ein rhe⸗ 
toriſches Meiſterſtück. Sie liegen für den, der kurz ihren In⸗ 
halt in ſich aufnehmen will, in der JW. (Alsberg S. 2691, 
Oeſtreich S. 3127) vor, für den, der hierdurch angeregt 
ſie eingehender ſtudieren will, in Sonderausgaben vor. 

So war Hamburg ein Höhepunkt geiſtigen und geſell⸗ 
ſchaftlichen anwaltlichen Lebens. 

Und doch! und doch! Es würde dem Ernſt, mit dem 
dieſe Tagung gewürdigt werden muß, nicht entſprechen, 
wenn verſchwiegen würde, daß Bedenken laut wurden; erſt 
leiſer und dann (vielleicht unter dem Druck der ganz be⸗ 
ſonders trüben Zeiten, die inzwiſchen einſetzten? mehr an⸗ 
ſchwellend. Bedenken, die hier nur wiedergegeben, nicht ge⸗ 
würdigt werden ſollen. Bedenken, ob es richtig war, daß die 
Tätigkeit der Mitglieder des Anwaltstages ſich auf die ſtumme 
Entgegennahme noch ſo hervorragender Leiſtungen ein⸗ 
zelner beſchränkte, und ob nicht die lebendige Diskuſſion 
auch auf Anwaltstagen gewährleiſtet werden ſollte, da ſie ge⸗ 
rade den Reiz und das Fruchtbare jeglicher Tagung biete, 
ſelbſt auf die Gefahr hin, daß einmal einer der Redner nicht 
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auf der vollen Höhe ſteht. Gilt doch noch immer der Satz, 
daß erſt, wenn die Funken ſprühen von Rede und Gegenrede 
im Austauſch der entgegenſtehenden Meinungen ſich die 
Fragen klären und daß der Kampf auch hier der Vater 
aller Dinge iſt. Auch das wird beſtritten, daß es zweckmäßig 
iſt, die Diskuſſion lediglich in die Abgeordnetenverſammlung 
zu legen und daß die übrigen Anwälte, auch z. B. die an⸗ 
waltlichen Mitglieder in den Parlamenten, nur „Naos“ blei⸗ 
ben, der lediglich entgegenzunehmen hat. So war 
mancher enttäuſcht, der erklärte, nur um der erhofften Aus⸗ 
ſprache willen die Koſten der Reiſe und des Aufenthalts auf 
ſich genommen zu haben. Es handelt ſich hier um ſchwierige 
organiſatoriſche Fragen, in denen Meinung gegen Meinung 
ſteht, deren Erörterung die Organe der Anwaltſchaft noch 
beſchäftigen wird. Und faſt widerſtrebt es, gerade an⸗ 
geſichts der oben geſchilderten Warmherzigkeit der Auf⸗ 
nahme in Hamburg, auch über die Stimmen zu berichten, 
die gegen die Fülle dieſer Genüſſe ernſte, ſoziale Bedenken 
erheben, ſoziale Bedenken vom Standpunkte des Volks⸗ 
ganzen, aber auch vom Standpunkte der Anwälte aus, die 
aus wirtſchaftlichen Gründen nicht in der Lage waren, die 
Tagung zu beſuchen. Auch das iſt betont worden, daß dies 
und manches andere, was in der Anwaltſchaft geſchehen iſt und 
geſchieht, im Volke den Glauben erweckt, als wenn inmitten 
eines verarmten, heute mehr denn je kämpfenden Volkes die 
Anwaltſchaft allein, von der allgemeinen Not nicht betroffen 
wäre, als wenn an ihr die Mahnung — die nicht zum wenig⸗ 
ſten der große Staatsmann, deſſen Tod das deutſche Volk be⸗ 
trauert — ausgeſprochen hat, die Mahnung zur möglichſten 
Sparſamkeit, unbeachtet vorübergegangen ſei. Niemand weiß 
beſſer als wir, wie unbegründet die Vermutung von dem 
wirtſchaftlichen Wohlergehen der Anwaltſchaft iſt, wie ſehr 
es nicht erſt der Ereigniſſe dieſes Herbſtes bedurft hätte, 
innerhalb der Anwaltſchaft, wie auf dem Gebiet der allge⸗ 
meinen Wirtſchaftslage, mit ihren Zuſammenbrüchen, ihren 
Zuſammenlegungen und dem dadurch bedingten Perſonalabbau, 
um uns die Augen zu öffnen, wie ſchwere Zeiten der Anwalt⸗ 
ſchaft bevorſtehen und wie wenig Schlüſſe nach oben und nach 
unten aus Einzelerſcheinungen zu ziehen ſind. Nach oben nicht, 
da der Wohlſtand oder das Wohlleben einzelner Rückſchlüſſe 
auf das ganze nicht zulaſſen, nach unten nicht — und auch 
dies muß gerade in dieſen Tagen vor der Öffentlichkeit be⸗ 
tont werden: wie Verfehlungen einzelner keinen Rückſchluß 
auf die geſunde Moral der Geſamtheit zulaſſen. So mögen 
hier die Worte wiederholt werden, die die zum Hamburger 
Anwaltstage der Deutſchen Anwaltſchaft gewidmete Schrift 
„Die Rechtsanwaltſchaft“ enthielt: 


„hat doch gerade die Erfahrung gelehrt, daß die Per⸗ 
ſonen, welche ſich gegen Standesehre und Standesgeſetze 
vergingen, die die Grenzen der freien, ehrlichen und erlaubten 
Wettbewerbstätigkeit überſchritten, zum überwiegenden Teile 
nicht den Kreiſen der Notleidenden angehörten, und daß 
denen, die derartige, der Anwaltſchaft immer und immer 
wieder vorgehaltene Verfehlungen begingen, die unvergleich⸗ 
lich überwiegende Anzahl derer gegenüberſteht, die in müh⸗ 
ſeliger, harter — in den großen Städten mit ihren 
großen Gerichtsgebäuden, mit ihren weiten Korridoren und 
hohen Treppen oft auch körperlicher — Arbeit um ein 
beſcheidenes Exiſtenzminimum ringen und dennoch ihren 
Schild reingehalten haben.“ 


Die praktiſche Hilfe für die Anwaltſchaft, wenn auch auf 
einem enger umgrenzten Gebiete, erſtrebte auch die Abge⸗ 
ordnetenverſammlung, indem ſie die jetzt ſo in den 
Vordergrund gerückte Frage des Spezialiſtentums und ſeiner 
Regelung erörterte. — Nicht als ob dieſe Fragen nicht ſchon 
ſeit Jahren erörtert werden: bereits der Würzburger An⸗ 
waltstag hatte ſich, wenn auch nur als Inzidenzpunkt, damit 
beſchäftigt; ein umfangreiches Schrifttum, Debatten in Kom⸗ 
miſſionen und Verſammlungen der Anwaltsvereine, liegen 
vor; die ſich ſtändig mehrende Fülle der neuen Materien und 
der ſich aus der immer ſchwierigeren Lage des Wirtſchafts⸗ 
lebens zwangsläufig ergebende Umfang der neuauftauchen⸗ 
den Fragen, die den letzten Urgrund für das Anſchwellen, 
der Zeitſchriften wie des ſonſtigen Schrifttums bilden, machen 
es für den Juriſten immer weniger möglich, alles zu leſen, 
geſchweige denn alles zu beherrſchen. Die Juriſten folgen 


hier dem Gange, den Technik, Naturwiſſenſchaften und Medizin 
ſchon ſeit Jahren durchlaufen ſind, dem Gang zum Spe⸗ 
zialiſtentum, wobei allerdings die eigenartige Tatſache zu be⸗ 
achten iſt, daß — wie gerade die jüngſten Tage gelehrt 
haben — in dieſen Wiſſenſchaften, vor allem in der Medizin, 
mit vollem Bewußtſein eine rückläufige Bewegung angebahnt 
wird. Aus dem Komplex der Fragen des Spezialiſtentums, 
die nicht allein die Anwaltſchaft, ſondern alle Juriſten be⸗ 
ſchäftigen ſollten, hatte die Vertreterverſammlung die Be⸗ 
handlung der Fragen vom anwaltlichen Standpunkte aus er⸗ 
örtert, die durch zwei Referate (von denen das von Görres 
im Auszug unten S. 3129 wiedergegeben iſt) eingeleitet 
wurde, und die zu den anliegenden Theſen Anlaß gab, deren 
Ausgeftaltung einer mit großen Machtbefugniſſen ausgeſtatteten 
Kommiſſion übertragen wurde. 

Faſt zu gleicher Zeit tagte in Köln der Richtertag. 
Viele bedauerten es, daß es zu gleicher Zeit geſchah; denn 
die innige Verbundenheit von Richtern und Anwälten, die 
nicht nur auf beiden Tagungen in Feſtesreden ausklang — 
das erlebten wir früher ſchon! — ſondern die ſich immer 
mehr zum Segen der Rechtspflege im Leben auszuwirken 
beginnt, wäre durch reichlichen Beſuch der Angehörigen der 
einen Gruppe auf den Tagungen der anderen in die Er⸗ 
ſcheinung getreten, ganz abgeſehen von dem nutzbringenden 
Ergebnis einer gemeinſamen Ausſprache. — Auf hoher Warte 
ſtanden die Tagungen des Richtertages; die durch die Schrift 
von Schiffer — „bewundert viel und viel geſcholten!“ — 
ausgelöſten Frage der grundlegenden Juſtizreform und ge⸗ 
rade in unſeren Tagen jo wichtigen Fragen des Verhältniſſes 
der Juſtiz zur Preſſe waren die praktiſch wichtigen und 
ernſten, an die Fundamente unſerer Rechtspflege greifenden 
Themata. Wie ſie gelöſt wurden, zeigt der untenſtehende 
Aufſatz S. 3115. 

Daß auch Inſtanzgerichte ihr 50jähriges Beſtehen feier⸗ 
ten, manch gute Schrift ihnen dargebracht war, manch 
kluges Wort auf ihren Feiern fiel, mag hier nur erwähnt 
werden, wenn auch der Raum verbietet, aller derer, die an 
ſich des Gedenkens würdig wären, zu gedenken. 

Und wie das Reichsgericht die Krönung der Juſtiz 
iſt, ſo bildete die Krönung der Gedenktage zum 50jährigen 
Juſtizjubiläum die 50⸗Jahr⸗Feier des Reichsgerichts. Es war 
eine würdige, erhebende Feier. Auch hier Hatten alle Zweige 
der deutſchen Rechtspflege mit wiſſenſchaftlichen Gaben bei⸗ 
geſteuert; an ihrer Spitze ſteht das monumentale, ſechs ſtarke 
Bände umfaſſende Werk der deutſchen Fakultäten mit zahl⸗ 
reichen Monographien aus allen Zweigen des Rechts, manche 
— ſchon für ſich betrachtet — ein Meiſterwerk; das ver⸗ 
dienſtvolle Werk, welches das Reichsgericht ſelbſt durch ſeine 
Mitglieder, Beamte und Reichsgerichtsanwälte überreichte; 
die Feſtnummern juriſtiſcher Zeitſchriften, von denen aus der 
Deutſchen Juriſtenzeitung ganz beſonders die Artikel inter⸗ 
eſſieren, die die der gegenwärtigen Generation faſt ganz aus 
der Erinnerung entſchwundenen Kämpfe um den Sitz des 
Reichsgerichts und über die Kräfte, die ſeinen gegenwärtigen 
Sitz beſtimmten, in das Gedächtnis rufen. 

Zahlreiche, zum Teil hervorragende Reden hörten wir 
von den Spitzen der beteiligten Inſtanzen, in erſter Reihe 
dem Präſidenten des Reichsgerichts ſelbſt, dem Reichsjuſtiz⸗ 
miniſter, dem Dekan der juriſtiſchen Fakultät Leipzig, dem 
großen Prozeſſualiſten Richard Schmidt u. a. Daß 
der Reichstag als ſeinen Vertreter den ehrwürdigen 
Neſtor der deutſchen Juriſten, das „Gewiſſen des Reichs⸗ 
tages“ Wilhelm Kahl entſandt hatte, war von hohem 
Jubel begleitet, und auch der laute Beifall verdiente hervor⸗ 
gehoben zu werden, mit dem die Worte des Präſidenten des 
Oſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofes begleitet wurden — ein 
Bekenntnis zu der innigen Harmonie mit dem öſterreichiſchen 
Brudervolk! Und wenn auch ſonſt die Feier als eine inner⸗ 
deutſche angeſehen wurde, ſo zeigten doch die in der Feſtgabe 
der Anwaltſchaft niedergelegten ſchriftlichen Berichte der Füh⸗ 
rer der höchſten Gerichte des Auslandes die innere Ver⸗ 
bundenheit der Völker im Recht und gaben die Gewißheit, 
daß es Eines gibt, was im Streite der Nationen die Völker 
eint: das Recht! — 

Wenn etwas ſcheinbar Außerliches hier erwähnt wer⸗ 
den darf, ſo iſt es, daß die Einheit und Einigkeit rein 
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äußerlich bei der würdigen Feier im ernſten Teile, wie beim 
geſelligen Zuſammenſein zutage trat. Es mag kleinlich an⸗ 
muten, wenn betont wird, daß alles geladen war, was am 
Reichsgericht tätig iſt, gleichviel, in welcher Stelle es wirkt, 
— ob als Richter, als Anwalt, ob im Büro, in der Kanzlei 
oder als Bote. Und fo war es keine bloße Außerlichleit, daß 
mit kluger und edler Abſicht dies auch in der Tiſchordnung 
zum Ausdruck kam. 

In ſolcher Harmonie endete auch dies Feſt. Nicht wür⸗ 
diger konnte die Stadt, in der das Reichsgericht ein halbes 


Jahrhundert lang tagte, dem Reichsgericht huldigen, als 
daß fie ſich der Tatſache erinnerte, daß Leipzig auch die 
klaſſiſche Stätte der deutſchen Muſik iſt. Und als in dem 
durch edelſte Tradition deutſcher Kunſt geweihten Gewandhaus 
die Mänge der deutſchen Romantiker und die machtvolle 
Symphonie Beethovens in meiſterhafter Darbietung ertönten, 
konnte ſich kein Feſtteilnehmer des Gefühls erwehren: 

Edler und ſchöner, harmoniſcher in des Wortes jeglicher 
Bedeutung konnte die Gedenkfeier des deutſchen Reichsgerichts, 
des deutſchen Rechts, nicht ausklingen! 


Der 8. Deutſche Kichtertag in Köln. 


Von Senatspräſident am Reichsgericht Dr. A. David, Leipzig. 


Drei Hauptanziehungskräfte mögen die überaus ſtatt⸗ 
liche Zahl von etwa 1000 Richtern zuſammengeführt haben, 
als der Deutſche Richterbund nach vierjähriger Paufe wieder 
zu einer Tagung auf Ende der Gerichtsferien 1929 einlud: 
das Intereſſe an den weittragenden, zum Gegenſtande der 
Erörterung gemachten Problemen, der vortrefflich ausgewählte 
Ort der Zuſammenkunft und, nicht zum wenigſten, die ge⸗ 
winnende Perſönlichkeit des Vorſitzenden, der dem wachſenden 
Intereſſe für die Arbeit der Standesgemeinſchaft von jeher 
ein getreuer Helfer war. 

Die älteren Teilnehmer mögen ſich, als die Verſamm⸗ 
lung beim Feſtakt von den Lenkern der Juſtizverwaltungen, 
an der Spitze der Herr Reichsminiſter der Juſtiz, begrüßt 
wurde, der Zeiten erinnert haben, in denen höheren Orts der 
Zuſammenſchluß der Richter als eine bedenkliche und nicht 
gern geſehene Neuerung empfunden wurde. Daß dieſe Be⸗ 
ziehungen ſich ſo gründlich zum Beſſeren gewendet und zu 
gegenſeitigem Vertrauen ſowie fördernder Mitarbeit zwiſchen 
Juſtizverwaltung und Richterſchaft, zwiſchen Richterbund und 
Landesvereinen gewandelt haben, iſt in erſter Linie der lang⸗ 
jährigen, ebenſo beharrlichen wie geſchickten Arbeit des Bun⸗ 
desvorſitzenden, SenPräſ., nunmehr auch Dr. jur. h. c., Rei⸗ 
chert zu verdanken, der nach den auf der Tagung gefaßten 
Entſchlüſſen leider vom kommenden Jahr ab ſeine Tätigkeit 
zum Nutzen der deutſchen Richterſchaft auf die eines Ehren⸗ 
vorſitzenden des Deutſchen Richterbundes beſchränken wird. 
Zu ſeinem Nachfolger iſt der Vorſitzende des Richtervereins 
am RG, RG. Linz, zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Deutſchen Richterbundes der LGDir. Dr. Wunderlich, 
Leipzig, M. d. R., gewählt worden. Als freudig aufgenom⸗ 
mene Gäſte der Tagung ſah man neben Angehörigen der 
Rechtswiſſenſchaft und der öſterreichiſchen und tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen Richterſchaft auch Vertreter des Deutſchen Anwalt⸗ 
und des Notarvereins. Begrüßungstelegramme, die mit dem 
gleichzeitig in Hamburg tagenden Anwaltverein gewechſelt 
wurden, waren der verſtändnisvollen und freundſchaftlichen 
Zuſammenarbeit zum Heil der deutſchen Rechtspflege gewidmet. 

Köln, die Krone der Städte am Rhein, hatte den deut⸗ 
ſchen Richtern einen Empfang bereitet, der ſich demjenigen 
des Deutſchen Juriſtentages vor einigen Jahren ebenbürtig 
anreihte. Die ehrwürdige Feſthalle im Gürzenich diente der 
Begrüßung, der weiträumige Meſſehof auf der rechten Rhein⸗ 
ſeite der Beratung und ſchließlich einem glänzenden Empfang 
der Teilnehmer durch die Stadt, die es auch an einer Feſt⸗ 
vorſtellung im Opernhaus nicht hatte fehlen laſſen. Eine 
Rheinfahrt bildete den Kehraus. 

Nachdem am erſten Beratungstage der Feſtakt durch ein 
Bekenntnis der deutſchen Richter zur Verfaſſung aus dem 
Munde ihres Vorſitzenden beendet worden war, erſtatteten 
LGPräſ. Hermſen, Koblenz, und RER. Linz ihre Be⸗ 
richte über die Frage: „Bedarf es einer grundlegenden Juſtiz⸗ 
reform?“ Vorbereitet war die Beratung durch Vorträge, die 
der Bundesvorſitzende in mehreren Bezirksverbänden des 
Preuß. Richtervereins gehalten, und die er in einem dem 
Junihefte der DNZ. beigefügten Gutachten zuſammengefaßt 
hatte. Als die Forderung der Stunde iſt darin Kraftſteige⸗ 
rung, Beſchleunigung der Richterarbeit, jedoch ohne Beein⸗ 
trächtigung der Sicherheit und Zuverläſſigkeit bezeichnet und 
als Mittel zur Erreichung dieſes Ziels vor allem die Aus⸗ 
wahl geeigneter Richterperſönlichkeiten empfohlen. Haupt⸗ 
ſächlich auf die Grundlage: „Männer, nicht Maßregeln“ baute 
auch der erſte Berichterſtatter des Richtertags unter Zu⸗ 


ſtimmung des zweiten auf. Bei Beantwortung der Kern⸗ 
frage, ob unſer heutiges Recht und unſere Richter als deſſen 
Träger noch den geſteigerten Anforderungen der Gegenwart 
genügen, beklagte er, daß die derzeitige Richterausbildung 
nicht die zukünftige Richterperſönlichkeit gewährleiſte und daß 
man bisher die Mehrung der Geſchäftslaſt ſtets bloß mit 
einer Mehrung der Richterſtellen beantwortet habe. Als ge⸗ 
eignete Abhilfe empfahl er Abwälzung dazu geeigneter Ge⸗ 
ſchäfte auf nichtrichterliche Beamte in Ausbau der jog. kleinen 
Juſtizreform. Irgend erheblicher Abbau der kleineren Amts⸗ 
gerichte und der Viergliederung der Gerichte ſei kein ge⸗ 
eignetes Mittel. Das Heil ſei in Verwendung der vorzugs⸗ 
weiſe geeignet befundenen Volljuriſten als Streit⸗ und Straf⸗ 
richter unter Abbürdung aller anderen Tätigkeit auf Richter⸗ 
gehilfen und Rechtspfleger zu finden. Durch Richterausleſe 
müſſe ein ſo zuverläſſiges Arbeiten der Unterinſtanz erreicht 
werden, daß die höhere Inſtanz nur noch der Wahrung der 
Rechtseinheit zu dienen und auch das RG. nur noch für 
grundlegende Rechtsfragen und bei Abweichungen oberer Ge⸗ 
richte voneinander tätig zu werden brauche. Der zweite Be⸗ 
richterſtatter ſuchte dem Thema in der Weiſe beizukommen, 
daß er die derzeitigen Hinderniſſe einer geeigneten Reform 
vor Augen führte. Er beklagte die Schmälerung des An⸗ 
ſehens der Gerichte durch Überlaſtung infolge Häufung der 
Geſetze, durch unſachliche Kritik und unrichtige Auswahl und 
Beſoldung der Richter. 

Von den Diskuſſionsrednern bekämpfte AGR. Ricks, 
Berlin, die Bevorzugung des Spruchrichters vor dem Richter 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, deren Bedeutung nicht hoch 
genug veranſchlagt werden könne. Nicht das Herausheben 
einer Art von Richtern ſei empfehlenswert, ſondern das 
Wegnehmen handwerksmäßiger Arbeit vom ordentlichen Rich⸗ 
ter in gehobener Stellung, den ſich der Redner als Einzel⸗ 
richter an Stelle der Landgerichte dachte. Hofrat Dr. Lutz 
vom Oberſten Gerichtshof in Wien berichtete über die Ent⸗ 
wicklung der öſterreichiſchen Gerichtsorganiſation, deren Er⸗ 
gebniſſe im weſentlichen den Referentenvorſchlägen recht gäben. 
LER. Runde, Lübeck, vertrat die Anſicht, daß neue Normen 
vielfach entbehrlich ſeien, wenn die beſtehenden von den Rich⸗ 
tern freier gehandhabt würden. Als Beiſpiele behandelte er 
die Eidesnot und die Vernehmung im Strafprozeß. Eide 
könnten auch jetzt ſchon vielfach erſpart werden, und das 
neuerdings geprieſene Kreuzverhör brauche man nicht ein⸗ 
zuführen, wenn der Vorſitzende den Staatsanwalt und den 
Verteidiger mehr zu Wort kommen laſſe, ohne doch die Lei⸗ 
tung der Verhandlung aus der Hand zu geben. Der frühere 
Reichsjuſtizminiſter Dr. Schiffer, Berlin, fand hohe Worte 
über die Art, wie der deutſche Richter an ſeine Aufgabe 
herantritt, das Volk mit ſeinem Rechte wieder in Einklang 
zu bringen, und ſtimmte mit den Vorrednern namentlich 
darin überein, daß dazu weniger die techniſche Durcharbeitung 
des Rechts als die Herausarbeitung der Richterperſönlichkeit 
geeignet ſei. Der Schlüſſel ſei im Worte Dr. Leebs „weni⸗ 
ger Richter für weniger Rechtsſachen“ zu finden. Schiffer 
empfahl die Annahme des von der Leitung vorgelegten Ent⸗ 
wurfs einer Entſchließung, die beraten und gegen wenige 
Stimmen angenommen wurde, nachdem noch LG Dir. Jena, 
Hannover, auf Verbeſſerung, Beſchleunigung und Verbilli⸗ 
gung der Rechtspflege hinauslaufende Einzelvorſchläge gemacht 
und vor Verſuchen gewarnt hatte, dem Volke den Rechtsweg 
allzuſehr einzuengen. Das könne die Michael⸗Kohlhaas⸗Natur 
im deutſchen Volke erwecken. 
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Die Entſchließung lautet: 

„Die Frage, ob eine grundlegende Juſtizreform in 
Deutſchland notwendig erſcheint, muß bejaht werden. 
Darunter iſt die Geſamtheit derjenigen Maßnahmen zu 
verſtehen, durch die planmäßig auf die für die jetzigen und 
kommenden Rechtsbedürfniſſe unſeres Volkes notwendige 
Hebung des deutſchen Rechtsweſens hingearbeitet werden 
ſoll. In erſter Linie muß hierzu ein für die neuen Er⸗ 
forderniſſe hinreichend vorgebildeter und ausgewählter 
Richterſtand in allen Inſtanzen vorhanden ſein, nicht min⸗ 
der iſt aber in der Vereinheitlichung des Rechtsweges 
fortzuſchreiten. Soweit nicht die Reichsgeſetzgebung hier 
einzugreifen vermag und die Juſtizhoheit noch bei den 
Ländern liegt, muß danach getrachtet werden, ein tunlichſt 
einheitliches Vorgehen in allen Punkten unter Vermittlung 
des Reiches durch Vereinbarung unter den Ländern zu er⸗ 
zielen. Der Deutſche Richterbund bietet hierzu ſeine Mit⸗ 
arbeit an und iſt bereit, Hand in Hand mit dem Deutſchen 
Anwaltverein, dem Deutſchen Notarverein und den Rechts⸗ 
fakultäten zu gehen. Bei der Aufſtellung von Richtlinien 
müſſen aber auch die übrigen Berufſtände herangezogen 
werden. In dieſem Sinne beauftragt der Deutſche Richter⸗ 
bund das Bundespräſidium, das Erforderliche in die Wege 
zu leiten.“ 

Ein ganz anderes Geſicht erhielten die Beratungen am 
zweiten Tag durch die Mitarbeit zweier Berichterſtatter, die 
nicht der Richterzunft angehörten. Das Thema hieß „Juſtiz 
und Preſſe“. Auch hier war durch ein gedrucktes Gutachten 
des LGDir. Dr. Hellwig, Potsdam, vorgearbeitet, das 
der Feſtnummer der DRZ. (September 1929) beilag. Es 
beleuchtet das Problem von der geſchichtlichen und der tech⸗ 
niſchen Seite, wägt die nützlichen und die ſchädlichen Ein⸗ 
wirkungen auf die Juſtiz gegeneinander ab und behandelt 
ſchließlich die geltende und die wünſchenswerte Regelung des 
Zuſammenwirkens der beiden Machtfaktoren. Die Beratung 
begann mit einem aufſchlußreichen Bericht des LGdDir. 
Dr. Winkler, Breslau, über die Einrichtung und Aus⸗ 
geſtaltung der preuß. Juſtizpreſſeſtellen. Seine Erfahrungen 
benutzte er zur Aufſtellung einer größeren Zahl von Leit⸗ 
fügen, deren Wiedergabe hier zu weit führen würde, deren 
Grundlage aber darin zuſammengefaßt wurde: „Das Ein⸗ 
gehen auf die Wünſche und Bedürfniſſe der Preſſe findet ſeine 
Grenze in der Verwirklichung des oberſten Grundſatzes pflicht- 
gemäßer, dem Zwecke möglichſt vollkommener Rechtsfindung 
dienender Arbeit der Rechtspflegeorgane.“ Demgegenüber wies 
Dr. Ernſt Feder, Berlin, auf die Bedürfniſſe der Gerichts⸗ 
berichterſtattung vom Standpunkte der Preſſe aus hin. Er 
beklagte insbeſ. die derzeit herrſchende Auslegung des § 193 
StGB. in ſeiner Anwendung auf die Preſſe. Er war mit 
dem Vorberichterſtatter darin einig, daß die Gerichtsbericht⸗ 
erſtattung niemals völlig objektiv ſein kann, widerſprach ihm 
aber darin, daß die Preſſe allgemein in der Fixigkeit, die 
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Juſtiz in der Richtigkeit überlegen ſei. Der Unterſchied be⸗ 
ſtehe nur in der beiderſeits angewendeten Methode und dem 
Tempo der Stellungnahme. Er gehe aus dem Unterſchied der 
Aufgaben hervor. Die Kritik der Preſſe an der Juſtiz liege 
in deren eigenſtem Intereſſe. Die Hauptquelle der Vertrauens⸗ 
kriſe werde verſtopft ſein, wenn das Bekenntnis des Richter⸗ 
vereins zur geltenden Staatsform die geſamte Rechtſprechung 
beherrſchen werde. In formvollendetem und eindringlichem 
Vortrag behandelte ſodann Prof. Dr. Dovifat, Berlin, 
ebenfalls an Hand einer Reihe von Leitſätzen, die Gerichts⸗ 
berichterſtattung und ihre praktiſchen Forderungen vom Stand⸗ 
punkte der hochſtehenden Preſſe aus, unter ſcharfer Ablehnung 
aller tendenziöſen und ſenſationellen Abirrungen. 

Auch die Ausſprache geſtaltete ſich durch die Perſon der 
Teilnehmer und der Verſchiedenartigkeit ihrer Ausgangs⸗ 
punkte lebhaft und intereſſant. Prof. Dr. Aſchaffenburg, 
Köln, wies auf die Gefahren der Preß⸗, namentlich der zu⸗ 
vor ſchon ausführlich erörterten Bildberichterſtattung in kri⸗ 
minalpſychologiſcher Richtung hin. LGDir. Dr. Weigert, 
Berlin, forderte von der Preſſe größeren Schutz des An⸗ 
ſehens der Gerichte und der Richterperſon, insbeſ. durch Ein⸗ 
gehen nicht allein auf den Richterſpruch, ſondern auch auf 
deſſen mitverkündete Gründe. MinR. im preuß. Juſt Min. 
Dr. Wirth berichtete über die Urſachen der Errichtung preuß. 
Juſtizpreſſeſtellen ſowie deren gegenwärtiges Arbeitsgebiet 
und umgrenzte die Aufgabe ihrer Leiter dahin, ehrliche Mak⸗ 
ler zwiſchen Juſtiz und Preſſe zu ſein. Fräulein GerAſſ. 
Dr. Munk, Berlin, hob einzelne Auswirkungen des be⸗ 
handelten Problems hervor. RA. Dr. Altertum, Berlin, 
ſchilderte die Zuſammenarbeit der Rechtsanwaltſchaft mit der 
Preſſe, die ebenfalls dazu geführt hat, Preſſeſtellen der An⸗ 
waltſchaft ins Leben zu rufen. 

Nach Schlußworten der Berichterſtatter war die Ver⸗ 
ſammlung mit ihrem Leiter darüber einverſtanden, daß es 
verfrüht ſei, jetzt ſchon über Leitſätze abzuſtimmen, und daß 
das Gute an der Sache das Zuſammentreten von Juſtiz und 
Preſſe ſowie die gegenſeitige offene Ausſprache geweſen ſei. 
LGPräſ. Grimm ſprach zuletzt unter begeiſterter Zuſtim⸗ 
mung der Anweſenden dem Bundesvorſitzenden den Dank der 
deutſchen Richter für die erfolgreiche Veranſtaltung und Lei⸗ 
tung des Richtertags, aber auch für all die hingebende und 
mühereiche Arbeit ſeit Übernahme des Vorſitzes im Richter⸗ 
bund aus. — 

Die Einkehr der deutſchen Richter in Köln war dank der 
Gaſtgeberin erfreulich und erquickend. Der Hauptwert des 
Richtertages liegt aber in der innerlichen Einkehr ſeiner Teil⸗ 
nehmer, in der Rechnungslegung des Richters vor ſich ſelbſt 
und ſeinem Stande, ferner in der Anknüpfung von Fäden, 
die ihm für die Zukunft den Vorwurf der Weltfremdheit er⸗ 
ſparen und das volle Vertrauen der Volksgenoſſen ein⸗ 
bringen mögen. 


Der 13. Deutſche Notartag. 
(Hamburg, 10. September 1929.) 
Von Geh. Juſtizrat Dr. Oberneck, Berlin. 


Vorſitzender: Geh R. Dr. Elze, Halle. 


GehJR. Dr. Oberneck, Berlin, als Schriftführer er⸗ 
ſtattete den Bericht, aus dem ſich ergab, daß der Deutſche 
Notarverein zirka 6200 Notare der deutſchen Länder zu ſei⸗ 
nen Mitgliedern zählt und fein Vermögen ſeit der Stabili⸗ 
ſierung der Mark einſchließlich des abgezweigten Unter⸗ 
ſtützungsfonds von 110000 % auf etwa 300 000 % zu be⸗ 
werten iſt. Der Verein bewegt ſich in aufſteigender Kurve. 

Die früheren Vorſtandsmitglieder wurden durch Akkla⸗ 
mation wiedergewählt. Neugewählt wurden IR. Bauer, 
Singen⸗Hohentwiel und Notar Dr. Wäntig, Hamburg. 

Vorträge: 1. Geh R. Dr. Oberneck „Uber den von 
ihm gefertigten Entwurf einer Reichsnotariatsordnung“. 

Dieſer Entwurf enthält 128 Paragraphen, iſt eingeteilt 
in vier Bücher: Das erſte Buch umfaßt die Notariats⸗ 


verfaſſung, das zweite das Beurkundungsverfahren, das dritte 
regelt die Stellung des Notars als Behörde in Nachlaß⸗ und 
Teilungsſachen, und das vierte Buch ordnet den inneren 
Dienſt, das Büroweſen. Die Gebühren werden in dem 
Notariatsgeſetz nicht geregelt, ſondern es wird auf eine be⸗ 
ſondere Gebührenordnung verwieſen. — Jedes Buch zerfällt 
wiederum in Teile und jeder Teil in Abſchnitte. 

Das erſte Buch enthält die Notariatsverfaſſung. Der 
erſte Teil desſelben behandelt die Verleihung und das Er⸗ 
löſchen des Amtes eines Notars. Der erſte Abſchnitt betrifft 
die Verleihung ſelbſt, die Erforderniſſe der Verleihung, das 
Verbot der Vereinigung von Amtern, die Zahl der Notare, 
die Form der Ernennung, den Antritt des Amtes, die Eides⸗ 
leiſtung und die Eidesformel, die Niederlegung der Unter⸗ 
ſchrift, die Geſtaltung des Dienſtſiegels oder Dienſtſtempels, 
die Veröffentlichung der Ernennung im Reichsjuſtizminiſterial⸗ 
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blatt, die Sprechtage, das Amtsſchild und die Ausſchließlich⸗ 
keit des Dienſtes. Der zweite Abſchnitt enthält die Beſtim⸗ 
mungen über Urlaub und Vertretung, der dritte Abſchnitt das 
Erlöſchen des Amtes einſchließlich der vorläufigen Amts⸗ 
enthebung und der Verwahrungspflicht des Amtsgerichts. 
Daran ſchließt ſich im zweiten Teil die Ordnung der Ein⸗ 
richtung der Notariatskammern. 

Der dritte Teil des erſten Buches beſchäftigt ſich mit den 
Vorſchriften über die Dienſtaufſicht und das Dienſtſtrafrecht, 
und zwar der erſte Abſchnitt mit dem Dienſtaufſichtsrecht, der 
zweite mit dem Dienſtſtrafrecht. 

Der vierte Teil des erſten Buches behandelt die Ver⸗ 
ſorgung der Notare, und der fünfte Teil regelt die Stellung 
der Notariatsgehilfen. 

Das erſte Buch umfaßt 44 Paragraphen. 

Von weſentlicher Bedeutung für die Notariatsverfaſſung 
iſt es, daß grundſätzlich die Notare die Träger des Be⸗ 
Urkundungsweſens ſein ſollen und die Vorausſetzung ihrer 
Ernennung Richterqualität erfordert. Die wohlerworbenen 
Rechte der württembergiſchen Bezirksnotare werden durch 
Übergangsbeſtimmungen gewahrt. Die Notare bilden zwar 
nach dem Entwurf nicht einen freien Beruf wie die Anwälte, 
ſondern ſind nach dem Vorbild der preußiſchen Regelung un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte, die auf Sporteln angewieſen ſind. 
Dagegen haben ſie nicht wie in Bayern die Eigenſchaft einer 
Behörde und ſind nicht Organe der Staatsverwaltung. Das 
Notariat iſt eine auf die Perſon abgeſtellte Befugnis zur 
öffentlichen Beurkundung und iſt deshalb hinſichtlich der 
Beamtenqualität bei weitem freier geſtaltet als das eigent⸗ 
liche Beamtentum, es fehlt die Altersgrenze, es fehlt die 
Möglichkeit einer Verſetzung, die Gebühren gehören aus⸗ 
ſchließlich dem Notar ſelbſt, ſie dürfen, abgeſehen von der 
Einkommenſteuer, nicht zu einer fiskaliſchen Steuerquelle ge⸗ 
macht werden, ferner wird das Aufſichts⸗ und Diſziplinarrecht 
durch den Einfluß der Notariatskammer beſchränkt und die 
Diſziplinargerichtshöfe in der Mehrzahl ihrer Mitglieder mit 
Notaren beſetzt. Auch bei der Ernennung zum Notar hat die 
Notariatskammer mitzuwirken. 

Dieſes Amt kann nach dem Entwurf grundſätzlich 
nicht mit der Anwaltſchaft, auch nicht mit einem beſoldeten 
Staatsamt, abgeſehen von dem eines Miniſters oder Hoch⸗ 
ſchullehrers, auch nicht mit einem beſoldeten Gemeindeamt, 
Handels⸗ bzw. Gewerbekammerſyndikat, auch nicht mit der 
Geſchäftsführung einer Handels- oder Erwerbsgeſellſchaft oder 
mit dem Betrieb eines Handels oder Gewerbes verbunden, 
werden. Auch penſionierte Beamte dürfen nicht zu Notaren 
ernannt werden. 

HPinſichtlich der Verbindung mit der Anwaltſchaft wird 
jedoch ein landesrechtlicher Vorbehalt gemacht, und zwar mit 
Rücksicht auf den Umſtand, daß das Rechtsanwaltsnotariat 
überwiegend in Preußen und Mitteldeutſchland vorhanden iſt. 
Bei der Überfüllung der Rechtsanwaltſchaft wird der jetzt 
geltende Zuſtand, namentlich in Preußen und Sachſen, dahin 
führen müſſen, daß die bereits eingetretene Überfüllung der 
Rechtsanwaltſchaft auch die beklagenswerte Überfüllung des 
Notariats immer mehr und mehr herbeiführen wird. Wenn 
die Rechtsanwaltſchaft auf Maßregeln gegen die Überfüllung 
ſeit Jahr und Tag bedacht iſt, ſo wird die Sorge hinſichtlich 
der Überfüllung des Notariats unbedingt auf Mittel gegen 
Abſtellung dieſes Zuſtandes führen müſſen. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß gerade die Überfüllungsfrage zu einer Tren⸗ 
nung des Notariats vou der Anwaltſchaft führen wird. Über 
dieſen Rechtsſtoff beſteht ja ſeit beinahe mehr als hundert 
Jahren eine außerordentlich umfaſſende, umfangreiche Lite⸗ 
ratur. Es kann an dieſer Stelle des näheren auf dieſe 
Frage nicht eingegangen werden. Es wird Sache der Kommiſ⸗ 
ſion fein, zu diefer Frage grundſätzlich Stellung zu nehmen. 

Wird der 83 des Entwurfs angenommen werden, fo 
wird dadurch zugleich die Frage der Überfüllung des Nota⸗ 
riats geregelt. Nach dieſer Beſtimmung iſt die Zahl der 
Notare eine geſchloſſene, und ſie wird nach Eingang des Gut⸗ 
achtens der Notariatskammer für jeden Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk von dem Oberlandesgerichtspräſidenten auf drei Jahre 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes beſtimmt. Dieſe Anzahl darf 
innerhalb der dreijährigen Periode nur ausnahmsweiſe aus 
beſonderen Gründen nach Anhörung der Notariatskammer 
überſchritten werden. Die Bewerber um das Notariat haben 
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fich in eine von dem Oberlandesgerichtspräſidenten aufzuftel- 
lende Liſte einzutragen und ſind unbedingt in der Reihen⸗ 
folge der Eintragungen zu Notaren zu ernennen, falls die 
ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen vorliegen. Ausnahmen 
von dieſer Reihenfolge find unzuläſſig. 

Die Ernennung zum Notar erfolgt auf Grund der Vor⸗ 
ſchläge der Notariatskammer und des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten nach Prüfung des Reichsjuſtizminiſters, durch den 
Reichspräſidenten. Auf dieſe Weiſe ſoll klargeſtellt werden, 
daß es keinen Landesnotar mehr gibt, ſondern nur einen 
Reichsnotar. Bei den Vorſchriften über das Erlöſchen des 
Notariats iſt beſtimmt, daß das Amt des Notars erliſcht 
durch den Eintritt in die Rechtsanwaltſchaft, ſoweit nicht nach 
landesrechtlichem Vorbehalt die Verbindung zwiſchen Anwalt⸗ 
ſchaft und Notariat zuläſſig iſt. Ferner tritt kraft Geſetzes 
die Beendigung des Amtes ein durch den Übertritt zu einem 
mit dem Notariat nicht zu vereinbarenden Wirkungskreis 
gemäß § 2 des Entwurfes, d. h. alſo, ſobald der Notar ein 
beſoldetes Staats⸗ oder Gemeindeamt, ein Handels- oder Ge⸗ 
werbekammerſyndikat oder die Geſchäftsführung einer Han⸗ 
dels⸗ oder Erwerbsgeſellſchaft oder den Betrieb eines Han⸗ 
dels oder Gewerbes übernimmt. 

Auch das Dienſtaufſichtsrecht im dritten Teil des erſten 
Buches lehnt ſich an das beſtehende Recht an. Das Dienſt⸗ 
ſtrafrecht ſoll mit Rückſicht darauf, daß ein Reichsbeamten⸗ 
geſetz bereits im Entwurfe vorliegt und vorausſichtlich in den 
nächſten Jahren Geſetz werden wird, hauptſächlich durch Hin⸗ 
weis auf dieſes geregelt werden, in der Annahme, daß auch, 
die Notare als Beamte in dieſem Reichsbeamtengeſetz Berück⸗ 
ſichtigung finden. Weſentlich beeinflußt wird aber das 
künftige Reichsbeamtengeſetz durch die Vorſchrift des Ent⸗ 
wurfes, daß Diſziplinarkammer und Diſziplinarhof in ihrer 
Mehrzahl mit Notaren beſetzt ſein müſſen. 

Was die Notariatsgehilfen betrifft, ſo ſteht der 
Entwurf auf dem Standpunkt, daß ihre Anſtellung auf rein 
privatem Dienſtverhältnis beruhen muß, wie es auch z. Z. 
überwiegend in Deutſchland der Fall iſt. 

Die Verſorgung der Notare und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen iſt in der Weiſe vorgeſehen, daß nach der Ver⸗ 
kündung des Notariatsgeſetzes die Notare Mitglieder einer 
noch zu beſtimmenden Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe werden müſſen und daß die künftigen Notare Mit⸗ 
glieder dieſer Kaſſe automatiſch mit ihrer Ernennung werden. 
Gelder, welche auf Grund der Verhängung von Zwangs⸗ 
ſtrafen, Ordnungsſtrafen oder Diſziplinarſtrafen gegen Notare 
eingehen, ſind dieſer Kaſſe zuzuwenden. Das Nähere bleibt 
den Reichsvollzugsvorſchriften überlaſſen. Der hier zur Gel⸗ 
tung gebrachte Gedanke einer Zwangsruhegehaltskaſſe iſt ja 
kein neuer. 

Das zweite Buch des Entwurfs beſchäftigt ſich mit dem 
Beurkundungsverfahren. Es zerfällt in zwei Teile. 
Der erſte Teil enthält die allgemeinen Beſtimmungen, nament⸗ 
lich diejenigen über die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit, über 
die Begriffe der mitwirkenden Perſonen und der Beteiligten, 
über die Urkundspflicht im allgemeinen, über Ort und Zeit 
ihrer Ausübung, über das Armenrecht, über die Pflichten zur 
Belehrung, zur Verſchwiegenheit, zur wahrheitsgetreuen Be⸗ 
urkundung und über das Urkundsverbot, insbeſ. über die 
Ausſchließungsgründe. 

Bez. des erſten Abſchnitts dieſes Teils iſt hervorzuheben: 

Der Wirkungskreis der Notare, alſo die ſachliche 
Zuſtändigkeit, iſt ſo ausgeſtaltet, daß die deutſchen Notare 
zur Aufnahme derjenigen Urkunden, die dem gerichtlichen oder 
notariellen Formzwang unterliegen, möglichſt ausſchließlich 
zuſtändig ſind. Es iſt ähnlich geregelt, wie z. B. in Bayern 
und im Rheinland. 

Ob die amtliche Verwahrung von Teſtamenten 
und Erbverträgen den Notaren anzuvertrauen iſt, bedarf 
beſonderer Prüfung in der Kommiſſion. Im Entwurfe iſt 
zunächſt nur ein landesrechtlicher Vorbehalt hinſichtlich dieſer 
Frage gemacht. 

Auch die örtliche Zuſtändigkeit iſt im Entwurf 
anders geregelt, als nach dem geltenden Geſetz. Der deutſche 
Notar ſoll allerdings, um jede unlautere Konkurrenz zu ver⸗ 
meiden, nur an ſeinem Amtsſitze beurkunden, aber die Über⸗ 
ſchreitung dieſer örtlichen Grenze ſoll der Urkunde ihren 
öffentlichen Charakter nicht nehmen. Ferner ſoll der deutſche 
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Notar nicht mehr wie bisher für den Bezirk eines beſtimmten 
Oberlandesgerichts oder Landgerichts oder des ganzen Landes 
beſtellt werden, ſondern er ſoll Reichs notar und ſomit an 
ſich im ganzen Gebiete des Deutſchen Reiches zuſtändig ſein. 
Es ſoll nicht mehr die Zuſtändigkeit an der Grenze eines der 
Länder des Deutſchen Reiches haltmachen, wie es jetzt der 
Fall iſt. Daraus folgt, daß der Notar, wenn er außerhalb 
ſeines Amtsſitzes beurkundet hat, ſich zwar difziplinariſch 
ſtrafbar macht, der Urkundsakt ſelbſt aber gültig bleibt, wäh⸗ 
rend er nach geltendem Recht nichtig iſt. 

Darüber hinaus muß die örtliche Zuſtändigkeit noch er⸗ 
weitert werden. Die heutige Grenzpolitik läßt ſich bei den 
gegenwärtigen Verbindungsmitteln nicht mehr aufrechterhalten. 
Wenn wir die Leiſtungen unſerer Eiſenbahn, unſerer See⸗ 
und Luftſchiffahrt betrachten, die die Grenzen der Länder und 
Reiche miteinander auf das engſte verbinden, ſo darf die ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit des Notars auch nicht unbedingt mit der 
Grenze des Deutſchen Reiches abſchließen. Mindeſtens muß 
fie inſofern erweitert werden, als die Urkundsakte, die deutſche 
Staatsangehörige aufnehmen laſſen wollen, von einem Reichs⸗ 
notar auch außerhalb Deutſchlands beurkundet werden dür⸗ 
fen. In ſolchen Fällen iſt auch die Überſchreitung des Amts⸗ 
ſitzes jederzeit erlaubt. Es iſt nicht recht zu verſtehen, warum 
nicht z. B. auf einer Seefahrt nach New Pork deutſche Staats⸗ 
angehörige, die auf dem Schiffe ſich befinden, ihre Rechts⸗ 
angelegenheiten durch einen ebendaſelbſt mitfahrenden Reichs- 
notar ſollten beurkunden laſſen. Auf dieſem Gebiete iſt noch 
ein weites Feld für internationale Abkommen oder Staats⸗ 
verträge, durch welche ein deutſcher Notar ganz allgemein 
im Auslande oder ein ausländiſcher Notar im Inlande Ur⸗ 
kunden aufnehmen darf. 

Der zweite Abſchnitt der allgemeinen Beſtimmungen 
über das Beurkundungsverfahren beſchäftigt ſich zunachſt mit 
der Feſtſtellung der Begriffe der mitwirkenden Per⸗ 
ſonen und der Beteiligten. Dadurch ſoll das Gebiet 
der Ausſchließungsgründe, das nach geltendem Recht ein ſehr 
ſchwer zu durchſchreitendes iſt, ſtark in der Richtung beeinflußt 
werden, daß die verwickelten Ausſchließungsgründe erheblich 
vereinfacht werden. 

Es müſſen bei einer Anderung der Geſetzgebung klare 
Verhältniſſe geſchaffen werden. Der Begriff „des Beteiligten“ 
muß für alle Fälle der Beurkundung einheitlich feſt⸗ 
geſtellt werden. Es muß alſo der Unterſchied bei der Be⸗ 
urkundung von Rechtsgeſchäften und Nichtrechtsgeſchäften weg⸗ 
fallen. Dies iſt vor allem zum Schutze der Bevölkerung not⸗ 
wendig, damit dieſe nicht wegen eines Fehlers des Notars 
und der damit zuſammenhängenden Nichtigkeit des Urkunds⸗ 
akts erheblich geſchädigt wird. Es muß grundſätzlich daran 
feſtgehalten werden, daß die Gültigkeit der notariellen Be⸗ 
urkundungen und deren Übertretung ſo wenig wie möglich 
durch Formalvorſchriften beeinflußt wird. 

Die von der beſtehenden Geſetzgebung gebotene Zuziehung 
eines zweiten Notars oder zweier Zeugen bei der Aufnahme 
gewiſſer Notariatsurkunden wird im Entwurf als eine un⸗ 
nütze, die Bevölkerung beläſtigende Formalität abgeſchafft. 
Dies bezieht ſich nicht nur auf die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften unter Lebenden, ſondern auch auf Verfügungen von 
Todes wegen, wie Teſtamente und Erbverträge. Inſofern 
muß das BGB. geändert werden. 

Keiner wird der Abſchaffung dieſer Einrichtung der 
Zeugenzuziehung eine Träne nachweinen. Der Zweck der 
Zuziehung der Zeugen beſteht darin, die erfolgte Vorleſung, 
Genehmigung und Unterſchreibung des Protokolls zu über⸗ 
wachen und bei Verfügung von Todes wegen ſogar Wächter 
der ganzen Verhandlung zu ſein. Dieſes Mißtrauen gegen 
die Notare, das vielleicht bei den römiſchen tabelliones, die 
nicht die Eigenſchaft von öffentlichen Beamten hatten, geboten 
war und vielleicht auch noch im Mittelalter bei der Auf⸗ 
nahme des Notariats in Deutſchland, zu einer Zeit, als die 
Notare noch nicht die Vertrauensſtellung und Vorbildung 
hatten wie heute, iſt für das heutige Notariat völlig un⸗ 
begründet und zwecklos. 


Man muß ſich nur fragen, ob durch die Zuziehung von A 
Zeugen eine Kontrolle des Notars Hinfichtlich feiner Bes 
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noch Zeugen oder einen zweiten Notar an die Seite ſetzen 
will, ſo erſcheint dies unnatürlich. Vertraut ſich der Be⸗ 
teiligte dem Notar an, ſo iſt es ein Widerſpruch, wenn er 
andererſeits wieder Mißtrauen gegen deſſen Pflichttreue haben 
wollte. Die auch ſchon bisher harmloſe Zuziehung von 
Zeugen kann nur als eine leere, bedeutungsloſe Förmlichkeit 
bezeichnet werden, welche nach den praktiſchen Erfahrungen 
den Notar auch nicht der geringſten Kontrolle unterwirft. 
In der Regel werden Portierleute oder ſonſt einfache Leute 
zu dem Urkundsakt hinzugezogen, die gar nicht in der Lage 
ſind, bei der Vorleſung des Aktes den Inhalt desſelben zu 
verſtehen. Bei Teſtamenten vermeiden es die Beteiligten, in 
Gegenwart der Zeugen das Teſtament mündlich aufnehmen 
zu laſſen. Gerade die Gegenwart der Zeugen, denen ſie den 
Inhalt des Teſtaments nicht offenbaren wollen, veranlaßt 
ſie bei der Teſtamentserrichtung zur Übergabe einer ver⸗ 
ſchloſſenen Schrift. Derſelbe Zuſtand ergibt ſich bei der Auf⸗ 
nahme von Urkunden von gebrechlichen Perſonen, wie Blin⸗ 
den, Tauben, Taubſtummen uſw. Nur wenn Umſtände vor⸗ 
liegen, die nach dem freien Ermeſſen des Notars Veranlaſſung 
geben, zu ſeiner eigenen Sicherheit Zeugen zuzuziehen oder 
wenn die Beteiligten nach Rückſprache mit dem Notar 
eine ſolche Zuziehung für wünſchenswert halten, kann der 
Notar Zeugen zuziehen. 

Demgemäß iſt im § 66 von der Zuziehung von Zeugen 
grundſätzlich Abſtand genommen worden. 

Die 8$ 66, 67 beſtimmen folgendes: 

Was die Form der Beurkundung betrifft, fo unterſcheidet 
der Entwurf zwiſchen Beurkundungen in und ohne Pro⸗ 
tokollform. 

Die Regel iſt die Aufnahme von Urkundsakten in 
Protokollform. Die Ausnahme von dieſer Regel 
durch Beurkundung ohne Protokollform ſchließt ſich 
dem geltenden Recht an. Sie betrifft hauptſächlich die Be⸗ 
glaubigung von Unterſchriften, Abſchriftsbeglaubigungen, Zu⸗ 
ſtellungen, Zeugniſſe, Wechjel- und Scheckproteſte. 

Die übrigen Abſchnitte des zweiten Buches weichen von 
dem geltenden Rechte nur in unweſentlichen Punkten ab. 
Eine Streitfrage wird poſitiv entſchieden, nämlich das 
Recht des Vollſtreckungsgläubigers auf Erteilung einer Aus⸗ 
fertigung bzw. vollſtreckbaren Ausfertigung des Notariatsakts. 

Das dritte Buch bezieht ſich auf die Stellung des Notars 
in Nachlaß⸗ und Teilungsſachen. In dem Entwurf 
find zunächſt nur die Vorſchriften des Pr GG. Art. 21—28 
aufgenommen. Hier wird es Gegenſtand der Kommiſſions⸗ 
beratungen ſein, inwieweit die Betätigung des Notars auf 
dieſem Rechtsgebiete erweitert werden ſoll. Von Wichtigkeit 
iſt es, daß der Notar im Gegenſatz zu ſeiner ſonſtigen Stel⸗ 
lung hier die Stellung einer Behörde einnimmt. 

Das vierte Buch betrifft den inneren Dienſt des Notars, 
enthält demnach Vorſchriften über die Führung von Nota⸗ 
riats⸗ oder Geſchäftsregiſtern, über das Ver⸗ 
wahrungsbuch, über die Anlegung der Notariatsakten, 
der Wechſel⸗ und Scheckproteſtſammelakten und ähnliches. Ab⸗ 
geſehen von einigen grundlegenden Beſtimmungen über das 
Notariatsregiſter und das Verwahrungsbuch ſoll das Nähere 
den Vollzugs⸗ und Ausführungsbeſtimmungen überlaſſen 
werden. 

Der Entwurf ſchließt mit Ubergangsvorſchriften, 
die namentlich die Rechte der württembergiſchen Bezirksnotare 
und der bayeriſchen Notariatsgehilfen, die ſie zur Zeit des 
Inkrafttretens des neuen Geſetzes haben, wahren. 

Der Vortragende ſchloß mit folgenden Worten: 

„Meine Herren Kollegen! Der von mir verfaßte Ent⸗ 
wurf iſt ein ſogenannter Rohentwurf. Die Kommiſſion kann 
ihn abändern, ihn ganz umwerfen und einen neuen, beſſeren 
abfaſſen. Mir genügt es, hierzu eine Anregung gegeben 
zu haben. Weſentlich iſt nur, daß im Intereſſe des Notar⸗ 
ſtandes und der Bevölkerung und vor allem auch im Inter⸗ 
eſſe eines einheitlichen Rechtsweſens für das deutſche Vater⸗ 


land Zweckdienliches geſchaffen wird. Die Perſon hat hinter 


die Sache zu treten.“ 
2. Notar Dr. Curt Callmann, Berlin, „Bericht über 


urkundung gewährt wird. Dieſe Frage iſt unbedingt zu ver⸗ den Entwurf einer Reichsnotariatsgebühren⸗ 


neinen. Wenn ein Beteiligter dem durch ſein Vertrauen er⸗ 
wählten Notar zur Überwachung der Amtstätigkeit desselben 


ordnung“ (RNotGeb O.). Hierbei legte er den von ihm 
gefertigten (dritten) Geſetzentwurf zugrunde. 
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Die Vorfrage, ob das Geſetz wie bisher auf ein GKG. 
Bezug nehmen dürfe, verneinte er. Es liege vielmehr 
in der Natur der Sache, daß die RNot Geb. ſämt⸗ 
liche Gebühren ohne jede Bezugnahme auf ein 
GKG. ſelbſt regele, weil mindeſtens ſeit langen Jahr⸗ 
zehnten die überwiegendſte Mehrzahl der Urkunden, deren 
Gebühren in den jetzigen 88 32—54 PrKG. geregelt feien, 
von den Notaren, und nicht von den Gerichten aufgenommen 
würden. Das GKG. könne auf die RNotGebO. Bezug neh⸗ 
men und die in Frage kommenden Vorſchriften wiederholen. 

im übrigen enthalte der Entwurf eine Vorſchrift, die ver⸗ 
hindern ſolle, daß andere Urkundsſtellen geringere Gebühren 
berechnen als die Notare. — Das neue Geſetz müſſe ſo be⸗ 
ſchaffen fein, daß man es nach kurzer Durchſicht jo- 
gleich anwenden und auch der Laie ſich darin zurecht⸗ 
finden könne, denn bei der bisherigen Methode würde die 
Einarbeitung in die neuen Vorſchriften dazu führen, daß viele 
Tauſende von Arbeitsſtunden volkswirtſchaftlich verloren ſeien. 
Die Erreichung dieſes Zweckes der Vereinfachung ſei in dem 
Entwurf Callmann dadurch verſucht worden, daß das 
Geſetz in nur 25 Paragraphen lediglich die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, einſchließlich der bisher in dem PrGKG. auf⸗ 
geführten, enthalte, während alle Einzelheiten im Anhange 
geregelt ſeien, und zwar in einem alphabetiſch geord⸗ 
neten Werttarif und in einem alphabetiſch ge⸗ 
ordneten Gebührentarif, ähnlich wie in der Sächſ⸗ 
NotGebO. und in dem PrStempStG. Der Werttarif beſtehe 
einſchließlich der Verweiſungen aus 43 Tarifnummern, der 
Gebührentarif aus 80 
Die Höhe der Gebühren ſollte ſo beſchaffen ſein, daß 
ſie kein ſo großes Hemmnis mehr bilde wie jetzt, wenn es 
ſich darum handele, auch einen nicht formbedürftigen Ver⸗ 
trag mit größeren Objekten durch den Notar aufnehmen oder 
entwerfen zu laſſen. Dagegen würden bei den unteren und 
mittleren Stufen einer mäßigen Gebührenerhöhung Bedenken 
nicht entgegenſtehen. Zu niedrig dürfe in dieſen Stufen die 
volle Gebühr nicht werden, denn die hohen Stufen, die bei 
dem Pauſchalierungsſyſtem den Ausgleich bringen ſollten, 
brächten ihn nicht, weil ſie für die überwiegende Mehrzahl 
der Notare die ſehr ſeltene Ausnahme bilden. Die gleichen 
Geſichtspunkte gälten auch für die Einnahmen der Gerichts⸗ 
kaſſen, die ſich wohl zu 80 —900% aus mittleren und unteren 
Objekten rekrutieren. In dieſer richtigen Erkenntnis ſei des⸗ 
halb bei der RAGebO. die Herabſetzung der Gebühren im 
Jahre 1927 nur bei den hohen Objekten vorgenommen wor⸗ 
den. Es ſei zweckmäßig, die Notariatsgebühren an den 
Tarif der Anwaltsgebühren anzulehnen und nach 
Bruchteilen von dieſem zu beſtimmen. Das ſei in dem Ent⸗ 
wurf Callmann verſucht worden, wobei die ungefähre Höhe 
der jetzigen preuß. Gebühren zugrunde gelegt ſei. 

5 Aus den Einzelheiten hob Herr Dr. Callmann u. a. 
ervor: 

Man ſei ſich darüber einig, daß eine Vereinbarung 
von Gebühren „nach unten“ ausdrücklich für nichtig erklärt 
werden ſolle. Im übrigen beſtänden drei Anſichten: jede 
Vereinbarung, auch die nach oben, zu verbieten; jede Ver⸗ 
einbarung nach oben zu geſtatten, und zwar entweder in den 
bisherigen Fällen des § 26 NotGebD. oder ganz generell; 
und ſchließlich für gewiſſe Geſchäfte Rahmengebühren zu 
ſchaffen, die ja allerdings eine geſetzliche Gebühr mit dehn⸗ 
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barer Höhe darſtellten. Herr Dr. Callmann begründete 
eingehend und überzeugend die Forderung, daß die Ver⸗ 
einbarungsmöglichkeit nach oben, insbeſondere für beſonders 
ſchwierige Bearbeitungen, erhalten bleiben müſſe, und zwar 
ganz generell und unter Abſchaffung der Schriftform. 
Rahmengebühren ſeien wegen der Gefahr der Unter⸗ 
bietung abzulehnen. — Im Falle des Armenrechts ſolle 
die Reichskaſſe die Hälfte der Gebühren erſtatten. — Sämt⸗ 
liche Vergütungen der Notare ſollen durch Vermittlung des 
LGPräſ. im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden können. 

Bezüglich der Werte ſei eine Verweiſung auf Vor⸗ 
ſchriften der RAbgO., der ZPO. und des deutſchen GKG. in 
dem Entwurf vorgenommen, ſoweit dies zweckmäßig und 
möglich ſei. Die Vorſchriften der 88 137—161 RAbgdoO. ſeien 
aber hierfür ganz ungeeignet, weil man es dort meiſt mit 
abgewickelten Rechtsverhältniſſen zu tun habe, im Ur⸗ 
kundsrecht dagegen meiſt mit erſt zu begründenden und 
ferner weil die Vorſchriften der RAbgO. rechneriſch meiſt zu 
kompliziert ſeien. — Die Vorſchrift des bisherigen $ 22 Pr⸗ 
GKG. ſei beibehalten, nur ſei die Faſſung des Abſ. 2 klarer 
geſtaltet. Die bisherige Handhabung dieſer Vorſchrift in der 
Rechtſprechung habe in den Reihen der Notare ſehr viel 
Verärgerung hervorgerufen; denn während es der Sinn 
der Beſtimmung ſei, bei nicht feſtſtehenden Werten erſt nach 
genügenden Anhaltspunkten zu ſuchen und den Wert dann 
gemäß § 18 Abſ. 2 PrGKG. „nach freiem Ermeſſen“ feſt⸗ 
zuſetzen, neigten Rechtſprechung und Notariatsprüfungsbeamte 
vielfach dazu, die Werte immer ſchon dann nach § 22 Abſ. 2 
anzunehmen, wenn ſie nicht zahlenmäßig genau feſtſtänden. 

Von den Gebührenſätzen wurde hervorgehoben: 

Bei Beurkundung von Generalverſammlungen 
über Regularien ſei ein Höchſtwert oder eine Höchſtgebühr 
einzuführen. — Bei Kapitalherabſetzungen erſcheine 
eine Ermäßigung des Gebührenſatzes wünſchenswert. — An⸗ 
träge auf Legaliſation dürften keine Nebengeſchäfte mehr 
bilden. — Die Erhebungsgebühr ſei der der RAGebO. anzu⸗ 
gleichen. — Bei Teſtamenten ſei die Gebühr von 2% 
mit Rückſicht auf die beſonders hohe Regreßgefahr zwar an⸗ 
gemeſſen; es erſcheine aber die Herabſetzung auf die Hälfte 
zweckmäßig, weil jetzt in großem Umfange zwecks Koſten⸗ 
erſparnis die Teſtamente privatſchriftlich gemacht würden und 
einen erheblichen Prozentſatz ungültiger Teſtamente auf⸗ 
wieſen. — Dagegen ſei die Gebühr für den Antrag bei 
zweiſeitigen Verträgen auf 2% heraufzuſetzen; der 
jetzige Satz von 9 ſtelle eine Unbilligkeit und Inkonſequenz 
des Geſßetzgebers dar, denn die Offerte enthalte gewöhnlich 
ſchon den Vertrag, für deſſen Entwurf ja ſonſt 8 9 NotGebd. 
die volle Gebühr zubilligt. Auch beſtehe bei einſeitigen 
Verträgen eine Ermäßigungsvorſchrift im Falle der Tren⸗ 
nung von Offerte und Annahme ebenfalls nicht. Überdies 
ſei die Regreßgefahr bei der Offerte größer, als bei dem 
Vertrage ſelbſt. — 

Die Frage der Abführung der Gebühren an die 
Staatskaſſe in einzelnen deutſchen Ländern könne nur in den 
Notariatsverfaſſungen geregelt werden. Aber auch hier ſei 
eine einheitliche deutſche Notariatsverfaſſung, die auf Ab⸗ 
führung von Gebühren verzichte, das erſtrebenswerte Ziel. 

Beide Vorträge wurden mit ſtarkem Beifall aufgenommen. 


Leſtſchriſten. 


Zum Anwaltstage. 


Die Anwaltſchaft.) 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedlaender, München. 


„In einer Tageszeitung las ich kürzlich einen geiſtvollen 
kleinen Aufſatz darüber, daß viel zu wenig Bücher ge⸗ 
ſchrieben werden. Der ſcheinbar paradoxe Ausſpruch enthält 

1) IR. Dr. Julius Magnus: Die Rechtsanwaltſchaft. 


W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig 1929. (XII u. 536 S.) Geb. 
Preis 10 46. 


einen wahren Kern. Es iſt erſtaunlich, wie viele Gebiete 
der Wiſſenſchaft immer noch ganz oder faſt ganz unbeackert, 
wie viele Bücher, die geſchrieben ſein ſollten, noch un⸗ 
geſchrieben ſind. 


Zu dieſen ungeſchriebenen Büchern gehörte bisher ein 
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gaben und Bedeutung der Rechtsanwaltſchaft in allen Kultur⸗ 
ſtaaten der Welt. Einen Anfang hatte Magnus fon 
i. J. 1922 gemacht: zur Feier des für dieſes Jahr nach 
Hamburg einberufenen Anwaltstages erſchien unter ſeiner 
Führung in ZW. 1922, 1270 ff. eine Reihe von Aufſätzen 
über die Anwaltſchaft zahlreicher Länder, und i. J. 1925 gab 
Magnus in der „Schriftenreihe des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins“ eine erweiterte Sammlung ſolcher Einzelaufſätze 
heraus: ein Büchlein von 160 Seiten, das ſich, abgeſehen 
von einem Artikel über Argentinien, auf die Darſtellung euro- 
päiſcher Verhältniſſe beſchränkte. Der Hamburger Anwalts⸗ 
tag mußte i. J. 1922 wegen der beginnenden Hochinflation 
in letzter Stunde abgeſagt werden. Erſt jetzt, i. J. 1929, 
konnte er ſtattfinden. Und nun erſchien aus dem gleichen 
Anlaß, mit dem ſich die Feier des 50jährigen Jubiläums 
der Reichsjuſtizgeſetze und der freien Advokatur vereinte, ein 
umfaſſendes, völlig neu bearbeitetes Werk von mehr als 
dreifachem Umfang, das zwar den beſcheidenen Titel des 
Büchleins von 1925 beibehielt, aber in Wahrheit einen kurzen 
Überblick über Leben und Wirken, Rechte und Pflichten der 
Anwaltſchaft des ganzen Erdballs bietet. 

Dieſes überaus anregende, bunte und intereſſante Bild 
wird uns aber nicht von einem Geſchichtsſchreiber gegeben, 
der das Material bei anderen geſammelt hat: mehr als 
50 verſchiedene Federn waren hier am Werke, und faſt aus⸗ 
nahmslos ſind die Darſtellungen von hervorragenden ein⸗ 
heimiſchen Advokaten der betreffenden Länder geſchrieben. 
Schon dieſer Umſtand verleiht dem Buch einen eigenartigen 
Reiz und gibt ſeinen einzelnen Teilen Charakter und Farbe. 
Ohne dieſe Arbeitsteilung wäre es auch gar nicht möglich 
geweſen, dem Grundgedanken des Werkes gerecht zu werden, 
den Magnus durch das Motto des Buches andeutet, durch 
die Schillerſchen Worte: 


Willſt du dich ſelber erkennen, ſo ſieh, wie die andern es treiben; 
Willſt du die andern verſtehn, blick in dein eigenes Herz. 

Gerade in einer Zeit, in der ſich alles in Gärung be⸗ 
findet, in der auch die Rechtspflege und insbeſondere die 
Anwaltſchaft Kriſen und Wandlungen ausgeſetzt iſt, iſt es 
von größter Bedeutung, daß wir den Glauben aufgeben, die 
Welt höre — ſei es auch nur für den einzelnen Stand — 
bei den Grenzpfählen unſeres Landes auf, daß wir wiſſen, 
wie es jenſeits dieſer Pfähle, auch jenſeits der Meere und 
in fernen Zonen ausfieht, daß wir voneinander lernen und 
uns einander nähern, ſtatt kurzſichtig und ſelbſtgefällig unſer 
Blickfeld zu beſchränken. Dieſe Mahnung leſe ich zwiſchen 
den Zeilen dieſes Buches, und ſie gilt gewiß nicht nur der 
deutſchen Rechtsanwaltſchaft. Denn wie dieſes Buch in 
allen Teilen der Kulturwelt geſchrieben worden iſt, ſo iſt es 
auch für die Anwälte aller Kulturſtaaten beſtimmt, und 
Schillers Worte können und ſollen jenſeits der Meere nicht 
minder verſtanden und beherzigt werden wie in Europa. 


Aber gibt es denn wirklich ſchon einen Welttypus „An⸗ 
walt“, gibt es in allen Kulturſtaaten von Belang einen 
Stand, der in den Grundzügen dem unſerigen weſensgleich 
iſt? Die Frage iſt noch vor kurzer Zeit auf einer inter⸗ 
nationalen Tagung als zweifelhaft bezeichnet worden. Mir 
ſcheint, daß Magnus den einzig möglichen Weg beſchritten 
hat, der zu einer Löſung dieſer Frage führen kann, und ich 
glaube ferner, daß jeder, der ſein Buch in allen ſeinen Teilen 
geleſen hat, zur Bejahung der erwähnten Frage gelangen 
muß. Gewiſſe Grundlinien eines freien (nicht beamteten) 
und gehobenen Sachwalterſtandes, dem der Rechtsſchutz als 
Kulturaufgabe obliegt, ſind heute faſt in allen ziviliſierten 
Ländern bemerkbar. Faſt in allen Staaten von größerer 
Bedeutung finden wir ſogar in den Einzelheiten der Ein⸗ 
richtungen, der Gepflogenheiten und der Standesprobleme 
zahlreiche Berührungspunkte, die neben den ſicherlich noch 
zahlreicheren Verſchiedenheiten nicht überſehen werden können. 
Gewiß liegt den ſämtlichen Aufſfätzen eine einheitliche Frage⸗ 
ſtellung zugrunde — und man erkennt nicht ſelten die Hand 
des Meiſterdirigenten, der das große Chorwerk zügelt und 
zuſammenhält —; aber die Antworten laſſen doch allenthalben 
erkennen, daß die Fragen auch in den fernſten Ländern auf 
Verſtändnis geſtoßen ſind, daß die Probleme hier und dort 
einander berühren, daß Frager und Befragte gewiſſermaßen 
in einer Weltſprache miteinander verhandelt haben. 


In den meiſten Staaten finden wir beſtimmte Vor⸗ 
bildungsbedingungen als Erfordernis einer Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft — mag dieſelbe durch den Staat oder 
durch den Stand erfolgen — und gewiſſe Standesorgani⸗ 
ſationen, die bald auf einer Kammerverfaſſung, bald auf 
freier Vereinsbildung beruhen, ſowie eine Standesdiſziplin, 
die wiederum in den verſchiedenſten Formen auftritt (bald 
ſteht ſie reinen Standesgerichten oder Standesorganen, bald 
ſtaatlichen Behörden, bald gemiſchten Organen uſw. zu). Wir 
ſehen nun, daß die völlige Freigabe der Advokatur im 
Sinne einer Abſtraktion von allen Vorbildungs⸗ und Zu⸗ 
laſſungserforderniſſen (abgeſehen etwa von Unbeſcholtenheit, 
allgemeiner Handlungsfähigkeit u. ä.) ſich nur unter ganz 
beſonderen, hiſtoriſch oder örtlich bedingten Verhältniſſen 
halten oder gar bewähren kann. Das gilt z. B. von einigen 
faſt ausſchließlich ländlichen Schweizerkantonen, in denen 
auch ſonſt die Verhältniſſe noch „wie Rechtsaltertümer an⸗ 
muten“ (Keller⸗Huguenin S. 256), von Finnland 
Sundſtröm S. 89) und — intereſſanterweiſe — von 
chweden (Tom Forßner ©. 250). In dieſem Lande 
hängt die vollſtändige Freigabe mit einem veralteten Gerichts⸗ 
verfahren und einem merkwürdigen Konſervativismus des 
Volkes zuſammen, und es gibt dort tatſächlich nicht wenige 
„Advokaten“ ohne jede juriſtiſche Vorbildung. Der Staat hat 
alſo zur Bildung eines Anwaltsſtandes „ſo gut wie nichts 
getan“. Gleichwohl hat ſich ein juriſtiſcher Advokatenſtand 
herausgebildet, und zwar hauptſächlich mit Hilfe des 1887 
gegründeten „Advokatenverbandes Schwedens“, der ſtrenge 
Aufnahmebedingungen befolgt, auch Diſziplinargerichtsbarkeit 
ausübt und deſſen Mitglieder (die auf Schild und Briefbögen 
als ſolche bezeichnet werden) ſich allgemeinen Anſehens er⸗ 
freuen. Aber obwohl dem Verband die meiſten wirklich qualifi⸗ 
zierten Advokaten Schwedens angehören, beträgt die Mit⸗ 
gliederzahl im ganzen Land nur etwa 400. Das zeigt, daß 
„die Anwaltſchaft in Schweden noch nicht die gleiche Entwick⸗ 
lung wie in den meiſten anderen Kulturländern erlangt hat“. 
Es beſteht aber die Hoffnung, daß in den nächſten Jahren 
das Gerichtsverfahren moderniſiert und ein geſetzlich geord⸗ 
neter Advokatenſtand geſchaffen werden wird (S. 255). Auch 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
exiſtiert noch ein Staat (Indiana), in dem jeder unbeſcholtene 
Bürger ohne weiteres das Recht hat, als Anwalt zugelaſſen 
zu werden; „in der Praxis“ freilich — ſo bemerkt lakoniſch 
der Schriftſteller dieſes Rechtsgebiets, Monroe Curtis 
(S. 387) — „werden die Bürger entmutigt, von dieſem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Recht Gebrauch zu machen.“ In allen 
anderen Staaten der Union wird eine gewiſſe Vorbildung 
erfordert. Aber vieles liegt hier — namentlich hinſichtlich 
der law schools — noch im argen, und da jede Einheitlich⸗ 
keit bezüglich der Ausbildung fehlt, ſo gibt es auch keinen 
einheitlichen standard der Anwaltſchaft (S. 391). Aber wir 
ſehen auch hier, daß die Mißſtände als ſolche bereits erkannt 
und daß Reformbeſtrebungen im Gange ſind. Es darf in 
dieſem Zuſammenhange auch auf die intereſſante Tatſache 
hingewieſen werden, daß die amerikaniſchen Anwälte ſchon 
im Jahre 1908, obwohl ſie, ſoweit es eine Diſziplin über⸗ 
haupt gibt, nur einem gerichtlichen Diſziplinarverfahren 
unterſtehen, ſelbſt einen Ehrenkodex (code of ethics) ge⸗ 
ſchaffen haben, der von den Diſziplinargerichten angewendet 
wird und auch von der argentiniſchen Rechtsanwaltſchaft über⸗ 
nommen worden iſt. 

Betrachten wir an der Hand des Mag nus ſchen Werkes 
eines der anderen großen Prinzipien unſerer deutſchen Rechts⸗ 
ordnung, den Grundſatz der freien Advokatur, hinſichtlich ſeiner 
Weltgeltung! Daß dieſer Rechtszuſtand — alſo die Freiheit 
der Julaſſung und Zugehörigkeit zum Anwaltsſtande von dem 
Ermeſſen einer Behörde oder anderen Stelle — heute in der 
ganzen Welt vorherrſcht, kann keinem Zweifel unterliegen. 
Die beiden Ausnahmen großen Stils — Rußland und Italien 
— ſind ein Ausfluß der beſonderen politiſchen Entwicklung 
dieſer Länder, dort der Diktatur des Proletariats, hier der 
Diktatur des Faſchismus. Die Darſtellung des gegenwärtigen 
Rechtszuſtandes in dieſen Ländern wirkt erſchütternd, bei 
Boris Gerſchun (ruſſiſcher Rechtsanwalt in Berlin) durch 
das, was er temperamentvoll aus alter und neuer Zeit be⸗ 
richtet, bei Calamandrei (Profeſſor und Advokat in 
Florenz) mehr durch das, was wir zwiſchen den Zeilen ſeiner 
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zurückhaltenden Darſtellung von Tatſachen und Geſetzesvor⸗ 
ſchriften herausleſen (S. 216 ff., 501 ff.). 

Die Einſchränkungen oder die Abſchaffung der freien 
Advokatur in den beiden eben genannten großen Ländern 
haben dort natürlich mit der Überfüllungsfrage, mit 
der dieſes Problem jetzt ſo oft in Zuſammenhang gebracht 
wird, nichts zu tun, obwohl ſpeziell in Italien die Frage 
der Überfüllung ſchon ſeit geraumer Zeit durchaus akut iſt 
(ogl. Calamandrei, troppi avvocati, 1921). Auch in 
vielen anderen Ländern ſpielt fie, wie die Berichte erkennen 
laſſen, eine bedeutſame Rolle; die Sorgen der Anwaltſchaft 
und die Sorgen um die Anwaltſchaft ſind an vielen Orten 
der Erde dieſelben wie bei uns. Aber gerade deshalb iſt es 
intereſſant feſtzuſtellen — und auch hierfür bietet uns das 

agnus ſche Werk die Handhabe —, daß in keinem Lande 
der Welt jenes Syſtem des numerus clausus gilt, deſſen 
Einführung ſeit faſt 20 Jahren von vielen deutſchen An⸗ 
wälten angeſtrebt wird: ein Syſtem, das den Zugang zur 
Anwaltſchaft durch zahlenmäßige Beſchränkung eindämmen 
will, jedoch unter formeller Wahrung des Grundſatzes der 
freien Advokatur, ſo daß bis zur Erreichung der Höchſtzahl 
— ſei es in dem ganzen Lande, ſei es in kleineren Bezirken — 
ein Recht auf Zulaſſung nach einer vorher beſtimmten 
Reihenfolge beſteht. — Auch über die Wirkungen einer über⸗ 
mäßig langen Ausbildungszeit auf das Überfüllungsproblem 
erhalten wir lehrreiche Aufſchlüſſe (vgl. etwa Oſterreich S. 167, 
169; Ungarn S. 301). 


Daß die Mitteilungen über die in vielen Ländern, 
namentlich des engliſchen, franzöſiſchen, italieniſchen und 
ſpaniſchen Rechts⸗ und Sprachgebiets, beſtehende Zweiteilung 
der Anwaltſchaft in Advokatur und Prokuratur (barrister 
und solieitor, avocat und avoué, abogados und procuradores 
uſw.) für uns von großem Intereſſe find, ſei bejonders 
hervorgehoben. Wird doch der Gedanke der Zweiteilung neuer⸗ 
dings wieder auch bei uns erörtert und hinſichtlich ſeiner 
Anwendbarkeit auf unſere Verhältniſſe geprüft. Auch für 
dieſe praktiſche Frage ergeben ſich für den aufmerkſamen 
Leſer des Buches manche Fingerzeige, zum Teil auch aus 
den Reformbeſtrebungen, die ſich in einigen Ländern mit 
beſtehendem Zweiteilungsſyſtem geltend gemacht haben (vgl. 
z. B. Prudihon und Appleton, Frankreich S. 90 ff.; 
Williams und Sutton, England S. 63; Dickſon, 
Britiſche Dominions und Kolonien S. 64ff.). Vgl. ferner für 
England: R. Kahn, Zweiteilung der deutſchen Anwaltſchaft 
nach engliſchem Vorbild? BerlAnwBl. 1929, 185 ff. Weitere 
Literatur bei Friedlaender, RA Os. Allg. Einl. Fuß⸗ 
note 1a und Abraham, Vom Rechte, das mit uns geboren 
(1929). 

Auch eine Reihe von Einzelproblemen und einzelnen 
Tatſachen wird hinſichtlich der verſchiedenen Länder kurz be⸗ 
handelt und mitgeteilt. Da hören wir aus nahen und fernen 
Ländern von Gebührenſyſtemen, Koſtenerſtattung, Sozietäten, 
Erfolgshonoraren und quota litis, Lokaliſierung und Kammer⸗ 
verfaſſung, von Diſziplinarſtrafen und ihren Syſtemen, ja 
ſelbſt von dem Dualismus der freien Vereine und „der An⸗ 
waltskammern“ (vgl. z. B. Maſumoto, Japan, ©. 436). 
Wir erfahren, daß die Anwaltſchaft von den Arbeits⸗ 
gerichten nur ausgeſchloſſen iſt in Portugal, der Tſchecho⸗ 
flowakei und in — Deutſchland (Ribeiro, S. 198; f. auch 
für Oſterreich S. 180). Wir lernen in Polen den intereſſanten 
und gewiß fortſchrittlichen Rechtsſatz kennen, daß auch die 
Witwen und die Kinder eines Advokaten gegen ein noch nicht 
rechtskräftiges Diſziplinarurteil Berufung einlegen können: 
Heymann, S. 197. Wir erfahren, daß in außerordent⸗ 
lich vielen Ländern die Suſpenſion in irgendeiner Form 
eingeführt iſt, ein Problem, mit dem wir bekanntlich in 
Deutſchland immer noch nicht fertig geworden ſind. Ich möchte 
dieſe Maßnahme gewiß nicht ſchematiſch als Strafe in unſere 
NAD. übernehmen. Aber als vorläufige Maßregel iſt fie 
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nachgerade unentbehrlich. — Wir erfahren, daß in Bulgarien 
der Anwalt für ſeine Honorarforderung das Konkursprivileg 
genießt (Ganeff und Katzaroff S. 71); daß in Dänemark 
für die Zulaſſung zu den höheren Gerichten eine höhere Aus⸗ 
bildung verlangt wird als zu den unteren (Svane S. 80); 
daß Jugoſlawien eine ganz weſteuropäiſch anmutende, der 
unſrigen ſehr ähnliche RAO. von 1929 beſitzt (Pèritch 
S. 109 ff.); wir lernen kleine Ausſchnitte des in Belgien und 
Luxemburg geltenden, intereſſanten Pro-deo-Verfahrens (Ar⸗ 
menrechtsverfahren) kennen (Norden S. 39 und Bra|- 
ſeur S. 149). Daß in Öfterreich der Rechtsanwalt dem Sub⸗ 
ftituten für deſſen Koſten haftet, iſt bekannt (vgl. Benedikt⸗ 
Bachrach S. 179). Sehr intereſſant ſind die mit der Zwei⸗ 
teilung zuſammenhängenden Haftungbeſchränkungen bezüglich 
der solicitors in England (S. 61), ferner der Haftungsaus⸗ 
ſchluß bei den belgiſchen Anwälten (S. 42) und den engliſchen 
barristers (S. 57) uſw. Sehr lebhaft möchte ich der Be⸗ 
achtung des Leſers auch den Aufſatz über die Verhältniſſe in 
Agypten empfehlen (Merzbach⸗Bey S. 311); hier zeigt 
ſich ganz beſonders deutlich der enge Zuſammenhang zwiſchen 
dem Anwaltsrecht und der jeweiligen Gerichtsverfaſſung ſo⸗ 
wie den geltenden Prozeßordnungen; das Bild wird daher 
noch lebendiger, wenn der Leſer das ebenfalls zum Jubiläum 
der Reichsjuſtizgeſetze erſchienene, gleichartige und nicht minder 
vorzügliche Werk von Magnus: „Die höchſten Ge⸗ 
richte der Welt“ zur Hand nimmt und hier die ent⸗ 
ſprechende Darſtellung des Gerichtsweſens lieſt (über Agypten 
vgl. dortſelbſt: Talaät-Bey S. 447 und Hanſſon 
S. 455). 

Doch es iſt nicht möglich, hier auf alle Einzelheiten 
auch nur hinzuweiſen, geſchweige denn ſie zu erörtern. Wer 
ſich in Zukunft mit anwaltſchaftlichen Standesfragen und 
Standesintereſſen näher befaßt, wird an dieſem Buch und 
den Lehren, die es durch ſeine Anregung zur Rechtsver⸗ 
gleichung erteilt, nicht vorübergehen können. Die Verhältniſſe 
Deutſchlands, die den Kollegen anderer Länder ebenſo inter⸗ 
eſſant und wiſſenswert ſein werden wie uns die des Aus⸗ 
lands, behandelt Magnus ſelbſt in einem glänzend ge⸗ 
ſchriebenen Einleitungsartikel, in dem er die Geſchichte, die 
Organiſation und die Lage der Anwaltſchaft kurz ſchildert 
und von hoher Warte die Probleme beleuchtet, die den Stand 
heute bewegen. 

Natürlich ſtellt auch das vorliegende Werk — und 
Magnus ſelbſt betont dies in der Einleitung — nur einen 
Anfang, gewiſſermaßen einen Grundriß dar, der die An⸗ 
regung zu einer weit umfaſſenderen Arbeit geben ſoll. Nur 
ein kleiner Teil des unerſchöpflichen Materials konnte hier 
zuſammengetragen werden. Aber es iſt uns gezeigt worden, 
wie ein großes Werk über die Anwaltſchaft der Welt — 
hiſtoriſch und dogmatiſch — aufgebaut werden muß. Die 
Bauſteine werden immer von denen zuſammengetragen werden 
müſſen, die ſelbſt das Leben ihres Standes kennen und 
leben. Die Darſtellung wird dann vielleicht von einem oder 
von wenigen zu geben fein. 

Zwei beſondere Abſchnitte ſind dem Buche noch bei⸗ 
gefügt: Unter der überſchrift: „Geſchichte der Rechtsanwalt 
ſchaft“ ſchreibt Leopold Wenger über die Anwaltſchaft 
im römiſchen Recht und Claudius Frhr. v. Schwerin 
über die Anwaltſchaft im deutſchen Recht — beides vortreff⸗ 
liche Arbeiten, unter „Beiträge zur Entwicklung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft“ finden wir einen äußerſt fein und ſympathiſch ge⸗ 
ſchriebenen Artikel: „Der weibliche Rechtsanwalt“ von RA. Dr. 
Freiin v. Erffa⸗München⸗Berlin und Abogada Richarz⸗ 
Simons, La Plata⸗Berlin, endlich aus einer nachgelaſſenen, 
preisgekrönten Schrift des zu früh verſtorbenen, hochbegabten 
RA. Hermann Weck, Berlin, den Aufſatz: „Internationale 
Rechtsanwaltſchaft“, in dem die Tätigkeit der Anwälte bei 
internationalen Gerichtshöfen und die damit zuſammenhängen⸗ 
den Probleme einer feſſelnden Erörterung unterzogen werden. 
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Die Feſtſchriften der hanſeaten zum XXIV. Deutſchen Anwaltstag 
in hamburg ). 


Von Rechtsanwalt Dr. Richard Graßhoff, Berlin. 


Ein jeder Beſucher dieſes Anwaltstages, deſſen leuch⸗ 
tende Farben noch lange in unferer Erinnerung ſtrahlen 
werden, wurde mit zwei Gaben des Geiſtes und Fleißes be⸗ 
dacht: einem umfänglichen Bande, der zahlreiche Beiträge aus 
mannigfachen Gebieten des Rechts bringt, und dem als 
Sondernummer herausgebrachten Heft der Hanſeatiſchen 
Rechts⸗ und Gerichts⸗Zeitſchrift für die Monate Auguſt und 
September 1929. Bei den vielen unmittelbaren Anregungen, 
die dieſer Anwaltstag uns beſcherte — bei den eindruck⸗ 
ſamen Anſprachen und den feſſelnden Vorträgen, bei den 
unerſchöpflichen Feſtſpielen und Ausflügen — hat in den 
Hamburger Tagen ſelbſt wohl keiner die Zeit und Stille 
gefunden, die erforderlich ſind, um die beiden Feſtſchriften 
recht zu genießen. 

Dieſen Genuß darf ſich über Herbſt⸗ und Winterzeit nun 
aber niemand entgehen laſſen. Man erkennt ſchon bei dem 
beſinnlichen Durchblättern der beiden Werke, daß hier Meiſter 
ſich betätigt haben, deren Arbeiten uns dauernde Werte be⸗ 
deuten — Werte, die das Andenken an den 24. Deutſchen 
Anwaltstag noch lange über die Erinnerung an die Feſtes⸗ 
freude hinaus erhalten und allen deutſchen Juriſten zu Nutz 
und Frommen ſein werden. Es geht nicht an, in dieſem mir 
geſteckten kurzen Rahmen ein volles Bild von dem reichen 
Inhalte der beiden Schriften zu geben. Die eigentliche Wür⸗ 
digung aller Einzelleiſtungen muß einer eingehenden Be⸗ 
ſprechung vorbehalten bleiben. Hier ſei nur der allgemeine 
1 beider Schriften erörtert und an Einzelheiten er⸗ 
äutert: 

Den größeren Band durchzieht das Beſtreben Aktualität 
und Qualität zu vereinigen, d. h. juriſtiſche Tagesfragen 
sub specie aeternitatis zu betrachten. Ich wähle drei Bei⸗ 
ſpiele hierfür: 

In ſeinem Aufſatz „Beiläufige Bemerkungen zur Zivil⸗ 
prozeßreform“ behandelt Profeſſor Dr. Mendelsſohn 
Bartholdy in Kürze, aber um ſo gewichtiger die Kern⸗ 
fragen jeder großen Prozeßordnung im Hinblick auf die uns 
bevorſtehende Reform. Die Hervorhebung der Erforderniſſe 
des echten Rechtsſtreites tut not. Zu leicht geraten ſie unter 
dem Kleinkram derjenigen Normen in Vergeſſenheit, die das 
A und O des Prozeſſes für jene find, denen die Fixigkeik 
über die Gründlichkeit geht. Die Anwälte können dem Rechts⸗ 
lehrer nicht genug dafür danken, daß er für die Feſthaltung 
an der Verhandlungsmaxime, für eine klare Beweislaſt unter 
Eindämmung der Begeiſterung für den richterlichen Eid und 
für die Beſchränkung der Rechtskraft des Urteils eintritt. In 
dieſen Grundfragen des Zivilprozeſſes leben in Wahrheit 
Weltanſchauungen; ihre jeweilige Löſung iſt ein Barometer 
für den Stand des uralten Kampfes zwiſchen der Macht der 
Amter und dem Volke. Soll der Richter der Parteien wegen 
oder ſollen dieſe des Richters halber da ſein? Es iſt erfreu⸗ 
lich, daß ſich Mendelsſohn Bartholdy für die Herr⸗ 
ſchaft der Parteien über ihren eigenen Streit auch für die 
Zukunft entſcheidet. . 

RA. Dr. Martin Waſſermann — gleichzeitig 
Privatdozent und Profeſſor an der Univerſität Hamburg — 
beſpricht das Problem „Der Rechtsanwalt als Hochſchul⸗ 
lehrer“. Bei dem fortſchreitenden Verſtändnis der Theorie und 
Praxis für ihre gegenſeitige Bedingtheit gehört dieſes Thema 
zu den brennendſten der Gegenwart, und die Sätze hierüber 
gehören gleichzeitig zu den Theſen für die Zukunft. Waſſer⸗ 
mann tritt für eine ſtärkere Heranziehung aller juriſtiſchen 
Praktiker zur Belehrung der cupida legum juventus ein 
und entkräftet alle Einwendungen hiergegen. Es iſt ihm darin 
beizuſtimmen, daß nur wirkliche Lehrbegabungen unter den 
Praktikern die Lehrkanzel zu beſteigen ſuchen werden und 


1) 1. Dem 24. Deutſchen Anwaltstag überreicht von hanſeatiſchen 
Juriſten, Verlag J. Bensheimer, Mannheim 1929. 

2. Hanf. u. HanſchZ. H. 8/9. Verlag J. Bensheimer, Mann⸗ 
heim: Otto Meißners Verlag, Hamburg. 


daß daher ein Konflikt zwiſchen den beiden Arbeitsgebieten 
ſich nicht ergeben wird. Eine alte Lebenserfahrung zeigt, daß 
gerade der am meiſten Beſchäftigte für andere die meiſte Zeit 
übrig hat und daß der Fleiß ebenſo unbegrenzt ſein kann wie 
die Bequemlichkeit. 

Von großer Einſicht in die Zuſammenhänge des öffentlichen 
und privaten Rechts mit der wichtigſten Erſcheinung unſerer 
Zeit find die Ausführungen des Senators Dr. Matthaei 
über „Die zivilrechtlichen Wirkungen von Arbeitskämpfen“ ge⸗ 
tragen. Man kann ſich kaum einen Gegenſtand denken, der 
die heutige Menſchenwelt mehr ergreift als das ſoziale 
Kampfproblem. Die Abgrenzung des Erlaubten und Uner⸗ 
laubten und die Aufſtellung der rechten Kampfes regeln hierbei 
bilden und werden immer mehr das heiße Bemühen aller 
Führer des Volkes bilden. Die Darlegungen von Matthaei 
beweiſen, wie notwendig es iſt, den guten Willen innerhalb 
dieſer Kämpfe durch gründliche Rechtskenntnis zu bedienen. 
Wie das ſoziale Gerede ohne eine Liebe zum Armſten ein 
tönendes Erz und eine klingende Schelle bleibt, ſo erſcheint 
das bloße Mitgefühl ohne den regelnden Faktor der Vernunft 
ebenſowenig zur Löſung des ſozialen Problems beruſen. Der 
praktiſche Sozialethiker der Zukunft wird immer auch eine 
gründliche juriſtiſche Ausbildung brauchen. 

Die Feſtnummer der Hanſeatiſchen Rechts⸗ und 
Gerichtszeitſchrift iſt einzigartig innerhalb der juri⸗ 
ſtiſchen Fachzeitſchriften ſchon durch den glücklichen Gedanken, 
die Achtung vor den großen Perſönlichkeiten der Vergangen⸗ 
heit?) zu vertiefen, indem die Schilderungen über ihr Leben 
und Wirken den Reigen der Aufſätze über Rechtsfragen der 
Gegenwart anführen. Die Adepten folgen den Meiſtern. So 
werfen die beiden Teile des Inhaltes des Heftes ein Licht 
aufeinander, und die hanſeatiſche Rechtspflege, der hanſeatiſche 
Juriſtenſtand haben ſich damit ein Denkmal geſetzt, das 
aere perennius weit über einen vergänglichen Anwaltstag 
hinausragt. Noch oft wird der werdende Juriſt zu dieſem Heft 
greifen, und der Erfahrene wird ſich daran erfreuen. 

Wir müſſen uns heute damit begnügen, den erſten Teil 
zu würdigen. Alle dieſe blutvollen Bilder von den Männern, 
die in den letzten Generationen vor uns das hanſeatiſche 
Rechtsleben mit ihrem Weſen erfüllten, ſind keine bloßen 
Nachrufe. Sie ſind Kunſtwerke, in denen die Verfaſſer die 
Abgebildeten vor unſerem inneren Auge lebenswahr erſtehen 
laſſen. Daß ſich die Schilderer auf ſolche Höhe erheben konn⸗ 
ten, iſt ein Beweis für die Größe der geſchilderten Perſönlich⸗ 
keiten. Bei dem Einfühlen in das Daſein dieſer großen Toten 
empfinden wir, daß das Vergängliche nur ein Gleichnis iſt, 
hinter dem geahnte Ideen als die treibenden Krafte ſtehen. 
Gerade in der praktiſchen Rechtsanwendung iſt die Perſönlich⸗ 
keit des Richters, des Rechtslehrers und des Anwaltes alles; 
ohne ſie bliebe das Recht eine leere Formel, vielleicht gar 
nur ein Wahngebilde oder noch ſchlimmer der nackte Macht⸗ 
wille der jeweils herrſchenden Gruppe. Erſt in der dem 
Rechte dienenden Perſönlichkeit offenbart ſich das Weſen der 
Gerechtigkeit, deren matter Abglanz die geſchriebenen Normen 
ſind. Dieſe Männer ſind nicht nur in dem römiſchen Sinne 
Künſtler der Güte und des Gleichmaßes geweſen. Sie zeigen 
uns, daß das Recht tief in den Urgründen der Seele der 
Menſchheit verwurzelt iſt. Sie gemahnen uns — wie man 
beſonders an Mäunern, wie Sieveking und Mittelſtein, 
erkennt — an die alte Weisheit des Oſtens, daß die Ge⸗ 
rechtigkeit ein Zeichen einer höheren Welt über den Sinnen 
iſt. Sie zeugen davon, daß — wie es in der Traditton der 
Muslims heißt — Gott dem, durch den er Gutes ſchaffen 
will, die Kenntnis des Rechts auf den Lebensweg mitgibt. 


2) Sieveking (Sufe, M. Leo, Elmslie, Horwitz); Löhmann 
(W. Fiſcher)); Brandis (Blumenbach); Hanſen (Mannhardt); 
Mittelſtein (Magnus); Schindeler (Philippi); Schlodt mann 
(Horwitz); Martin (M. Leo); Thomſen (Vogt); Arning (Hor⸗ 
witz); Albrecht (Albrecht). 
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Fur Feier des Reichsgerichts. 
Die höchſten Gerichte der Welt‘). 


Von Oberlandesgerichtspräſident Dr. Levin, Braunſchweig. 


1. Zu der würdigen und erhebenden Feier, die am 
1. Okt. 1929 in vorbildlichem Gemeinſchaftsgeiſte die Ver⸗ 
treter der deutſchen Juriſten in Leipzig vereinigte, hat auch 
der Deutſche Anwaltverein dem Reichsgericht eine wertvolle 
Gabe dargebracht. 

Magnus hat es unternommen, berufene Kenner 
nicht nur der höchſten deutſchen Gerichtshöfe, ſondern der 
oberſten Gerichte aller Kultur nationen zu Darſtellungen 
und Meinungsäußerungen über wichtigſte Fragen der Ge⸗ 
richtsverfaſſung zu vereinigen ). Mag nus hat ſich ſei⸗ 
ner Aufgabe in dem hochgerichteten Sinne erledigt, der für 
die Beſten des Standes kennzeichnend iſt, daß der Anwalt 
„Mittler ſein ſoll zwiſchen dem, der das Recht ſpricht und 
dem, der das Recht ſucht, aber auch Mittler zwiſchen den 
Völkern in ihrem Rechtskampf“. Die Bedeutung des Werkes 
iſt eine dreifache. Sie liegt einmal in dem wiſſenſchaftlichen 
Werte, den jede zuverläſſige Quellenſammlung für die Er⸗ 
forſchung der Rechtstatſachen hat. Sodann gehört die Frage, 
wie die Spitze der Rechtspflege zu ordnen iſt, zu den wichtig⸗ 
ſten rechtspolitiſchen Fragen der Gegenwart, und ſie muß 
erörtert werden, wo immer der Umbau oder Neubau der 
deutſchen Gerichtsverfaſſung gefordert wird. Für ihre Be⸗ 
antwortung bietet die rechtsvergleichende Betrachtung eine 
Fülle von Anregungen. Denn ſo ſicher es iſt, daß Rechts⸗ 
und Gerichtsverfaſſung eines Volkes in ſeiner Geſchichte und 
Weſenheit wurzeln müſſen, ſo ſicher gibt es, wie der Ver⸗ 
faſſer ſagt, ein gemeinſames Band des Rechts, das trotz aller 
Gegenſätze und Kämpfe die Welt umſch ingt. Und wenn wir 
ſehen, wie gewiſſe Verhältniſſe der höchſten Gerichte in vielen 
oder den meiſten außerdeutſchen Ländern übereinſtimmend 
oder ähnlich geregelt werden, ſo ergeben ſich daraus einige, 
vielleicht zwingende Forderungen für eine Neugeſtaltung der 
deutſchen Gerichtsverfaſſung. Was aber dieſer Feſtgabe weit 
über den Anlaß, dem ſie entſtammt, und über alle wiſſen⸗ 
ſchaftliche und rechtspolitiſche Nützlichkeit hinaus einen be⸗ 
ſonderen Wert verleiht, iſt die Mitarbeit bedeutender aus⸗ 
ländiſcher Richter, Anwälte und Rechtsgelehrten. An ihrer 
Spitze ſteht eine ſtattliche Zahl von Präſidenten höchſter 
Gerichtshöfe und, wenn fie nicht ſelbſt den Beitrag ge⸗ 
liefert haben, iſt er vielfach im Einvernehmen mit ihnen aus⸗ 
gearbeitet. Darin liegt ſicherlich der Ausdruck einer ſtarken An⸗ 
erkennung und Wertſchätzung der deutſchen Rechtspflege und 
des deutſchen RG. Es finden ſich auch unmittelbar Kund⸗ 
gebungen freundſchaftlicher Geſinnung. Nicht zu verwundern 


1) Die höchſten Gerichte der Welt. Von R. Dr. Ju⸗ 
lius Magnus, Berlin. Dem Reichsgericht zu ſeinem fünfzig⸗ 
jährigen Beſtehen gewidmet vom Deutſchen Anwaltverein. Ver⸗ 
tretungsverlag W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig 1929, 634 S. 

2) I. Europa. Deutſches Reich. Reichsgericht von 
Rcpräſ. i. R. Prof. DDr. W. Simons, Berlin. — Der erſte 
Präſident des Reichsgerichts Eduard v. Simſon von 
RA. Dr. Ernſt Wolff, Berlin. — Kammergericht von KG⸗ 
a Dr. Tigges und FOR. i. R. Geh. JR. Dr. Friedrich Holtzef, 
Berlins). — Bayeriſches Oberſtes Landgericht vom Rat 
am Obe. J. Schiedermair, München. — Hanſeatiſches OLG. 
von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 

26 weitere Länder. 

II. Afrika. Agypten. Die engliſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Kolonien und Beſitzungen. 

III. Amerika. 12 Länder und die Vereinigten Staaten. 

IV. Aſien (Afghaniſtan, China, Japan, Palü- 
ſtina, Siam, Syrien und Libanon. 

V. Auſtralien. 

VI. überſtaatliche Gerichte. Rota Romana. Stän⸗ 
diger Internationaler Gerichtshof. 

f 1 5 Wie ein großer Gerichtshof in muſtergültiger Weiſe, in neu⸗ 
zeitlichem Geiſte geleitet werden kann, ergeben die Mitteilungen des 
gegenwärtigen Präſidenten Tigges. Bemerkenswert auch die Mit⸗ 
wirkung der Anwaltſchaft, die von ſich aus beſtrebt iſt, alle Ver⸗ 
zögerungen zu vermeiden (S. 80). — Holtze, der bewährte Geſchichts⸗ 
ſchreiber des Kammergerichts, iſt leider vor kurzem verſtorben. 


iſt das, wenn der erſte Präſident des öſterreichiſchen 
oberſten Gerichtshofs Dr. Dinghofer die innigen Wechſel⸗ 
beziehungen betont, die zwiſchen dieſem Gerichtshof und dem 
NG. beſtehen, und wenn er von dem Geiſte der Freundſchaft 
ſpricht als der Brücke, die Oſterreich und Deutſchland immer 
verbunden habe und auch in Zukunft miteinander verbinden 
werde. Eine gleiche Geſinnung tritt zutage, wenn der Prä⸗ 
ſident des ſpaniſchen Obertribunals Don Francisco 
Garcia⸗Goyena, Madrid, ausſpricht, der Wunſch des 
deutſchen Geſandten, zur Gedenkfeier des RG. mit einem 
Artikel über das ſpaniſche Obertribunal beizutragen, habe 
ihn mit Befriedigung und Dankbarkeit erfüllt. Er gebe Ge⸗ 
legenheit bei einem ſo bemerkenswerten Anlaß dem hohen 
Gerichtshof der befreundeten Nation, wo in ſo hervorragen⸗ 
der Weiſe Recht und Rechtswiſſenſchaft gepflegt würden, Ver⸗ 
ehrung und Kollegialität auszudrücken. Bemerkenswert iſt 
ferner der Gruß, mit dem der Kaſſationsgerichtspräſident 
Dr. Dusan M. Subotié, Belgrad, ſeinen Beitrag ver⸗ 
bindet: es ſei ihm eine beſondere Ehre geweſen, die Ab⸗ 
handlung über die Gerichtsverfaſſung Jugoslawiens dem 
deutſchen RG. zu überreichen; als alter Leipziger Student 
und Dr. juris fühle er ſich ihm beſonders verbunden. Nicht 
ohne Ergriffenheit wird der deutſche Juriſt die freundlichen 
Worte leſen, mit denen der Staatsanwalt am griechiſchen 
Kaſſationshof, Dr. Lukas G. Ghidopulos, Athen, ſeinen 
Beitrag begleitet: „Sollte Athene wieder auf das griechiſche 
Land herabſteigen, ſo würde ſie ſicher nicht nur die Richter, 
ſondern auch die Bürger, an die ſie damals ihre Ratſchläge ge⸗ 
richtet hatte (nach Aeſchylus in den ‚Eumeniden‘ „Fern von Be 
ſtechlichkeit ſei dieſer Rat, Ehrwürdig, ſtrengen Sinnes“ uſw.), 
fragen, inwiefern ſie denen gefolgt ſind. Die Kultur der 
alten Griechen aber beherrſcht nunmehr die ganze Welt, und 
Athenes Unterſuchung würde ſich nicht nur auf das griechiſche 
Land beſchränken. Sicher würde ſie dann auch vor dem deut⸗ 
ſchen Reichsgericht halten, welches eine ſo hervorragende 
Stellung in der Welt eingenommen hat, und es als ihr 
jüngeres Kind anerkennen. Als Beſchützerin ihres kleinen und 
ſchwachen Vaterlandes würde ſie ihm dann dafür zu danken 
haben, daß es durch die Entſcheidungen, die es in 50 Jahren 
getroffen hat, die die griechiſchen Juriſten verfolgen und 
durchſtudieren, als Führer ſeines älteren Bruders bei der 
Erfüllung ſeiner ſchweren Pflicht gedient hat.“ Solche Worte 
und jene Tatſache geben zu denken. Wir Deutſche ſind von 
jeher, wahrſcheinlich in größerem Umfange als andere Völker, 
eine unzufriedene Nation geweſen, gewohnt, mit uns ſelbſt 
und unſeren Einrichtungen zu hadern, raſch im Tadel und 
langſam im Lob. Die Urteilsſchelte wird wohl überall, wo 
Menſchen richten und über Menſchen gerichtet wird, in Übung 
ſein. Aber die Gepflogenheit, einzelne, im Verhältnis zu der 
ungeheuren Zahl der Rechtsſprüche immerhin ſeltene Miß⸗ 
griffe, anſtatt ihnen mit ruhiger Sachlichkeit zu begegnen, in 
der Form zu bekämpfen, die der Engländer als contempt of 
court bezeichnet, und als Quelle jahrelanger, oft unverſöhn⸗ 
licher Gegnerſchaft auszunutzen, dies ſcheint in beſonderem 
Maße ein Fehler der deutſchen öffentlichen Kritik zu ſein. 
Es iſt nicht mit der Anerkennung der engeren Berufs⸗ und 
Fachgenoſſen getan. Die deutſchen Rechtsfakultäten haben in 
dem großartigen Werke, das ſie dem RG. zum 1. Okt. 1929 
gewidmet haben, Worte hohen Lobes für die Rechtſprechung 
des Gerichtshofs gefunden. Sie haben mit ihrem Widerſpruch 
niemals zurückgehalten, aber anerkannt, daß, auch wo die 
Rechtſprechung ſolchen Widerſpruch herausgefordert habe, ſie 
ein ſprudelnder Lebensquell geworden, ſei, aus dem die 
Rechtslehre immer aufs neue zu ſchöpfen vermochte. Man 
darf der Hoffnung Ausdruck geben, daß die hohe Wert⸗ 
ſchätzung auch des Auslandes, die in der Feſtgabe des Deut⸗ 
ſchen Anwaltvereins zutage tritt, die Gegner des Gerichtshofs 
mit freundlicherer Gefinnung erfüllen werde. 

2. Die Schwierigkeiten einer Sammlung wie der vor⸗ 
liegenden werden leicht unterſchäzt. Dem aufmerkſamen Leſer 
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kann nicht entgehen, daß es vor allem auf die richtige Frage⸗ 
ſtellung ankam, auf eine beſtimmte Gliederung, einen vor⸗ 
gezeichneten Plan, dem ſich die einzelnen Verfaſſer anſchließen 
ſollten, und dieſe richtunggebende Aufgabe hat der Heraus⸗ 
geber in muſtergültiger Weiſe gelöſt. So iſt denn eine, wie 
gejagt, höchſt wertvolle Stoffſammlung zuſtande gekommen, 
die hoffentlich auf die Erörterung wichtiger Gegenwartsfragen 
befruchtend und fördernd einwirken wird. Ich will dafür 
einige Beiſpiele anführen: 

Simons, der in der ſchweren Übergangszeit von 1922 
bis Frühjahr 1929 das Steuer des RG. umſichtig und mit 
feſter Hand gelenkt hat, berichtet u. a. über gewiſſe Er⸗ 
fahrungen, die während der verfaſſungsrechtlichen Entwick⸗ 
lung des Gerichtshofs gemacht ſind. Die Auswahl der 
Reichsrichter erfolgt nach einem Gebrauch, der zwar nicht in 
der Verfaſſung oder einem Reichsgeſetz begründet iſt, ſich aber 
ſeit Jahrzehnten eingebürgert hat, in einer Reihenfolge, die 
ſich aus der verſchiedenen Beteiligung der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen Deutſchlands bei der Beſetzung des höchſten 
Gerichtshofs ergibt. Der Präſident des RG. wird zwar 
regelmäßig von den Abſichten der Reichsjuſtizverwaltung bei 
Beſetzung einer freigewordenen Stelle in Kenntnis geſetzt, hat 
aber ebenſowenig wie das Plenum des RG. oder das Prä⸗ 
ſidium einen maßgebenden Einfluß auf die Auswahl des Er⸗ 
ſatzes. Beſtrebungen innerhalb der Kreiſe des R., einen 
ſtärkeren Einfluß auf die Zuſammenſetzung der Körperſchaft 
zu gewinnen, haben keinen Erfolg gehabt (S. 11). Eine der⸗ 
artige Mitwirkung, und zwar in verſchiedenen Formen, iſt 
in zahlreichen ausländiſchen Staaten feſtzuſtellen. In Bel⸗ 
gien werden die Räte des Kaſſationshofs auf Grund von 
zwei Liſten ernannt, deren eine der Senat und deren andere 
der Kaſſationshof aufſtellt, Art. 99 der Verfaſſung (S. 119). 
In Bulgarien werden, wenn die Stelle eines Richters 
oder eines Staatsanwalts am Kaſſationshof oder des General⸗ 
ſtaatsanwalts an einem Berufungsgericht frei wird, die von 
dem Kaſſationshof dem Miniſterium vorgeſchlagenen An⸗ 
wärter aus der Zahl der Richter und Staatsanwaltsgehilfen 
an den Berufungsgerichten mit mindeſtens vierjähriger Dienſt⸗ 
zeit und der Vizepräſidenten der Berufungsgerichte mit min⸗ 
deſtens zweijähriger Dienſtzeit entnommen (S. 152). Be⸗ 
merkenswert iſt, daß ſich dieſes Vorſchlagsrecht nicht auf den 
erſten Präſidenten des Kaſſationshofs, die Vorſitzenden einer 
Kaſſationskammer, den Generalſtaatsanwalt beim Kaſſations⸗ 
hof und die Präſidenten der Berufungsgerichte bezieht. In 
der Freien Stadt Danzig werden ſämtliche Richter, ein⸗ 
ſchließlich des Gerichtspräſidenten und der Senatspräſidenten, 
von einem beſonderen Richterwahlausſchuß auf Lebenszeit 
gewählt. Der Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten des 
Senats der Freien Stadt als Vorſitzenden, einem vom Senat 
beſtimmten Senatsmitglied, der drei Präſidenten des Volks⸗ 
tags, dem Obergerichtspräſidenten, drei Richtern und zwei 
Rechtsanwälten (die von allen Richtern und allen Anwälten 
im Gebiet der freien Stadt gewählt werden). Ein Geſetz⸗ 
entwurf, der die Ernennung der Richter ausſchließlich in die 
Hände des Senats legen wollte, iſt durch Volksentſcheid am 
13. Nov. 1928 abgelehnt worden (S. 166). In Eſtland 
werden die Mitglieder des Reichsgerichts vom Parlament auf 
den Vorſchlag des höchſten Gerichtshofs ernannt. Der Vor⸗ 
ſchlag iſt nicht bindend, bisher aber ſtets beachtet worden 
(S. 177). In Griechenland beſtimmt der Areopag über 
Verſetzung, Beförderung und Entlaſſung der Richter (S. 226). 
Nach § 85 des niederländiſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes hat der höchſte Gerichtshof (Hooge Raad der Neder- 
landen), der jede freigewordene Stelle der zweiten Kammer 
der Generalſtaaten mitzuteilen hat, dieſer Mitteilung eine 
Vorſchlagsliſte von ſechs Kandidaten beizuſügen, deren Be⸗ 
rückſichtigung aber im Belieben der Kammer liegt (S. 282). 
Die Kammer ſchlägt dem Regierungsoberhauſe drei Perſonen 
vor, aus denen die Wahl zu erfolgen hat. In Polen er⸗ 
folgt die Ernennung zum Richter des Oberſten Gerichtshofs 
auf Grund einer eingehend im Gerichtsverfaſſungsgeſetze ge⸗ 
regelten Jahres- und Vorſchlagsliſte, die von der allgemeinen 
Verſammlung des Gerichtshofs feſtgeſetzt wird (S. 322). 
Die Ernennung des Präſidenten erfolgt ohne den Vorſchlag 
(Art. 97 GV.). In Portugal werden die Räte des Ober⸗ 
ſten Gerichts durch einen oberſten richterlichen Rat aus den 
Richtern der Berufungsgerichte unter Berückſichtigung ihrer 


Leiſtungen ſowie ihres Dienſtalters ausgewählt (S. 336). 
In Rumänien geſchieht die Ernennung der Räte des Kaſ⸗ 
ſationshofs vom König nach Vorſchlag des Juſtizminiſters auf 
Grund eines vom „Consiliu superior magistraturei“ er⸗ 
ſtatteten Gutachtens. Dieſer Ausſchuß beſteht aus dem Präſi⸗ 
denten des Kaſſationshofs und aller Berufungsgerichtspräſi⸗ 
denten (der das Vorſchlagsrecht für alle Richterernennungen 
im Reiche überhaupt unter dem Vorſitze des Juſtizminiſters 
ausübt [S. 352]). Auch in Spanien erfolgt Aufſtieg und 
Verſetzung unter Mitwirkung des Richterkollegiums (S. 393). 
In Ungarn ernennt das Staatsoberhaupt ſämtliche Rich⸗ 
ter, auch diejenigen der Curie, des höchſten Gerichtshofs. Da 
er aber dieſe Befugnis bei der Ernennung der Curialrichter 
auf Grund der Vorſchläge des Präſidialſenats (des Präſi⸗ 
denten, zweiten Präſidenten und ſämtlicher Senatspräſidenten 
der Curie) ausübt, ſo iſt der tatſächliche Zuſtand der, daß 
die Curie — von den Stellen des Präſidenten, zweiten Prä⸗ 
ſidenten und ſämtlicher Senatspräſidenten abgeſehen — den 
Richterſtand geradezu ſelbſtändig nach ihrer Wahl ergänzt 
(S. 435). Von den amerikaniſchen Gerichtshöfen hat, ſoweit 
erſichtlich, nur das Chileniſche Höchſte Gericht das Vor⸗ 
ſchlagsrecht. Die Ernennung der Richter und Staatsanwälte 
dieſes Gerichtshofs erfolgt auf Grund einer von ihm auf⸗ 
geſtellten Liſte, in der fünf geeignete Perſönlichkeiten zu be⸗ 
nennen ſind (S. 492). In Braſilien wählen ſich die 
14 Mitglieder des Oberſten Bundesgerichts ihren Präſi⸗ 
denten, in der Regel das dem Lebensalter nach älteſte Mit⸗ 
glied (S. 479). Auch in Peru wird der Präſident von der 
Vollverſammlung des Corte Suprema de Justicia, hier aber 
nur für die Dauer des „richterlichen“ Jahres gewählt 
(S. 549). Venezuela kennt keine Berufsrichter. Der Kon⸗ 
greß wählt zu Beginn des Geſetzgebungsabſchnitts für deſſen 
Dauer (7 Jahre) die ſieben Richter des Bundes⸗ und Kaſſa⸗ 
tionshofs. Das Richterkollegium wählt aus ſeiner Mitte den 
Präſidenten und Vizepräſidenten (S. 552). 

Die Wünſche, die darauf gerichtet ſind, dem RG. einen 
maßgebenden Einfluß auf ſeine Ergänzung zu verſchaffen, 
müſſen als berechtigt anerkannt werden. Es iſt ein offenes 
Geheimnis, daß der jetzt feſtgehaltene, rein äußerliche Ver⸗ 
hältnisgrundſatz die Güte des Gerichtshofs zu gefährden ge⸗ 
eignet iſt. Gegenwärtig werden die Länderregierungen befragt, 
ob ſie gegen einen in Ausſicht genommenen Kandidaten Be⸗ 
denken zu erheben haben. Bei dieſer Gepflogenheit mag es 
verbleiben. Aber eine Ernennung ſollte nicht erfolgen dürfen, 
wenn ein vom RG. zu wählender Ausſchuß begründeten 
Einſpruch erhebt. Man wird zu einem ſolchen Ausſchuß das 
Vertrauen haben können, daß er ſeinen Widerſpruch nur auf 
wirklich durchſchlagende Gründe ſtützt. Daneben wird man 
dem RG. ein Vorſchlagsrecht einräumen müſſen, das, ſelbſt 
wenn es für den Reichsrat oder den Reichspräſidenten nicht 
bindend ſein ſollte, ſchon durch das natürliche Gewicht des 
reichsgerichtlichen Gutachtens ſchwer in die Wagſchale fallen 
würde. Aus ſtaatspolitiſchen Gründen mag der Präſident von 
dem Vorſchlag ausgenommen werden. 

3. Keine Erörterung, die ſich mit dem RG. beſchäftigt, 
kann an der Frage der Altersgrenze vorübergehen. Wir 
erfahren aus den Mitteilungen von Simons und aus dem 
feſſelnden Abriß, den der Enkel des erſten Reichsgerichts⸗ 
präfidenten, AU. Dr. Ernſt Wolff, Berlin, beigeſteuert 
hat, daß Eduard von Sim ſon, als er die Führung des 
RG. übernahm, ein Alter erreicht hatte, das ſchon jenſeits 
der heutigen Altersgrenze lag, und daß er ſein hohes Amt 
noch elf Jahre lang in vorbildlicher Würde und Sachlichkeit 
verwaltet hat. Fortgeſetzt hat der Gerichtshof dagegen ſeit 
dem Herbſt 1923 zahlreiche hervorragende, beſonders tüchtige 
Männer von uneingeſchränkter Arbeitskraft in den erzwun⸗ 
genen Ruheſtand übergehen ſehen. Was das für die Recht⸗ 
ſprechung bedeutet, weiß jeder Kundige, und die eindringliche 
Schilderung, die Simons gibt, wird von den maßgebenden 
Stellen nicht überſehen werden dürfen. In der Tat bedeuten 
die geltenden Altersgrenzen, in erſter Reihe für den höchſten 
Gerichtshof, dann aber auch für die nachgeordneten Ober⸗ 
gerichte und für die Amts⸗ und Landgerichte mindeſtens, ſo⸗ 
weit es ſich um Stellen handelt, bei denen eine gleichmäßige, 
ſachlich bewährte Leitung (Landgerichts⸗, Amtsgerichtsdirek⸗ 
toren) im dienſtlichen Belange liegt, — eine unverzeihliche 
Vergeudung geiſtiger Kräfte und geldlicher Mittel. Selbſt⸗ 


58. Jahrg. 1929 Heft 45/46] 


3125 


verſtändlich müſſen die begreiflichen Wünſche der nachdrängen⸗ 
den Jugend, nachdem auf die Kriegsteilnehmer die not⸗ 
wendige Rückſicht genommen und im übrigen vor dem Zu⸗ 
ſtrom ſeit Jahren vergeblich gewarnt iſt, gegenüber den Be⸗ 
langen der Rechtspflege und wirtſchaftlichen Forderungen zu⸗ 
rücktreten; ſie ſpielen auch für die Beſetzung der höheren 
Richterſtellen keine erhebliche Rolle, am allerwenigſten für die 
Ergänzung des RG. Wie iſt die Rechtslage in außerdeutſchen 
Ländern? Wir ſtellen feſt: eine ſo niedrig beſtimmte Alters⸗ 
grenze wie bei dem deutſchen RG. iſt ſonſt in der ganzen; 
Welt nur ausnahmsweiſe anzutreffen. In Japan iſt die 
Altersgrenze für den Präſidenten des Reichsgerichts auf 
65 Jahre, für die anderen Richter auf 63 Jahre beſtimmt, 
jedoch kann durch gemeinſamen Richterbeſchluß dieſe Alters⸗ 
grenze um 3 Jahre hinausgeſchoben werden (S. 601). In 
Dänemark beſteht die allgemeine Altersgrenze von 70 Jah⸗ 
ren für die Richter nicht; nur können ſie nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres jederzeit in den Ruheſtand verſetzt 
werden; in dieſem Falle ſteht ihnen ein Ruhegehalt in Höhe 
der bisherigen Bezüge zu (S. 159). In Agypten iſt die 
Altersgrenze für die gemiſchten Gerichte des erſten Rechts⸗ 
zuges 65 Jahre, ſie kann aber nach Außerung des Gerichts 
bis zum Alter von 70 Jahren verlängert werden. Letzteres 
iſt die regelmäßige Altersgrenze für die Mitglieder des Ge⸗ 
miſchten Berufungsgerichts in Alexandrien (S. 460). In 
Luxemburg betrug die Altersgrenze bis 1919 72, dann 
vorübergehend bis 1921 65 Jahre, ſeitdem iſt ſie auf 
68 Jahre feſtgeſetzt. Auch in Chile beträgt ſie 68 Jahre. 
In Jugoſlawien müſſen alle Richter mit dem vollendeten 
65. Jahre in den Ruheſtand treten; für den Präſidenten des 
Appellationsgerichts und die Vizepräſidenten des Kaſſations⸗ 
hofs gilt die Altersgrenze von 70 Jahren (S. 268). In 
Schweden ſind die Räte des oberſten Gerichtshofs wie alle 
anderen Richter mit 67 Jahren nur berechtigt und erſt mit 
70 Jahren verpflichtet, in den Ruheſtand zu treten (S. 369). 
Die Altersgrenze von 70 Jahren gilt für die höchſten Ge⸗ 
richtshöfe in Griechenland, Norwegen, Polen (Hier 
iſt es ſtreitig, ob ſie zwingend iſt), Portugal, Rumänien 
(ſeit 1928, bis dahin 68 Jahre). In Spanien wurde eine 
Altersgrenze von 70 Jahren für die Richter des Ober⸗ 
tribunals erſt im Jahre 1915 eingeführt, ſeit 1926 iſt ſie auf 
72 Jahre erhöht; keine Altersgrenze beſteht für den Präſi⸗ 
denten des Tribunals (S. 407). Die Altersgrenze für alle 
Mitglieder des berühmten franzöſiſchen Kaſſationshofs 
beträgt 75 Jahre (S. 196). Das gleiche gilt für den bel⸗ 
giſchen Kaſſationshof, ferner für die Rota Romana 
(S. 616), anſcheinend für den „Hooge Raad der Neder- 
landen“ (S. 282), für Peru (S. 547) und für Cuba 
(S. 502). Groß iſt die Zahl der Länder ohne jede Alters⸗ 
grenze: Argentinien, Braſilien, Coſta Rica, Do⸗ 
minikaniſche Republik, Eſtland, Island (hier 
kann aber ein 65jähriger Richter ohne Antrag unter Bei⸗ 
behaltung des vollen Gehalts entlaſſen werden [S. 233), 
Lettland, Panama, Paraguay, Syrien, Tſchecho⸗ 
ſlowakei. Vor allem iſt auf die höchſt lehrreiche Tatſache 
hinzuweiſen, daß in den hochangeſehenen oberſten Gerichts⸗ 
höfen von England (mit Ausnahme von zwei Mitgliedern des 
„Judicial Committee“ aus Indien, die mit 72 Jahren in 
den Ruheſtand verſetzt werden [S. 132]) und den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika eine richterliche Alters⸗ 
grenze unbekannt iſt. Der gegenwärtige Präſident des ober⸗ 
ſten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten iſt 72 Jahre alt, 
ein einziges Mitglied iſt 56 Jahre alt, die anderen Mit⸗ 
glieder befinden ſich im Alter von 63, 64, 67, 72, 73, 
88 Jahren (S. 569). Nach alledem wird es keinen Bedenken 
unterliegen, die Altersgrenze für das RG. und die OLG. 
ſowie die genannten Beförderungsſtellen der AG. und LG. 
auf 70 Jahre heraufzuſetzen, der Vollverſammlung des RG. 
aber die Befugnis einzuräumen, für die Reichsrichter die 
Altersgrenze bis auf 3 (oder 5) Jahre zu verlängern. 

: Auf eine Folge der unangemeſſen niedrigen Altersgrenze 
ſei beſonders hingewieſen. Die Wahl von älteren, erfahrenen 
und tüchtigen Anwälten zu Oberrichtern iſt ſeit langer Zeit 
als erwünſcht bezeichnet. Man braucht nicht dem engliſchen 
Vorbilde nachzuſtreben und die Anwaltſchaft nicht als not⸗ 
wendige Vorſtufe des Richterberufs zu empfehlen, und wird 
es doch für bedauerlich halten müſſen, daß viele hervor⸗ 
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ragende Anwälte den Übertritt in die Richterlaufbahn ab⸗ 

„lehnen, nicht nur, weil fie ſich mit einem Bruchteil des bis⸗ 
herigen Einkommens begnügen, ſondern auch weil ſie mit der 
Erreichung einer allzufrühen Altersgrenze wieder ausſcheiden 
müſſen. Das iſt mit Recht auch von dem Präſidenten des 
Obergerichts in Danzig hervorgehoben (S. 166), wo die 
Altersgrenze, ebenſo wie in Preußen, unangemeſſen niedrig 
auf 65 Jahre feſtgeſetzt iſt. Das einzige deutſche Obergericht, 
bei dem ein ſtärkerer Zuſtrom von Anwälten ſtattfindet, das 
HanſOsG. (vgl. hierüber Griſebach S. 108), verdankt die⸗ 
ſen Vorzug wohl auch zum Teil der hohen richterlichen Alters⸗ 
grenze von 70 Jahren, und nicht ausſchließlich der Erkennt⸗ 
nis, daß die Anwaltstätigkeit die beſte Vorbereitung für die 
richterliche iſt ). 

4. Zu der ſtark umſtrittenen Frage, wie die Rechts⸗ 
anwaltſchaft beim RG. am beſten zu geſtalten iſt, hat Prä⸗ 
ſident Simons nur mit großer Zurückhaltung Stellung ge⸗ 
nommen (S. 24). Er gibt zu, daß der gegenwärtige Zuſtand 
der geſchloſſenen Zahl nicht nur von den abgewieſenen Par⸗ 
teien, ſondern auch von vielen Inſtanzanwälten als be⸗ 
drückend empfunden werde, und in der Tat haben Anträge 
auf Beſeitigung der geſchloſſenen Zahl auch im Reichstage 
Zuſtimmung gefunden. Simons fügt aber mit Recht hinzu: 
wenn dieſer Weg beſchritten werden ſollte, würde eine völlig 
neue Organiſation der Zivilſenate des RG. oder eine Um⸗ 
wandlung des Rechtsmittels erforderlich werden, wenn nicht 
das Gericht in der Überfülle der Reviſionen erſticken ſollte. 
Auch für die Erörterung dieſer Frage bietet die Ehrengabe 
des Deutſchen Anwaltvereins wichtigen Tatſachenſtoff, deſſen 
Bedeutung nicht unterſchätzt werden ſollte. Zunächſt dürfen 
die Erfahrungen nicht außer acht gelaſſen werden, über die 
der Präſident des Danziger Obergerichts berichtet. Man hat 
in Danzig allen bei den Landgerichten zugelaſſenen Anwälten 
das Auftreten auch vor dem Obergericht geſtattet. Präſident 
Cruſen bezeugt, die Maßregel habe ſich nicht bewährt. Es 
könne nicht als zweckmäßig anerkannt werden, daß jeder junge 
Juriſt, der vielleicht vor wenigen Wochen eben durch die 
Prüfung gekommen ſei, dem höchſten Gerichtshof des Staates 
ſeine Erſtlingsarbeiten einreichen dürfe. Die Sitzungen des 
Obergerichts würden vielfach dadurch verzögert, daß die beim 
Amts⸗ oder Landgericht beſchäftigten Anwälte nicht zur Stelle 
ſeien. Endlich beſtehe der ſehr unerwünſchte Zuſtand, daß bei 
einem Wettbewerb von 86 Anwälten im Gebiete der Freien 
Stadt auch ältere tüchtige Anwälte nicht auf die anſtrengende 
Tätigkeit beim Amtsgericht verzichten könnten, weil die Praxis 
beim Obergericht und Landgericht auf zu viele Anwälte ver⸗ 
teilt und infolgedeſſen nicht immer einträglich genug ſei. 
Immerhin könnte dieſem Übelſtande in gewiſſem Umfange 
beim RG. durch das unbedingte Verbot des Auftretens der 
reichsgerichtlichen Rechtsanwälte vor anderen Gerichten be⸗ 
gegnet werden. Es gibt aber zu denken, daß z. B. auch beim 
franzöſiſchen Kaſſationshof die Anzahl der Rechtsanwälte 
(auf 60) beſchränkt iſt (S. 202). Auch bei dem höchſten Gericht 
in Dänemark beſteht von alters her eine beſondere Klaſſe 
von Anwälten, die allein zum Auftreten vor dieſem Gericht 
berechtigt ſind. Sie beträgt zur Zeit etwa 35. Um Hoch⸗ 
gerichtsanwalt zu werden, muß der Anwalt die Empfehlung 
des Gerichts haben, nachdem er drei Prozeſſe vor ihm geführt 
hat. Dieſe Prüfung ſoll recht ſchwierig ſein (S. 160). Be⸗ 
achtenswert iſt ferner der Rechtszuſtand beim oberſten Gerichts⸗ 
hof der Vereinigten Staaten. Danach iſt die Anwalt⸗ 
ſchaft bei dieſem Gerichtshofe von der der Bundesſtaaten ſtreng 
geſchieden. Sie ſetzt ſich aus ſolchen attorneys zuſammen, die 
„im Beſitze hoher moraliſcher Qualitäten“, 3 Jahre lang als 
Mitglieder der Anwaltſchaft des höchſten Gerichtshofes irgend⸗ 
eines Bundesſtaates tätig geweſen ſind, und ſodann auf ihren 
Antrag die Zulaſſung beim oberſten Gerichtshof erlangt haben 
(S. 572). Von Bedeutung iſt endlich die Stellungnahme des 
Präſidenten des japaniſchen Reichsgerichts (Daiſhin⸗in) 
Dr. Kikonoſuke Makino, der in ſeinem gemeinſchaftlich mit 
Prof. Dr. Yoſhimichi Mikura, Tokio⸗Kanda, erſtatteten Berichte 
Beſchränkungen in der Zulaſſung der Rechtsanwälte zum RG. 


4) In Eſterreich müſſen ſämtliche Richter mit dem auf die 
Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden 31. Dez. in den dauern⸗ 
den Ruheſtand treten. Weshalb nur die Mitglieder des Verfaſſungs⸗ 
gerichtshofs auf Lebenszeit gewählt werden, iſt ſchwer einzuſehen. 
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als wünſchenswert bezeichnet (S. 602). — Es wird an anderer 
Stelle zu prüfen ſein, ob zum Schutze der freien Anwaltſchaft 
außerhalb des RG. geſetzliche Maßnahmen zuläſſig ſind, die 
der drohenden Überfüllung des Anwaltsſtandes entgegenzu⸗ 
wirken geeignet ſind. Eine Freigabe der Anwaltſchaft beim 
RG. kommt nach meiner Anſicht keinesfalls in Frage. Nach 
einer Mitteilung des Präſidenten Simons ſoll durch eine 
Vereinbarung zwiſchen den Kammervorſtänden ſämtlicher 
Oberlandesgerichte und dem Präſidium des RG. dafür ge⸗ 
ſorgt ſein, daß bei der Beſetzung freigewordener oder neu ein⸗ 
zurichtender Anwaltsſtellen die Belange aller deutſchen Rechts⸗ 
gebiete möglichſt gleichmäßig berückſichtigt werden und gleich⸗ 
zeitig die Zuziehung beſonders tüchtiger Kräfte für die ver⸗ 
ſchiedenen Rechtsgebiete gewährleiſtet wird. Ob dies tatſächlich 
in ausreichendem Maße geſchehen iſt, vermag ich nicht zu be⸗ 
urteilen. Jedenfalls iſt es der einzige, vielleicht verbeſſerungs⸗ 
fähige Weg, auf dem geholſen werden kann. 

5. Ein großer Teil der Berichte beſchäftigt ſich natur⸗ 
gemäß mit Art, Inhalt und Ausgeſtaltung der Rechtsmittel, 
für die die höchſten Gerichte zuſtändig ſind. Hier iſt ein reicher 
Stoff zuſammengetragen, der zu weiteren wiſſenſchaftlichen 
Sonderunterſuchungen anregen wird. Der Rechtszuſtand iſt 
ein höchſt mannigfaltiger und nicht überall mit Sicherheit feſt⸗ 
zuſtellen, zumal dort, wo die ſcharfen Begriffe fehlen, mit 
denen die deutſche Rechtsſprache (hier in unvermeidbaren 
Fremdwörtern) zwiſchen Reviſion und Kaſſation unterſcheidet. 
Die Frage, ob der Partei ein letzter Rechtsgang an den höch⸗ 
ſten Gerichtshof zu eröffnen iſt, wird in der Welt recht ver⸗ 
ſchieden beantwortet. Vielfach hat ſich der franzöſiſche Kaſſa⸗ 
tionsgrundſatz durchgeſetzt, der die Aufgabe des Gerichtshofs 
lediglich auf die Wahrung der einheitlichen Rechtſprechung 
und Geſetzesauslegung beſchränkt. Aber, ſoweit ich ſehe, iſt das 
nicht überall in der ſcharfen Form geſchehen, die in Frankreich 
Rechtens iſt, daß nämlich niemals die Partei, ſondern nur der 
Generalſtaatsanwalt (dans l'intérét de la loi) die Kaſſation 
einlegen und der Kaſſationshof grundſätzlich nicht in der Sache 
ſelbſt erkennen kann. übrigens wird auch in Ländern, wo die 
Kaſſation gilt, ihr Erſatz durch eine Reviſion nach deutſchem 
Vorbild erörtert. In dieſer Beziehung iſt der Bericht, den 
der Hauptpräſident des italieniſchen Kaſſationshofs, Senator 
Mariano D' Amelio in Rom, erſtattet hat, höchſt bemerkens⸗ 
wert. Der Präſident neigt der Auffaſſung zu, daß die Kaſſa⸗ 
tion dem dritten Rechtsgang vorzuziehen ſei. Aber man müſſe 
zugeben, daß die Einrichtung der Kaſſation in ihrer neueſten 
Entwicklung viel von der Strenge des urſprünglichen Ge⸗ 
dankens verloren habe und daß ſie heute eine Stellung ähnlich 
der des RG. einnehme. Denn ſeit den deutſchen Geſetzen von 
1905 und 1910 habe ſich das Reviſionsverfahren dem des 
Kaſſationsverfahrens beträchtlich genähert, und es werde heute 
immer ſchwieriger, einen grundlegenden Unterſchied zwiſchen 
den beiden höchſten Einrichtungen zu finden. Das iſt gewiß zu⸗ 
treffend, ſofern man davon ausgeht, daß die Partei das Recht 
auf eine Kaſſations(Nichtigkeits)beſchwerde erhalten ſoll. 
Und das iſt das Weſentliche für die deutſche Rechtsentwicklung. 
Eine Umbildung, die das Recht der Partei auf den dritten 
Rechtsgang ſchlechthin ausſchließt, iſt in Deutſchland nicht nur 
für Strafſachen, ſondern auch für bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 


Die Neichsgerichtspraxis im deutſchen Rechtsleben. Feſt⸗ 
gabe der juriſtiſchen Fakultäten zum 50 jährigen Beſtehen 
des Reichsgerichts (1. Oktober 1929) in 6 Bänden unter 
Mitwirkung der Profeſſoren Gerhard Anſchütz, Heidel⸗ 
berg, Eruſt Heymann, Berlin, Theodor Kipp, Berlin, 
Wilhelm Kiſch, München, Alfred Schultze, Leipzig, 
Heinrich Siber, Leipzig, herausgegeben von Otto 
Schreiber, weiland Profeſſor in Königsberg i. Pr. In 
6 Bänden. 1. Band: „Offentliches Recht“. 2. Band: 
„Zivil⸗ und Handelsrecht 1“, 3. Band: „Zivil⸗ und 
Handelsrecht II“, 4. Band: „Handels⸗ und Wirtſchafts⸗ 
recht“, 5. Band: „Strafrecht und Strafprozeß“, 6. Band: 
„Zivilprozeßrecht“. Berlin 1929. Walter de Gruyter & Co. 

Fünfzig Jahre Reichsgericht am 1. Oktober 1929. Von 
Dr. Adolf Lobe, Senatspräſident am Reichsgericht i. R., 
unter Mitarbeit von Mitgliedern und Beamten des Reichs⸗ 
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keiten unmöglich. Vorſchläge, die nach dieſer Richtung gehen 
würden, ſtehen außerhalb jeder Erörterung. Man muß Maß⸗ 
nahmen erſinnen, um der Überbürdung des höchſten Gerichts⸗ 
hofs vorzubeugen und ſeine Arbeitslaſt zu verringern. Aber 
man kann nicht einen Zuſtand, der ſich in einem halben Jahr⸗ 
hundert im großen und ganzen bewährt hat, grundlegend 
ändern und rein lehrmäßig die Reviſion durch einen Rechts⸗ 
behelf nach Art der Kaſſation erſetzen. Dafür hätte das deutſche 
Volk kein Verſtändnis. Die Grundlagen der deutſchen Ge⸗ 
richtsverfaſſung müſſen feſtgehalten, und ausländiſchen Vor⸗ 
bildern kann nicht nachgegangen werden, wo, wie gerade in 
den Zuſtändigkeitsfragen, die Rechtsentwicklung ein buntes, 
keinesfalls einheitliches Bild darbietet. Eine wirkſame Ent⸗ 
laſtung des RG. iſt, wie auch Präſident Simons bezeugt, 
durch den Grundſatz des Geſetzes von 1925 herbeigeführt wor⸗ 
den, daß die Reviſion nicht auf die Verletzung der 88 139, 
286 und 287 ZRD. geſtützt werden kann. Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, wie auf anderem Wege zu helfen iſt, wenn man nicht 
die Reviſionsſumme bis zu einer Höhe hinaufſetzen will, die 
tatſächlich einer Beſeitigung des Rechtsmittels gleichkommt. 
Wenn geſagt worden iſt, die Maßregel der Entlaſtungsgeſetze 
habe die Aufſicht über die Geſetzmäßigkeit des Verfahrens der 
nachgeordneten Gerichte nicht unerheblich eingeſchränkt, ſo iſt 
die Frage, ob die uneingeſchränkte Reviſion nicht von vorn⸗ 
herein eine Überſpannung des Grundſatzes geweſen iſt. In⸗ 
deſſen gehört das zu den rechtspolitiſchen Fragen, für 
die nicht rein lehrmäßige Erwägungen entſcheidend ſind. Das 
gleiche gilt von dem Verfahren des erſten Rechtszuges, das 
Simons mit vielen anderen als Fremdkörper am RG. emp⸗ 
findet. Es ſei aber darauf hingewieſen, daß nach den Belegen 
der Feſtgabe die höchſten Gerichtshöfe durchaus nicht überall 
nur Gerichtshöfe für Rechtsanwendung ſind. Der High Court 
ok Justice iſt in wichtigen Sachen Gericht des erſten Rechts⸗ 
zuges, und die zweite Abteilung des höchſten engliſchen Ge⸗ 
richtshofs, der Court of Appeal, iſt Berufungsgericht. Auch 
das House of Lords entſcheidet im Rechtszuge gegen die 
Urteile des Court of Appeal ſowohl die Rechtsfragen wie die 
Tatfragen (S. 125). Auch anderswo ſind wichtige erſtrichter⸗ 
liche Aufgaben dem höchſten Gerichtshof übertragen (vgl. z. B. 
Dänemark S. 156, Niederlande S. 188). — Auf der anderen 
Seite wird den Beſtrebungen, die darauf abzielen, das geſamte 
öffentliche Recht vom RG. abzutrennen, mit aller Entſchieden⸗ 
heit entgegenzutreten ſein. Was Simons hierzu geſagt hat, 
kann nur Wort für Wort unterſchrieben werden. Es liegt 
nicht im Belange des deutſchen Rechtsweſens, dem RG. Auf⸗ 
gaben zu entziehen, die in vielen anderen Kulturländern dem 
höchſten Gerichtshof übertragen ſind. Man wird das Reichs⸗ 
verwaltungsgericht in irgendeiner Form dem RG. angliedern 
müſſen, wie das beim Reichsarbeitsgericht gelungen iſt, und 
wenn man das Recht zur Nachprüfung der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit der Geſetze den nachgeordneten Gerichten entziehen und 
dafür einen beſonderen Gerichtshof einſetzen will, ſo erſcheint 
als die einfachſte, auch techniſch leichteſte Löſung der Frage 
die Ausgeſtaltung nach Art des Staatsgerichtshofes für das 
Deutſche Reich. Die unſelige deutſche Gerichtszerſplitterung, 
Ra faſt in der ganzen Welt ohne Beiſpiel ift, muß ein Ende 
haben. 


gerichts, der Reichsanwaltſchaſt und der Rechtsanwaltſchaft 
am Reichsgericht. Berlin 1929. Walter de Gruyter & Co. 


Die beiden vorſtehend genannten hochbedeutſamen Werke 
erfordern ein ſo gründliches Studium, daß es nicht möglich 
war, in der kurzen, ſeit ihrem Erſcheinen verfloſſenen Zeit 
eine Beſprechung zu erhalten. Insbeſondere bedarf es zur 
Würdigung der ſechsbändigen Feſtgabe der juriſtiſchen Fakul⸗ 
täten, die das geſamte Recht in einzelnen Abhandlungen an 
Hand der Rechtſprechung des Reichsgerichts beleuchtet, einer 
eingehenden Beſprechung durch hervorragende Sachkenner der 
behandelten Fachgebiete. Es muß daher einſtweilen eine vor⸗ 
läufige Anzeige genügen und im übrigen auf die ſpäteren 
eingehenden Beſprechungen verwieſen werden. D. S. 


Dem Reichsgericht zur 50. Wiederkehr ſeines Gründungs⸗ 
tages. Der Sachverhalt ein Stiefkind des Zivilprozeſſes. 
Von Dr. G. Wildhagen, Geh. Juſtizrat, Vorſitzender des 
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Vorſtandes der Anwaltskammer beim Reichsgericht. Reichs⸗ 
gericht und Währungsnot. Von Dr. A. David, Senats⸗ 
präſident beim Reichsgericht. Berlin 1929. Verlag Otto 
Liebmann. Preis 5,50 % 
Die Beſprechung der beiden intereſſanten Arbeiten iſt 
bisher noch nicht eingegangen, ſo daß zunächſt dieſer Hinweis 
vorläufig genügen möge. D. S. 


Reichsgericht und Wirtſchaftsrecht. Ein Bild deutſcher 
Praxis von Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, o. Profeſſor 
an der Univerſität Jena, Leiter des Inſtituts für Wirt⸗ 
ſchaftsrecht, Oberlandesgerichtsrat a. D. Jena 1929. Ver⸗ 
lag Guſtav Fiſcher. 

Das Buch kennzeichnet ſich nicht ſelbſt in formaler Wid⸗ 
mung als Feſtgabe und iſt doch eine ſolche, und zwar eine 
der tiefgründigſten, die einem Gericht bei einem Jubiläum 
in einem „Augenblick der Selbſtbeſinnung“ dargebracht werden 
können, weil es in der immer mehr anſchwellenden Flut der 
Einzelerſcheinungen und Einzelentſcheidungen die großen Li⸗ 
nien aufzeichnet und feſtlegt. Auch dieſes Werks reicher Inhalt 
wird in einer ſpäteren Nummer näher gewürdigt en 


Feſtſchrift zum 50jährigen Beſtehen des Landgerichts II 
in Berlin. Mit 4 Abbildungen. 50 Jahre Landgericht II. 
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Von Landgerichtsdirektor Wengler. Beiträge zur Geſchichte 
der Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht II. Von Staats⸗ 
anwaltſchaftsrat Schmidt. Die Kammern für Handels⸗ 
ſachen des Landgerichts II. Von Handelsgerichtsrat 
Henſchke. Problemſtellungen im Privatrecht und privaten 
Rechtsſchutzverfahren der heutigen Zeit. Von Landgerichts⸗ 
rat Dr. Bunge. Der Strafrichter. Entwicklungslinien 
1879— 1929. Von Landgerichtsdirektor Dr. Sachs. 
Juſtizverwaltungsſplitter. Von Landgerichtsrat Dr. Sie⸗ 


bert. Schlußwort. Von Landgerichtspräſident Geh. Ober⸗ 
juſtizrat Humbert. Berlin 1929. Verlag Siegfried 
Cronbach. 


Eine Schrift, die jeder mit Freude leſen wird, voll⸗ 
ends der, den Jugenderinnerungen mit dem Gericht ver⸗ 
binden und der die Zeit, die darin geſchildert iſt, mit⸗ 
erlebt hat. Wie ſeltſam mutet manches an, als wenn nicht 
50 Jahre von den geſchilderten Erinnerungen trennen, ſon⸗ 
dern Jahrhunderte. 


Der reiche Inhalt der Schrift, der durch den leicht 
humoriſtiſchen Einſchlag mancher Artikel einen beſonderen 
Reiz erhält, wird in einem ſpäteren Aufſatz noch näher ge⸗ 
würdigt werden. D. S. 


Aus dem Inhalt der Tagungen. 
Anwaltstag. 


a) Referat Fiſcher: JW. 1929, 2553. 
b) Vortrag Alsberg: Auszug ZW. 1929, 2691. 


c) IR. Dr. Carl Oeſtreich, München: Anwalt, Volk 
und Staat !). 


Hinter der Wortverbindung „Volk und Staat“ ſteht 
ein ſtaatspolitiſches Ideal: die Einheit von Volk und 
Staat, die gerade in Deutſchland zu vermiſſen iſt. Wir 
Anwälte ſcheinen durch unſere Rechtskenntnis und unſere 
Volksverbundenheit berufen, lebendige Staatsgeſinnung zu 
fördern und dadurch Mittler zwiſchen Volk und 
Staat zu werden. 


Das iſt die anwaltſchaftliche Sendung, die wir gegenüber 
dem Staate — konkret geſprochen: gegenüber dem neuen deut⸗ 
ſchen Volksſtaat! — zu erfüllen haben. Dieſen Staat müſſen 
wir in unſerem Berufsleben — und nur mit ihm haben wir 
es hier zu tun! — bejahen. Daneben iſt für jede politiſche 
Richtungnahme freie Bahn. Trotzdem iſt jeder Konflikt aus⸗ 
geſchloſſen für den freien und unabhängigen Anwalt, der ſeine 
Hilfe dort verſagen kann — nicht: muß —, wo ſich für ihn 
ein Zwieſpalt zwiſchen äußerer Berufsausübung und innerer 
politiſcher Einſtellung ergeben würde. 


Weil das Volk bei der Berufsausübung des deutſchen 
Anwalts ſolchen Zwieſpalt weder wahrnimmt noch auch nur 
gefühlsmäßig empfindet, hat die Kriſe der Juſtiz, zum 
weſentlichſten Teil in politiſchen Urgründen wurzelnd, die 
Anwaltſchaft nicht ergriffen. (Die Spezialkriſe der Anwalt⸗ 
ſchaft iſt in Urſache und Wirkung wirtſchaftlicher Natur.) 


Die Anwaltſchaft ſteht auch außerhalb des Tagesſtreites 
über die Staatsform; dieſe iſt für ihr Gedeihen nicht ent⸗ 
ſcheidend. Hingegen kommt für Reichweite und ſoziales An⸗ 
ſehen anwaltſchaftlicher Tätigkeit nahezu alles an auf das 
Maß bürgerlicher Freiheit, das in einem Lande 


herrſcht. 


Unvereinbar waren und bleiben: Abſolutismus und 
Rechtsanwaltſchaft. Ob der Abſolutismus von links 
oder rechts kommt, iſt dabei völlig gleich. Der Links⸗ 
abſolutismus der Sowjetregierung hat die Anwaltſchaft in 
Rußland vernichtet; der Rechtsabſolutismus in Preußen⸗ 
Deutſchland hat in der Zeit tiefſter Erniedrigung der deut⸗ 


1) Vollſtändige Wiedergabe in der Anlage. 


ſchen Advokatur ihre Umgeſtaltung in ein Staatsamt her⸗ 
beigeführt. 

Die Advokatur kann aber kein Staatsamt 
ſein. Das iſt die auch nach eineinhalb Jahrhunderten noch 
nachwirkende Lehre dieſer Carmerſchen Geſetzgebung. Sie 
galt für den überwundenen Obrigkeitsſtaat, ſie gilt für den 
gegenwärtigen Volksſtaat, ſie wird auch gelten für den erſt 
noch völlig auszugeſtaltenden Rechtsſtaat. „Auch im Volks⸗ 
ſtaat iſt der Anwalt der Garant der bürgerlichen Freiheit“ 
(Feuchtwanger). 

Angeſichts der Machterhöhung und Machtverſchiebung, 
welche die richterliche Gewalt durch Schwäche der Staats⸗ 
autorität und wirtſchaftliche Notwendigkeit in noch nicht ab⸗ 
geſchloſſener Entwicklung bereits erreicht hat, wächſt auch die 
Bedeutung der auch deshalb notwendigen, unbeam⸗ 
teten und unabhängigen Rechtsanwaltſchaft als Kon⸗ 
trollorgan der Rechtſprechung. Auch in dieſer Tätig⸗ 
keit wird Volksdienſt als Organ der Rechtspflege 
geleiſtet. 

Die abgebrauchte Charakteriſierung des Anwalts als 
„Organ der Rechtspflege“ hat mehr und mehr einen neuen 
Inhalt bekommen, weil das, was unter Rechtspflege ver⸗ 
ſtanden wird, vornehmlich in den letzten Jahrzehnten ein 
ungleich weiteres Ausmaß angenommen hat. „Rechtspflege 
hat an allem teil, wodurch das Recht zur Grundlage und 
Form der Beziehungen zwiſchen dem Staat und ſeinen Bür⸗ 
gern und der Staatsbürger untereinander gemacht wird.“ 
Die Schaffung dieſer Grundlage gerade durch ethiſche Einwir⸗ 
kung iſt ſpezifiſch anwaltſchaftliche rechtspflegeriſche Tätigkeit. 

Auf das Gemeinwohl eingeſtellt, vermag das anwalt⸗ 
ſchaftliche Berufsdaſein wohl nach den Regeln der Bedarfs⸗ 
wirtſchaft, nicht aber nach dem Grundſatz des höchſten indi⸗ 
viduellen Nutzens gelebt zu werden. Daraus folgt, daß die 
Anwaltſchaft kein Gewerbe iſt. Das iſt keine Theſe, 
ſondern täglich, beſonders auch in der augenblicklichen großen 
Not der Anwälte wieder beſtätigte, durchlebte Wirklichkeit. 

Wenn der Staat in ſchwer begreiflicher Weiſe in feiner 
Steuergeſetzgebung (Umſatzſteuer, Gewerbeſteuerpläne) die An⸗ 
waltſchaft wie ein Gewerbe behandelt und weiter behandeln 
will, ſo müſſen die Anwälte ebenſo wie die Arzte und hoffent⸗ 
lich mit demſelben Erfolg das Volk für ihre Sache, die auch 
des Volkes Sache iſt, mobil machen. 

Aus dem Charakter anwaltſchaftlicher auf das Gemein⸗ 
wohl eingeſtellter Tätigkeit folgt, daß die Voraus- 
ſetzungen für die anwaltſchaftliche Berufsaus⸗ 
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übung abzuleiten find aus dem ſchon von Gneiſt voran⸗ 
geſtellten Satz: 


„Das Bedürfnis des Volkes, des rechts⸗ 
ſuchenden Publikums entſcheidet über die 
Ausgeſtaltung der Rechtsanwaltſchaft.“ 


Zuvörderſt auch über die Frage der äußeren Konſtruktion der 
Anwaltſchaft, ob Zweiteilung nach engliſch⸗roma⸗ 
niſchem oder Einheitlichkeit nach deutſch⸗-öſter⸗ 
reichiſchem Muſter. Im Intereſſe der Allgemeinheit, in⸗ 
ſonderheit der Wirtſchaft, wäre die Zweiteilung an und für 
ſich zu begrüßen. Die Geſchäftsanwaltſchaft vermöchte das 
Problem der Eroberung des rechtswirtſchaftlichen Arbeits⸗ 
gebietes endlich einer poſitiven und umfaſſenden Regelung 
zuzuführen. Die Zweiteilung ſetzt aber eine ſtarke Wirtſchaft, 
ein kapitalkräftiges Volk, einen beſitzenden Mittelſtand voraus. 
Solange wir aber Reparationen, ſolange wir die jetzige 
Steuergeſetzgebung haben, fehlt für die Zweiteilung die 
nötige finanzielle Grundlage. Die deutſche Anwaltſchaft muß 
daher im Intereſſe unſeres Volkes die bisherige Doppel⸗ 
tätigkeit (Gerichts⸗ und Geſchäftsanwaltſchaft) auch weiterhin 
auf ſich nehmen und ſich dabei mehr als bisher der rechts⸗ 
wirtſchaftlichen Tätigkeit widmen. Immer aber muß in unſe⸗ 
rem Handeln eine Kernzelle von Rechtsanwendung oder 
Rechtsgeſtaltung vorhanden ſein, um es als ein anwaltſchaft⸗ 
liches erſcheinen zu laſſen. Eine rigoroſe Standesdiſziplin wird 
die Anwaltſchaft auch weiter vor Berufsgenoſſen bewahren, 
die einem reinen Geſchäftemachertum, insbeſ. einer reinen 
Maklertätigkeit verfallen. 

Für Volk und Staat freilich iſt wichtiger als alle 
Standesdiſziplin: die poſitive Anwaltstat. 

Ihre erſte Vorausſetzung iſt und bleibt: die Freiheit 
der Advokatur, die Unabhängigkeit von jeder Zentral⸗ 
gewalt, jeder auch im Volksſtaat dieſe ſelbſt häufig be⸗ 
herrſchenden Bürokratie. 

Die Freiheit der Advokatur hat aber ein als ſolches 
noch wenig beachtetes Korrelat: die Freiheit des Vol⸗ 
kes in der Auswahl des Anwalts. Dieſe ſieht der 
Vortragende gefährdet durch die täglich ſich mehrenden Orga⸗ 
niſationen (Rechtsſchutzverbände uſw.), welche ihren Mit⸗ 
gliedern die Annahme eines beſtimmten Anwalts vor⸗ 
ſchreiben. Es fordert deshalb die Sicherung der „freien An⸗ 
waltswahl“ dadurch, daß künftig nur mehr Verträge von. 
Organiſation zu Organiſation, d. h. zwiſchen Rechtsſchutz⸗ 
organifation und Anwaltſchaft abgeſchloſſen werden ſollen 
mit der Wirkung, daß der ſog. „Verbandsklient“ jeden An⸗ 
walt angehen kann und dabei beſtimmte durch Vereinbarung 
von Organiſation zu Organiſation feſtgelegte Vergünſtigungen 
genießt. So wird die Wettbewerbsfähigkeit aller Anwälte 
weſentlich geſteigert. Das erſcheint beſonders notwendig an⸗ 
geſichts der Überfüllung der Anwaltſchaft. 

Das Überfüllungsproblem müſſe ſchon deshalb auch heute 
erörtert werden, weil es im engſten Zuſammenhang mit der 
vom Staate bei der Zulaſſung der Juriſten zum 
Staatsdienſt angewandten Perſonalpolitik 
ſtehe. Im allgemeinen gut, im Volksintereſſe kaum ab⸗ 
änderbar, ſei dieſe Politik für die Anwaltſchaft geradezu 
ruinös. 

Der Berichterſtatter ſtellte mit eingehender Begründung und 
unter Bekämpfung naheliegender Gegengründe — auf Einzelheiten 
kann hier nicht eingegangen werden — zur Erwägung, ob nicht der 
verhängnisvolle Zuſtrom der vom Staate zurückgewieſenen, geprüften 
Aſſeſſoren, der penſionierten Beamten uſw. in die Anwaltſchaft durch 
eine geringe Abweichung der Anwalts⸗ von der Richtervorbildung 
unterfangen werden könne. Für den Referendar, der Anwalt werden 
wolle, möge das Univerſitätsſtudium um mindeſtens zwei Semeſter 
verlängert werden. Die Ausbildung während dieſer Zeit erfolgt durch 
Univerſitätslehrer und Anwälte. Nach Ablauf dieſer verlängerten 
Studienzeit iſt ein ſpezielles theoretiſches Anwaltsexamen abzulegen. 
Dann ſoll der Referendar wieder an der allgemeinen praktijchen 
Ausbildung aller Juriſten teilnehmen und mit ihnen die zweite 
große Staatsprüfung ablegen. Nur wer die Zuſatzſemeſter 
abſolviert und das ſpezielle theoretiſche Anwalts- 
examen beſtanden hat, kann Anwalt werden. Hebung 
der Qualität und Minderung der Quantität wird ſo zugleich erreicht. 
Mit beſonderem Nachdruck forderte der Referent entgegen der Com- 
munis opinio eine weſentlich verbeſſerte theoretiſche Vorbildung, 
beſonders im Intereſſe der Eroberung des rechtswirtſchaftlichen 
Arbeitsgebiete. 

„Unbeſchränkt in feiner Freiheit, mit vermehrtem Wiſ⸗ 
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ſen, durch Verminderung des wirtſchaftlichen Drucks vor Ab⸗ 
hängigkeit nach unten beſſer geſchützt, muß der deutſche 
Rechtsanwalt dem Idealbild näherkommen, das der gerecht 
denkende Teil unſeres Volkes von ihm hegt. Es geht um 
ein hohes Ziel: in Volksnähe, mit Volks⸗ 
vertrauen, durch Dienſt am Volke Mittler zu 
werden zwiſchen Volk und Staat.“ Dieſes Ziel dünkt 
uns erreichbar. Die Volksnähe der Anwaltſchaft iſt darin, 
daß die Anwälte, von jeher Söhne des Volkes, allen ſeinen 
Teilen entſproſſen ſind, feſt verankert. Auch die ſtarke Akti⸗ 
vität vieler Anwälte im parteipolitiſchen Leben trägt zu ihr 
bei. Der Anwalt als Objekt bald wohlwollender, bald kari⸗ 
kierter Darſtellung insbeſ. auf dem Gebiete der dramatiſchen 
Kunſt ſchafft immer neue Bindungen zwiſchen Volk und 
Anwalt. 

Aber all das genügt nicht; Volksnähe und Volks⸗ 
vertrauen müſſen immer wieder neu erworben werden durch 
Dienſt am Volke, geleiſtet durch auf das Gemeinwohl ein⸗ 
geſtellte rechtspflegeriſche Tätigkeit, wie ſie als anwaltſchaft⸗ 
licher Wirkungskreis vom Vortragenden einleitend geſchil⸗ 
dert wurde. 

Indem wir den Rechtsſinn des Volkes beleben, ſchaffen 
wir lebendige Staatsgeſinnung und werden dadurch Mitt⸗ 
ler zwiſchen Volk und Staat. 

Darum iſt es unſere Aufgabe, den zwei Hauptübeln zu 
begegnen, welche gerade jetzt den Rechtsſinn und damit die 
Staatsgeſinnung unſeres Volkes zu ertöten drohen. Wir 
haben zu kämpfen gegen den unſerem Volke immer 
wieder ſuggerierten Glauben an den angeb⸗ 
lichen Zwieſpalt zwiſchen Volksempfinden und 
beſtehendem Recht und gegen die Gleichgültig⸗ 
keit des Volkes gegenüber dem werdenden Geſetz. 

Nachdem der Redner ſich im einzelnen über die Kampfmittel 
verbreitet hatte, legte er dar, wie gerade dieſer Dienſt am Volke nur 
von der Anwaltſchaft geleiſtet werden könne und wie er andererſeits 
auch der Anwaltſchaft wieder erhöhte Ausſicht auf Volksführer⸗ 
tum verſchaffe; um ſo mehr, je mehr es gelinge, das ſchier vergeſſene 
Verdienſt der deutſchen Anwälte als Führer, Dulder und Streiter in 
den deutſchen Verfaſſungskämpfen wieder in das Volksbewußtſein 
zu bringen. 

Im letzten Teil des Vortrages warf der Redner die 
Frage auf, ob dieſen vielen Pflichten gegenüber der Geſamt⸗ 
heit nun auch Rechte der Anwaltſchaft gegenüber dem Staate 
entſprechen. Er kommt zu dem Ergebnis, daß vom Staate 
mindeſtens eine der Anwaltſchaft allgemein förderliche Ein⸗ 
ſtellung und die Abkehr von jeder ihr abträglichen oder gar 
ſchädlichen Tendenz verlangt werden müſſe. 

Auch der neue deutſche Volksſtaat habe bisher die Er⸗ 
füllung dieſer Minimalforderung zu oft vermiſſen laſſen. 
Beweis: der volksſchädliche Ausſchluß der Anwälte von den 
Arbeitsgerichten, die Zulaſſung von Verwaltungsrechtsräten 
in Preußen, die Wegnahme wichtiger Arbeitsgebiete, die Zu⸗ 
weiſung vorhandener Arbeitsgelegenheit an zu Unrecht be⸗ 
günſtigte außeranwaltſchaftliche Perſönlichkeiten. Der $ 26 
RA O. müſſe nach dem Vorſchlag Robinows eine 
ergänzende Beſtimmung dahin erhalten, daß 
der Anwalt vor keinem Gericht und von keiner 
Behörde als Vertreter oder Beiſtand einer Par⸗ 
tei ausgeſchloſſen werden dürfe. Zu lange ſei die 
Anwaltſchaft gegenüber der Geſetzgebung, auch der ſie ſelbſt 
betreffenden, lediglich — Stillhaltekonſortium geweſen. Es 
ſei zu hoffen, daß nicht zuletzt durch die Reichsanwaltskammer 
hierin eine Anderung eintrete. Wohin die bisherige Nicht⸗ 
berückſichtigung anwaltſchaftlicher Vorſtellungen durch den Ge⸗ 
ſetzgeber führe, das beweiſe die jetzt auch von behördlicher 
Seite anerkannte Rechtskonſulentenplage. An Stelle der fau⸗ 
len Kompromiſſe und Halbheiten, wie fie der § 157 ZPO. in 
ſich ſchließe, müſſe jetzt endlich ganze Arbeit verlangt werden, 
nämlich dahin, daß die berufsmäßige Vertretung 
vor den ordentlichen Gerichten der Anwaltſchaft 
ausſchließlich vorbehalten werde. Das Argument, 
daß an den kleinſten Gerichten der Konſulent nicht entbehrt 
werden könne, entfalle gerade jetzt, da dieſe kleinſten Gerichte 
mit Recht abgebaut würden. 

Zum Schluſſe faßte der Redner das Endziel aller unſerer 
ſtandespolitiſchen Arbeit in die Worte zuſammen: 

„Das beſte Recht, den beſten Richter, aber 
auch den beſten Anwalt dem deutſchen Volk!“ 
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Abgeordnetenverſammlung. 


NA. Dr. Görres, Berlin, als Mitberichterſtatter er⸗ 
innerte an die von Magnus am 13. März 1919 ver⸗ 
anſtaltete Verſammlung des Berliner Anwaltvereins), in der 
das Problem der Fachanwaltſchaft erſtmals öffentlich, und 
zwar von drei Rednern, behandelt wurde. Einer derjelben 
ſtellte ein umfaſſendes Programm auf. Er war der Über- 
zeugung, daß die mit der Staatsumwälzung heraufgezogene 
neue Ara Beginn einer Entwicklung ſei, innerhalb derer der 
Kampf um Mein und Dein zwiſchen den Volksgenoſſen weit⸗ 
hin abgelöſt würde durch den Kampf des Staatsbürgers um 
ſein Recht mit dem Staate. Bei dieſer geſchichtlich unaufhalt⸗ 
ſamen Einbuße an Betätigungsgebiet im Bereiche des Zivil⸗ 
rechts müſſe der Anwalt ſich umſtellen auf das öffentliche 
Recht und hier den Verluſt wettmachen. Als Mittel empfahl 
Redner damals die Fachanwaltſchaft und die Zulaſſung der 
Rechtsanwälte zu allen Gerichten des öffentlichen Rechts im 
Reich und in den Ländern. Die beiden anderen Redner be⸗ 
kämpften die Vorſchläge. Es blieb alles beim alten. Redner 
erinnerte weiter an 8 239 RAbgO., der den Anwälten die 
Zulaſſung bei den Finanzgerichten eröffnete — ebenfalls er⸗ 
folglos. Görres will auch jetzt die Löſung der Frage auf 
breiterer Grundlage finden. Er iſt der Meinung, daß 
nach den Vorſchlägen des Erſtberichterſtatters nur 100 bis 
200 Rechtsanwälte den Titel Fachanwalt erreichen würden 
und wendet ſich lebhaft gegen jede weitere Prüfung oder 
Diplomerteilung durch einen Ausſchuß, indem er auf die 
Gleichwertigkeit der Anwaltsvorbereitung mit der 
Richtervorbereitung, ſowie darauf hinweiſt, daß auch Richter, 
die zur inneren Verwaltung, zur Steuer, zur Kommune uſw. 
übergehen, keinerlei Examen mehr abzulegen brauchen. Gör⸗ 
res ſchlägt deshalb vor: 
1. Unbedingte Freigabe des Vermerks auf Schild und 
Briefbogen: „Nur Strafſachen“ oder „nur 
Steuerſachen“ oder „nur Verwaltungs- 
rechtsſachen“ uſw. 
2. Annahme der Vorſchläge des Erſtberichterſtatters. 
3. Freigabe der Bezeichnung auf Schild und 
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Briefbogen: „Vertretungsberechtigt beim 
Kreisausſchuß“ oder „Vertretungsberech⸗ 
tigt beim Bezirksausſchuß“ oder „Ver⸗ 
tretungsberechtigt beim Landesfinanz⸗ 
gie ichſte 
Hiervon verſpricht ſich Görres die allerorts umfaſſende 
und eindringliche Belehrung des rechtſuchenden Publikums 
über die Tatſache, welches beſondere Fach jeder Anwalt je 
nach Neigung und Vorſtudien neben dem gewohnten Zivil⸗ 
und Strafrecht betreiben will. Es ſoll ſich daraus die leich⸗ 
tere Möglichkeit ergeben, ohne weitere Anfragen bei Handels⸗ 
kammern oder dgl. ſich den geeigneten Mann herauszuſuchen, 
während bei der bisherigen Sachlage der ſeine Fähigkeiten 
und Kenntniſſe verbergende Anwalt einer ſkrupelloſen Reklame⸗ 
konkurrenz von Rechtsagenten und Steuerbüros weichen muß. 

Aus dieſer Bekanntgabe wird ſich nach Görres die 
Inanſpruchnahme des Rechtsanwalts auf weiten 
Gebieten des öffentlichen Rechts ergeben mit der 
Folge, daß er Berater und Helfer des Staatsbürgers in all 
den Fällen wird, in denen der Bürger mit dem Staat um 
ſein ſubjektives Recht zu ſtreiten hat. So erhält der Rechts⸗ 
anwalt zu ſeiner bisherigen Aufgabe „Organ der Rechts⸗ 
pflege“ die neue und bedeutungsvolle, Hüter und 
Garant der Idee des Rechtsſtaats zu ſein. Das wäre 
die beſte Frucht der Fachanwaltſchaft. 

Die richtige Antwort auf das Geſetz betr. die Ver⸗ 
waltungsgerichtsräte und auf § 11 ArbGG. wäre geweſen, 
wenn alle am Verwaltungs- bzw. Arbeitsrecht intereſſierten 
Rechtsanwälte ſofort auf Schild und Briefbogen geſetzt hätten: 
Rechtsanwalt beim Landesarbeitsgericht, Rechtsanwalt bei 
ai Verwaltungsgerichten. Auch heute ſei dies noch nicht 
zu ſpät. 

Redner empfahl deshalb ſeinen Antrag: „Die An⸗ 
kündigung auf Schild und Briefbogen: Vertretungsberechtigt 
beim Verwaltungsgericht (Finanzgericht uſw.) iſt zuläſſig.“ 

Endlich befürwortete er periodiſch wiederkehrende Be⸗ 
lehrung des Publikums durch die örtlichen Anwaltsvereine 
über den Tätigkeitskreis der Anwälte auf dem öffentlich⸗ 
rechtlichen Gebiete mittelſt Hinweiſes in den Tageszeitungen. 


Kriſis und Jubiläum. 


Von Rechtsanwalt Dr. Sigbert Feuchtwanger, München. 


I 

Krifis und Jubiläum?! Drei Worte — und ſchon find 
wir mitten drin in der Problematik der Anwaltſchaft. 

Dem Individuum kommt es zu, Feſte zu feiern wie ſie 
fallen. Ein wenig Sonne iſt ihm im Nebel des Alltags zu 
gönnen. Ihre Strahlen laſſen es auf einige Stunden die 
Sorgen vergeſſen. Solcher Troſt und ſolches Ausruhen ſind 
unentbehrlich im ſeeliſchen Haushalt des Menſchen. Selbſt 
aber wenn die einzige Wirkung des Feierns keine andere 
wäre, als daß der Morgen nach dem Feſt des Lebens um ſo 
grauer erſcheinen läßt — Katzenjammer kann das Feiern 
ſo wenig diskreditieren, wie es keiner Legitimation durch 
irgendwelchen dauernden Nutzen bedarf! Dies alles ſind Argu⸗ 
mente post festum. Der feiernde Menſch darf ſich ganz der 
ſelbſtzwecklichen Gegenwart hingeben. Er hat das Recht auf 
Leichtſinn, leichten Sinn. Ohne dieſen wäre das Irrationale, 
das Unberechenbare des menſchlichen Lebens und Sterbens 
nicht erträglich. 

Von den Jubiläen der Ereigniſſe, die Gemeinſchaften — 
einem Volk, einem Stand oder ſonſtigen Gruppen — zu⸗ 
gehören, gilt nicht das Gleiche. Freilich: Für die daran be⸗ 
teiligten Individuen ſind auch dieſe Jubiläen Feſte, die man 
feiert, wie ſie fallen. In dieſem Sinne ſei den Hamburger 
Gaſtgebern die Beſonnung und Durchwärmung ſo manches 
umwölkten Anwaltsdaſeins herzlich gedankt. Für die feiernde 
Gemeinſchaft aber erſchöpft ſich ein Jubiläum nicht in 
Ausruhen und Pflichtentbindung, in Genuß und verant⸗ 
wortungsloſer Freude an dem zu feiernden Ereignis: „Wie 
Herrliches haben die Väter geleiſtet und wie gut haben wir 


ihr Erbe gewahrt.“ Allzu leicht kann ſolches Feiern zu Selbſt⸗ 
gerechtigkeit und Selbſtbeweihräucherung führen. Allzu leicht 
erfährt da die immer vorhandene Neigung, auf wirklichen 
oder vermeintlichen Lorbeeren auszuruhen. Verſtärkung — 
eine Tendenz die beſonders gefährlich iſt in Zeiten des Ab⸗ 
ſtiegs. Hier gilt nicht die dem Individuum freiſtehende Be⸗ 
rufung auf die Unentrinnbarkeit, Unberechenbarkeit und Schid- 
ſalhaftigkeit der Entwicklung. Iſt das Objekt der Feier mangel⸗ 
haft geworden, ſo iſt eine würdige Feier nur die, die dem 
Feiernden Anlaß gibt zur Beſinnung über Urſachen und Ab⸗ 
hilfemittel. 

Auch im Leben eines Standes freilich walten über⸗ 
mächtige Gewalten. Sein Beſtand iſt auf die Dauer niemals 
zu ſichern durch künſtliche Maßnahmen. Auch ihm kann 
Untergang beſtimmt ſein. Eine Funktionsverſchiebung, eine 
Veränderung der ſozialen Bedürfniſſe, deren Befriedigung er 
gedient hat, oder eine Veränderung der Mittel der Befriedi⸗ 
gung dieſer Bedürfniſſe kann ihn überflüſſig machen. Iſt 
dies der Fall, ſo kann kein Diktat des Geſetzgebers ihn retten. 
Das Leben höhlt das durch Rechtszwang künſtlich aufrecht⸗ 
erhaltene Daſein aus. Das Vertrauen auf geſetzlichen Schutz 
kann ſogar den Untergang beſchleunigen; denn es hält davon 
ab, mit aktivem Selbſtſchutz ſich gegen jene Mächte zu wehren. 
Es iſt möglich und es muß verſucht werden, ſich in den 
ſozialgeſetzlich ſich vollziehenden Prozeß der Funktionsverſchie⸗ 
bung als den zur Befriedigung veränderter Bedürfniſſen mit 
veränderten Mitteln bereiten Funktionär bewußt einzuſchalten. 
Nur der taugliche Leiſtung produzierende Funktionär erhält 
ſich auf die Dauer das Vertrauen der Leiſtungsempfänger. 
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Damit aber find wir ſchon ins Herz der gegenwärtigen 
Anwaltskriſe vorgeſtoßen. Sie iſt eine Kriſe nicht nur der 
einzelnen Anwälte, ſondern des Daſeins des Standes ſelbſt. 
Die Nöte der einzelnen Standesgenoſſen erfahren ihre wahr⸗ 
haft kritiſche Geſtaltung durch die Problematik des Standes. 
Der ſeinen 50 jährigen Beſtand feiernde Anwaltsſtand darf 
nicht die Augen verſchließen vor der Tatſache, daß dieſer Be⸗ 
ſtand im tiefſten erſchüttert iſt. 

Die Tatſachen des in 50 Jahren eingetretenen wirtſchaft⸗ 
lichen Wandels ſind allzu bekannt. Einem fortgeſetzten Steigen 
des Diviſors — um die gut geprägte Magnus ſche Formel 
zu gebrauchen — entſpricht ein fortſchreitendes Fallen des 
Dividendus. Eine ſtändig zunehmende Zahl ſucht Nahrung auf 
engem, umſtrittenen Arbeitsgebiet. Die Konkurrenz nicht⸗ 
anwaltlicher Sachwalter (Gewerkſchaftsſekretäre, Beamte 
von Treuhandgeſellſchaften, Banken und Rechtsſchutzvereini⸗ 
gungen, Rechtskonſulenten) iſt zu beſtehen. Der geſetzliche 
Anwaltszwang wird in weitem Umfang gegenſtandslos ge⸗ 
macht oder beſeitigt durch geſetzliche und autonome Maß⸗ 
nahmen (Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen, der Sondergerichtsbarkeit, der Schiedsgerichtsbarkeit). 
Die kapitaliſtiſche Wirtſchaft führt ihre wichtigſten und zahl⸗ 
reichſten Prozeſſe — die des Großhandels, der Großinduſtrie, 
der Konzerne zum großen Teil, die Arbeitsprozeſſe ganz — 
ohne Anwalt. Auf kleinem Reſervatgebiet friſtet eine über⸗ 
große Zahl von Anwälten in zünftleriſchen Formen ein zu⸗ 
nehmend proletariſierendes Daſein. 

Nur wer den äußerlich ſichtbaren, in meß⸗ und zähl⸗ 
baren Einzelvorgängen ſich vollziehenden wirtſchaftlichen 
Prozeß der Verdrängung und Proletariſierung des Standes 
für das eigentliche Übel hält, wird ſeine Politik beſchränken 
auf die ſolcher Erkenntnis adäquaten, quantitativen und 
mechaniſchen Mittel, auf die Forderung ſtaatlicher Maß⸗ 
nahmen, wie Beſchränkung der Zahl, Erweiterung und Feſti⸗ 
gung des Anwaltszwangs, Gebührenerhöhungen, Beſeitigung 
von Anwaltsausſchließungen, Verbot oder Beſchränkung ge⸗ 
wiſſer Konkurrenten und ähnliche Reformen. 

An Symptomen aber kuriert, wer überſieht, daß der 
Patient an einem konſtitutionellen Leiden erkrankt iſt. Unter 
jenen äußerlich ſichtbaren wirtſchaftlichen Wandlungen gilt 
es zu ſehen: Die organiſche Daſeins⸗ und Arbeitsgrundlage 
des Anwaltsdaſeins, die Innerlichkeit der Verwachſenheit 
dieſes Daſeins mit dem geſellſchaftlichen Organismus hat 
ſchwere Erſchütterung erfahren. Die 50 Jahre alte Verfaſſung 
der deutſchen Anwälte, ihre ſtaatsgeſetzliche Konſtitution 
eriftiert. Aber die nicht nach Jahr und Tag zu datierende 
ſozialgeſetzlich bedingte Konſtitution, die organiſche Verbin⸗ 
dung der Anwaltſchaft mit dem Volksorganismus iſt proble⸗ 
matiſch geworden. 

Die Vertrauensſtellung des Anwalts im Volk, der einen 
ungeſchriebenen Beſtandteil der Verfaſſung bildende und in 
ſozialer Geſetzmäßigkeit begründete Beruf des Anwalts als 
Rechtsorgan des Volkes, im beſonderen als Schützer der 
Rechte von Individuen und Gruppen gegen alle Übermacht, 
ſei ſie obrigkeitlicher, ſei ſie politiſcher, ſei ſie wirtſchaftlicher 
Art, iſt problematiſch geworden. Es iſt, als ob der Organis⸗ 
mus im Begriffe ſei, ein untauglich gewordenes Glied aus⸗ 
zuſchalten und ſich taugliche Erſatzorgane zu ſchaffen. In 
dieſem Sinne gilt es, jene äußerlich ſichtbare Verdrängung 
aus den wirtſchaftlichen Arbeitsgebieten zu betrachten. Selbſt 
da, wo künſtliche Eingriffe des Geſetzgebers die Verdrängung 
zu vollziehen ſcheinen, ſollte immer auch gefragt werden, ob 
und inwieweit dieſe Eingriffe in ihrem Weſen rechtlicher Voll⸗ 
zug einer ſoziologiſchen Tendenz ſind. 

Auch der Anwaltsſtand erlebt ſeine „Vertrauens⸗ 
kriſe“. Sie iſt ſchleichender, vollzieht ſich ſtiller, iſt aber ent⸗ 
ſprechend den geringeren rechtlichen und wirtſchaftlichen Siche⸗ 
rungen des Anwaltsdaſeins lebensbedrohender als die viel 
mehr beredete Vertrauenskriſe des deutſchen Richterſtands. 
Es wäre auch eine bedenkliche Selbſttäuſchung, anzunehmen, 
fie ſei nur ein unſelbſtändiger Teil der allgemeinen Juſtizkriſe. 

Gewiß erleidet der Anwalt in dem ihn treffenden Miß⸗ 
trauen auch allgemeines Juriſtenſchickſal. Aber dieſes Miß⸗ 
trauen iſt nicht tödlich — einfach deshalb, weil techniſch 
die moderne Verkehrswirtſchaft und Verwaltung Juriſten⸗ 
leiſtung nicht entbehren kann. Aber die Anwaltsleiſtung kann 
rechtstechniſch und geſchäftlich ſchließlich auch durch 
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nichtanwaltliche Juriſten — Beamten, Syndiken u. dgl. — be⸗ 
wältigt werden. Die ſpezifiſche Anwaltsleiſtung hingegen 
iſt eine ſolche, die ihre Funktionäre in Gegenſatz ſtellt zu 
den Juriſten, die ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Mächten 
dienen. Dieſe Anwaltsleiſtung iſt nicht erſetzbar; aber der 
Anwalt, der ſie nicht erfüllt, iſt überhaupt entbehrlich. Er 
macht ſich ſelbſt fungibel und wird darum durch bequemere 
und billigere Surrogate erſetzt. Darum ſei der Anwaltsſtand 
auf der Hut vor einer „Juriſtenſolidarität“, die ihre Front 
gegen das Volk kehrt. 

Man kann nicht oft genug einer Zeit, die die eigentliche 
Aufgabe der Berufe in quantifizierbaren und entgeltsfähigen 
Einzelleiſtungen der einzelnen Berufsangehörigen für indi⸗ 
viduelle Leiſtungsempfänger ſieht, die Auffaſſung jener Gene⸗ 
ration von Gelehrten und Politikern ins Gedächtnis rufen, 
die noch den lebendigen Sinn hatte für die Gefamtleiftung 
des Anwaltsſtands — und ſeiner Angehörigen als ſeiner 
Organe — im Dienſte der Volksgemeinſchaft. Nicht etwa war 
jene ſtändiſche Auffaſſung vom Anwaltsberuf nur ein Aus⸗ 
fluß einer allgemeinen ſtändiſch⸗organiſchen Staats⸗ und Ge⸗ 
ſellſchaftsauffaſſung (im Sinne etwa Adam Müllers, 
O. Spanns); fie fußte vielmehr auf der Überzeugung von 
dem immer und überall beſtehenden Schutzbedürfnis, das eines 
Funktionärs bedarf, der es befriedigt. So verlangt Gneiſt 
die freie Advokatie, weil ſie unentbehrlich ſei als „Gegen⸗ 
gewicht gegen die Übermacht des organiſierten Beamtentums“. 
Im gleichen Sinne ſagt A. Feuerbach: „Alle beſitzen 
Rechte, wenige nur haben Kraft (seil. für das Recht zu 
ſtreiten); darum ſind dieſe wenigen von der Gerechtigkeit be⸗ 
rufen als vertretende Rechtshelfer für die vielen. Daß 
noch Miltner, ehemals Richter am RG. und Juſtizminiſter, 
1919 die glückliche Formel prägte, die Exiſtenz des freien 
Anwaltsſtands ſei „eine der wertvollſten Unwägbarkeiten im 
Staatsleben, eine Bürgſchaft dafür, daß der Staat keinem 
das rechtliche Gehör verſagen will“, iſt ein Beweis dafür, 
daß auch Jahrzehnte langer Wandel die Aufgabe als ſolche 
1 beſeitigen können und daß dieſe ihres Funktionärs 
bedarf. 

Aus ſolcher Auffaſſung der Anwaltsfunktion iſt er⸗ 
wachſen in einer Zeit der Lockerung aller polizeilichen und 
zünftleriſchen Feſſeln des Wirtſchaftslebens die deutſche An⸗ 
waltsverfaſſung, dieſe eigenartige Verbindung von Freiheit 
und Gebundenheit, von Unabhängigkeit und Zwang: Freiheit 
der Zulaſſung, Gleichheit in der Ausbildung mit den Richtern, 
Beſchränkung der gewerbsmäßigen Betätigung (Gebühren⸗ 
ordnung, Standesdiſziplin). Für die Schöpfer dieſer Ver⸗ 
faſſung war der Anwalt der rechtskundige unabhängige, den 
Organen der Staatsgewalt ebenbürtige Funktionär, deſſen 
Leiſtungen, ja deſſen Vorhandenſein allein ſchon einen Schutz 
der Rechte des Individuums gegen die Übermacht und Will⸗ 
kür aller Obrigkeit bedeutet. Dieſer Anwalt war das eigent⸗ 
liche konſtitutionelle Element in der ſtaatlichen 
Juſtiz — mehr und wirkſamer als die kraft geſchriebenen 
Rechts die Volksrechte in der Juſtiz vertretenden Laien auf 
der Richterbank, das eigentliche Gegengewicht gegen den Ab⸗ 
ſolutismus des unabhängigen Richters. 

Hat ſich hier wirklich ein Wandel vollzogen? Iſt das 
Bedürfnis geſchwunden? Oder iſt der Anwalt untauglich 
geworden, es zu befriedigen? 

Die Schutzfunktion als ſolche beſteht heute noch und wird 
immer beſtehen. Das Bedürfnis von Individuen und Gruppen 
nach ſachkundigem Schutz gegen Willkür iſt vorhanden, ſolange 
es eine ſolche Willkür gibt. Und es gibt ſie in jeglicher 
Staats⸗, Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsverfaſſung, ſolange 
Macht verwaltet wird von Menſchen. Denn ſolange dies der 
Fall iſt, wird dieſe Verwaltung nach Willen und Intellekt 
mehr oder weniger unzulänglich ſein, wird der Macht die 
Tendenz des Mißbrauchs innewohnen. Dies gilt auch von 
der Juſtiz heute und immerdar. Das Bedürfnis iſt noch das 
alte, aber es ſcheint bisweilen, als ob der — gewiß auch 
wichtige — Gedanke der „Arbeitsgemeinſchaft“ von 
Richtern und Anwälten den berufsweſentlicheren Gedanken 
der Gegnerſchaft zwiſchen beiden verdrängt habe. Daran, 
daß er Organ der Rechtspflege ſei, pflegt der Anwalt heute 
zumeiſt von der Standespolizei erinnert zu werden, wenn 
er bei Bekämpfung und Kritiſierung anderer Organe der 
Rechtspflege allzu rückſichtslos vorzugehen ſcheint, nicht aber 
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dann, wenn er ſich Übergriffe der Juſtiz gefallen läßt oder 
ſich allzu zahm gegen ſie wehrt. Gar Urteilsſchelte, Juſtiz⸗ 
kritik — vornehmſte Anwaltsaufgabe — wird als private An⸗ 
gelegenheit derer, die ſich berufen fühlen, betrachtet. Hat 
der Anwaltsſtand als ſolcher etwa Stellung genommen zu 
den Tatſachen, die den objektiven Kern der heutigen Ver⸗ 
trauenskriſe der Juſtiz bilden? Dies alles deutet auf eine 
Abſchwächung des Funktionsbewußtſeins und bedroht auch 
unmittelbar die Vertrauensſtellung des Anwaltsſtands Der 
Anwaltsſtand, der allzuſehr feine Solidarität mit dem Richter⸗ 
tum betont, wird im Bewußtſein des Volkes mit haftbar 
gemacht für Juſtizmängel, zu deren Bekämpfung gerade er 
als Rechtsorgan des Volkes berufen wäre. 

Vielleicht iſt das Bewußtſein der ſpezifiſchen Gegner⸗ 
funktion in der deutſchen Anwaltſchaft im Unterſchied von den 
Anwaltſchaften anderer Länder, beſonders der den weſtlichen 
Demokratien, von vornherein nicht ſtark genug geweſen. Auf 
die geſchichtlichen Urſachen einzugehen, iſt hier nicht der 
Raum. Der deutſche Anwalt hat nie etwas Anſtößiges darin 
geſehen, von der Juſtizverwaltung Ehrentitel als admi⸗ 
niſtrative Beſcheinigung ſeines Wohlverhaltens anzunehmen. 
Er hat nicht einmal daran politiſchen oder kollegialen Anſtoß 
genommen, daß dieſe Titel gerade ſolchen Kollegen verſagt 
wurden, die den Staatsbehörden deshalb mißfielen, weil ſie 
gegen ſtaatliche Einrichtungen auftraten, alſo eine ſpezifiſche 
Anwaltsfunktion erfüllten. Er hat, obwohl Rechtsorgan, be⸗ 
ſtimmt jeden Übergriff der Verwaltung in geſetzliche Rechte 
zu bekämpfen, keinen Anſtoß daran genommen, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörde, indem ſie Titel verlieh und verſagte — 
praeter et contra legem — ſich eine ungeſetzliche !) Diſziplin 
über den freien Anwalt neben der der Selbſtverwaltung des 
Standes geſetzlich anvertrauten Zucht anmaßte, und daß ſie 
die bei Titelverleihungen übergangenen Anwälte in Anwen⸗ 
dung eines ungeſetzlichen Strafmittels als minderwertig vor der 
Offentlichkeit anprangerte; daß ſie verjährte und durch jahre⸗ 
lange gute Führung gebüßte Vergehen zu einer verſpäteten 
geſetzwidrigen zweckloſen Beſtrafung und Publikmachung 
brachte. Die angeſehenſten Anwaltsſtände der Welt kennen 
keine ſtaatlichen Ehrentitel, und es will ſcheinen, daß auch 
der deutſchen Anwaltſchaft ein ſtolzer Akt der Titelablehnung 
einen größeren Zuwachs an Anſehen und Vertrauen beim 
Volk eintragen könnte, als eine noch ſo große Anzahl titu⸗ 
lierter Standesgenoſſen. — 

Wirtſchaftliche und ſoziale Machtverſchiebungen ſchaffen 
neue Formen der Macht und des Machtmißbrauchs. 
Hier iſt das eigentliche, das ideale Arbeitsgebiet der Anwalt⸗ 
ſchaft, aus dem ſie nicht verdrängt werden kann, wenn ſie 
es mit der Hingabe bearbeitet, die die Aufgabe erfordert. 

Auch der wirtſchaftliche Strukturwandel hat neues 
Arbeitsgebiet in jenem zugleich idealen und materiellen Sinn 
geſchaffen. Nur ein Beiſpiel: Von wem wird in Deutſchland 
der ſozial⸗ und wirtſchaftpolitiſch notwendige Schutz des Klein⸗ 
aktionärs geleiſtet? Die Unterlaſſung ſchädigt nicht nur private 
Intereſſen, fie trügt mit Schuld an der Finanzierungsnot 
unſerer Induſtrie (Flucht des Sparkapitals als dem Aktien⸗ 
markt, ins Ausland). Der Anwaltſtand zählt in ſeinen Reihen 
außer hervorragenden Aktienrechtswiſſenſchaftlern, die ſich 
höchſtens theoretiſch für die Rechte des Kleinaktionärs ein⸗ 
ſetzen, bedeutende Generalverſammlungskämpen; dieſe aber ver⸗ 
treten zahlungskräftige Majoritäten oder Minoritäten. Die 
Kleinen aber haben oft vergeblich bei tüchtigen Kanzleien um 
Hilfe angeklopft. Standespolitiſche Folge: Andere Funktionäre 
— Schutzvereinigungen u. dgl. — nehmen ſich des vernach⸗ 
läſſigten Gebiets an. Weitere Folge: Vertrauensverluſt des Stan⸗ 
des, Vorwurf, er ſei gekauft von den Großen, ſei durch und durch 
individualiſtiſch und kapitaliſtiſch, ſei von den wirtſchaftlichen 
Mächten abhängig — wie es der alte Juſtizkommiſſarius von 
den ihn anſtellenden und kontrollierenden Behörden und Ge⸗ 
richten geweſen iſt, bis die Befreiung der Advokatur ihn zum 
leiſtungsfähigen Schutzfunktionär gemacht hat. Standes⸗ 
politiſch verdienen nicht die einzelnen Kollegen, die jene Unter⸗ 
laſſung bewußt oder unbewußt begehen, einen Vorwurf; wohl 
aber der Stand. Solche individualwirtſchaftlich ſchlecht ent⸗ 


) Dieſe Geſetzwidrigkeit ſcheint mir anwaltspolitiſch wichtiger 
als die — zur Zeit dem StchH. unterbreitete — Frage der Reichs⸗ 
verfaſſungswidrigkeit der bay. Chrentitel. 


goltene Schutzarbeit iſt eigentlichſte Standesarbeit. Neu⸗ 
zeitliche Aufgaben erfordern neuzeitliche Mittel. Der Stand 
wird lernen müſſen, da, wo die Arbeit ſeiner Angehörigen 
ſich nicht von ſelbſt aus erwerbswirtſchaftlichen Motiven voll⸗ 
zieht, auch direkt durch zweckmäßig zu beſtellende oder zu 
fördernde Organe — Vereinsausſchüſſe, Genoſſenſchaften 
u. dgl. — die der Bearbeitung bedürftigen Arbeitsgebiete zu 
pflegen. Er iſt zuſtändig, wenn er zuſtändig ſein will. Sich 
1 unzuſtändig erklären heißt: ſeine Leiſtungsunfähigkeit be⸗ 
ennen. 

Auf andere neuzeitliche Beiſpiele ſolcher überindividuellen 
rechtskulturellen Anwaltsfunktionen — Juriſtenausbildung, 
Arbeit an Beſeitigung der Rechtsfremdheit des Volkes durch 
Preſſe, Radio u. dgl., Rechtsauskunft, Schaffung von Schieds⸗ 
gerichten zur Befriedigung des nach ihnen beſtehenden Bedürf⸗ 
niffes, Urteilskritik, Maſſenbeitreibung von Außenſtänden — 
ſei an dieſer Stelle nur kurz hingewieſen. Der Dienſt als 
Rechtsorgan des Volkes kann nicht als ein Katalog ein für 
allemal beſtimmter Aufgaben umſchrieben werden. Funktion und 
Funktionär wachſen zuſammen. Es wächſt (nicht nur der 
Menſch, ſondern auch) der Stand mit feinen 
größeren Zwecken, die er ſich ſelbſt in Erkenntnis und 
Weckung von Bedürfniſſen ſetzt. Kein Kulturorgan darf ſich 
begnügen mit der Pflege vorhandener Gebiete, die ihm obrig⸗ 
keitlich zugewieſen werden. Kulturorgan ſein heißt Führer 
und Erzieher ſein, vorhandene Bedürfniſſe veredeln, ſie in 
ſittlich zu verantwortender Form befriedigen, ſie zum Be⸗ 
wußtſein bringen, wo ſie ſchlummern. Die Rückſicht auf 
einzelwirtſchaftliche Rentabilität hat dabei in den Hinter⸗ 
grund zu treten. Denn ſtandeswirtſchaftlich rentabel iſt jede 
Leiſtung, die die eigentliche Arbeits⸗ und Einkommensgrund⸗ 
lage des Standes erhält und ſtärkt: das allgemeine Vertrauen. 
Und dieſes ift im letzten Grund auch die Baſis der wirt⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz des einzelnen Anwalts. Darum hüte man 
ſich, das Entgleiten der Arbeitsgerichtstätigkeit, des Aus⸗ 
kunftsweſens u. dgl. für anwaltswirtſchaftlich gleichgültig zu 
erachten! Und man hüte ſich weiter, die neuzeitlich unge⸗ 
wohnten Formen der Befriedigung neuzeitlicher Bedürfniſſe, 
beſonders die Anwaltsgenoſſenſchaften, als ſtandesrechtlich oder 
⸗ethiſch „unzuläſſig“ zu bezeichnen! Das ſtandespolitiſch Not⸗ 
wendige darf nicht an Etikettefragen ſcheitern. Es wird uns 
ſonſt gehen wie jener ſchottiſchen Hofdame, die bei einer 
nächtlichen Feuersbrunſt lieber verbrannte als ſich ohne Hemd 
aus dem Haus zu retten. 

Der Anwalt ift entweder Rechtsorgan des Volkes in 
dieſem Sinne — oder er hat ſeine Daſeinsberechtigung als 
ein mit Sonderrech'en und Sonderpflichten ausgeſtatteter 
Stand, ſein Recht auf ſeine in der Sonderfunktion begründete 
Sonderverfaſſung verloren. Erſchöpft ſich die Leiſtung des 
Anwaltsſtandes in fungiblen Leiſtungen, fo i ſt er in der Tat 
nichts anderes als das, was er in der Vorſtellung weiter 
Kreiſe der Geſellſchaft, beſonders auch vieler Behörden und 
Wirtſchaftsführer ſchon geworden iſt; eine Summe von tech⸗ 
niſch mehr oder weniger gut brauchbaren, für die Rechts⸗ 
kultur entbehrlichen Gehilfen der Wirtſchaft, die den Indivi⸗ 
duen beim Geldverdienen und Prozeßführen dienen — gleich 
den anderen Produktionsgehilfen dieſer Art, gleich den Ver⸗ 
mittlern, Kommiſſionären, Agenten, Konſulenten u. dgl., die 
geſchäftlich ohne gemeinwirtſchaftliche Verantwortung arbeiten 
und durch andere Funktionäre, auch durch unſelbſtändig um 
Lohnes willen Arbeitende erſetzbar ſind. 

Die zunftartige Berufsverfaſſung des Anwalts wird von 
weiteſten Kreiſen des Publikums nicht mehr verſtanden. Die 
der freien Betätigung geſetzten Schranken, ihrem Sinn nach 
Sicherungen der ſpezifiſchen Freiheit des Standes, wie Ge⸗ 
bührenordnung, Zulaſſungsbeſchräukungen, Anwaltszwang, 
Disziplin, Ehrengericht uw. — werden je nachdem entweder 
als lächerlicher Zopf oder als läſtige Privilegien empfunden. 

Wir müſſen alſo einerſeits konſtatieren: die objektiven 
Bedingungen einer Daſeinsſicherung des Anwaltsſtandes find 
vorhanden, der Stand hat Aufgaben. Aber anderſeits: Ver⸗ 
trauenskriſe! Die Emanzipation des Volkes vom Anwalts⸗ 
ſtand iſt im Fortſchreiten begriffen. Der Anwaltsſtand lebt 
im Bewußtſein des Volks nicht mehr oder kaum mehr als 
Funktionär der Rechtskultur. 

Dieſer ſubjektive Tatbeſtand aber hat wiederum objektive 
Bedeutung. Denn der Anwalt kann ſeine Funktion nicht er⸗ 
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füllen ohne den Glauben des Volks an fie, ſelbſt wenn der 
leiſtende Funktionär noch weiterhin würdig des Vertrauens 
iſt und der Leiſtungsempfänger — vielleicht unbewußt 
der Leiſtung bedarf. Hier zeigt ſich aber der andere Teil des 
fubjeftiven Kriſentatbeſtands: Jener Vorſtellung des Volks 
entſprechen ähnliche Vorſtellungen innerhalb der Anwaltſchaft 
ſelbſt. Offenbar beſteht hier eine Wechſelwirkung: Mangelndes 
Funktionsbewußtſein hüben und drüben. Es iſt eine quali⸗ 
fizierte Vertrauenskriſe: der Vertrauensträger ermangelt des 
Selbſtvertrauens. Alle Feſttagsſtimmung darf nicht hindern 
an dem Eingeſtändnis: In weiten Kreiſen der Anwaltſchaft 
lebt der Glaube an ihre Sonderfunktion nicht mehr, ſondern 
er friſtet ein phraſeologiſches Daſein in Feierreden und -auf- 
ſätzen. Die eigene Vorſtellung ſehr vieler Kollegen von ſich 
ſelbſt iſt identiſch mit der oben gekennzeichneten weiter Kreiſe 
des Volks von ihnen: Sie ſind im eigenen Bewußtſein Ge⸗ 
ſchäftsleute, die um Geldes willen Geſchäftsleuten beim Geld⸗ 
verdienen und Prozeſſieren helfen. Dieſer Vorſtellung ent⸗ 
ſpricht die Erſchütterung des Glaubens an die Berechtigung 
und den Sinn des ſtändiſchen Sonderdaſeins. Ein Nicht⸗mehr⸗ 
Verſtehen, das ſich ſchon vielfach äußert in offener Bekämp⸗ 
fung der rechtlichen Verfaſſung. 

Im 50. Jahre ihres Beſtehens iſt keiner der Grund⸗ 
ſätze dieſer Verfaſſung unangefochten. Das Fraglichwerden der 
Funktion hat auch die weiſe geſchaffenen Funktionsſicherungen 
fraglich gemacht. Gewiß ift die deutſche Anwaltsverfaſſung — 
normiert in StßO., ZPO., RAGebO., NAD. — von An⸗ 
ſang an nicht in allen Einzelheiten gelungene Schöpfung ge⸗ 
weſen. Das Kompromiß, das in jahrelangem, zähem Kampf 
widerſtreitender Kräfte zwiſchen den Elementen des Zwanges 
und denen der Freiheit gefunden wurde, war eben ein Kom⸗ 
promiß, das in vielen Einzelheiten anders ausſehen hätte 
können und ſollen. Das Werk als Ganzes aber verdient hohe 
Anerkennung. Die „beamtenähnliche“ oder „halbamtliche“ 
Funktion des Anwaltsſtandes verlangt eine Ordnung, die 
Freiheit und Zwang verbindet ?). Seine Freiheit darf nicht 
ſein die Gewerbefreiheit, die Freiheit der Sachgüterwirtſchaft, 
und feine Abhängigkeit nicht die des Beamten. Freier Wett⸗ 
bewerb wohl, aber mit rechtlichen Garantien der techniſchen 
und moraliſchen Tüchtigkeit! Inmitten der Hochblüte des 
wirtſchaftlichen Liberalismus, in einem Zuſtand bundesſtaat⸗ 
licher Zerriſſenheit der deutſchen Juſtizzuſtände, ohne einen 
tragfähigen geſamtdeutſchen Untergrund anwaltsrechtlicher 
Tradition galt es, den Gedanken einerſeits der Verſorgung des 
deutſchen Volkes mit angemeſſener Sachwalterarbeit, ander⸗ 
ſeits der Verſorgung der Anwälte mit genügender Nahrung 
geſetzlich zu normieren, alſo ein lebensfähiges Stück Bedarfs⸗ 
deckungs⸗, Nahrungs⸗ und Zunftwirtſchaft einheillich für ganz 
Deutſchland zu geſtalten. 

Man hat ſchon viel geſtritten, 05 dieſe Geſtaltung der 
Bindungen das Richtige getroffen hat, ob nicht eine Lockerung 
der geſetzlichen Starrheit der Gebühren, ein Recht des Stan⸗ 
des auf Mitwirkung bei deren Anderung oder überhaupt eine 
autonome Gebührenordnung, ob nicht eine Beſeitigung der 
ſtaatlichen Mitwirkung an der Ehrengerichtsbarkeit gerecht und 
zweckmäßig ſei. Aber dies waren und ſind Fragen zweiten 
Ranges gegenüber den Grundgedanken. 

Gegen dieſe aber richtet ſich nun mehr und mehr der 
Zweifel. Von nichtanwaltſchaſtlicher Seite wird Abbau, ja 
Abſchaffung des Anwaltszwanges als eines überlebten Privi⸗ 
legs verlangt. Und es iſt ſchon die Majorität des Standes, 
die Einſchränkung des Wettbewerbs, die Beſchränkung der 
Freiheit der Advokatur, alſo Zulaſſungsbeſchränkungen irgend⸗ 
welcher Art verlangt. Es mehren ſich die Stimmen derer, 
die den Abbau des anwaltlichen materiellen Sonderrechts ver⸗ 
langen, Abſchaffung jeglicher Gebührenordnung und Standes⸗ 
diſziplin, womit völlige Wettbewerbsgleichheit mit den an⸗ 
deren — nichtanwaltlichen — Sachwaltern hergeſtellt wäre. 
Das gemeine Recht genüge zum Schutze des Publikums und 
zur Wahrung der Lauterkeit des inneren Wettbewerbs. Das 
Verbot der freien Preisbemeſſung, die Verbote gewiſſer Be⸗ 
tätigungen als ſtandeswidrig ſeien nur zünftleriſche Hem⸗ 
mungen der aufſtrebenden jüngeren, materiell nicht gutge⸗ 


2) Das Weſen des „halbamtlichen Berufs“ hat beſonders treffend 
herausgearbeitet Triepel in ſeinem Aufſatz „Staatsdienſt und ſtaat⸗ 
lich gebundener Beruf“ (Feſtſchrift der Berliner Fak. für Binding, 1911). 
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ſtellten Anwälte durch die gutgeſtellten älteren Anwälte. Ein, 
ſei es vermeintlicher, ſei es wirklicher Klaſſengegenſatz be⸗ 
droht das einheitliche Gefüge des Standes und die Geltung 
der alten Standesideale. Das darauf aufgebaute Standes⸗ 
recht ſelbſt — das angewieſen iſt auf die freiwillige Be⸗ 
folgung der in ihrem Gewiſſen ſich daran gebunden fühlenden 
Standesgenoſſen — wird dadurch ideell entkräftet, nachdem 
es ſchon durch die zunehmende Zahl der Anwälte und die 
ſteigende wirtſchaftliche Not ſeit längerem praktiſch an Gel⸗ 
tung eingebüßt hat. Es beſteht Gefahr, daß dieſem Zwieſpalt 
zwiſchen der offiziellen Standesethik und dem praktiſch geübten 
Berufsbrauch mit den geſetzlichen Mitteln — Auſſicht und 
Ehrengericht — auf die Dauer nicht beizukommen ſein wird. 
II. 

Alſo Kriſis der Rechtsanwaltsordnung in ihrem Jubi⸗ 
läumsjahr! Es gilt, ſie zu erkennen als einen Teil der oben 
feſtgeſtellten konſtitutionellen Kriſe des deutſchen Anwalts⸗ 
ſtandes, jener Leiſtungs⸗ und Vertrauenskriſe. 

Die Diagnoſe iſt Vorausſetzung der Heilung. Die Dia⸗ 
gnoſtik in der Standespolitik verlangt in erſter Linie Selbſt⸗ 
erkenntnis. Darum unſere eingangs erhobene Forderung: 
Jubiläumsſtimmung ſoll nicht den Tatbeſtand durch Phraſen 
vernebeln. Keine würdigere Erinnerungsfeier als die, die 
zum Anlaß ernſter Selbſteinkehr genommen wird. 

Die führenden Köpfe der deutſchen Anwaltſchaft haben 
ſich den Forderungen und Gefahren des Feſtes gewachſen 
gezeigt. Daß ſie die Wurzeln des 50 Jahre alten Anwalts⸗ 
daſeins als problematiſch geworden empfinden, wird durch 
das bewieſen, was dieſes Jubiläumsjahr an redneriſchen 
und literariſchen Leiſtungen produziert hat. Zur Be⸗ 
ſinnung auf die Grundfragen des Standes und damit zur 
Selbſteinkehr rief die Leitung des DAnwV. auf mit dem 
Thema des Feſtvortrags: „Anwalt, Volk und Staat“. Die 
doppelte Aufgabe, es mit repräſentativer Würde und zugleich 
mit wiſſenſchaftlicher Aufrichtigkeit zu behandeln, hat Oeſt⸗ 
reich trefflich erfüllt. Auch alle übrigen Gaben des Jubi⸗ 
läumsjahres, mögen ſie ausdrücklich als Feſtgaben dargebracht 
ſein oder nicht, tragen, jede in ihrer Art, Wertvolles bei 
zur Löſung des Kriſenproblems. 

Vor allem beweiſen ſie, daß das anwaltspolitiſche Den⸗ 
ken nun wohl endgültig jene Inzuchts⸗ und Iſolier⸗ 
methode überwunden hat, die dem Juriſten, zumal dem 
poſitiviſtiſch geſchulten, wenn er wirtſchaftspolitiſche Dinge be⸗ 
handelt, beſonders naheliegt, jene Methode, die die Anwalts⸗ 
dinge erörtert, als ſpielten ſie ſich ab im luftleeren Raum, 
als gäbe es nichts ihresgleichen, als ſeien ſie nicht der 
Sonderfall eines Allgemeinen, nicht das Produkt einer Ent⸗ 
wicklung, im immerwährenden Wandel begriffen. Anwalts⸗ 
politik muß auf wiſſenſchaftlicher Grundlage betrieben werden. 
Nur dies verbürgt rationale Politik. Die Ideen der Sozio⸗ 
logie, Geſchichte, Wirtſchaftslehre, der allgemeinen und der 
Kulturphiloſophie befruchten zuſehends mehr und mehr die 
Anwaltswiſſenſchaft. So legt H. F. Abraham in ſeiner 
im Feiermonat erſchienenen Schrift: „Vom Rechte, das mit 
uns geboren .. (Berlin 1929) an die Ergebniſſe der eigenen 
praktiſchen Erfahrung und an den gegebenen Rechtszuſtand 
Nietzſches kulturkritiſche Maßſtäbe an und gewinnt fo ge⸗ 
diegenes Fundament und Material zu einem Entwurf einer 
Juſtizreform, die eine beſtimmt geſtaltete Wandlung der An⸗ 
waltsordnung folgerichtig in ſich begreift. 

Im wörtlichen Sinne reißt Grenzen nieder und eröffnet 
Ausblicke in unbegrenzte Weiten Magnus in ſeiner die 
Organiſation, Tätigkeit und Standesauffaſſungen der An⸗ 
waltſchaften der Welt ſchildernden Feſtgabe: „Die Rechts⸗ 
anwaltſchaft“ (Leipzig 1929), der er das Motto voranſtellt: 
„Willſt du dich ſelber erkennen, ſo ſieh, wie die andern es 
treiben; willſt du die anderen verſtehn, blick in dein eigenes 
Herz.“ Magnus iſt ſchon ſeit langem ein Erzieher und An⸗ 
reger zu der überſchaulichen Behandlung der Dinge geweſen, 
die er ſelbſt betätigt in redneriſcher, organiſatoriſcher, ſchrift⸗ 
ſtelleriſcher und redaktioneller Leiſtung. Die Überlegung, wie 
wenig die einzelnen Anwaltſchaften der Welt voneinander 
wiſſen und wie nützlich jeder einzelnen von ihnen die Kennt⸗ 
nis der Erfahrungen und der Problematik der anderen An⸗ 
waltſchaften ſein müſſe, hat in ihm ſchon vor Jahren den 
Plan einer Geſamtdarſtellung erſtehen laſſen, in der je Ver⸗ 
treter der einzelnen Länder über ihre Anwaltſchaft berichten 
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ſollten. Die Leſer des 1925 (in der Schriftenreihe des 
D Anw.) erſchienenen Vorläufers finden in dem nun als 
Feſtgabe erſchienenen Buch faſt alle Wünſche, die jener noch 
offen ließ — man vermißte damals ſchmerzlich die Dar⸗ 
ſtellung mancher europäiſchen und faſt aller außereuropäiſchen 
Länder — erfüllt. (Es fehlt jetzt nur — wegen der dortigen 
Wirren — der Bericht über Paläſtina.) Eine wertvolle Er⸗ 
gänzung nach der hiſtoriſchen Seite ſtellen dar die rechts⸗ 
geſchichklichen Aufſätze über die Anwaltſchaft im römiſchen 
(Wenger) und im deutſchen Recht (Frhr. v. Schwerin); 
denn in faſt allen Ländern des europäiſch⸗amerikaniſchen 
Kulturkreiſes ſind noch Elemente der römiſchen und deutſchen 
Vergangenheit — nicht ſelten in eigenartiger Verquickung — 
lebendig. Die fo gebotene Möglichkeit, das Werk der Nach⸗ 
fahren mit dem Werk der Ahnen zu vergleichen, legt Ge⸗ 
danken über den Wandel und den Beſtand menſchlicher Ein⸗ 
richtungen nahe, die über den Bereich der Anwaltsdinge 
hinaus von allgemeiner wirtſchafts⸗, geſellſchafts⸗ und kultur⸗ 
geſchichtlicher Bedeutung ſind. Es iſt zu erwarten, daß be⸗ 
ſonders auch die ſoziologiſche Forſchung den ihr hier gebotenen 
neuen Materialien gebührende Beachtung ſchenken wird. 

Darin liegt überhaupt der größte Wert dieſes lediglich 
berichtenden Buches, daß es ſeine Leſer zum Mitdenken 
zwingt und daß unendliche Anregungen davon ausgehen wer⸗ 
den. Ein Buch von mehr als 50 Verfaſſern — die Energie, 
aus allen Ecken der Welt die Darſteller herbeizuholen, iſt be⸗ 
wundernswert — und doch wie aus einem Guß! Denn es 
ſteckt dahinter ein klarer Geſtaltungswille, eine einheitliche 
Frageſtellung. Dadurch aber, daß keinem der Berichterſtatter 
Vorſchriften hinsichtlich der Art der Darſtellung gemacht wur⸗ 
den, iſt jede Monotonie vermieden und — abgeſehen von 
allen praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Nutzanwendungen — 
ein geradezu feſſelndes Buch entſtanden, atmet jeder einzelne 
Beitrag Friſche und Urſprünglichkeit. Man iſt verſucht, bei⸗ 
nahe von „Erdgeruch“ zu ſprechen, wenn man die vorſichtige 
und gedämpfte Art, in der der italieniſche in Florenz woh⸗ 
nende Autor über die faſchiſtiſche Anwaltsordnung referiert, 
vergleicht mit der farbenreichen und kritiſchen Art, in der 
der in Berlin wohnende ruſſiſche Autor von der Sowjet⸗ 
anwaltſchaft erzählt. 

Stoffſammlung, in ſolcher Weiſe betätigt, iſt ſchöpferiſche 
Leiſtung. Der Berichterſtatter widerſteht ſchwer der Ver⸗ 
ſuchung, den mannigfaltigen Gedankenlinien, die von dem 
Buch auslaufen, nachzugehen. Nur einiges, das durch das an⸗ 
waltspolitiſche Thema dieſes Aufſatzes nahegelegt wird, ſei ihm 
geſtattet auszuſprechen. 

Das Buch iſt, wie kaum ein anderes, geeignet, unſere 
Politik von der doktrinären und inzuchtsmäßigen Methode 
der Reformdiskuſſion zu heilen. Es ſollte fürderhin keiner 
mehr über die Zweiteilung der deutſchen Anwaltſchaft ſprechen, 
der nicht durch Studium der außerdeutſchen einſchlägigen 
Tatſachen ſich ein klares Bild gemacht hat, wie jene in der 
Praxis funktioniert. Umgekehrt: die Unverbrüchlichkeit und 
der Abſolutismus der anwaltsrechtlichen und ⸗ethiſchen Dog⸗ 
matik erfährt ſchwere Stöße, wenn man ſieht, wie Hand⸗ 
lungen, die bei uns als anwaltliche Todſünden verdammt 
werden, anderswo geübt werden, ohne daß anſcheinend der 
Stand und die Erfüllung ſeiner Funktion darunter leiden. 
Verdamme alſo fürderhin niemand mehr Erfolgshonorar, quota 
litis, Praxisverkauf, die Ausübung gewiſſer kommerzieller 
Tätigkeiten neben dem Anwaltsberuf als abſolute und indis⸗ 
kutable Verſtöße gegen den heiligen Geiſt der Anwaltſchaft! 
Denn es gibt an Anſehen und Einkommen hochſtehende An⸗ 
waltsſtände, die dieſe Sünden begehen, ohne der Strafe des 
Untergangs zu verfallen. 

Echte Wiſſenſchaftlichkeit lähmt nicht den Reformwillen, 
ſondern hilft beim Schmieden des ſoliden Werkzeugs, ohne das 
Politik nicht ſachgemäß betrieben werden kann. Man lernt 
aus dem Buch für die politiſche Praxis einerſeits Vorſocht 
bei Nachahmung des fremden Vorbilds, andererſeits aber auch, 
daß man nicht überängſtlich beim Altgewohnten beharren ſoll. 

Die kauſallogiſche Betrachtung lehrt uns die Gründe 
der unendlich bunten und formenreichen Mannigfaltigkeit der 
Anwaltsdinge verſtehen. Der eine Rechtsanwalt — in wie 
mannigfacher Verfaſſung bietet er ſich dar. Aus den geſellſchaft⸗ 
lichen und geſchichtlichen Bedingungen erwachſen die Ver⸗ 
ſchiedenheiten. Dies zeigt ſich beſonders bei den Ländern, die 
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nach fremdem Muſter eine neue Anwaltſchaft ſich ſchufen. 
Überall entwickelt ſich die Schöpfung abweichend von dem 
Vorbild. Wie unendlich Verſchiedenes iſt aus der alten römi⸗ 
ſchen Zweiteilung der Anwaltſchaft hervorgegangen und wie 
eigen entwickelt ſie ſich ſelbſt da, wo ſie erſt neuerdings durch 
ein Diktat des Geſetzgebers eingeführt worden iſt. Wegen der 
mannigfaltigen Verwandtſchaft und örtlichen Nähe ſind in 
dieſer Hinſicht lehrreich z. B. die Verſchiedenheiten zwiſchen 
Frankreich und Belgien. (Begreiflich wird übrigens ſo, daß 
auch innerhalb der einheitlichen deutſchen Anwaltſchaft — 
gefördert, aber nicht allein bedingt durch die mangelnde Frei⸗ 
zügigkeit — deutlich akzentuierte regionale Verſchiedenheiten 
auftreten.) Man lernt hier: Fremdes Vorbild iſt zwar mit 
Vorſicht anzuwenden, aber — auch unvorſichtig künſtliche 
Eingriffe pflegt der mißhandelte Geſellſchaftskörper ſeinen 
Bedürfniſſen zu aſſimilieren. 

Anwaltspolitiſch noch fruchtbarer als die kauſallogiſche 
Betrachtung, die uns die Mannigfaltigkeit des Stoffs als 
geſellſchaftlich bedingt verſtehen lehrt, iſt die teleologiſche 
Deutung, die verſucht, in dem bunten Vielerlei der äußeren 
Erſcheinung den einheitlichen Sinn, den Vollzug einer nicht 
an Grenzen der Zeit und des Orts gebundenen Geſetzlichkeit 
zu erkennen. Die Anwaltstheorie muß es dankbar begrüßen, 
daß ihr der hier gebotene vielgeſtaltige Stoff der Sachwalter⸗ 
wirklichkeit Gelegenheit gibt, ſich ſelbſt zu prüfen und ſich zu 
bewähren. 

Wir ſuchen — und glauben zu finden — in allen den vor 
uns hingeſtellten bunten Bildern verſchiedenartiger Anwälte 
den Anwalt, den idealen Anwalt, ſozuſagen die platoniſche 
Idee des Anwalts, des freiberuflichen Sachwalters, der, um 
ſeine im Weſen immer gleiche Funktion zu erfüllen, immer 
wieder in irgendeiner Form jene Perſonalunion von Amt 
und Gewerbe verwirklichen muß. Mit ſoziologiſcher Geſetz⸗ 
mäßigkeit ringt ſich durch Widerſtände, Unverſtand, Gleich⸗ 
gültigkeit, menſchliche Unzulänglichkeit, gegen behördliche Macht 
der Gedanke des freien Anwalts durch. Auch in den Ländern, 
die einer geſetzlichen Sonderverfaſſung des Anwaltsſtandes 
entbehrt haben, ſehen wir, wie ſich allmählich eine ſolche mit 
den ſpezifiſchen freiberuflichen Sicherungen der techniſchen 
und moraliſchen Tüchtigkeit autonom bildet, daß ſich Sach⸗ 
walter, die die dem Anwaltsberuf immanente gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Verantwortlichkeit empfinden, kraft ſoziologiſcher 
Geſetzmäßigkeit abſcheiden von denjenigen, die die Anwalt⸗ 
ſchaft als reines Geſchäft treiben. Anſcheinend gilt das biolo⸗ 
giſche „Funktionsgeſetz“, nach dem jede Funktion die ihr ent⸗ 
ſprechende optimale Form nach ſich zieht, auch in der Sozio⸗ 
logie. Die Grenze zwiſchen Gewerben und freien Berufen iſt 
nicht nur eine theoretiſche, ſondern hat, wo die Gemeinwirt⸗ 
ſchaft freiberuflicher Produzenten bedarf, die Tendenz, ſich in 
der Praxis zu verwirklichen. Beiſpiele: die ſchwediſche und 
finniſche Anwaltſchaft. 

Lehrreich iſt hinſichtlich der Eigenwüchſigkeit der Standes⸗ 
zucht beſonders auch das nordameritaniſche Beiſpiel. Amerika 
„hat es beſſer“, kennt „keine Schlöſſer und keine Baſalte“, 
keine mittelalterlichen Lehen und Zünfte. Und doch hat ſich 
dort inmitten des hochkapitaliſtiſchen Betriebes der Anwalr 
gebildet, der, wie ein Lehensträger, ſein privates Geſchäft als 
ein anvertrautes Amt übt, haben ſich Genoſſenſchaften der ſich 
als Amtsträger fühlenden Anwälte gebildet, die, nach Art von 
Zünften, für techniſche und ſittliche Hochhaltung ihrer Ge⸗ 
noſſen ſorgen, Preistaxen ſchaffen, an der Ausbildung des 
Nachwuchſes von Anwälten und Richtern aktiv teilnehmen, 
Standeszucht und Ehrengerichtsbarkeit üben. Daraus iſt weiter 
zu lernen, wie ſoziales Anwaltsprivileg und ſoziale Anwalts⸗ 
leiſtung einander bedingen. Ein geſunder Anwaltsſtand wartet 
nicht, bis ihm Bedürfniſſe der Rechtskultur behördlich zur 
Befriedigung zugewieſen werden. Stand, Pfleger einer öffent⸗ 
lichen Aufgabe iſt er gerade in dem Maß, als er Rechtskultur 
in eigener Verantwortung übt. j 

Sowjetrußland und das faſchiſtiſche Italien find nur 
ſcheinbar Ausnahmen. Staatsſyſteme, denen der Menſch 
ſchlechthin ein Organ im Dienſte einer von einer allweiſen 
Behörde oder Gruppe vertretenen Geſellſchaftsidee iſt, die 
eine ſtaatsfreie Sphäre des Individuums grundſätzlich nicht 
anerkennen, für die auch die Juſtiz nicht mehr Gerechtigkeits⸗ 
pflege, ſondern Werkzeug im Dienſte einer politiſchen Idee 
iſt, können naturgemäß auch die Schutzfunktion des Anwalts 
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nicht anerkennen und ſchaffen folgerichtig den freien Anwalt 
ab. Der Anwalt iſt dort höchſtens geduldet als ein unfreies 
Organ im Dienſte des ſtaatlichen Syſtems, wenn man ihn 
ſchon nicht entbehren zu können glaubt, als techniſches Organ 
der Rechtspflege. Daß er noch in dieſer Denaturierung von 
den Machthabern mißtrauiſch angeſehen wird, beweiſt gerade, 
daß ſeine bloße Exiſtenz ſchon dem freiheitunterdrückenden 
Syſtem abträglich iſt, daß auch der unfreie Anwalt potentiell 


Funktionär des Freiheitsſchutzes iſt. Das Weſen des Berufs 


iſt nicht zu erſticken. Schon die 12 Jahre Sowjeterfahrung 
zeigen, daß die unterdrückten Keime ſich immer wieder regen. 
Der gewaltſam vollzogene Schnitt zwiſchen der alten und der 
neuen Anwaltſchaft hindert nicht, daß dieſe anknüpft an die 
Traditionen, die jene ſich ſelbſt mühſam erarbeitet hatte gegen 
ein anderes grundſätzlich anwaltsfeindliches Syſtem, das 
zariſtiſche. — Und Italien — —? Qui vivra verra! — 

Es konnte alſo der deutſchen Anwaltſchaft in ihrer para⸗ 
doxen Situation, Jubiläum und Kriſe zuſammen erleben zu 
müſſen, keine ſchönere Feſtgabe geboten werden, als das 
Magnus ſche Buch. Es iſt nicht nur eine Zierde des Ge⸗ 
burtstagstiſchs, ſondern ein Geſchenk für die Dauer. 

Die altbewährten Grundſätze haben wir als erſchüttert 
feſtgeſtellt. Der deutſche Rechtsanwalt iſt im Bewußtſein der 
anderen und ſeiner ſelbſt zur ſchwankenden Geſtalt geworden. 
Man kann nicht mit zwingenden logiſchen Argumenten die⸗ 
jenigen widerlegen, die da glauben — und es ſind ihrer 
nicht wenige, die es glauben —, daß die Bedürfniſſe des 
Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens nach rechtlichen und rechtswirt⸗ 
ſchaftlichen Verrichtungen durch die Dienſtleiſtungen einer rein 
erwerbswirtſchaftlich geſinnten Schar von juriſtiſch ausgebil⸗ 
deten Fachleuten befriedigt werden könnten, deren Beziehungen 
untereinander und zum Publikum nach dem allgemeinen Recht 
ſich regeln — vorbehaltlich gewiſſer gewerbepolizeilicher (Kon⸗ 


Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


zeſſion) und ſtrafrechtlicher (Geheimnisverrat, Parteiverrat 
u. dgl.), aus den ſpezifiſchen Eigentümlichkeiten des Sach⸗ 
walters ſich rechtfertigender Sondervorſchriften. Wird ja auch 
die Befriedigung der meiſten anderen volkswirtſchaftlichen 
Bedürfniſſe nach Gütern und Dienſten durch das Spiel des 
freien Wettbewerbs egoiſtiſch auf privaten Gelderwerb aus⸗ 
gerichteter Individuen gewährleiſtet — vorbehaltlich einiger, 
die Zuverläſſigkeit gewiſſer Gewerbetreibender ſichernden 
Sonderbeſtimmungen (vgl. SS 16 ff. R Gew.). 

Ob dieſer Glaube „richtig“ iſt oder „unrichtig“, kann 
nur die Erfahrung lehren. Die Probe aber brauchen wir 
nicht ſelbſt zu machen. Andere Länder haben ſie ſchon ge⸗ 
macht. Magnus vermittelt uns ihre Erfahrungen. Hier 
lernen wir: Der Anwalt, der ideale Anwalt iſt es, deſſen 
Geſtalt durch alles Schwanken und allen Wandel immer und 
immer wieder ſich hindurchringt. Eine wertvolle, eine unent⸗ 
behrliche Waffe im Kampf um die oberſten Grundſätze iſt 
dieſe Lehre. 

Aber die Erfahrung zeigt nicht nur die Einheit im 
Wandel, ſondern auch den Wandel in der Einheit. Die Idee 


des Anwalts verwirklicht ſich zur lebensfähigen Geſtalt nur 


in dem Maße, als der Anwaltsſtand als Funktionär der 
Rechtskultur⸗ und der Schutzbedürfniſſe in deren Wechſel und 
Wandel ſich bewährt. 

Wird deutſche Anwaltspolitik in dieſem Sinne, be⸗ 
harrlich und fortſchrittlich zugleich, getrieben — beharrlich, 
wo die weſentlichen Grundlagen, die ethiſche und techniſche 
Leiſtungsfähigkeit und die in dieſer begründete Vertrauens⸗ 
ſtellung gefährdet ſind, fortſchrittlich, wo es gilt neue Aufgaben 
mit neuen Mitteln zu löſen —, fo find wir berechtigt zu hoffen, 
daß ſie auch die gegenwärtige Kriſe überwinden wird, daß die 
Rechtsanwaltsordnung noch manches Jubiläum wird feiern 
können. 


verbilligung, Vereinfachung, Seſchleunigung der Rechtspflege). 


Von Rechtsanwalt Hawlitzky, Forſt / Lauſitz. 


Der Bund Deutſcher Juſtizamtmänner veröffentlicht in 
einer 100 Seiten zählenden Schrift in gefälliger Form und 
mit ebenſo praktiſchem wie überſichtlichem Druck Reformvor⸗ 
ſchläge zur Verbilligung, Vereinfachung, Beſchleunigung der 
Rechtspflege. Die Überſchrift iſt gut gewählt, ſie erregt die 
Aufmerkſamkeit weiter Kreiſe. In der heutigen Zeit, in der 
alle unnötigen Ausgaben zu vermeiden ſind, in der die Über⸗ 
organiſation der Behörden einen gründlichen Abbau verlangt, 
find Billigkeit, Einfachheit und Schnelligkeit überall zu för⸗ 
dern. Nur muß dabei beachtet werden, daß die Güte der zu 
leiſtenden Arbeit nicht darunter leidet, ſonſt iſt ſie weder 
billig noch einfach noch ſchnell. 

Wenn die Ford⸗Motor⸗Company die Lackierung von 
Lincoln⸗Wagen durch ultraviolette Energie von Quarzlampen 
prüft, die Strahlen erzeugen, die viermal ſtärker ſind als die 
der Sonne, ſo ſtellt dies im groben Sinne eine Verteuerung, 
Erſchwerung und Verlangſamung des Herſtellungsverfahrens 
dar. Tatſächlich iſt das Gegenteil der Fall. Hält der Lack 
einer derartigen Prüfung ſtand, wird er nicht riſſig und 
wirft er keine Blaſen, ſo können derartige Wagen der ſtärk⸗ 
ſten Tropenſonne ohne jede nachteilige Wirkung ausgeſetzt 
werden. Ihre Gebrauchsverwendung iſt unbegrenzt, ihre 
Ausdauer iſt unverwüſtlich. 

Dies Beiſpiel läßt ſich auf die Rechtſprechung anwenden. 
Man darf nicht ſcheinbare Augenblicksverbeſſerungen als 
dauernd günſtige Zuſtände auffaſſen, ſondern hat vor jeder 
Anderungsmaßnahme genau zu prüfen, ob die erwarteten 
Vorteile erreicht werden oder ob nicht Schaden angerichtet 
wird. Auch für ein Volk, das mit ſeinen Ausgaben zu rech⸗ 
nen hat, muß die Güte der Rechtspflege unantaſtbar ſein. 
Sie darf nicht unter Erſparniſſen leiden, die gegenüber den 
Geſamtausgaben des Haushalts verſchwindend gering ſind 
oder überhaupt nicht beſtehen. Zugunſten der Rechtsverwal⸗ 
tung iſt zu beachten, daß die Haushalte der Juſtiz nicht im 
geringſten die Steigerung der Ausgaben aufweiſen wie die 
der anderen Amter mit den neugeſchaffenen Behörden und 
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Einrichtungen, die in unnötiger Weiſe auf den Staat Auf⸗ 
gaben übernommen haben, die bisher weit beſſer, und ohne 
daß ſie öffentliche Ausgaben erforderten, von den ſelb⸗ 
5 1 Gewerben und den freien Berufen wahrgenommen 
wurden. 


Die Schrift beginnt mit einem Vorwort; ſie zerfällt 
in einen allgemeinen und einen beſonderen Teil. Dieſer 
bringt die Vorſchläge im einzelnen und begründet ſie. Es 
folgt der Entwurf eines Geſetzes zur weiteren Entlaſtung der 
Gerichte. Den Schluß bildet als Anhang ein Auszug aus 
einer früheren Denkſchrift des Bundes Deutſcher Juſtizamt⸗ 
männer über das Güteverfahren an den Rechtsausſchuß des 
Reichstages v. 31. Mai 1926. Es iſt ein Zeichen unſerer 
ebenſo ſchnell lebenden wie ſchnell urteilenden Zeit, daß ge⸗ 
wiſſe, plötzlich auftauchende Schlagworte im Fluge für alle 
Gebiete unſeres Lebens benutzt werden. Das Wort Ratio⸗ 
naliſierung hat von der Induſtrie auf die Juſtiz über⸗ 
gegriffen, ohne daß man bedenkt, daß die Herſtellung von 
Gütern und die Entſcheidungen über Rechtsgüter Dinge ſind, 
die nicht miteinander verglichen werden können. Solange wir 
einen Rechtsſtaat haben, und für einen ſolchen treten heute 
noch die beſten und ſtärkſten Kräfte unſeres Volkes ein, ſo⸗ 
lange auf ihm unſer bürgerliches Daſein beruht, können 
Erſparniſſe im Haushalt der Juſtiz nur vorgenommen wer⸗ 
den, wenn die Güte der Rechtsfindung nicht darunter leidet; 
ein Grundſatz, den die Denkſchrift ausdrücklich hervorhebt 
(vgl. S. 11). 


Im Vorwort wird auf die unnötige Doppelarbeit und 
den zweckloſen Leerlauf hingewieſen, der dadurch entſteht, daß 
Richter und Urkundsbeamter dieſelbe Arbeit ausführen, dieſer 
mit Entwurf der Verfügung, jener mit ihrer Durchſicht und 
Unterzeichnung. Soweit es ſich um Geſchäfte handelt, die 
man der richterlichen Tätigkeit entziehen kann, wird nichts 
gegen eine Übertragung auf den Rechtspfleger einzuwenden 
ſein; nur ſind die Anſichten darüber ſehr geteilt, welche An⸗ 
gelegenheiten dafür in Betracht kommen. Die Verhältniſſe in 
Großſtädten, Mittelſtädten und Kleinſtädten ſind verſchieden 
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zu beurteilen, keineswegs dürfen ſie gleichmäßig behandelt 
werden. In den Großſtädten, die nach der neuen Einteilung 
des Induſtriegebiets im Rheinlande 29,5% der Geſamt⸗ 
bevölkerung umfaſſen, ſind viele gleichmäßige Angelegenheiten 
zu erledigen. Für jeden Zweig der richterlichen und ſtaats⸗ 
anwaltlichen Tätigkeit ſowie für jede Art des Bürodienſtes 
ſteht eine Fülle geeigneter Sachbearbeiter zur Verfügung, die 
in den Mittelſtädten manchmal, in den Kleinſtädten häufig 
überhaupt nicht zu haben ſind. Kenntniſſe, die in der Groß⸗ 
ſtadt ſehr wertvoll ſein können, ſind in der Mittelſtadt nur 
mitunter, in der Kleinſtadt häufig nicht zu verwenden. In 
dieſen beiden Ortsgruppen ſpielen andere Fähigkeiten eine 
Rolle; insbeſondere die Kunſt eines geſchickten Geſchäfts⸗ 
verkehrs mit einem Publikum, das weſentlich dasſelbe bleibt, 
die Beamten perſönlich genau kennt, mit ihnen außerhalb 
des Dienſtes zuſammenkommt und verkehrt. Die Perſonen⸗ 
frage fpielt eine große Rolle, ſie läßt ſich nicht durch all⸗ 
gemeine Regeln löſen, da die menſchlichen Naturen und die 
mit ihnen verknüpften Beziehungen viel zu verſchieden ge⸗ 
ſtaltet ſind. 

Fiour die Aufgaben, deren Übertragung der Bund Deut⸗ 
ſcher Juſtizamtmänner auf die Mitglieder ſeines Berufs⸗ 
ſtandes, die Rechtspfleger, wünſcht, iſt, wie er S. 19 angibt, 
eine gründliche theoretiſche Ausbildung erforderlich ſowie 
eine praktiſche Tätigkeit längerer Zeit. Er fordert für ſie 
als Schulbildung das Reifezeugnis einer höheren Lehranſtalt 
und eine vierjährige Ausbildung. Der Andrang zu ſeiner 
Laufbahn iſt groß; die preuß. Juſtizverwaltung nimmt in 
der Regel nur Bewerber mit einem guten Reifezeugnis an, 
was zur Folge hat, daß der Nachwuchs für die Laufbahn des 
Rechtspflegers an Schulbildung beſſer iſt als ein Teil der 
Studenten der Rechtswiſſenſchaft, die ohne Einſchränkung 
zum Studium zugelaſſen werden. Ein in dieſer Weiſe ein⸗ 
heitlich vorgebildeter Stand von Rechtspflegern iſt jedoch zur 
Zeit noch nicht vorhanden, vielmehr ſind dieſe ältere und 
bewährte Urkundsbeamte, die in dieſe Stellen befördert wor⸗ 
den ſind. Die jüngeren Angehörigen dieſer Gruppen ſind 
mit derartigen ſchwierigen Aufgaben nicht betraut. 

Dieſer Umſtand iſt wichtig zur Beurteilung der Koſten⸗ 
frage. In den Provinzſtädten ſind häufig die Amtsrichter 
in ihrer erſten Stellung tätig; ſie ſind meiſtens nicht oder erſt 
ſeit kurzem verheiratet. Ihr Gehalt wird ihnen aus 
Gruppe 2b mit 4400 PN gewährt. 

Der Rechtspfleger dagegen wird, zumal in den Groß⸗ 
ſtädten, häufig in der letzten Gehaltsklaſſe ſeiner Gruppe 
ſein. Er iſt regelmäßig ſeit langer Zeit verheiratet, er be⸗ 
zieht alsdann das Gehalt aus Gruppe 4b mit 5300 RN und 
dazu die vorgeſehenen Kinderzulagen u. dgl. Daraus ergibt 
ſich, daß der Rechtspfleger in der Regel ein höheres Gehalt 
bezieht als der Richter, ſo daß es ein Irrtum iſt anzu⸗ 
nehmen, ſeine Kraft ſei billiger, ſie iſt vielmehr teurer. 

Bei der Prüfung der Billigkeit darf ferner nicht über⸗ 
ſehen werden, daß der Staat einen Nachwuchs an fähigen 
Richtern braucht, die ſpäter die hochwertige Arbeit leiſten 
ſollen, die in allen Verbeſſerungsvorſchlägen von ihnen ver⸗ 
langt wird. Ein ſolcher Richter wird nicht mit der Anſtellung 
geſchaffen, ſondern muß ſich erſt entwickeln. Die Tätigkeit an 
zunächſt nicht allzu verantwortungsvollen Stellen läßt ihn 
allmählich heranreifen, bis er die erforderlichen Kenntniſſe 
und Erfahrungen beſitzt. Aus dieſem Grunde darf ihm das 
Tätigkeitsfeld nicht abgeſchnitten werden. Die Verhältniſſe in 
England können hier zum Vergleich nicht herangezogen wer⸗ 
den, dort iſt die Vorbildung der Richter völlig anders, ſie 
gehen aus den Barriſters hervor. Es ſind bedeutende An⸗ 
wälte, die ſich jahrelang in eigener Praxis bewährt haben. 

Bei der verſchiedenen Zuſammenſetzung des Rechts⸗ 
pflegerperſonals ſind ſeine Leiſtungen nicht einheitlich. In 
Großſtädten, in denen es bei der Fülle von geeigneten Be⸗ 
amten möglich iſt, die Stellen zutreffend zu beſetzen, werden 
Klagen kaum laut geworden ſein. Dagegen haben ſich in den 
Provinzſtädten oft Mißſtände ergeben, wenn auch hervor⸗ 
zuheben iſt, daß der Hauptteil der Beamten muſtergültig und 
pflichttreu arbeitet. Es zeigt ſich häufig, daß die Rechts⸗ 
pfleger dem von ihnen zu bearbeitenden Sachverhalt gegen⸗ 
über nicht frei genug find. Sie halten fi ängſtlich an Form⸗ 
vorſchriften, die in einzelnen Fällen unangebracht und un⸗ 
zweckmäßig ſind, über die der Richter auf Grund ſeiner 
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wiſſenſchaftlichen Vorbildung hinwegſieht, was der Rechts⸗ 
pfleger aber nicht zu verantworten wagt, weshalb er An⸗ 
träge ablehnt, denen die ihm übergeordnete Stelle im Er⸗ 
innerungs⸗ oder Beſchwerdeverfahren ſtattgibt, nachdem koſt⸗ 
bare Zeit verſtrichen iſt, ſo daß eine unnötige Verzögerung 
entſtanden iſt. Der Rechtspfleger erledigt ferner im uns 
mittelbaren Verkehr mit dem Publikum viele Aufgaben, wo⸗ 
durch unwillkürlich eine einſeitige Parteinahme zugunſten der 
von ihm beratenen Partei herbeigeführt wird, ſo daß er für 
eine richterliche Tätigkeit ſchon deswegen ausſchaltet. 

Der Rechtspfleger entbehrt der richterlichen Unabhängig⸗ 
keit; die Denkſchrift führt zwar auf S. 16 aus, daß ſeine 
Entſcheidungen nur mit den geſetzlichen Rechtsbehelfen an⸗ 
gegriffen werden können, dies trifft aber nicht den Kern der 
Sache. Er iſt an die Weiſungen ſeiner Verwaltungsbehörde 
gebunden, die, wenn ſie mit ſeinem Verhalten nicht ein⸗ 
verſtanden iſt, ihn von ſeinem Poſten ablöſen kann, woraus 
ſich die Abhängigkeit ergibt, die für den Richter nicht in 
Frage kommt, der ohne ſeinen Willen nur auf Grund eines 
Geſetzes oder eines Diſziplinarverfahrens verſetzt werden kann. 

Die Denkſchrift behandelt auf S. 20 die Schwierigkeiten, 
die es bereitet, bei kleineren Gerichten die Ablöſung der 
richterlichen Arbeit vorzunehmen. Wenn ſie dabei empfiehlt, 
mehrere AG. von einem Richter verſehen zu laſſen, ſo wird 
dies nicht allzu oft geſchehen können, da die kleinen AG. 
nicht räumlich beieinander liegen. Welche Gefahren und 
Nachteile die Aufhebung dieſer Gerichte mit ſich bringt, iſt 
in JW. 1928, 1921—1923 bereits dargeſtellt. Für die klein⸗ 
ſtädtiſche und ländliche Bevölkerung iſt der Amtsrichter im 
ideellen Sinne eine Vertrauens- und Auskunftsperſon, die 
infolge ihrer Vorbildung vielen Einwohnern überlegen iſt 
und daher von ihnen als maßgebend anerkannt wird. Beim 
Rechtspfleger iſt es nicht der Fall; es gibt eine ganze Reihe 
von gleichſtehenden Beamten des Kommunal-, Polizei⸗, 
Steuerdienſtes uſw., die ihre Kenntniſſe den ſeinen mindeſtens 
gleichſetzen. Dieſe Nachteile verkennt Schiffer, den die Denk⸗ 
ſchrift auf S. 22 zur Unterſtüzung anführt, deſſen Aus⸗ 
führungen überhaupt darunter leiden, daß er nur die Ver⸗ 
hältniſſe in Großſtädten und an höheren Gerichten aus 
eigener Anſchauung zu beurteilen vermag. 

Auf S. 23 wird mitgeteilt, daß von den Beamten der 
preuß. Juſtizverwaltung am 1. Mai 1928 22,5% auf den 
höheren, alſo den richterlichen Dienſt, 29,8% auf den oberen 
Dienſt einſchließlich der Amtsanwaltſchaft, alſo insbeſondere 
auf die Rechtspfleger, und 47,7% auf den mittleren und den 
Kanzleidienſt entfallen. Das Verhältnis der Richter zum 
übrigen Perſonal iſt mit noch nicht einem Viertel des Ge⸗ 
ſamtbeſtandes durchaus angemeſſen und kann kaum noch 
herabgeſetzt werden, ohne daß die Rechtspflege Schaden er⸗ 
leidet. Dagegen iſt der Anteil des oberen Dienſtes mit etwa 
3/10 re ich lich. 

Es folgen die Vorſchläge im einzelnen, die hier in⸗ 
ſoweit behandelt werden, als ihnen grundſätzlich zu wider⸗ 
ſprechen iſt oder, ſoweit Bedenken nicht beſtehen, als ihnen 
beſondere Bedeutung zukommt, andernfalls werden ſie nicht 
erwähnt. 

Im Zivilprozeßverfahren wird zuerſt gefordert (S. 32ff.), 
daß der Rechtspfleger am Güteverfahren beteiligt wird. Der 
Prozeßrichter ſoll ihn mit der Abhaltung von Güteterminen 
beauftragen können. Das Güteverfahren habe ſich zwar ein⸗ 
gebürgert, es leide aber noch an verſchiedenen Mängeln, 
nach deren Beſeitigung es erheblich gewinnen würde. Ins⸗ 
beſondere ſei es nachteilig, daß der Richter, der zunächſt 
ſchlichten ſoll, bei einer etwaigen ſtreitigen Verhandlung das 
Urteil fällt. Dieſer Fehler werde von den Arbeitsgerichten 
vermieden, die faſt ſtets Güte⸗ und Streitſitzungen getrennt 
abhalten. Die Begründung wird noch weiter ausgeführt. 
Alsdann wird hervorgehoben, daß in erſter Linie bei Güte⸗ 
verhandlungen die Perſönlichkeit entſcheidet, ſolche geeignete 
Perſonen ſeien unter den Rechtspflegern genügend zu finden. 

Dieſer Vorſchlag begegnet grundſätzlichen Bedenken; wenn 
auch das Cüteverfahren keine entſcheidende Tätigkeit dar⸗ 
ſtellt, ſo muß gerade dafür ein Beamter gewählt werden, 
der über ein genügendes Wiſſen verfügt, um Lebensvor⸗ 
gänge der verſchiedenſten Art ſofort behandeln und be⸗ 
urteilen zu können. Hierzu werden die Richter weit mehr als 
die Rechtspfleger in der Lage ſein. Man kann dieſen nicht 


3136 


Größere Aufſätze 


ein Gebiet zur Tätigkeit überlaſſen, für das beſonders wert⸗ 
volle Kräfte zu gewinnen ſind. Eine Perſonalerſparung 
kommt dabei überhaupt nicht in Frage, denn eine gründliche 
Güteverhandlung erfordert dieſelbe Zeit, ob ſie von einem 
Richter oder von einem Rechtspfleger geleitet wird, im 
Gegenteil, in dieſem Fall würde nach den Ausführungen der 
Denkſchrift noch weit mehr Zeit aufgewendet werden. Die 
Richter ſollen von den zahlreichen Terminen entlaſtet wer⸗ 
den, die ſie heute noch zu verhandeln haben. Das Publi⸗ 
kum ſoll nicht mehr ſo lange warten (vgl. S. 90); es würde 
alſo der Rechtspfleger keine Erſparnis bedeuten, ſondern eine 
Belaſtung. Neben den Richter, der jetzt die Güteſachen er⸗ 
ledigt, würde der Rechtspfleger treten, der dem Richter dieſe 
Arbeit abnimmt und infolgedeſſen ſeinen anderen Aufgaben 
entzogen wird, für die andere Kräfte eingeſtellt werden müf- 
fen. Selbſt wenn man Güte⸗ und Streitverhandlung trennen 
wollte, was in jedem Falle eine Verzögerung bedeutet, wird 
nichts dadurch gewonnen, daß der Gütetermin von dem 
Rechtspfleger wahrgenommen wird. Beim Arbeitsgericht iſt 
derſelbe Richter im Güte⸗ und Streittermin tätig. Die Miß⸗ 
ſtände bei den Terminsanberaumungen beſtehen in Groß⸗ 
ſtädten, weniger in der Provinz. Sie beruhen in der Regel 
auf unüberſichtlichen Anordnungen; ſelbſt bei zahlreichen Ter⸗ 
minen laſſen ſich dieſe ſo einteilen, daß das Publikum nicht 
allzulange warten muß. Soweit Geſchäftsüberlaſtung der 
Grund iſt, handelt es ſich um einen Übelſtand, dem die ört⸗ 
liche Juſtizverwaltung abhelfen muß; er kann nicht zur Be⸗ 
gründung allgemeiner Neuerungen verwandt werden. 

Zugunſten der Rechtspfleger ſpricht ihre genaue Kenntnis 
der Koſtengeſetze, die S. 98 erwähnt wird. Es iſt eine all⸗ 
gemeine Erfahrung, daß Anwälte ſowohl wie Richter häufig 
die Koſtenfragen nicht beherrſchen, die bei Abſchlüſſen von 
Vergleichen äußerſt bedeutungsvoll ſind. Den Beteiligten 
werden ſchätzungsweiſe Angaben gemacht, die ſich nachträglich 
als falſch herausſtellen, ſo daß das Ergebnis des Vergleichs 
für die Parteien anders ausfällt, als ſie es erwartet und 
berechnet haben. Eine Anderung des wirkſam abgeſchloſſenen 
Vergleichs iſt ſpäter nicht mehr möglich. Die Partei iſt ver⸗ 
bittert und ungehalten über ihren Anwalt und das Gericht. 
Dieſe Überlegenheit des Rechtspflegers reicht aber nicht aus, 
um ihn zum Verhandlungsführer in Güteſachen zu beſtellen, 
ſie kann nur dazu führen, daß Richter wie Anwälte die 
Koſtenbeſtimmungen ſorgfältiger beherrſchen müſſen und ge⸗ 
gebenenfalls bei Vergleichsverhandlungen einen Rechtspfleger 
als Beurteiler der Koſtenfrage hinzuziehen. 

Mit der grundſätzlichen Ablehnung des Rechtspflegers 
als Leiters von Güteverhandlungen erledigt ſich der Vor⸗ 
ſchlag S. 35, daß er Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile in 
den ihm übertragenen Sachen im unmittelbaren Anſchluß an 
das Güteverfahren erlaſſen darf. 

Wenn die Denkſchrift dabei auf die Ausführungen des 
Syndikus Dr. Weisbart S. 36 ſich beruft, ſo iſt dazu zu 
bemerken, daß dieſe ſich auf die Zwangsvollſtreckung beziehen; 
mit dem Erlaß des Urteils haben ſie nichts zu tun, dieſes 
ergeht ebenſo ſchnell, wenn der Richter den Gütetermin wahr⸗ 
nimmt. Andererſeits zeigt die Tatſache, daß der Rechtspfleger, 
wenn er die Güteverhandlung leitet, um eine Verzögerung 
zu vermeiden, dieſe Befugnis erhalten müßte, wie wenig an⸗ 
gebracht eine derartige Neuerung iſt. Die Rechtſprechung, 
auch ſoweit ſie ſcheinbar mechaniſche Angelegenheiten wie den 
Erlaß von Anerkenntnis⸗ und Verſäumnisurteilen umfaßt, 
iſt ein ſo einheitliches und geſchloſſenes Gebiet, daß irgend⸗ 
welche Bruchſtücke nicht herausgenommen werden dürfen. 

Die Denkſchrift fordert S. 38 ff., daß der Rechtspfleger 
im Zivilprozeß das Armenrecht bewilligen ſoll mit der 
Maßgabe, daß die Ablehnung des Geſuchs dem Gericht vor⸗ 
behalten bleibt. In den Fällen, in denen der Gegner der 
armen Partei eine Erklärung nicht abgibt oder der Erteilung 
des Armenrechts nicht widerſpricht, wird man dem zuſtimmen 
können; nicht aber dann, wenn der Gegner ſich widerſetzt. 
Durch den Rechtsſtreit, der im Armenrecht geführt wird, er⸗ 
leidet die andere Partei erhebliche Nachteile der verſchiedenſten 
Art, die man ihr nur nach ſorgfältiger Prüfung des Sach⸗ 
verhalts zumuten darf. Für eine ſolche bietet die Prüfung 
durch das Gericht die einzige Gewähr, nicht aber die An⸗ 
ordnung des mit der Fällung von Rechtsſprüchen nicht be⸗ 
faßten Rechtspflegers. Hat eine Partei das Armenrecht be⸗ 
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willigt erhalten und beantragt der Gegner es für ſich, ſo wird 
man dies durch den Rechtspfleger zuſprechen laſſen können. 
Für dieſen Fall beſtehen die Bedenken nicht. Die Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts mag teilweiſe in rechtsunkundigen 
Kreiſen als eine Stellungnahme des Gerichts zugunſten der 
armen Partei angeſehen werden, dies iſt aber kein Grund, 
den Rechtspfleger an Stelle des Richters beſchließen zu laſſen, 
es könnte höchſtens dazu führen, daß nicht von dem Prozeß⸗ 
gericht, ſondern von einer anderen richterlichen Abteilung dar⸗ 
über entſchieden wird. Eine Anderung in dieſem Sinne iſt 
aber nicht geboten. 

Von beſonderer Bedeutung iſt der Vorſchlag auf S. 42, 
daß der Rechtspfleger die Verhandlungstermine ſowie die 
Einlaſſungs⸗ und Ladungsfriſten beſtimmen ſoll; nur wenn 
er einem Antrag, auf Friſtabkürzung nicht ſtattgeben will, 
ſoll das Gericht entſcheiden. Hier handelt es ſich um An⸗ 
ordnungen, die mit der Rechtſprechung nichts zu tun haben; 
für ſie kommt es darauf an, daß ſie von umſichtigen und ge⸗ 
ſchäftserfahrenen Perſonen getroffen werden, eine richterliche 
Vorbildung iſt dazu nicht erforderlich. Die Einführung dieſer 
Neuerung würde eine erhebliche Beſchleunigung des Prozeß⸗ 
verfahrens mit ſich bringen. 

Der Erlaß von Erſuchen um Rechtshilfe zur Erledigung 
von Beweisbeſchlüſſen im Deutſchen Reich iſt ein rein ge⸗ 
ſchäftsmäßiger Vorgang, da der Beweisbeſchluß vom Gericht 
bereits erlaſſen iſt, ſeine Erledigung kann unbedenklich vom 
Rechtspfleger veranlaßt werden. 

Dagegen kann die Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen, wie es die Denkſchrift S. 44 will, nicht den 
Rechtspflegern übertragen werden. Es handelt ſich hierbei 
um Vorgänge, die unbedingt von Richtern wahrzunehmen 
ſind. Auch wenn der erſuchte Richter den Rechtsſtreit nicht 
zu entſcheiden hat, ſo iſt bei der Vernehmung eine derartige 
Fülle von Rechtskenntniſſen erforderlich, über die ſelbſt ein 
gewandter und geſchickter Rechtspfleger nicht verfügt. Es 
ändert daran nichts, daß die Beweisaufnahme häufig rein 
techniſcher Art zu ſein ſcheint und insbeſondere dem Richter, 
zumal in den Großſtädten, der ſtändig mit derartigen Ter⸗ 
minen betraut iſt, auf die Dauer äußerſt langweilig erſcheint. 
Die Arbeit vermag dem Richter nicht abgenommen zu wer⸗ 
den. Es würde obendrein nichts damit geſpart werden, der 
Rechtspfleger würde mindeſtens dieſelbe Zeit zur Ver⸗ 
nehmung brauchen wie der Richter, ganz abgeſehen davon, 
daß das Ergebnis der Beweisaufnahme häufig den An⸗ 
forderungen des erſuchenden Gerichts nicht genügen würde, 
das ſchon heute bei richterlichen Vernehmungen oft genug eine 
zweite Beweisaufnahme durch den erſuchten Richter herbei⸗ 
führen muß, weil die erſte den Sachverhalt nicht richtig und 
nicht vollſtändig ergeben hat. Wenn geſagt wird, der Rechts⸗ 
pfleger nehme ſchon jetzt Anträge der verſchiedenſten Art von 
den Parteien entgegen, er habe daher die Befähigung zur 
Vornahme von Beweisterminen, ſo verkennt dieſe Aus⸗ 
führung die Schwierigkeiten derartiger Verhandlungen, die 
mit der Erörterung von Anträgen u. dgl. nicht zu ver⸗ 
gleichen iſt. 

Die Abnahme von Eiden in dieſen Fällen darf nur durch 
den Richter geſchehen. Wenn der Rechtspfleger zur Ent⸗ 
gegennahme von eidesſtattlichen Verſicherungen befugt iſt, 
ſo kann ihm deswegen eine ſo weitgehende Ermächtigung, 
Zeugen und Sachverſtändige im Beweisverfahren zu ver⸗ 
eidigen, nicht übertragen werden. Der Eid iſt eine beſondere 
Bekräftigung der betreffenden Ausſage. Es iſt notwendig, 
daß dies den Beteiligten auch äußerlich dadurch zum Be 
wußtſein kommt, daß ſie vom Richter vernommen werden. 
Die Achtung und Ehrfurcht vor dem Eide nehmen in dem 
Maße ab, als der Kreis der Perſonen erweitert wird, vor 
denen er zu leiſten iſt. Die Verfaſſer der Denkſchrift emp⸗ 
finden dies ſelbſt, indem fie die Vernehmung und Ver⸗ 
eidigung von hochgeſtellten Perſonen dem Gericht vor⸗ 
behalten wollen, wofür kein Anlaß beſteht. Hat der Rechts⸗ 
pfleger die Befugnis der Eidesabnahme, ſo liegt kein Grund 
vor, ihn in dieſer Beziehung einzuſchränken. 

Nachdem die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, die 
dem Vollſtreckungsgericht obliegt, dem Rechtspfleger über⸗ 
tragen iſt, wird man der Forderung S. 47 zuſtimmen müſ⸗ 
fen, daß die Anordnung der Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
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ſtreckung, die das Prozeßgericht vorzunehmen hat, ihm zu⸗ 
gewieſen wird. 

Das Verteilungsverfahren wird ihm vollſtändig zu über⸗ 
tragen ſein. 

Das Offenbarungseidverfahren weiſt ſchwere Mängel 
auf, wie allgemein anerkannt wird. Es iſt die Aufgabe aller 
beteiligten Stellen, es ſobald wie möglich zeitgemäß umzu⸗ 
geſtalten. Die Vorſchläge S. 50 der Denkſchrift würden dem⸗ 
nach bei der kommenden Neuerung zu verwerten ſein, ſoweit 
ſie Verbeſſerungen enthalten. Dazu gehört nicht, daß der 
Rechtspfleger den Offenbarungseid abnimmt; wegen der Be⸗ 
fugnis dazu gelten dieſelben Ausführungen, die für das Be⸗ 
weisaufnahmeverfahren vor dem erſuchten Richter gemacht 
worden ſind. Wenn darauf hingewieſen wird, daß im Steuer⸗ 
feſtſtellungsverfahren von den Beamten des oberen Steuer⸗ 
dienſtes Eide abgenommen werden, ſo kann das Verfahren 
einer derartigen Verwaltungsbehörde nicht nachahmenswert 
ſein. Die einſchneidende Maßnahme des Haftbefehls iſt vom 
Richter zu verfügen, ihre Übertragung an irgendwelche andere 
Beamtenkreiſe darf nicht erfolgen. Auf dem Gebiete der 
Strafvollſtreckung iſt auf Grund der Entlaſt VO. von einer 
Reihe von Bundesſtaaten der Rechtspfleger ermächtigt wor⸗ 
den, Vorführungs⸗ und Haftbefehle zu erlaſſen. Mit Recht 
haben aber einige Bundesſtaaten Bedenken dagegen gehabt, 
keineswegs kann die Ausdehnung derartiger Befugniſſe emp⸗ 
fohlen werden. 

Das Aufgebotsverfahren wird man den Rechtspflegern 
überweiſen können (vgl. S. 52), ebenſo wird ihnen die ge⸗ 
wünſchte Feſtſetzung des Streitwertes zu überlaſſen ſein, ob⸗ 
wohl Bedenken hiergegen nicht von der Hand zu weiſen ſind. 

S. 53 ff. der Denkſchrift folgen die Vorſchläge über das 
Konkursverfahren, das möglichſt den Rechtspflegern über⸗ 
tragen werden ſoll. Hierzu iſt zu bemerken, daß die Tätigkeit 
des Konkursrichters erhalten bleiben muß, keineswegs iſt 
hier ein Gebiet, das die Bearbeitung durch den wiſſenſchaft⸗ 
lich geſchulten Juriſten zu entbehren vermag. Im Gegenteil, 
die äußerſt ſchwierigen Rechtsfragen, die beſonders in ver⸗ 
antwortungsreichen und für die Allgemeinheit häufig be⸗ 
deutenden und entſcheidenden Verfahren zu erledigen ſind, 
müffen mit der vollen Bürgſchaft einer unabhängigen richter⸗ 
lichen Entſcheidung verſehen werden. 

Reicht ein Gläubiger einen Konkursantrag ein, dem 
die nötigen Unterlagen fehlen, ſo mag der Rechtspfleger dieſen 
ablehnen, ohne daß der Richter mit der Sache befaßt wird. 
Die Anhörung des Gemeinſchuldners nach § 105 Abſ. 2 KO. 
über einen geſtellten Antrag kann der Rechtspfleger bor- 
nehmen; dagegen muß die Entſcheidung über eine zwangs⸗ 
weiſe Vorführung des Gemeinſchuldners ſowie die Anord⸗ 
nung des allgemeinen Veräußerungsverbots an den Gemein⸗ 
ſchuldner dem Richter verbleiben. Dieſer hat zu beſtimmen, 
ob und welcher Vorſchuß für das Verfahren zu fordern iſt, 
ebenſo hat er zu entſcheiden, ob ein Eröffnungsantrag man⸗ 
gels Maſſe oder bei Nichtzahlung des angeordneten Vor⸗ 
ſchuſſes abzulehnen iſt. Der vorläufige Gläubigerausſchuß 
darf nur durch ihn beſtellt werden. Er hat über Anträge des 
Konkursverwalters wegen vereinfachter Aufnahme des In⸗ 
ventars gemäß § 123 Abſ. 2 KO. zu befinden. Die Genehmi⸗ 
gung der Gewährung eines notdürftigen Unterhalts gemäß 
§ 129 Abſ. 1 iſt von ihm zu erteilen. 

Das Anmelde-, Prüfungs⸗ und Feſtſtellungsverfahren 
kann dem Rechtspfleger übertragen werden, jedoch wäre vor⸗ 
zuſehen, daß bei irgendwelchen Widerſprüchen der Richter 
entſcheidet. 

Die Genehmigung der Schlußverteilung, die Anordnung 
einer Nachtragsverteilung, die Beſtimmung des Schlußtermins 
müſſen dem Richter verbleiben, während die Prüfung der 
Schlußrechnung des Konkursverwalters vom Rechtspfleger 
vorgenommen werden kann, der auch das Konkursverfahren 
nach Abhaltung des Schlußtermins aufzuheben hat. Die 
Übertragung der Befugnis, die Verhängung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen bis zum Betrage von 50 % gegen den Konkurs⸗ 
verwalter vorzunehmen, iſt abzulehnen. Für die Abnahme 
des Offenbarungseides von dem Gemeinſchuldner gelten die 
Ausführungen des allgemeinen Offenbarungseidsverfahrens. 

Im Strafprozeßverfahren iſt gegen die Übertragung der 
Strafvollſtreckung, mit Ausnahme der Entſcheidung über Auf⸗ 
ſchub und Unterbrechung der Vollſtreckung von Freiheits- 
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ſtrafen ſowie der richterlichen Entſcheidung gemäß 88 458 
bis 462 StPO., auf den Rechtspfleger nichts einzuwenden. 
Dagegen muß abgelehnt werden, ihm die Vernehmung von 
Beſchuldigren, Zeugen und Sachverſtändigen zu übertragen. 
Es gelten hierfür die bei der Vernehmung in dem Zivil⸗ 
prozeß geäußerten Bedenken. Eine andere Frage iſt, ob nicht, 
ſoweit eine richterliche Handlung nicht notwendig iſt, die Vor⸗ 
nahme von Ermittlungen u. dgl. dem Rechtspfleger zu über⸗ 
tragen iſt, insbeſ. in den Fällen, in denen heute die Polizei 
in Anſpruch genommen wird. Dabei iſt zu beachten, daß es 
ſich um eine Erweiterung des Arbeitsgebietes der Juſtiz⸗ 
verwaltung handelt und um eine Entlaſtung der Organe der 
inneren Verwaltung. Die Rechtspflege würde verbeſſert wer⸗ 
den, wenn die Feſtſtellungen nicht durch Polizeibeamte, die 
in Kleinſtädten und auf dem Lande häufig der Sachlage nicht 
gewachſen ſind, ſondern durch gewandte und erfahrene Rechts⸗ 
pfleger erfolgen, die von vornherein wiſſen, auf welche Punkte 
die Ermittlungen zu richten find (vgl. S. 60 ff.). Die damit 
herbeigeführte Verbeſſerung der Rechtspflege würde für die 
Juſtizverwaltung höhere Koſten bedeuten, die jedoch getragen 
werden müſſen. 

Das Privatklageverfahren muß ebenſo wie das Konkurs⸗ 
verfahren grundſätzlich in die Hand des Richters gelangen, 
weshalb den Ausführungen der Denkſchrift S. 65 nicht zu⸗ 
zuſtimmen iſt. Die ferner unter 6a —e auf S. 65/66 an⸗ 
geführten Entſcheidungen haben dem Richter zu verbleiben. 

Es folgen Vorſchläge zur Anderung des ordentlichen Ver⸗ 
fahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Das Verfahren 
foll mit Ausnahme des Wechſel⸗ und Urkundenprozeſſes da⸗ 
hin vereinfacht werden, daß Verhandlungstermine nur in 
denjenigen Sachen ſtattfinden, in denen der Schuldner auf 
die mit der Zuſtellung der Klage oder des Klageantrags ver⸗ 
bundene Aufforderung des Rechtspflegers dieſem ausdrücklich 
erklärt hat, daß er den Prozeß aufnehmen wolle. Iſt eine 
ſolche Erklärung innerhalb der geſetzlichen Friſt nicht erfolgt 
oder erkennt der Schuldner die Forderung an, ſo erteilt der 
Rechtspfleger dem Gläubiger einen Vollſtreckungstitel, ohne 
daß dieſer einen neuen Antrag zu ſtellen hat. Eine derartige 
Anderung des Verfahrens iſt weder geboten noch zweck⸗ 
mäßig. Immer wieder zeigt ſich in der Praxis, daß der ein⸗ 
fachſte und klarſte Weg zur Geltendmachung und Verwirk⸗ 
lichung einer Schuldforderung die Klage iſt. Bei ihr wird ein 
Termin feſtgeſetzt, in ihm können alle Anderungen des Sach⸗ 
verhältniſſes berückſichtigt werden, die ſich inzwiſchen er⸗ 
eignet haben, ohne daß ein Aufſchub oder eine Verzögerung 
eintritt. In ihm können Anerkenntnis⸗ und Verſäumnis⸗ 
urteil ergehen, alle anderen Verbeſſerungsvorſchläge ver⸗ 
zögern das Verfahren und halten es auf. Das Mahn⸗ 
verfahren iſt weſentlich in den Fällen zweckmäßig, in denen 
mit einem Widerſtand des Schuldners nicht zu rechnen iſt und 
die Gefahr einer Vermögensverſchlechterung nicht vorliegt, ſo 
daß ein Zeitverluſt ertragen werden kann. 

In dem von der Denkſchrift vorgeſchlagenen Verfahren 
müßte, um eine Verſchlechterung auszuſchalten, in jedem Falle 
ſogleich ein Termin anberaumt werden, was nicht beabſichtigt 
iſt; der Vollſtreckungsbefehl müßte unter Wegfall des an⸗ 
beraumten Termins erteilt werden, wenn der Schuldner die 
Forderung anerkennt. 

Das vorgeſehene Verfahren, bei Einwendungen des 
Schuldners erſt einen Gütetermin anzuberaumen, bedeutet 
eine Verzögerung und bringt unnötige Schreibarbeit für das 
Gericht und ſämtliche Beteiligte mit ſich. Es iſt keine Ver⸗ 
beſſerung, ſondern eine Verſchlechterung. Die Statiſtik, die 
S. 67 zur Begründung anführt, genügt nicht. Aus ihr iſt 
nicht zu erſehen, wieviel Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile 
im erſten Termin ergangen ſind. Kommt es doch häufig vor, 
daß nach wiederholter ſtreitiger Verhandlung derartige Ent⸗ 
ſcheidungen gefällt werden. 

Die S. 71 vorgeſchlagene Anderung des $ 1182 BRD. 
will dem Rechtspfleger die Befugnis verleihen, einen vor 
ihm zuſtande gekommenen Vergleich zu beurkunden. Die 
Tätigkeit des Richters kann in dieſem Fall nicht entbehrt 
werden. Es iſt unbedingt erforderlich, daß ein derartiger 
Vertrag juriſtiſch nachgeprüft und der Wille der Parteien 
zweifelsfrei feſtgeſtellt wird. Im übrigen wird auf S. 94 
der Denkſchriſt verwieſen, in der darauf Bezug genommen 
wird, wie die Gerichtsamtmänner unzählige Rechtsſtreite ver⸗ 
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meiden, indem ſie die an Gerichtsſtelle perſönlich vorſprechen⸗ 
den Rechtſuchenden beraten und abfertigen. Sie werden dabei 
von Wach als die gefährlichſten Konkurrenten des amts⸗ 
gerichtlichen Anwalts bezeichnet (vgl. Vorträge über die 
Reichszivilprozeßordnung, Abſchnitt „Die Stellung des Rechts⸗ 
anwalts“, S. 66). Gerade hier weiſt Wach darauf hin, daß 
der Gerichtsſchreiber als Rechtsbeiſtand der Parteien nicht 
eine gerichtliche Handlung beurkunden, ſondern eine Partei⸗ 
handlung geſtalten helfen ſoll. Gerade er, auf den ſich die 
Denkſchrift beruft, wendet ſich alſo gegen eine urkundliche 
Tätigkeit der Rechtspfleger im Vergleichsverfahren. 

Bei der Ablehnung einer Anderung des $ 118 a bedarf 
es nicht einer anderen Faſſung des 8 794. 

Im Offenbarungseidsverfahren wird der Erſatz des 
Eides für die Regel durch Abgabe einer eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung vorgeſchlagen. Ferner ſoll er durch die Eintragung 
in das Schuldnerverzeichnis bei geringfügigem Intereſſe des 
Gläubigers erſetzt werden können. Dieſe Vorſchläge werden 
im Rahmen einer allgemeinen Umgeſtaltung des Voll⸗ 
ſtreckungsrechtes zu prüfen ſein. 

Erfreulich iſt, daß die Denkſchrift S. 74 die Einführung 
eines beſonderen Bagatellverfahrens ablehnt. Mit Recht 
wird hervorgehoben, daß die Tätigkeit des Richters hierbei 
außerordentlich gering iſt. Dieſer Standpunkt wird auch 
von Mügel eingenommen, den die Denkſchrift anführt, der 
für Rechtsſtreitigkeiten bis zu 50 „ ein Verfahren nach 
freiem Ermeſſen des Richters und die Entſcheidung durch 
Schiedsurteil vorſieht. Hierzu bemerkt die Denkſchrift zu⸗ 
treffend, daß das Schiedsurteil ſich bisher viele Freunde 
nicht erworben hat. Im Gegenteil, viele Richter, die Schieds⸗ 
urteile zu fällen haben, beklagen, daß nicht die Möglichkeit 
einer Nachprüfung der Richtigkeit ihrer Entſcheidung in einem 
weiteren Rechtsgange gegeben iſt. 
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In der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt die Übertragung 
richterlicher Geſchäfte auf den Rechtspfleger in weitem Um⸗ 
fange bereits erfolgt. Den Ausführungen der Denkſchrift 
S. 76 ff. kann man im weſentlichen zuſtimmen; immerhin ift 
eine reſtloſe Übertragung dieſer Gerichtsbarkeit auf die Rechts⸗ 
pfleger nicht möglich, es bleiben genug Angelegenheiten, die 
von Richtern zu erledigen ſind. Wenn die preuß. Juſtiz⸗ 
verwaltung im Rechtsausſchuß des preuß. Landtages erklärt 
hat, es ſei ihr Ziel, zu einer allgemeinen übertragung der 
heute durch Geſetz oder Verwaltungsverfügung als übertrag⸗ 
bar bezeichneten Richtergeſchäfte auf den Rechtspfleger zu 
gelangen, ſo zeigt dies, daß nur teilweiſe, nicht aber ins⸗ 
geſamt die freiwillige Gerichtsbarkeit dem Rechtspfleger über⸗ 
laſſen werden ſoll. Auf Einzelheiten kann an dieſer Stelle 
nicht eingegangen werden, nur gegen den Vorſchlag muß 
Stellung genommen werden, die Ordnungsſtrafgewalt den 
Rechtspflegern zu übertragen. Soweit ſeinen Anordnungen 
nicht gefolgt wird, iſt der Richter in der Lage, die etwa not⸗ 
wendigen Zwangs⸗ und Strafmaßnahmen zu verhängen. Eine 
ſorgfältige Prüfung der Frage, ob zu einer ſolchen Anlaß 
gegeben iſt, empfiehlt ſich in unſerem Volksſtaat ſchon des⸗ 
halb, um nicht unnötig Abneigung gegen die Einrichtungen 
der Rechtspflege entſtehen zu laſſen. 

Die Vorſchläge ſtellen, wie das Vorwort mitteilt, die 
Ergebniſſe einer zweijährigen ſyſtematiſch durchgeführten Ar⸗ 
beit des Bundes Deutſcher Juſtizamtmänner dar. Sie brin⸗ 
gen in vieler Beziehung zweckmäßige Neuerungen, wenn 
andererſeits eine ganze Reihe der empfohlenen Maßnahmen 
nicht die erwartete Zuſtimmung finden kann, ſo iſt zu be⸗ 
denken, daß es ſich um Angelegenheiten handelt, die täglich 
in das Rechtsleben des Volkes eingreifen, für deren richtige 
und unanfechtbare Erledigung die beſtmöglichſten Sicherheiten 
zu geben und die vorzüglichſten Maßnahmen zu treffen ſind. 


Nufſätze. 


„Vertraulich.“ 


Gründliche Arbeit an der Reform des Anwaltsehrenrechts iſt 
dankenswert und dringend notwendig. Aber die wiſſenſchaftlich 
wertvolle Feſtſchrift, welche von hanſeatiſchen Juriſten dem 24. Deut⸗ 
ſchen Anwaltstage überreicht worden iſt ), beginnt mit einem anwalts⸗ 
ehrenrechtlichen Aufſatze, dem aus grundfäglichen Erwägungen wider⸗ 
ſprochen werden muß. Trotz Zuſtimmungen zu manchen der ein⸗ 
zelnen Ausführungen des Verfaſſers. 

Horwitz kritiſiert die Rechtſprechung des Ehren⸗ 
gerichtshofs über Mißbrauch des wichtigen Aktenein⸗ 
ſichtsrechts der Rechtsanwälte. Dieſes überaus bedeutſame 
Recht mit aller Schärfe zu verteidigen und es den hohen Anwalts⸗ 
aufgaben beſtens dienſtbar zu machen, iſt ſehr nötig. Jeder deutſche 
RA. wird dem Hamburger temperamentvollen Rechtsſtreiter darin 
gern beipflichten. Auch jeder tüchtige Richter. Denn gerade der 
gute Richter hat für die Pflicht des Anwalts volles Verſtändnis. 
Reibungen mit ihm und verurteilende Ehrenſprüche werden aus⸗ 
bleiben, wo Mißbrauch des Rechts nicht vorliegt. Es kann auch nicht 
verkannt werden, daß Horwitz mit tiefem Ernſte im Intereſſe 
unſeres lieben Standes und des Rechts und mit warmem Ein⸗ 
fühlen in die Seele des in ſchwierigen Situationen um die ethiſche 
richtige Löſung ringenden RU. dem Probleme nachgegangen iſt. 
Aber Freiheitsmißbrauch muß unterbleiben; man verteidigt die 
Freiheit nicht glücklich durch Angriffe, die über das Ziel hinaus⸗ 
gehen, durch Eintreten für beliebiges Verfügen über Anvertrautes. 
Unentbehrliche Hemmungen ſoll man nicht ausſchalten. Die Rſpr. 
des E6H. betrifft im Tenor ſtets nur den einzelnen Fall. Über ihn 
läßt ſich konkret ſtreiten. Ich will nicht darauf eingehen. 
Weder Kritifierend, noch anerkennend. Ob der RA. K. oder N. mit 
Recht verurteilt iſt oder nicht, will ich heute nicht unterſuchen. 
Aber den für die Schweigepflicht leitenden oberſten Geſichtspunkt 
will ich berühren. 

Der Begriff „vertraulich“ iſt es, über den man ſich 
offen ausſprechen muß. Und da ſoll jenem Aufſatz geantwortet 
werden: 

Das Geſetz nennt und beſtimmt jenen Begriff nicht. Aber es 
ſetzt ihn voraus. Er beſtimmt die Grenzen des Gebrauchs des Anver⸗ 
trauens nach dem geſetzlichen Zwecke des Alteneinſichtsrechts. 


1) Siehe oben S. 3122. 


Um der Verteidigung willen iſt es vom Geſetze gewährt, 
und nur für ihre Zwechke wird vertraulich Einſicht gewährt, 
muß ſie gewährt werden. 


Horwitz hält die Anſicht des EH. für ungeſetzlich, daß der 
Verteidiger „vom Akteninhalt lediglich im Rahmen des Strafver⸗ 
fahrens und allein zum Zwecke der Verteidigung“ Gebrauch machen 
dürfe. Für ungeſetzlich und für geeignet, zu unerträglichen Ergeb⸗ 
niſſen zu führen. Er konſtruiert theoretiſch eine Anzahl Konflikts⸗ 
fälle und widerlegt dann die von niemand aufgeſtellte Behauptung, 
daß Mitteilungen in fo gearteten Konfliktsfällen unzuläffig und 
ehrengerichtlich ſtrafbar ſeien. Dieſe Methode des Angriffs gegen 
fingierte Gegenanſichten kann die Rſpr. des Ec H. nicht berühren. 
Horwitz hätte ſchon die E&HUrteile ſelbſt unter Feuer nehmen 
müſſen, wollte er über ſie ſiegen, ſtatt bloße Pappſcheiben zu be⸗ 
ſchießen, dem entgegenzutreten, was niemand erklärt hat: Kein Ehren⸗ 
gericht wird einen RA. ſtrafen wollen, der in Notwehr oder in Not⸗ 
ſtänden oder in anderen ſeinen Willen zwingend in eine un⸗ 
gewöhnliche Richtung nötigenden Pflichtenkonfliktsfällen anſtändiger⸗ 
weiſe nicht anders handeln konnte, als er es getan hat. Aber ſolche 
Ausnahmen beſtätigen nur die Regel, daß der Anwaltſtand das 
Vertrauen ehren muß, das der Geſetzgeber ihm durch Gewähren 
eines Akteneinſichtsprivilegiums geſcheukt hat, ſchenken mußte an» 
geſichts der hohen Aufgaben der Verteidigung und der Achtbarkeit des 
Anwaltſtandes. Ich fordere im Einklange mit der communis 
opinio advocatorum ſogar ſtarke zeitliche und methodiſche Erwei⸗ 
terung des Akteneinſichtsrechts des Anwalts. Gar 
nicht früh genug kann der Verteidiger die Akten einſehen. Den 
Unterſuchungszweck gefährdet die Gewährung der Einſicht an einen 
Verteidiger, der Rechtsanwalt iſt, keinesfalls. Und das Ver⸗ 
abfolgen von Akten nach Hauſe ſollte auch nicht nach freiem 
Ermeſſen verweigert werden können, ſondern nur dann, wenn die 
Akten nicht entbehrlich find. Streit darüber und über etwaige ſach⸗ 
liche Ausdehnung der Benutzungs zwecke iſt aber Kampf um die 
lex ferenda. Die Ehrengerichtsbarkeit dagegen hat zu 
unterſuchen, wann ein Mißbrauch des beſtehenden Rechts vor⸗ 
liegt. Der Begriff „vertraulich“ führt zur richtigen Löſung; Hor⸗ 
witz kommt deshalb zur unrichtigen, weil er — abgeſehen von dem 
ſchoͤn kritiſierten Kampfe gegen fingierte Gegnerſchaft in von 
ihm konſtruierten Konfliktsfällen — irrtümlich annimmt, der An» 
walt ehre das ihm vom Geſetzgeber geſchenkte Vertrauen ſchon dann 
genug, wenn er Handlungen unterlaſſe, wie fie manchen Ange⸗ 
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klagten zuzutrauen ſind, die deshalb ein weniger weitgehendes 
Akteneinſichtsrecht erhalten haben, als der Verteidiger, z. B. Ent⸗ 
wendung von Urkunden und Beſchädigung von Akten. Der Grund 
für Dielen Unterſchied der Akteneinſichtsrechte iſt ebenſo klar, wie 
für die geſuchte Löſung gleichgültig. 
menere Auslegung des Geſetzgeberwillens. Den hat der EG. 
richtig gefunden. Vertraulich als Rechtspflegeorgan er⸗ 
hält der Anwalt die Akten, nicht aber zu beliebigem Gebrauche. 
Die Regel feines Akteneinſichtsrechts ſteht im Abſchnitte „Ver⸗ 
teidigung“. Das Aktenſtudium iſt Teil der Verteidigertätig⸗ 
keit, nichts anderes. Zu dieſem Zwecke wird die Akteneinficht 
gewährt, nur zu ihm. Der Zweck des Anvertrauens beſtimmt ſeine 
Grenze. Und die Perſönlichkeit des Vertrauensempfängers, ſeine 
Eigenſchaft als Rechtspflegeorgan. Als ſolches erhält der Anwalt 
die Akten vom Staate vertraulich für einen Zweck, nur für ihn. 
Genau ſo, wie ein Richter oder Juſtizverwaltungsbeamter vom an⸗ 
deren oder der Richter vom Sta. In Konflikte können auch ſie 
kommen. Auch ſie aber als Organe der Rechtspflege bzw. des 
Staates müſſen ſchweigen, ſoweit nicht zwingende Not eine an ſich 
vorliegende Verletzung der Verſchwiegenheitspflicht beſeitigt oder 
ſubjektiv entſchuldigt. Grundſätzlich haben alle Rechtspflegeorgane 
die Schweigepflicht zu wahren, weil ihnen ihre Kenntnis nur ver⸗ 
traulich zwecks Erfüllung ihrer Aufgaben vom Geſetzgeber gewährt 
worden iſt. Gewährt um beſtimmter Pflichten willen und nur 
zwecks ihrer Erfüllung, nur aus beſonderem Vertrauen darein, daß 
dieſe Grenze gewahrt werden werde, nicht nur aus dem ge⸗ 
ringen Vertrauen, der Juriſt werde nicht Urkunden 
ſtehlen. Vertrauen zu wahren, wie es geſchenkt worden 
ift, alſo es vollſtändig zu wahren, iſt aber kathegoriſcher Im⸗ 
perativ. Über Vertrauliches zu ſchweigen, abſolut zu ſchweigen, 
ſoweit nicht der Zweck des An vertrauens Mitteilungen 
geſtattet, iſt abſolute Pflicht, beſonders wichtige Pflicht gerade 
des Anwaltſtandes, der auf Vertrauen gegründet iſt. Ar⸗ 
beiten die Organe der Rechtspflege nicht gegeneinander und anein⸗ 
ander vorbei, ſondern zu gemeinſamem Zwecke miteinander in 
Tuchfühlung (wie ſich ein anderer Hamburger Kollege, der ver⸗ 
ſtorbene Bartning, in feiner Anwaltsvereinsdruckſchrift aus⸗ 
drückt), mit Vertrauen oder peinlichem Taktgefühl auf beiden 
Seiten, gemäß der — nicht nur Hamburger — Tradition wechſel⸗ 
ſeitigen Vertrauens, das der NA. in keinem Falle „verſpielen“ 
darf (Bartning a. a. O. S. 15), dann macht die Verſtändigung 
über Akteneinſicht auch keinerlei Schwierigkeiten. Dann kommt 
man ſogar zu viel tiefer ſchürfender, ſegensreicher gemeinſamer Arbeit, 
wie ſie Bartning auf S. 8 a. a. O. empfiehlt. 
JR. Dr. Siehr, Königsberg. 


Sie erfordert vollkom⸗ 


Ausbau der „Aleinen Juſtizreſorm“. 
Grenzziehung zwiſchen Richter und Rechtspfleger. 


Bei Erörterung der Mittel, die die als notwendig erkannte 
Entlaſtung des Nichters und Beſchränkung feines Aufgabenkreiſes 
herbeiführen können, iſt in letzter Zeit mehrfach wieder auf die 
ſog. „Kleine Juſtizreform“, d. i. die übertragung von Richter⸗ 
geſchäften auf Rechtspfleger auf Grund des Geſ. zur Entlaſtung 
der Gerichte v. 11. März 1921 (Re Bl. 229) — Art. VI —, hin⸗ 
gewieſen worden. Auf dem Deutſchen Richtertage in Köln 
hat der Hauptberichterſtatter, LGPräſ. Dr. Hermſen, Koblenz, 
anerkannt, daß ſich die Kleine Juſtizreform im weſentlichen be⸗ 
währt habe, und daß die Richter allen Anlaß hätten, den wei⸗ 
teren Ausbau der Reform zu fördern. Auch der Vor⸗ 
ſitzende des Preußiſchen Richtervereins, LGdir. Dr. Pracht, 
hat in ſeinem Geſchäftsbericht die Bewährung der Reform be⸗ 
ſtätigt, und der Referent des Vertretertages des Preuß. 
Richkervereins in Dortmund, Miniſterialdirigent Dr. Weber, hat 
hervorgehoben, daß die Rechtspfleger den Anforderungen gewachſen 
ſeien, daß eine generelle übertragung der in den Entlaſtungs⸗ 
beſtimmungen genannten bisherigen Richtergeſchäfte auf den Rechts⸗ 
pfleger ben könne, und daß ein Plan der Landesjuſtizverwal⸗ 
tungen vorläge, um eine einheitliche Rechtspfleger⸗Ord⸗ 
nung mit peinlicher Trennung der Richter⸗ und der Rechtspfleger⸗ 
geſchäfte zu ſchaffen. In Übereinſtimmung mit dem LGpräſ. 
Dr. Hermſen hat auch Miniſterialdirigenk Dr. Weber unter⸗ 
ſtrichen, daß die Durchführung dieſer Reform in erſter Linie im 
Intereſſe der Richter liege. 

Wie man ſieht, kommen die Standesvertretungen der Richter, 
die anfänglich der „Kleinen Juſtizreform“ mit Mißtrauen und Ab⸗ 
lehnung gegenübergeſtanden haben, immer mehr dazu, dieſe Reform 
als eine zweckentſprechende und bewährte Möglichkeit zur Be⸗ 
freiung des Richters von einfachen Geſchäften anzuſehen, nachdem 
die Regierungen, die Parlamente und die Wirtſchaftskreiſe dieſen 
Standpunkt ſchon mehrfach vertreten haben. 


Dieſe grundſätzlich zuſtimmende Auffaſſung zur Reform kommt 
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ferner auch in einer „Stellungnahme“ des Vereins der Gerichts⸗ 
aſſeſſoren im Oberlandesgerichtsbezirk Düſſeldorf zum Ausdruck, 
die in der JW. 1929, 1864 zum Abdruck gelangt iſt. In dieſer 
einſtimmig angenommenen Entſchließung wird die ſog. Kleine 
Justizreform begrüßt, ſoweit ſie der Verbeſſerung und der Ver⸗ 
billigung der Rechtspflege dient und die Güte der Rechtspflege nicht 
beeinträchtigt. Es wird hervorgehoben, daß die Entlaſtung der 
Richter von Arbeiten untergeordneter Art auch von Standes 
wegen zu befürworten ſei, und daß der richterliche Nach⸗ 
wuchs bereit ſei, bei der Reform auch perſönliche Opfer zu 
bringen. 

Es iſt beſonders bemerkenswert, daß auch der richterliche 
Nachwuchs jetzt eine poſitive Einſtellung zur Reform gewonnen hat, 
denn es werden von ihm zweifellos Opfer gefordert, und es iſt 
bekannt, daß die frühere ablehnende Haltung der Richterſchaft z. T. 
beeinflußt war von den durch die Reform verſchlechterten An⸗ 
ſtellungsausſichten des Nachwuchſes. Wenn aber in der erwähnten 
„Stellungnahme“ geſagt wird, daß „die Mitglieder einer anderen 
Beamtengruppe viel zu gewinnen und nichts zu verlieren hoffen“, 
ſo ſei darauf hingewieſen, daß die Reformmaßnahmen ſolche Opfer 
von den Rechtspflegern ſchon jeit längerer geit ge⸗ 
fordert haben. Die unter dem Begriff „Kleine Juſtizreform“ zu⸗ 
ſammengeſaßten Maßnahmen zur Abwälzung einfacherer Geſchäfte 
auf billigere Arbeitskräfte haben nämlich auch den früheren Auf⸗ 
gabenkreis der oberen Juſtizbeamten !), zu denen die Rechtspfleger 
gehören, weſentlich verändert. Nachdem die vorbereitenden Maß⸗ 
nahmen ſchon i. J. 1921 eingeſetzt haben, iſt z. B. für Preußen 
durch die Perſonal⸗ und Dienftd. v. 1. März 1928 die Abgabe 
aller einfacheren Geſchäfte des Urkundsbeamten und des Büro⸗ 
dienſtes an geringer beſoldete Kräfte angeordnet worden. Die Aus⸗ 
wirkung dieſer Zuſtändigkeitsverſchiebung zeigen folgende Zahlen 
des Haushaltsplanes der preußiſchen Justizverwaltung üs 19 
Während die Zahl der Beamten des höheren Dienſtes infolge 
der Zunahme der gerichtlichen Geſchäfte trotz der Entlaſtungs⸗ 
reformen von 7901 i. J. 1913 auf 8071 am 1. Mai 1928 ger 
ſtiegen iſt, hat die Zahl der Beamten des oberen Juſtizdienſtes 
einſchließlich der Amtsanwälte in der gleichen Zeit von, 12677 auf 
10 673 verringert werden können. Es konnte alſo durch die Büro⸗ 
reform bei dieſen Beamten eine Abnahme um 2000 eintreten, trotz⸗ 
dem die Rechtspflegergeſchäfte zu dem Arbeitskreis hinzugekommen 
waren. Im Verhältnis zum Geſamtperſonal iſt im höheren Dienſt 
eine Verringerung von 4,70%, im oberen Dienſt aber von 13,80% 
erfolgt. Hätte ſich das Perſonal 1928 in demſelben Verhältnis wie 
1913 auf die drei Dienſtzweige verteilt, ſo wären im höheren 
Dienſt 1685, im oberen Dienſt ſogar 4966 Kräfte mehr, im ein⸗ 
facheren Büro⸗ und Kanzleidienſt 6651 Kräfte weniger vor⸗ 
handen geweſen. 

Dieſe Zahlen zeigen anſchaulich die Wirkung der — in ähn⸗ 
licher Weiſe auch in den anderen Ländern durchgeführten — Ent⸗ 
laſtungsmaßnahmen, insbeſ. den Umfang der von den oberen Be⸗ 
amten bereits verlangten Opfer. Die ſtarke Einſchränkung des 
Aufgabenkreiſes der oberen Beamten hat ſchon ſeit Jahren eine fait 
völlige Einſtellungsſperre zur Folge gehabt, fo daß aus 
dem Fehlen des Nachwuchſes für die nächſte Zeit ſchon Schwierig⸗ 
keiten bei Regelung von Vertretungen zu befürchten ſind. 

Angeſichts der Sparwirkung der Kleinen Juſtizreform — nach 
dem preuß. Haushaltsplan für 1929 wird allein bei den AG. mit 
einer Einſparung von 800 Richterkräften gerechnet. — wird ſowohl 
aus wirtſchaftlichen Geſichtspunkten als auch vom Standpunkte der 
zur Durchführung einer grundlegenden Justizreform als erforderlich 
bezeichneten Verringerung der Richterzahl die Möglichkeit geprüft 
werden müſſen, ob ein Ausbau der Kleinen Juſtizreform 
erfolgen kann und wo die Grenze in der Zuſtändigkeit 
des Rechtspflegers nach oben hin zu ziehen iſt. 

Die Möglichkeit eines Ausbaues der Reform wird heute im 
allgemeinen anerkannt; in der DRZ.?) find verſchiedene weitere 
Geſchäfte als zur Wahrnehmung durch den Rechtspfleger geeignet 
bezeichnet worben. Dagegen bereitet die Frage der Grenzziehung 
noch große Schwierigkeiten; über allgemeine Formulierungen iſt 
man meiſtens nicht hinausgekommen. Deshalb hat die Standes⸗ 
vertretung der Rechtspfleger, der Bund deutſcher Juſtizamtmänner 
in Berlin, in einer Schrift „Verbilligung, Vereinfachung und Be⸗ 
ſchleunigung der Rechtspflege“s) genau umgrenzte Vorſchlage ge» 
macht; ſie bezeichnen im einzelnen die Geſchäfte des Zivilprozeß⸗, 
Konkurs⸗ und Strafprozeßverfahrens, deren Übertragung auf den 


Rechtspfleger für möglich gehalten wird. Auf den näheren Inhalt 


1) Diefe Bezeichnung iſt durch Vfg. des JuſtMin. v. 11. Aug. 
1929 ab an Stelle der Bezeichnung „Beamte des ſchwierigen 
Bürodienſtes“ eingeführt worden. 


2) ONE. 1928, 359 ff., 450. 


3) Reformvorſchläge des Bundes deutſcher Juſtizamtmänner 
(Selbſtverlag Berlin O 27, Wallnertheater⸗Straße 28). 
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der Denkfchrift ſoll hier nicht eingegangen werden. Es ſei nur her⸗ 
vorgehoben, daß die Rechtspfleger bei Aufſtellung ihrer Vorſchläge 
den Grundſatz zur Richtſchnur genommen haben, daß keine Reform, 
und mag ſie zu noch ſo erſtrebenswerten finanziellen Auswirkungen 
führen, die Rechtsſicherheit und die Güte der Rechtspflege ge⸗ 
fährden darf. Demgemäß ſind die Vorſchläge immer wieder ſtreng⸗ 
ſter Prüfung unterworfen worden, und es hat, insbeſ. auch unter 
Berückſichtigung der gegen einzelne Übertragungen in der DRZ. er⸗ 
hobenen Bedenken, in verſchiedener Beziehung eine Abänderung der 
erſten Vorſchläge ſtattgefunden. 

Die obenerwähnte „Stellungnahme“ der Gerichtsaſſeſſoren er⸗ 
hebt nun bezüglich der Grenzziehung zwiſchen der Tätigkeit des 
Richters und des Rechtspflegers einige grundſätzliche Forderungen, 
denen im allgemeinen zugeſtimmt werden kann. Bei Prüfung der 
Frage, ob eine Arbeit ſchwierig oder einfach iſt, wird man aller⸗ 
dings die Bemühungen der Rechtspfleger um Ergänzung und Ver⸗ 
tiefung ihrer Rechtskenntniſſe in Rechnung ſtellen müſſen, die ſie 
in den letzten Jahren durch den Beſuch von Verwaltungsakademien 
und Rechtspflegerkurſen unternommen haben. Der Referent des 
preuß. Richtertages in Dortmund hat dieſe Fortbildungsbemühungen 
ausdrücklich als erfolgreich anerkannt. Die Rechtspfleger ſind da⸗ 
durch in die Lage verſetzt worden, Geſchäfte, die früher noch als für 
ſie ſchwierig galten, ſelbſtändig zu bearbeiten, und ſie können des⸗ 
halb in den ihnen überwieſenen und noch zu übertragenden Ge⸗ 
bieten nicht nur den Regelfall, ſondern auch die „Abweichungen 
von der alltäglichen Typik“ befriedigend erledigen. 


Hinſichtlich der Zuſtändigkeit in der Bearbeitung von Ge⸗ 
ſchäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind die An⸗ 
ſichten bei den Richtern noch nicht völlig geklärt. Während auf dem 
deutſchen Richtertag in Köln die Wahrnehmung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit durch „Richtergehilfen“ in Vorſchlag gebracht wurde, 
betonte der Vorſitzende des Preuß. Richtervereins in Dortmund 
unter lebhafter Zuſtimmung der Verſammlung, daß die Richter in 
Norddeutſchland entſchieden gegen die Loslöſung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit von der Tätigkeit der Richter ſeien, da der Richter 
auch in der freiwilligen Gerichtsbarkeit Entſch. zu treffen habe, 
alſo vollrichterliche Tätigkeit ausübe. Auch die „Stellungnahme“ 
der Gerichtsaſſeſſoren bringt zum Ausdruck, „daß die ſchwierige 
Arbeit ſowohl auf dem Gebiete der ſtreitigen wie auf dem der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ausnahmslos dem Richter vorzube⸗ 
halten ſei“. 


Die Reformvorſchläge des Bundes deutſcher Juſtizamtmänner 
machen nun hinſichtlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit nähere Aus⸗ 
führungen, nach denen eine klare Grenzziehung zwiſchen der Tätig⸗ 
keit des Richters und der des Rechtspflegers auch auf dieſem Ge⸗ 
biete erfolgen kann. Das RGeſ. zur Entlaſtung der Gerichte v. 
11. März 1921 hat zwar den Landesjuſtizverwaltungen die Er⸗ 
mächtigung zur faſt reſtloſen Übertragung der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit auf den Rechtspfleger gegeben; es hat nur die Er⸗ 
richtung einer Verfügung von Todes wegen und eines Ehevertrages 
ſowie die Verhängung von Ordnungsſtrafen von der Übertragung 
ausdrücklich ausgeſchloſſen. Die Reformvorſchläge bezeichnen nun 
in einem beſonderen Katalog alle diejenigen Geſchäfte, die ihrer 
Art nach als Rechtſprechung oder dieſer vergleichbar anzuſehen ſind, 
und die deshalb nach Anſicht der Rechtspfleger ausdrücklich dem 
Vollrichter vorzubehalten ſind. Im übrigen iſt die grundſätzliche 
Zuſtändigkeit des Rechtspflegers vorgeſehen jedoch mit dem Vor⸗ 
behalt, daß der Rechtspfleger verpflichtet iſt, eine ihm übertragene 
Sache dem Richter vorzulegen, wenn ſich bei ihrer Bearbeitung 
rechtliche Schwierigkeiten ergeben. Hierdurch ſoll die Mitwirkung 
des Richters in ſchwierigeren Fällen geſichert werden. Um Vorſorge 
zu treffen gegen eine unangemeſſene Inanſpruchnahme des Richters 
iſt vorgeſchlagen, anzuordnen, daß der Rechtspfleger bei Vorlage 
der Sache an den Richter die rechtlichen Bedenken ſchriftlich 
niederzulegen hat. Dieſer Vorſchlag wird für die Regelung 
der Mitwirkung des Richters in der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
beſondere Bedeutung haben, nachdem die bisherige Beſtimmung, 
daß alle Eingänge zunächſt dem Richter vorzulegen ſind, in einigen 
Ländern (3. B. Preußen) bezüglich derjenigen Rechtspfleger ſchon 
aufgehoben iſt, die in dem betreffenden Rechtsgebiet länger als ein 
Jahr tätig ſind. 

Der „Stellungnahme“ der Gerichtsaſſeſſoren kann auch zu⸗ 
geſtimmt werden, ſoweit ſie zu den richterlichen Aufgaben grund⸗ 
täglich auch „die Verkörperung der rechtſprechenden Staatsgewalt 
in öffentlicher Sitzung und die Bearbeitung der ſog. Spruchſachen“ 
rechnet. Dieſem Grundſatz ſteht nicht entgegen, wenn die Reform⸗ 
vorſchlage des Bundes deutſcher Juſtizamtmänner die Beteiligung 
des Rechtspflegers am Güteverfahren in den ihm vom Prozeß⸗ 
richter überwieſenen Sachen, ſowie die Zuſtändigkeit des Rechts⸗ 
pflegers zum Erlaß der Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile im 
Anſchluß an das Güteverfahren und zur Erledigung von Rechts⸗ 
hilfeerſuchen, ſoweit nicht die Vernehmung durch den Richter vor⸗ 
behalten iſt, in Vorſchlag bringen. Denn Güteverhandlung und 


Vernehmungen in Rechtshilfeverfahren ſollen in nichtöffentlicher 
Sitzung erfolgen (leider wird ja bezüglich des Güteverfahrens 


gegen dieſe Vorſchrift oftmals — ſehr zum Schaden des Ver⸗ 
fahrens — verſtoßen). Beim Erlaß der Verſäumnis⸗ und An⸗ 
erkenntnisurteile handelt es ſich nicht um eine rechtſprechende, ſon⸗ 
dern um eine rechtfeſtſtellende Tätigkeit, wie ſie ähnlich vom 
Rechtspfleger ſchon im Mahnverfahren ausgeübt wird. Im übrigen 
weiſen die Reformvorſchläge auf die Möglichkeit einer Verfahrens⸗ 
änderung hin, bei deren Durchführung die Verſäumnis⸗ und An⸗ 
erkenntnisfachen durch ein Vorverfahren des Rechtspflegers ohne 
Verhandlungstermin erledigt werden ſollen, ſo daß ſie aus der 
öffentlichen Sitzung nahezu ganz verſchwinden. 

Bei näherer Prüfung der gegebenen Anregungen wird es ſich 
herausſtellen, daß es nicht ſo ſchwierig iſt, eine klare Abgrenzung 
zwiſchen den Arbeitsgebieten des Richters und des Rechtspflegers 
vorzunehmen und doch gleichzeitig eine wirkſame Entlaſtung des 
Richters herbeizuführen. Wenn man bei Auswahl der dem Rechts⸗ 
pfleger zu übertragenden Richtergeſchäfte den Grundſatz aufſtellt, 
daß alle ſchwierigeren Arbeiten dem Richter vorzubehalten ſind, 
ſo wird man aber auch im Auge behalten müſſen, welches denn 
eigentlich die richterlichen Aufgaben ſind. Auf dem Vertretertag 
des Preuß. Richtervereins hat LGDir. Dr. Lehmann, Berlin, 
darauf hingewieſen, daß „Leben, Freiheit, Ehre und Vermögen 
der Volksgenoſſen in die Hand des Richters gegeben ſeien“, und 
LGDir. Pracht hat ausgeführt: „Wie ſich Leben, Kultur und 
Volksanſchauung ändern und entwickeln, jo erneuert ſich auch das 
Recht fortgeſetzt. Aufgabe des Richters iſt es, die tote Geſetzes⸗ 
norm zu warmem Leben zu erwecken. Man hat das 
Dogma von der „Lückenloſigkeit des Geſetzes“ als Irrlehre er⸗ 
kannt. Die rechterforſchende Tätigkeit des Richters 
iſt damit in den Vordergrund getreten.“ 


Dieſe Kennzeichnung der hohen Aufgabe des Richters ſollte 
nicht vergeſſen werden bei Prüfung der Frage, von welchen ein⸗ 
facheren Geſchäften der Richter durch Erweiterung der Kleinen 
Juſtizreform zu befreien iſt. 

Amtmann Otto Meyer, Eſſen. 


Kaun das erſucheude Gericht die Beiordnung eines 
Armenanwalts vor dem erſuchten Gericht anordnen? 


Dieſe Frage dürfte gegenüber dem OLG. Dresden (JW. 
1929, 1683), das, ſoweit ich ſehen kann, dieſen Tatbeſtand zum 
erſtenmal entſcheidet, und der Anſicht von Geh. IR. Dr. Heil⸗ 
berg (dort in der Anm.) zu bejahen ſein. Dieſes Ergebnis 
entſpricht einmal einem folgerichtigen Durchdenken der ober⸗ 
landesgerichtlichen Entſcheidungsgründe ſelbſt. Das OLG. billigt 
dem erſuchten Richter mit der wohl herrſchenden Meinung das 
Recht zu, für das Verfahren vor ihm einen Vertreter beizuordnen. 
Weigert ſich nun aber der erſuchte Richter in Anlehnung an die von 
Heilberg vertretene Anſicht der armen Partei einen Anwalt zu 
beſtellen, und erhebt die arme Partei darauf den Rechtsbehelf aus 
§ 576 Abf. 1 ZPO., fo muß nun das erſuchende Gericht entſcheiden. 
Vertritt es nun ſeinerſeits im Anſchluß an das OLG. Dresden 
die Lehre, ein Anwalt wäre von dem erſuchten Gericht beizuordnen, 
jo kann es nur entſcheiden: Das AG. ſolle von feinen Bedenken 
Abſtand nehmen und einen Anwalt beiordnen. Das OLG. Dresden 
hätte daher gegebenenfalls über den Umweg des 8 576 ZRD. 
zu der abgelehnten Entſch. geführt werden können. 

Dieſes Ergebnis läßt ſich auch zwanglos aus dem Geſetz ab⸗ 
leiten. Die Materialien der ZPO. müſſen bei der Betrachtung aus⸗ 
ſcheiden, da ſie zu einer Zeit abgeſetzt wurden, in der das Armen⸗ 
recht nicht die der Verarmung Deutſchlands entſprechende Be⸗ 
deutung hatten und ferner auch ſelbſt einfache Rechtsverhältniſſe nicht 
der jetzt geſteigerten örtlichen Beweglichkeit und Ausdehnung 
unterlagen. Der Geſetzgeber hat auch offenbar dieſen Fall mit 
§ 116 3PO. nicht regeln wollen. 

Die ZPO. ift, wie in der neueren Rſpr. und Lehre anerkannt 
it, trotz der Natur als öffentlich⸗rechtlicher Norm der ausdehnen⸗ 
den und entſprechenden Anwendung ihrer Sätze zugänglich. Hier 
ſteht insbeſ. auch nicht der Wortlaut des 8 116 ZPO. entgegen, denn 
dem Gericht iſt nur die Möglichkeit eingeräumt, einer auswärtigen 
Partei, die arm und durch keinen Anwalt nach $ 34 RAD. ver⸗ 
treten iſt, im amtsgerichtlichen Verfahren einen anderen Vertreter 
als einen Anwalt beizuordnen. Welches iſt aber der Sinn dieſer 
Vorſchrift? Doch wohl der: Die arme auswärtige Partei ſoll vor 
dem Gericht auf irgendeine Weiſe vertreten ſein. Dann iſt aber in 
Anwendung der Auslegungsgrundſätze weiter zu folgern: Findet 
außerhalb des Sitzes des Prozeßgerichts eine Verhandlung irgend⸗ 
welcher Art ſtatt, worunter man auch ſehr wohl eine Beweis⸗ 
aufnahme verſtehen kann, ſo kann das Gericht der armen Partei 
einen Vertreter beiordnen. 

Dieſes kann ein Vertreter nach $ 116 ZRO., aber auch ein 
Anwalt fein. Das ergibt auch $ 34 RA., aus welcher Vorſchrift 
durch Rückſchluß auch die Richtigkeit der hier vertretenen Anſicht 
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folgt. Denn die Beiordnung erfolgt nach dem Wortlaut nicht zur 
Wahrnehmung der Rechte vor dem Prozeßgericht. Sie muß aber 
von dieſem angeordnet werden. Dieſer Auslegung ſteht auch nicht, 
wie das OLG. Dresden meint, 8 36 NAD. entgegen, da dieſe Vor⸗ 
ſchrift die Auswahl des Anwalts nicht dem Prozeßgericht, ſondern 
schlechthin dem „Vorſitzenden des Gerichts“, alſo wohl auch des 
erſuchten Gerichts, überläßt. 


Das führt auch zu der Beantwortung der Frage, wie das 
Prozeßgericht zu entſcheiden hat, wenn die arme Partei einen An⸗ 
trag auf Beiordnung eines Anwaltes für die Beweisaufnahme vor 
dem erſuchten Richter ſtellt: „Dem .. ſoll durch das AG. 
ein Anwalt oder ein Vertreter gem. § 116 3D. beigeordnet wer⸗ 
den. Die nähere Anordnung bleibt dem AG. überlaſſen.“ Dieſe 
Entſch. bietet auch keine Neuigkeit, da die Beſchwerdegerichte auf 
die Armenrechtsbeſchwerden ſtets in dieſer Form entſcheiden. 


Es bleibt noch zu erwähnen übrig, daß der armen Partei 
auf die Beiordnung kein Recht zuſteht, da es ſich nur um eine 
Kannvorſchrift handelt. Sie dürfte daher abzulehnen ſein, wenn 
der Sachverhalt einfach iſt oder die Akten den Streitſtand voll⸗ 
ſtändig und eindeutig wiedergeben. 


RA. Krumbhorn, Stettin. 


Das Armenrecht in England. 


In Deutſchland iſt der Allgemeinheit die Tatſache, daß kein 
Menſch durch ſeine Armut an der Durchführung ausſichtsvoller 
Prozeſſe gehindert wird, ſo ſelbſtverſtändlich, daß nie über das 
Ob, ſondern nur über die Mittel, den bei ſeiner Durchführung auf- 
tretenden Mißbräuche vorzubeugen, ſowie über die Frage, auf 
weſſen Koſten letzten Endes dieſe Wohltätigkeit geübt werden ſoll, 
geſtritten wird. Wie ſehr derartige Probleme örtlich bedingt ſind, 
zeigt ein Blick auf den nur wenig bekannten engliſchen Rechts⸗ 
zuſtand. Wenn man in Art. 14 des deutſch-britiſchen Rechtshilfe⸗ 
abkommens v. 20. März 1928 lieſt, daß die Angehörigen der 
vertragſchließenden Teile im Gebiete des fremden Staates die 
gleiche Behandlung hinſichtlich des Armenrechts genießen wie die 
Einheimiſchen, ſo wird man leicht zu der Annahme verleitet, daß 
durch dieſe Vorſchrift England den deutſchen Staatsangehörigen 
gleich Wertvolles zu bieken verſpricht, wie es ſeine Staats⸗ 
angehörigen in Deutſchland erhalten. Dem iſt jedoch nicht fo. 


In England (für Schottland gilt Beſonderes) ſpielte das 
Armenrecht nie eine große Rolle, jo wurde es auch kaum bemerkt, 
als i. J. 1922 durch das Urteil des Court of Appeal Cook v. 
Imperial Tobacco Co. (1922) 2 KB 158 ausgeſprochen wurde, daß 
vor den County Courts ein Armenrecht in irgendeiner Geſtalt (Be⸗ 
freiung von Anwalts⸗ oder Gerichtsgebühren) nicht bewilligt wer⸗ 
den könne. Nun iſt zwar für das Verfahren vor dem High Court 
die Bewilligung des Armenrechts möglich (wenn auch ſehr ſelten; 
abgeſehen von den Eheprozeſſen prozeſſiert nur etwa jeder 1000. Kl. 
oder Bell. im Armenrecht); aber für das rechtſuchende Volk iſt 
der High Court nicht das Gericht ſchlechthin, wie es dem Aus⸗ 
länder manchmal ſcheinen könnte. Denn grundſätzlich alle Streitig⸗ 
keiten bis zu einem Streitwert von 100 & gehören vor die 
County Courts, und während vor dem High Court jährlich etwa 
100 000 Prozeſſe geführt werden, beträgt deren Zahl vor den 
County Courts etwa 1000000. Da die Einkommensverhältniſſe 
der minderbemittelten engliſchen Bevölkerung nicht weſentlich beſſer 
ſind als die der entſprechenden deutſchen Klaſſen, iſt aus dieſen 
Tatſachen unſchwer zu entnehmen, daß mancher begründete An⸗ 
ſpruch undurchſetzbar bleibt. Allerdings iſt die private Wohltätig⸗ 
keit auf dem Gebiet der Legal Aid in England ungleich größer, 
als dies in Deutſchland der Fall iſt. So unterhalten alle poli⸗ 
tiſchen Parteien Rechtsauskunftsbüros, aber trotzdem wurde von 
dem zur Prüfung dieſer Fragen eingeſetzten Ausſchuß in ſeinem 
Bericht offen zugegeben, daß manche begründeten Anſprüche aus 
Mangel an Geld unverfolgt blieben. Trotz dieſer Feſtſtellung 
Ronnte ſich jene Kommiſſion nicht dazu verſtehen, auch nur den 
Erlaß der gerichtlichen Koſten für arme Parteien zu befürworten, 
denn dadurch würde die Zahl der ausſichtsloſen Klagen nur ver⸗ 
mehrt werden. Die vereinzelten Fälle einer Inſtizverweigerung 
11 5 ſich durch die Erweiterung der privaten Liebestätigkeit ver⸗ 
meiden. 


Kleinere Aufſätze 
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Dieſe befremdliche Stellungnahme der englischen Fachleute 
findet zum Teil ihre Erklärung darin, daß bei der Erörterung 
ſtets als ſelbſtverſtändlich davon ausgegangen wird, daß eine Er⸗ 
ſtattung von Anwaltsgebühren durch den Staat nicht in Betracht 
kommt. Auch die Armenanwälte vor dem High Court erhalten 
keine Gebühren aus der Staatskaſſe und haben überdies nicht 
einmal die Hoffnung auf ein Erfolgshonorar, die $ 124 ZPO. dem 
deutſchen Armenanwalt gibt. 


Eine eingehendere Darſtellung der hier nur angedeuteten 
Fragen mit ſtatiſtiſchem Material habe ich in dem joeben ver⸗ 
öffentlichten Heft der Zeitſchrift für ausländiſches und inter⸗ 
nationales Privatrecht Bd. III S. 695 ff. gegeben. 

GerAſſ. Karl Arndt, Berlin. 


Entgegnung. 


Die teilweiſe Gewährung des Armeurechts in zweiter 
Inſtanz. 


Der Auffaſſung von Sachs: JW. 1929, 1636 kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Das BG. kann bei der Beſchlußfaſſung im Armen⸗ 
rechtsverfahren gar nicht mehr als ein „Entſcheidungsmotiv“ gelten 
und iſt nicht in der Lage, einen Teil des Prozeßſtoffes für die weitere 
Verhandlung und die Urteilsfällung auszuſcheiden. 


1. Bei der in den Armenrechtsbeſchlüſſen zum Ausdruck ge⸗ 
langenden Rechtsauffaſſung handelt es ſich lediglich um eine vor⸗ 
läufige, für die betroffene Partei vielleicht lebenswichtige, aber durch⸗ 
aus unverbindliche Stellungnahme des Gerichts. Irgendwelche Rechts⸗ 
kRraftwirkungen i. ©. des § 322 ZPO. können Armenrechtsbeſchlüſſe 
weder in ihrem „entſcheidenden Teil“, erſt recht nicht in ihrer Be⸗ 
gründung ausüben, wobei dahingeſtellt bleiben ſoll, ob dann die von 
Sachs vertretene Anſicht zutreffend wäre. — 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß das Prozeßgericht, wenn erſt 
im Beſchwerdewege der armen Partei das Armenrecht bewilligt wird, 
an die von ſeiner Auffaſſung abweichende Stellungnahme des über⸗ 
geordneten Gerichts nicht gebunden iſt, alſo beiſpielsweiſe die Be⸗ 
rufung ohne weitere Beweisaufnahme zurückweiſen kann, obwohl 
das Beſchwerdegericht die Rechtsverfolgung oder „verteidigung für 
nicht ausſichtslos erklärt hat. Ebenſo kann aber auch das Prozeß⸗ 
gericht von der in ſeinem eigenen Armenrechtsbeſchluß vertretenen 
Rechtsauffaſſung abweichen. Damit iſt aber zugleich klargeſtellt, daß 
das Gericht von ſich aus nicht nur befugt, ſondern auch verpflichtet 
iſt, alle für die Entſch. in Betracht kommenden rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte nachzuprüfen. Insbeſ. muß alſo das Gericht auch in eine 
Erwägung darüber eintreten, ob der in dem Armenrechtsbeſchluß ein⸗ 
genommene Standpunkt aufrechterhalten werden kann. Andernfalls 
hätte es für die Partei, der das Armenrecht wegen Ausſichtsloſig⸗ 
keit der Rechtsverfolgung verſagt worden iſt, ja auch gar keinen 
Zweck, die Berufung durchzuführen. Es iſt aber durchaus nicht ſelten, 
daß ein Gericht ſich auf einen von ſeiner Beſchlußfaſſung im Armen⸗ 
rechtsverfahren abweichenden Standpunkt ſtellt. Jedenfalls kann das 
Gericht die Einwendungen, die gegen den von ihm im Armenrechts⸗ 
verfahren eingenommenen Standpunkt erhoben werden, nicht ohne 
weitere Prüfung einfach mit einem Hinweis auf die dem Armen⸗ 
rechtsbeſchluß beigegebene — meiſt ſehr knappe — Begründung ab⸗ 
tun. Vielmehr werden die Rechtsfragen von dem Gericht ohne Be⸗ 
rückſichtigung des Armenrechtsbeſchluſſes zu prüfen und in den Enk⸗ 
ſcheidungsgründen zu erörtern ſein. 


2. Dieſes Ergebnis iſt auch nicht unerfreulich, ſondern für eine 
geſunde Rechtspflege unerläßlich. Bei noch ſo ſorgfältiger Beſchluß⸗ 
faſſung im Armenrechtsverfahren wird die getroffene Entſch. der 
Partei doch niemals die Rechtsgarantie bieten können, wie es ein 
auf Grund mündlicher Verhandlung im ordentlichen Prozeßverfahren 
— aber auch im Verfahren nach 8 7 EntlVO. — ergehendes Urt. 
vermag. 


Eine Abhilfe erſcheint danach weder möglich noch geboten. 
LR. Dr. Quint, Kaſſel. 
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Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


vereinigungen. 


Prozeſtrichter Vereinigung Groß-Berlin. 
Beſchlüſſe Nr. 61—69 v. 8. Okt. 1928 bis 10. Juni 1929 


(frühere Beſchlüfſe veröffentlicht Nr. 1— 22: JW. 1924, 769; 1925, 
728, 1361; Nr. 23: JW. 1925, 2209; Nr. 2460: JW. 1928, 
2693/94). 

Beſchlüſſe v. 8. Okt. 1928. 

61. 1. Das für die Inſtanz bewilligte Armenrecht erſtreckt 
ſich nicht auf diejenigen Anderungen, welche für die Koſtenfrage 
ſelbſtändig ſind, alſo insbeſ. nicht auf Klagerweiterung und Wider⸗ 
Klage. 

2. Es iſt ſtets ein beſonderer Erweiterungsbeſchluß erforder⸗ 
lich (Stein⸗Jonas, ZRD., 8 119 Anm. I; OLG. Breslau: JW. 
1926, 848; vgl. auch RG. 57, 302). 

62. Im amtsgerichtlichen Verfahren ift zum Erlaß des Ver⸗ 
ſäumnisurteils gegen den Kl. die Wahrung der Ladungsfriſt er⸗ 
forderlich (jo Stein⸗Jonas, 3pO., § 497 Anm. IV 3; För⸗ 
ſter⸗Kann, 3PO., 8497 Anm. 4; a. A. Sydow⸗Buſch, 
3PO., 8335 Anm. 3; § 217 Anm. 1; vgl. auch RG. 86, 139). 

32 a. Der Beſchluß Nr. 32 (v. 8. März 1926) wird aufrecht⸗ 
erhalten. 

Beſchluß v. 12. Nov. 1928. 

26 a. Der Beſchluß v. 9. Nov. 1925 (Nr. 26) hat infolge 
des durch die Novelle v. 28. Jan. 1927 neu eingefügten Abſ. 2 
der RAGebO. für die Zeit v. 1. April 1927 ab ſeine Geltung 
verloren. 

Beſchluß v. 14. Jan. 1929. c 

46 a. Der Beſchluß Nr. 46 (v. 14. Febr. 1927) wird dahin 
neu gefaßt: 

„Die Auferlegung der Koſten im Falle der Klageabweiſung 
iſt eine Verurteilung wegen eines vermögensrechtlichen Anſpruchs 
i. S. des § 709 Nr. 4 3 PD.; ſolche Urteile find daher in 
gleicher Weiſe wie andere Urteile für vorläufig vollſtreckbar zu er⸗ 


Klären.“ 
Beſchlüſſe v. 11. Febr. 1929. 

63. Die nach einem Beſchluſſe auf Entſcheidung ohne münd⸗ 
liche Verhandlung ergangene Entſcheidung konſumiert die Ver⸗ 
einbarung auf ſchriftliche Entſcheidung bie KG. v. 17. Nov. 
1927, 17 U 7651/27: JW. 1928, 2156). 

64. Bei dem Antrage des vom Abzahlungsvertrage zurück⸗ 
tretenden Verkäufers auf Erlaß des Verſäumnisurteils zur Heraus⸗ 
gabe der Ware ſind die geleiſteten Abzahlungen und Anſprüche des 
Verkäufers aus 82 Abzcß. von Amts wegen zu berückſichtigen. 
Die Berechtigung der letzteren iſt nachzuprüfen. 


Das Verſäumnisurteil iſt nur zu erlaſſen, ſoweit es danach 
den Klageantrag rechtfertigt; im übrigen iſt letzterer durch einſeitig 
ſtreitiges Urteil abzuweiſen (§ 3 AbzG. v. 16. Mai 1894; 88 322, 
348 BGB.; 8 331 Abſ. 2 3P O.). 


Beſchluß v. 11. März 1929. 


65. Der Vollſtreckungsbefehl iſt „verfügt“ mit der Unter⸗ 

ſchrift!) (58 694 Abf. 1, 699 Abſ. 1 ZPO.). 
Beſchlüſſe v. 8. April 1929. 

66. Der Beſchluß der Prozeßrichtervereinigung Groß⸗Berlin 
v. 11. Jan./10. Mai 19262) zu 2 wird den jetzigen Verhältniſſen 
(Reichsbankdiskont 6½ 90) entſprechend dahin abgeändert: 

2. „Als üblich iſt zur Zeit ein Zinsſatz bis zu 20% über 
Reichsbankdiskont anzunehmen, und zwar für bürgerliche und 
Handelsſachen. Darüber hinaus iſt der Nachweis eines beſonderen 
Rechtsgrundſatzes bzw. eines weiteren Schadens erforderlich (8 288 
BGB.) — Vgl. auch KG. v. 21. März 1929, 17 U 781/29: Bl. f. 
Rechtspfl. 1929, 63. 

67. Im Streitverfahren, das im Anſchluß an das Güte⸗ 
verfahren nach Widerſpruch gegen einen Zahlungsbefehl ſtattfindet, 
iſt nur die Einhaltung der Ladungsfriſt erforderlich. 

68. 1. Hat das Gericht einen Vergleichsvorſchlag gemacht, 
ſo wird dieſer nur dadurch wirkſam, daß die Parteien ihn aus⸗ 
drücklich annehmen. Ein Wirkſamwerden durch Ablauf einer ge⸗ 
ſetzten Friſt kann das Gericht nicht beſtimmen. 

2. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle des Gerichts kann 
eine vollſtreckbare Ausfertigung zu einem Vergleiche nur in⸗ 
ſoweit erteilen, als der Vergleich zu gerichtlichem Protokoll ge⸗ 
nommen iſt (§8 794 Abſ. 1 Nr. 1, 795, 797, 724, 725, 160 
Abſ. 1 Nr. 1 u. Abſ. 2, 118 a 38 O.). 


Beſchluß v. 10. Juni 1929. 
69. Für die Prozeßvollmacht einer Firma genügt die Unter⸗ 
zeichnung mit dem Firmennamen. 
AGR. Wunderlich, Berlin-Mitte. 


1) Ebenſo: Gemiſchte Kommiſſion v. 30. Nov. 1928 be⸗ 
züglich des „Räumungsbefehls“ ($ 1d Abſ. 3 MietSchG.). 

2) Beſchluß v. 11. Jan. / 10. Mai 1926: 1. Ein Antrag 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls iſt grundſätzlich nicht deshalb zu 
beanſtanden, weil nach Anſicht des Gerichts zu hohe Zinſen be⸗ 
anſprucht werden: es ſei denn, daß ſich aus den Umſtänden die 
Unzuläſſigkeit der Zinsforderung offenbar ergibt. — 2. Gegen⸗ 
wärtig (Reichsbankdiskont 8oo) it ein üblicher Zinsfuß von 
120% anzunehmen, aber ein Antrag, in dem bis zu 180% gefordert 
werden, iſt nicht zu beanſtanden. 


| Schrifttum. 


Über die Feſtgaben zum Jubiläum des Reichsgerichts 
ſiehe oben S. 3123. 


Chriſtian Meiſuer, Würzburg: Anwaltsbrevier. Selbſt⸗ 
verlag und Selbſtvertrieb des Verfaſſers. Würzburg. 
Preis 6 46) 


Die deutſche Anwaltſchaft hat in unabläſſiger Beſchäftigung 
mit fremden Intereſſen lange Jahre hindurch die eigenen An⸗ 
gelegenheiten vernachläſſigt. Das iſt jetzt anders geworden. Weite 
Kreiſe der Anwaltſchaft wenden ſich mit ſteigendem Intereſſe der 
Erörterung anwaltlicher Standesprobleme zu. Ein neues Standes⸗ 
gefühl — ich bin bereit, mit Bauer⸗Mengelberg zu ſagen 
„Solidaritätsgefühl“ — iſt erwacht. Als beſonders bedeutungs⸗ 
voll iſt längſt die Frage der Ausbildung des anwaltlichen 
Nachwuchſes erkannt. Zweifel werden laut, ob unſer auf die 
Beamtenlaufbahn zugeſchniktener Ausbildungsgang zur Vorbereitung 
für den Anwaltsberuf nicht genügt und ob es länger erträglich iſt, 
den jungen Kollegen ohne beſondere Schulung in einen Beruf ein⸗ 


1) Vgl. auch Behn: JW. 1929, 2577. 
— 


treten zu laſſen, in dem die Lebensbedingungen immer ſchwieriger, 
die Aufgaben immer gewaltiger und vielſeitiger werden. (Ebenſo⸗ 
wenig kann es auf die Dauer geduldet werden, daß der Strom der 
ausgedienten Beamten in die Advokatur gelenkt wird, für die ſie 
meiſt noch weniger an Vorausſetzungen mitbringen als der junge 
Aſſeſſor.) Ob mit Verſuchen, wie denen der Berliner Anwalt⸗ 
ſchaft, durch Fortbildungskurſe auf die Entwickelung der jungen 
Kollegen einzuwirken, weſentliche Erfolge erzielt werden können, 
iſt zweifelhaft. Die Maſſe der jungen Kollegen glaubt auf dem 
gar nicht ſchnell genug zu beſchreitenden Wege zum Erfolge ſolche 
Belehrungen miſſen zu können. Und doch kann die Anwaltſchaft es 
auf die Dauer nicht dem einzelnen überlaſſen, daß er ſich, wie bisher, 
ſein berufstechniſches und ſtandesethiſches Wiſſen ſelbſt erarbeitet. Sie 
muß vielmehr eingreifen und etwas Ahnliches ſchaffen wie die fran⸗ 
zöſiſche „stage“. 


Wer ſich mit dieſen Gedanken beſchäftigt, wird in Chri⸗ 
ſtian Meiſners kürzlich erſchienenem Anwaltsbrevier 
ſtarke Anregungen finden: Ein wiſſenſchaftlich durchgebildeter, ſein 
Metier von Grund aus beherrſchender, von hohem Standesbewußt⸗ 
fein erfüllter Anwalt tritt hier als Lehrer und Erzieher des 
juriſtiſchen Nachwuchſes auf. Was er feinen Schülern an Lehren 
und Anweiſungen in langjähriger Praxis hat zuteil werden laſſen, 
iſt in dem Buch geſammelt, das kein Lehrbuch, ſondern eigentlich 
nur ein ſachlich geordnetes Generalaktenſtück iſt, hervorgewachſen 


58. Jahrg. 1929 Heft 45/46] 


Schrifttum 


3143 


aus den Bedürfniſſen des eigenen Büros. Darin, daß hin und 
wieder die Konturen dieſes Büros mit dem das Gebührenweſen 
en penden Bürovorſteher, den „Sachbearbeitern“ mit ihren 
ſtreng begrenzten Pflichtenkreiſen und endlich dem „Chef“ als 
höchſter Inſtanz deutlich hervortreten, finde ich keinen Mangel des 
Buches: Der Leſer ſieht, wie alles aus dem wirklichen Leben 
hervorgewachſen iſt, und der Verf. hat recht getan, daß er dieſe 
Spuren der Entſtehung ſeines Werkes nicht wegretouchiert hat. 

In die 14 Kapitel des Buches — Berufs⸗ und Standes⸗ 
auffaſſung, Kollegialität, Verkehr mit dem Auftraggeber, Akten⸗ 
führung, ſchriftliche Sachbearbeitung, Verhandlung, Beweisaufnahme 
und Beweismittel, Friſten, Zuſtändigkeit, Streitwert, Gebühren, 
Armenanwalt, Pflichtverteidiger, Verſchiedenes — iſt ein unermeß⸗ 
licher Stoff zuſammengedrängt. Der Leſer wird in die kleinen 
Fragen des täglichen Betriebes wie in die höchſten Probleme des 
anwaltlichen Standes eingeführt. Ob nicht bei Ausarbeitung einer 
neuen Auflage manche Quisqutlien auszuſcheiden find, wird der 
Verfaſſer zu überlegen haben. Im großen und ganzen würde ich 
aber an der Anlage des Buches nichts ändern. Es faßt in ſeiner 
bunten Vielheit die Themen zuſammen, die ſehr wohl den Plan 
einer Stage bilden könnten. Es iſt auch nichts dagegen zu er⸗ 
innern, daß der Verf. ſich überall auf Einzelheiten beſchränkt und 
nirgends eine Erſchöpfung des Themas anſtrebt. Das hätte nur 
auf Koſten der Vielſeitigkeit geſchehen können. Als beſonders 
glücklich hat ſich meiner Anſicht nach die Eingebung des Verf. 
bewieſen, ſeine Sätze in der aphoriſtiſchen Form ſtehen zu laſſen, 
in der ſie entſtanden ſind. Die Einführung in die Lehre von der 
anwaltlichen Berufs⸗ und Standesauffaſſung konnte für den An⸗ 
fänger in einer anderen Form gar nicht vorgetragen werden. Mit 
welchem Geſchick hat es der Verf. hier verſtanden, durch kurze 
Hinweiſe auf grundſätzliche Fragen das Verſtändnis des jungen 
Kollegen für die großen Standesprobleme zu eröffnen und gewiſſer⸗ 
maßen das angeborene Fingerſpitzengefühl zu ſchärfen, vermöge 
deſſen allein der Anwalt in der Fülle der Konflikte, denen er täg⸗ 
lich ausgeſetzt iſt, den rechten Weg zu finden weiß! Eine ſy⸗ 
ſtematiſche Darſtellung der anwaltlichen Standespflichten wäre 
pädagogiſch völlig verfehlt geweſen. 

Ein Kapitel fehlt mir in dem Buch: Die Kunſt des An⸗ 
walts. Sie beſteht, meine ich, im weſentlichen in der Fähigkeit, 
mit Menſchen umzugehen, auf Menſchen zu wirken — eine Kunſt, 
die ſich bewähren muß im Verkehr mit Richtern, mit ſonſtigen 
Beamten, mit denen der Anwalt beruflich zu arbeiten hat, mit 
den eigenen Kollegen, mit den Prozeßgegnern, den Zeugen und 
Sachverſtändigen und den eigenen Klienten. Die Grenzen, die der 
Anwalt im Verkehr mit Behörden und Menſchen zu beobachten 
hat, werden durch die Anwaltsethik bezeichnet; innerhalb dieſer 
Grenzen zu wirken, iſt Anwaltskunſt. Sie hat wie jede Kunſt 
ihre Erfahrungsſätze, die gelehrt werden können. Material dazu 
findet ſich bei Meiſner in reicher Fülle. Es wird ſich nur darum 
handeln, es von dem anwaltstechniſchen und anwaltsethiſchen Teil 
der Arbeit zu ſondern und als ſelbſtändiges Kapitel herauszuſtellen, 
über deſſen möglichen Inhalt hier einiges wenigſtens angedeutet ſei. 
Mündlichkeit. Ihre Bedeutung iſt noch ſtärker hervorzuheben, 
als Meiſner es (108) tut. Unbegreiflich, daß ein Teil der Anwalt⸗ 
ſchaft entſchloſſen zu fein ſcheint, auf dieſe ſtärkſte anwaltliche Macht⸗ 
poſition zu verzichten. Unterſchreiben möchte ich, was Meiſner (109) 
über das Gebot der Knappheit des mündlichen Vortrags ſagt. Jedes 
zuviel geſprochene Wort lähmt die Aufmerkſamkeit. Der Vortrag muß 
aber bei aller Konzentration in ſich geſchloſſen und verſtändlich ſein, 
namentlich auch für das dritte unvorbereitete Mitglied des Kollegiums. 
Mitbeſtimmend für die Einrichtung des mündlichen Vortrags iſt auch 
die Faſſungsgabe des Richters: der eine braucht nur Andeutungen, 
dem anderen muß die Sache eingehend vorgetragen werden. (Der 
Anwalt muß feine Richter kennen: Bedeutung des Lohaliſierungs⸗ 
prinzips!) Der Anwalt verleſe Schriftſtücke nur im Notfall; er 
ſtelle aber am Schluß der Verhandlung zweifelfrei feſt, was als 
vorgetragen gilt (nötigenfalls durch Protokollanlage). Die Auf⸗ 
merkſamkeit des Gerichts muß erzwungen werden: hört der Richter 
nicht mehr zu, ſo höre der Anwalt ſofort auf zu reden. Zum Ge⸗ 
richt rede der Anwalt; nie darf die Verhandlung ſich zum Ge⸗ 
plänkel mit dem Gegner entwickeln. Das Gebot der Sachlichkeit 
des Vortrages hindert den Anwalt nicht, humoriſtiſche Dinge mit 
Humor zu behandeln. In welchem Maße dieſes den Vortrag be⸗ 
lebende Mittel benutzt werden darf, iſt Sache des Taktes, wobei 
nie vergeſſen werden darf, daß nicht jeder Richter in gleichem 
Maße für Humor empfänglich iſt. — Beſſer eine Verhandlung 
mit ſchriftlicher Entſch. nach 87 EntlVO. als eine Scheinverhand⸗ 
un meint Meifner (109). Ich meine: Beſſer iſt es, in allen 
Fällen im Termin zu erſcheinen und fi) durch Fühlungnahme mit 
dem Gericht zu überzeugen, daß wirklich nichts mehr zu ſagen iſt 
und vor allem keine Mißverſtändniſſe, wie ſie der Schriftſatz⸗ 
wechſel leicht erregt, beſtehen, um ſodann die Verhandlung durch 
Bezugnahme auf die Schriftſätze (5 137 III 3 PO.) zu erledigen. — 
Der Anſicht, daß in einem politiſchen Prozeß ein mit der poli⸗ 
tiſchen Überzeugung des Angekl. nicht übereinſtimmender Anwalt 
zu deſſen Vertretung ungeeignet ſei, tritt Meiſner mit Recht ent⸗ 


gegen (51). Die Vertretung in einer politiſchen Sache iſt kein 
politiſcher Kampf, ſondern wie in jeder anderen Prozeßſache ein 
Kampf ums Recht. Der Anwalt, der ſich als Parteigenoſſe für 
den Angekl. einſetzt, läuft Gefahr, ſich jeder Wirkung auf das Gericht 
zu begeben. 


Endlich die ſchwere, nie auszulernende Kunſt, mit dem 
Klienten umzugehen. Daß der Anwalt die Sache unter Auf⸗ 
bietung ſeines ganzen juriſtiſchen Könnens bearbeitet, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, genügt aber nicht. Der Anwalt muß es verſtehen, den 
Klienten ſo über die Rechtslage zu belehren, daß dieſer den Rat 
des Anwalts, ſich auf einen Prozeß einzulaſſen, ein Rechtsmittel 
einzulegen, ſich zu vergleichen uſw. verſtehen kann. Über die rein 
juriſtiſche Beratung hinaus muß der Anwalt eine Sphäre des Ver⸗ 
trauens zwiſchen dem Klienten und ſich zu ſchaffen wiſſen. Er 
riskiert ſonſt, daß der Klient ſich ihm nicht rückhaltlos eröffnet 
und ihm Tatſachen vorenthält, die der Anwalt zur erfolgreichen 
Prozeßführung wiſſen muß. Zum Verkehr mit dem Klienten ge⸗ 
hört vor allem Geduld. Der Anwalt höre den Klienten ruhig an 
auf die Gefahr hin, neben wenig Erheblichem auch viel Unerheb⸗ 
liches zu erfahren. Wenn er dem Klienten über den Fortgang des 
Prozeſſes berichtet, ſo muß er ſich, wie Meiſner (72) ſagt, in 
deſſen Seele hineindenken. Er darf ſich daher nicht auf die „ein⸗ 
fache und nackte Mitteilung der Prozeßvorkommniſſe“ beſchränken, 
ſondern muß auch deren Sinn und Bedeutung darlegen. Zu weit 
aber ſcheint es mir zu gehen, wenn Meiſner den Anwalt für 
verpflichtet erachtet, dem Bericht über die Anberaumung eines 
Verhündungstermins eine Mitteilung über ſeine Eindrücke oder gar 
über das vorausſichtliche Ergebnis beizufügen. Es iſt ein nobile 
oflicium des Anwalts, dem durch einen langwierigen Prozeß zer⸗ 
mürbten Klienten mit tröſtendem Zuspruch zur Seite zu ſtehen. 
Dieſe Pflicht geht aber nicht ſo weit, daß der Anwalt ſich der 
Gefahr ausſetzen müßte, durch Mitteilung von unſicheren Ein⸗ 
drücken in dem Klienten Hoffnungen zu erwecken, die durch das 
Ergebnis jäh enttäuſcht werden können. 


RA. Dr. Richard Kann, Berlin. 


Handwörterbuch der Rechtswiſſeuſchaft. Unter Mitbear⸗ 
beitung von Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizminiſterium 
(jetzt Präſident des RG.) Dr. E. Bumke, Reichsgerichtsrat 
L. Buſch, Oberreichsanwalt Dr. L. Ebermayer, Geh. 
Rat Profeſſor Dr. Fr. Endemann, Geh. Juſtizrat 
Prof. Dr. Heymann, Senatspräſident am Reichsgericht 
Dr. O. Strecker, Präſident des Bayriſchen Oberſten 
Landesgerichts Staatsrat Dr. K. v. Unzner, heraus⸗ 
gegeben von Dr. jur. Fritz Stier⸗Somlo, ord. Prof. 
an der Univerſität Köln, und Dr. jur. Alexander Elſter. 
Berlin. Berlin 1929. Verlag Walter de Gruyter. 


Das gewaltige Werk liegt nunmehr in 6 Bänden abgeſchloſſen 
vor. Es war eine unendlich ſchwere Aufgabe, die ſich die Heraus⸗ 
geber geſtellt haben. Handelte es ſich doch darum, das geſamte Gebiet 
des Rechts in einigen Bänden zuſammenfaſſend, aber nicht uns» 
vollſtändig und in ſelbſtändiger wiſſenſchaftlicher Behandlung dar⸗ 
zuſtellen. Dabei mußte der modernen Rechtsentwicklung in vollem 
Umfange Rechnung getragen werden. Man denke an die Fülle neuer 
Rechtsbegriffe, die die Kriegszeit und die Nachkriegszeit, die ſozialen 
Verhältniſſe (Arbeitsrecht) entwickelt haben. Ein Blick auf das Re⸗ 
giſter zeigt, in welchem Grade die Herausgeber dieſe Aufgabe ge⸗ 
meiſtert haben. Neben den grundlegenden Rechtsbegrifſen des pri⸗ 
vaten und öffentlichen Rechts finden ſich zuſammenfaſſende Artikel 
über ganze Rechtsmaterien einerſeits, hiſtoriſche Stichwörter an⸗ 
dererſeits. Es iſt natürlich äußerſt ſchwierig, in der Auswahl der 
Stichwörter allen Wünſchen gerecht zu werden. Immerhin ſei be⸗ 
merkt, daß vielleicht zwecks ſchneller Orientierung eine Reihe ge⸗ 
ſchichtlſch wie rechtlich bedeutſamer Einzelfälle (3. B. Dred Scott 
Case) und Stichwörter von großer aktueller Bedeutung, wie 
Schwarzkauf, hätten aufgenommen werden können. Etwas ſtieſ⸗ 
mütterlich iſt z. B. auch die Materie des Verſicherungsrechts be⸗ 
handelt. — Die Namen der Herausgeber bürgen dafür, daß das pri⸗ 
vate wie das öffentliche Recht in paritätiſcher Weiſe behandelt 
worden ſind. Vielleicht iſt es auch darauf zurückzuführen, daß in 
den einzelnen Artikeln, in einem für den heutigen Stand der 
Rechtswiſſenſchaft leider noch ungewohnten Maße die Zuſammen⸗ 
hänge und Verbindungslinien zwiſchen privatem und öffentlichem 
Recht berückſichtigt find. Bisweilen allerdings hätten die Zuſammen⸗ 
hänge noch weitergehend hervorgehoben werden können; dies gilt 
3. B. für den Artikel „Anfechtbarkeit und Anfechtung“, in dem auf 
die neuerdings vielfach behandelte Frage der Anfechtbarkeit von 
Verwaltungsakten, vor allem bei der Anſtellung von Beamten wegen 
Irrtums hätte hingewieſen werden können (vgl. hierzu neuerdings 
RG.: IW. 1928, 1031; 1929, 2332). Es werden bisweilen auch 
Fragen behandelt, die man ſogar in Lehrbüchern und Kommentaren 
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meiſt vermißt. So bringt der Art. Aufrechnung von Marwitz und 
Stier⸗Somlo ausführlich die intereſſante Frage der Aufrechenbar⸗ 
keit zwiſchen öffentlich⸗rechtlichen und privatrechtlichen Forderungen. 

Die Rechtsvergleichung iſt in dem Werk in der Weiſe berück⸗ 
ſichtigt, daß Geſamkartikel zuſammenfaſſend über die wichtigen aus⸗ 
ländiſchen Rechtsordnungen unterrichten. Hervorgehoben ſei hier nur 
der Artikel „Engliſches Recht von Heymann“, der in knapper Zu⸗ 
ſammenfaſſung eine hervorragende Ergänzung zu dem Aufſatz des 
gleichen Verf. im 2. Band der Holtzendorff⸗Kohler ſchen En⸗ 
zyklopädie (1914) gibt. Jedoch find auch einzelne Stichworte von 
allgemeiner Bedeutung, wie Truſt uſw., behandelt. 

Das Werk ſucht der modernen Entwicklung der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft in der Wahl der Stichworte Rechnung zu tragen. Es ſei z. B. 
auf den überaus intereſſanten Artikel von Hedemann, einen 
der beſten Kenner der Materie, über den höchſt problematiſchen 
Begriff des Wirtſchaftsrechts hingewieſen. Die theoretiſchen Aus⸗ 
führungen des Verf. ſind inzwiſchen in intereſſanter Weiſe durch 
eine Geſetzſammlung „Wirtſchaftsrecht“ (vgl. JW. 1929, 2125) er⸗ 
gänzt worden. 

Natürlich find die Artikel im einzelnen unterſchiedlich. Manche 
bringen mehr, manche weniger Einzelheiten über den Geſetzestert 
hinaus. Einige find vorwiegend praktiſch, andere mehr theoretiſch 
gerichtet. Faſt durchweg ſind jedoch hervorragende Sachkenner für 
die Bearbeitung der Stichwörter herangezogen worden. 

Das Werk erfüllt ſomit einen doppelten Zweck. Einmal ver⸗ 
ſchafft es dem Außenſtehenden eine zuverläſſige und ſchnelle Orien⸗ 
tierung über irgendein Gebiet des Rechts, ferner aber ermöglicht 
es auch den mit der Materie Vertrauten eine ſchnelle zuſammen⸗ 
faſſende Wiederholung des ſchon Bekannten. So wird nicht nur der 
Wirtſchaftler, der ſich mit einzelnen rechtlichen Fragen befaſſen 
muß, ſondern bei manchen ihm ferner liegenden Gebieten auch z. B. 
der Referendar vor dem Examen, der RA. und der Richter an Hand 
der Artikel eine ſchnelle Repetition vornehmen können. Nicht ver⸗ 
kannt werden ſoll aber dabei auch die wiſſenſchaftliche Selbſtändigkeit, 
die den meiſten Artikeln das Gepräge einer wiſſenſchaftlichen Lei⸗ 
ſtung, nicht einer bloßen Kompilation verleitet. Schließlich gibt auch 
die ausführliche Angabe des Schrifttums am Schluß eines jeden 
Artikels vortreffliche Wegweiſer für weitere Studien. 

Das Werk wird ſicherlich im In⸗ und Ausland als beachtliche 
Leiſtung deutſcher Organiſationskunſt und Wiſſenſchaft die gebührende 
Anerkennung finden. 

Zunächſt muß die vorliegende Anzeige genügen. Eine ausführ⸗ 
lichere, dem reichen Inhalt des ganzen Werkes noch mehr gerecht 
werdende Beurteilung bleibt vorbehalten. DIES: 


Dr. Rudolf Goerrig: Das Schiedsgerichtsverfahren. Prak⸗ 
tiſches Handbuch für Schiedsrichter und Parteien. Berlin 
1928. Verlag Dr. Rudolf Goerrig. Preis 6 . 


Das Buch beanſprucht, wie ſein Nebentitel ergibt, keinen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Wert. Aber auch als ein für Nichtjuriſten beſtimmtes 
Handbuch kann es nicht empfohlen werden Etwa ½ des rund 
180 Seiten faſſenden Buches beſteht aus Abſchriften von Geſetzes⸗ 
paragraphen, von Urteilen verſchiedener Gerichte vom AG. bis zum 
NG. und von Bruchſtüchen aus anderen Schriften. Aus Urteilen und 
Schriftſtellern werden Rechtsanführungen und Begründungen in einer 
Form und Ausführlichkeit mitgeteilt, wie ſie für Laien ohne Be⸗ 
deutung, teilweiſe auch nicht verſtändlich ſind. Die Syſtematil der 
Darſtellung iſt durchaus zu bemängeln, die Rechtsausführungen zum 
Teil nicht minder. Ein durch Drohung oder Betrug zuſtande ge⸗ 
kommener Vergleich iſt nicht ohne weiteres unwirkſam, ſondern nur 
nach beſtimmten Vorſchriften anfechtbar (vgl. S. 184). 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Vom Rechte, das mit uns geboren. Das Ziel. Der Weg. 
Der Meiſter. Von Dr. Haus Fritz Abraham, Rechtsanwalt 
am Kammergericht. Berlin 1929. Otto Liebmann. 136 S. 
Preis 5,50 . 

1. Von jeher iſt es das Schickſal geflügelter Worte geweſen, 
an unrichtiger Stelle angewendet zu werden. Die Dinge, über die der 
geiſtvolle Verfaſſer zu uns redet, laſſen ſich nicht durch einen dichte⸗ 
riſchen Ausſpruch kennzeichnen, zumal wenn er dem Teufel in den 
Mund gelegt wird, der, verneinender Geiſt, aber auch Schalk, an 
den Wiſſenſchaften nur das Unzulängliche nachweiſt, um den Schüler 
durch halbe Wahrheiten zu verwirren. So handelt es ſich denn in dem 
vorliegenden Buche nicht um die Anerkennung des natürlichen Rechts 
im Gegenſatze zum geſetzten Recht und zu den Rechten, die wie eine 
ewige Krankheit fortwirken, ſo daß Vernunft Unſinn und Wohltat 
Plage wird. Sondern das Ziel iſt, ein der Neuordnung, um die wir 
ringen, entſprechendes neues Recht zu ſchaffen, ein Recht, das, „von 
dem Geiſte der höchſten Sachlichkeit getragen, den gerechten Ausgleich 
zwiſchen den Forderungen der Geſamtheit und denen der Einzelperſon 
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findet“. Abraham erkennt an, daß jener Satz von dem Beharrungs⸗ 
vermögen des alten Rechts, jetzt nicht mehr den Kern der Sache 
trifft, da gerade in der Gegenwart die Beſchränlkeung neuer Rechts⸗ 
ſetzung, der planmäßige („rationaliſierte“) Geſetzgebungsbetrieb gefor⸗ 
dert wird. Viel ſchwerer wiegt der Vorwurf („Weh dir, daß du ein 
Enkel biſt!“), daß unſere neuen Geſetze nicht von der Jugend, nicht 
von den Werdenden, ſondern daß ſie von „Greiſen“, von der alten 
Generation geſchaffen wurden, daß ſie, wenn fie auch den Stempel 
neuen Rechts trügen, doch nicht von dem Geiſte einer neuen Zeit 
erfüllt ſeien. Der Rechtsgedanke drohe zu erſtarren; es fehle der 
Verſuch der Jugend. A. verſucht, dem Rechtsgedanken, dem wir 
nachſtreben ſollen, einen greifbaren Inhalt zu geben. Er faßt ihn im 
Anſchluß an Nietzſches Grundauffaſſung (Morgenröte 173/179) in 
den Satz zuſammen: „So menig Staat, ſo wenig ſtaatliches Zwangs⸗ 
recht als möglich“ (Nietzſche a. a. O.: „So wenig als möglich 
Staat“). A. will alſo vor allem die übermäßigen (er nennt ſie „hyper⸗ 
trophiſche“) Auswüchſe des Staates bekämpfen. Das Zeitalter der 
„Subordination“, meint er, gehört innerhalb unſeres Kulturkreiſes 
der Vergangenheit an und kann nach menſchlichem Ermeſſen hier nicht 
wiederkehren. Der Staat iſt nicht mehr allmächtig. Die Aufgabe der 
Geſamtorganiſation iſt der gerechte Ausgleich zwiſchen den innerhalb 
der Gemeinſchaft wirkenden Mächten. Die Rechtsentwicklung der 
Zukunft muß in viel ſtärkerem Umfange als bisher auch rein äußer⸗ 
lich in die Hände derjenigen Machträger gelegt werden, die ſchon jetzt 
mittelbar die Rechtsentwicklung beeinfluffen. Die praktiſche Fol⸗ 
gerung aus der unaufhaltſamen Entwicklung der Machtverteilung iſt, 
daß in Zukunft in viel größerem Umfange als bisher „autonomes“ 
Recht geſchaffen werden wird. Der Rechtsgedanke des „Rollektiven” 
Rechts, wie er im Arbeitsrechte auf Grund der Tarifverträge gilt, 
muß überall dort, wo ſeine Ausdehnung möglich iſt, auch weiter aus⸗ 
gedehnt werden. — Wenn man dieſer Zielrichtung des Verfaſſers 
gerecht werden will, muß man meines Erachtens tiefer ſchürfen. Es 
iſt an den Begriff der Rechtsgemeinſchaft anzuknüpfen, an die 
uralte Frage des Verhältniſſes zwiſchen Rechtsgemeinſchaft und Staat, 
an Beziehungen, die in neueſter Zeit Hermann Iſay in ſeinem 
ausgezeichneten Buche über Rechtsnorm und Entſcheidung (Franz 
Vahlen 1929) eingehend unterſucht und in das klare Licht geſtellt 
hat (vgl. insbeſ. S. 251 ff.). Es iſt ja keinesfalls anzuerkennen, daß die 
Entwicklung zum „autonomen“ Recht einem neuen Rechtsgedanken 
zum Siege verhilft. Im Gegenteil, es handelt ſich um eine rück⸗ 
läufige, vielleicht notwendige und wünſchenswerte Entwicklung, aber 
ein neues Recht ſtellt dieſe Entwicklung nicht dar. Schon Otto 
Gierke hat gezeigt, daß ſich das Recht in den Genoſſenſchaften aller 
Art als Rechtsgemeinſchaften entwickelt hat und erſt ſpäter die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Staat und Rechtsgemeinſchaft entſtanden iſt. In 
welchem Sinne und in welchem Umfange ſie als unlöslich anzuſehen 
iſt, das iſt die große, ewig umſtrittene rechts⸗ und ſtaatspolitiſche 
Frage. Abraham hält es — in ſcharfer Rüge — für überaus be⸗ 
zeichnend, daß unſere Rſpr. „autonomen Schöpfungen“ bisher nicht 
fördernd, ſondern mißtrauiſch gegenüberſtehe: In dieſem Gegenſatze 
offenbare ſich ein Kampf der Rechtsgeſinnung; noch immer lebe im 
Richter der dem Staatsweſen der Vergangenheit angehörende Geiſt 
obrigkeitlicher Bevormundung. Als beſonders treffendes Beiſpiel für 
jenen Geiſt glaubt A. die Stellung heranziehen zu können, die der 
Danziger Obergerichtsrat Dr. Richter: JW. 1929, 2032 zu den 
allgemeinen deutſchen Spediteurbedingungen eingenommen hat. Ob⸗ 
wohl ſich hier alle beteiligten Wirtſchaftskreiſe unter Hinzuziehung 
öffentlicher Körperſchaften auf die Schaffung eines autonomen Rechts 
geeinigt hätten, werde von den Gerichten das Recht in Anſpruch ge⸗ 
nommen, „die Geltung derartiger Normen kraft ihrer Autorität ab⸗ 
zulehnen“; dem Ausdruck jenes kollektiven Rechtsgefühls ſtelle der 
Richter ſein eigenes Rechtsgefühl mit dem Anſpruch entgegen, daß 
dieſes als der wirkliche Ausdruck des Geſamtwillens zu gelten habe. 
Ich glaube, daß Richter mißverſtanden iſt und die Kritik gewiſſer 
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gemeinen deutſchen Spediteurbedingungen abgelehnt haben, weit über 
das zuläſſige Maß hinausgeht. Von einer Nichtachtung des kollek⸗ 
tiven Rechtsgefühls, wie es in den gewichtigen Entſchließungen der 
wirtſchaftlichen Verbände (vgl. hierzu Iſaac, JW. 1929, 2084) 
zutage tritt, kann nicht wohl die Rede ſein, und weder das Reichs⸗ 
gericht noch die nachgeordneten Gerichte ſind ſo weltfremd, deren Be⸗ 
deutung zu verkennen. Die erheblichen Mängel der Bedingungen in der 
alten Faſſung v. 1. Juli 1927 find ſehr bald erkannt worden, und 
von den neuen, unter dem 1. Juli 1929 verlautbarten Bedingungen 
urteilt ein fo hervorragender Sachkenner wie Reuver, JW. 1929, 
2081, obwohl er der neuen Löſung freundlicher gegenüberſteht, „trotz 
aller Vereinbarungen mit den Spitzenverbänden und trotz der Ver⸗ 
öffentlichungen des Vereins deutſcher Spediteure ſeien die A DSped B. 
nichts anderes als was vorher die AllgGeſchB. (Allgemeinen Geſchäfts⸗ 
bedingungen des Vereins deutſcher Spediteure) geweſen ſeien, nämlich 
einſeitige Geſchäftsbedingungen; ſie könnten nur dann als Grund⸗ 
lage eines Vertrags gelten, wenn die hierfür an der Rechtſprechung 
ausgearbeiteten Vorausſetzungen der Anwendung allgemeiner Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen gegeben ſein, auch hätten ſie der Nachprüfung 
ihrer Haltbarkeit ſtandzuhalten.“ Man muß alſo in der Feſtſtellung 
einer angeblichen allgemeinen Gegnerſchaft des richterlichen Einzel⸗ 
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gefühls gegenüber dem kollektiven Rechtsgefühl vorſichtig ſein, und 
ſelbſt ein gelegentlicher richterlicher Fehlſpruch rechtfertigt noch nicht 
die Unterſtellung wirtſchaftsfeindlicher „obrigkeitlicher“ Geſinnung. 
Vielleicht iſt es gerade das Beſtreben, „dem Rechte, das mit uns ge⸗ 
boren“, zum Siege zu verhelfen, was im gegebenen Falle die Nicht⸗ 
anwendung des kollektiven Sondergeſetzes rechtfertigt. Wenn 
Abraham zu der allgemeinen Forderung gelangt, die Nachprüfung 
der autonomen Rechtsbildung den ordentlichen Gerichten zu ent⸗ 
ziehen und ſie durch eine Verbindlichkeitserklärung einer unabhän⸗ 
gigen richterlichen Stelle nach Art des Reichswirtſchaftsgerichts zu 
übertragen, ſo vermiſſe ich dafür den rechtstatſächlichen Nachweis des 
Bedürfniſſes. Sehr mit Recht hat Iſaac a. a. O. S. 2802 darauf 
hingewieſen, daß Banken und Hausbeſitzer fi längſt ein eigenes 
Recht geſchaffen haben. Das iſt ohne „Verbindlichkeitserklärung“ 
geſchehen, die, ſoweit ich ſehe, in weiten Kreiſen gerade der Wirt⸗ 
ſchaft abgelehnt wird, und zwar nicht nur auf der Arbeitgeberſeite. 
A. ſcheint in der Verbindlichkeitserklärung die notwendige, aber 
auch ausreichende ſtaatliche Aufſicht zu ſehen. Das könnte bezweifelt 
werden. Erſt nach der Verbindlichkeitserklärung beginnen die Aus⸗ 
legungsſtreitigkeiten und die Einzelſtreitigkeiten. Es iſt nur bedingt 
richtig, wenn A. in ſeinem Geſetzentwurf die Bildung des autonomen 
Rechts als ein Mittel der Prozeß verhütung bezeichnet: Jede 
Sammlung von Entſcheidungen der Arbeitsgerichtsbehörden, insbeſ. 
des Reichsarbeitsgerichts beweiſt, daß auch das Tarifvertragsrecht, das 
Kollektiv geltende Vertragsrecht den Keim zahlreicher Streitig⸗ 
keiten in ſich birgt, vielleicht in nicht geringem Umfange als die 
Sonderabmachung. Für die Zahl der Streitigkeiten iſt es gleichgültig, 
ob ſich das ſubjektive Recht des einzelnen auf ſtaatliches oder Rollek- 
tives Recht ſtützt (das iſt der richtige Gegenſatz, nicht wie A. S. 52 
Anm, ſagt, ſubjektives Recht und allgemein gültige Norm). 

Abraham ſteht in der Reihe derjenigen, die eine angeblich in 
Deutſchland vorhandene Neigung zur Überſpitzung ſubjektiver Be⸗ 
fugniſſe bekämpfen. Er meint, die Überbetonung des Einzelfalles, mit 
der die entſprechende anwaltliche Tätigkeit eng verknüpft ſei, bilde 
einen der weſentlichſten Gründe, die im Kampf um das arbeitsgericht⸗ 
liche Verfahren zu dem Gegenſatz zwiſchen der ſozialiſtiſchen Partei 
und den Anwälten geführt habe. Das ſtreitige Rechtsproblem müſſe 
vom Standpunkt des Sozialiſten aus weit mehr unter den Geſichts⸗ 
punkt des kollektiven Rechts als unter den Geſichtspunkt des ſub⸗ 
jektiven Privatrechts des einzelnen behandelt werden. Eine allzu 
ſubjektiv⸗individualiſtiſch gedachte Behandlung arbeitsrechtlicher Strei⸗ 
tigkeiten i. S. des üblichen bürgerlich⸗rechtlichen Prozeſſes werde 
daber mit Recht vom ſozialiſtiſchen Standpunkte aus abgelehnt. 
Darin liegt ein gefährlicher Irrtum verborgen, den ans Licht zu ziehen 
um ſo mehr geboten erſcheint, als es ein hervorragender Anwalt iſt, 
der ihn mit hervorragenden Gewerkſchaftsführern teilt. Nörpel 
(„Objektive Rechtspflege“ in der Zeitſchrift für Gewerkſchaftspolitik 
und Wirtſchaftskunde „Die Arbeit“ 1928 S. 498) hat verſucht, den 
Ausſchluß der Rechtsanwälte von den Arbeitsgerichten als eine For⸗ 
derung der kollektiven Rechtspflege zu rechtfertigen. Es ſei keine 
ehrenvolle Aufgabe, die ſich die Rechtsanwälte ſtellten, wenn ſie ihre 
Hilfe für diejenigen Fälle anböten, deren Vertretung die Schöpfer des 
kollektiven Arbeitsrechts ablehnten, um das Recht von Milltonen 
von Arbeitern und Angeſtellten nicht zu gefährden. Die Gewerk⸗ 
ſchaften könnten und dürften nicht dulden, daß ihre im Intereſſe der 
Geſamtheit der Arbeiterblaſſe vertretenen Grundſätze von jedem 
„Egoiſten und Querulanten“ durchbrochen würden. Der Widerſinn 
in dieſem Begriffe der Rechtspflege iſt kaum zu begreifen. Es handelt 
ſich nicht darum, im einzelnen Falle den Willen der Gewerkſchaft 
durchzuſetzen. Dieſer Wille kommt bei der Schaffung des objek⸗ 
tiven Rechts zur Geltung. Sondern im einzelnen Falle iſt das ſub⸗ 
jektive Recht des einzelnen auf Grund der allgemeinen Norm feſt⸗ 
zuſtellen, unabhängig von dem Willen eines beſtimmten politiſchen 
Machtträgers. Nörpels Einreihung des Rechtsſtreits in den Ar⸗ 
beitskampf vernichtet den Begriff der Rechtspflege und die Aufgabe 
der Gerichte. Die techniſchen Vorzüge des arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens aber ſind Forderungen prozeſſualer Vernunft, und, wenn ſie 
dieſen Rechnung tragen, — das habe ich wiederholt betont — liegt 
nicht der geringſte Grund vor, die Vorteile dem ordentlichen Rechts⸗ 
ſtreit vorzuenthalten. 

2. Eine überſpitzung ſubjektiver Rechte erblickt Abraham 
auch in der Beweisfreiheit, die in Deutſchland für die Vornahme 
und den Inhalt einer rechtsgeſchäftlichen Abrede beſteht. Dieſer 
Rechtszuſtand habe dazu geführt, daß zahlloſe Rechtsſtreitigkeiten 
in Deutſchland geführt werden könnten, die in anderen Ländern 
um deswillen unmöglich ſeien, weil Vorausſetzung für die Beweis⸗ 
barkeit des Vertragsſchluſſes grundſätzlich das Vorliegen einer Ur⸗ 
kunde ſei. Abraham übernimmt daher in ſeinem Geſetzentwurf, 
und zwar wiederum unter dem Geſichtspunkte der Prozeß⸗ 
verhütung, die § 33 und 24 des Schiffer ſchen Entwurfs 
über die Beſchränkung des Zeugenbeweiſes. Sie unterſcheiden 
ſich von den Vorſchlägen, die Philippi im Judicium Bd. 1 
S. 142 ff. veröffentlicht hat, im weſentlichen nur dadurch, daß 
Philippi den Beweis durch Eideszuſchiebung zuläßt, während 
Abraham nur den richterlichen Eid aufrechterhalten will. Die 
von Schiffer gewählte Faſſung iſt etwas ſchärfer als die 
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Philippiſche. Sie unterſcheidet zwiſchen Vornahme und Inhalt 
des Rechtsgeſchäfts. über die Vornahme des Rechtsgeſchäfts iſt 
Zeugenbeweis nur zugelaſſen, wenn es ſich um die Nichtigkeit oder 
Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts handelt oder wenn die Partei 
infolge höherer Gewalt außerſtande iſt, von einer über den Ab⸗ 
ſchlus ausgeſtellten Urkunde Gebrauch zu machen. Philippi 
zieht den Kreis der Ausnahmen weiter: Der Zeugenbeweis ſoll 
auch dann zuläſſig ſein, wenn die Errichtung von Urkunden den 
Parteien unmöglich war oder ihnen nach den Umſtänden ſchlecht⸗ 
hin nicht zugemutet werden konnte. Schiffer will die von ihm 
geformte Beſtimmung für diejenigen, durch AusfVO. zu bezeich⸗ 
nenden Geſchäfte außer Kraft ſezen, die nach der Verkehrsſitte 
mündlich abgeſchloſſen zu werden pflegen. Im übrigen beſtimmt 
8 34 des Schiffer ſchen Entwurfs: „Streiten die Parteien über 
den Inhalt eines zwiſchen ihnen oder ihren Rechtsvorgängern ge⸗ 
tätigten Rechtsgeſchäfts, über das eine Urkunde errichtet iſt, ſo 
kann der Beweis über die von ihnen hierüber aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen durch Zeugen nur inſoweit erbracht werden, als dieſe 
Behauptungen nicht im Widerſpruche zum Inhalt der Urkunde 
ſtehen“ Es iſt leicht zu erkennen, daß die Schifferſche Faſſung 
(in viel größerem Umfange freilich die von Philippi) den Keim 
überaus zahlreicher Streitigkeiten in ſich birgt. Von irgendwelcher 
erheblichen Prozeßverhütung würde kaum die Rede ſein. Man 
kann eben den Teufel nicht durch den Beelzebub austreiben. In 
ſeinem Nachwort zu den „Reformbeſtrebungen auf dem Gebiete des 
zivilvrozeſſualen Beweisverfahrens“, Beiträgen von Rühl und 
Fragiſtas, die kürzlich (Springer 1929) von Goldſchmidt in 
Verbindung mit anderen Gelehrten als erſtes Heft prozeßrechtlicher 
Abhandlungen herausgegeben ſind, unterſchätzt Abraham den 
Umfang der zu erwartenden prozeſſualen Streitfragen, und er üder⸗ 
ſchätzt (wie Schiffer) die rechtserzieheriſche Wirkung einer Ein⸗ 
ſchränkung des Zeugenbeweiſes: Wenn der einzelne Bürger wiſſe, 
daß er im Streitfalle zu ſeinem Rechte nur gelange, ſobald er 
feine Abrede klar beur kunde, jo müſſe dieſes Wiſſen zu einer 
weitgehenden Selbſterziehung des Volkes führen. Zwangsläufig 
würde im rechtsgeſchäftlichen Verkehr der Beurkundung nunmehr 
entſcheidender Wert beigelegt werden. Schon dieſe Entwicklung 
werde zur Verhinderung und Abkürzung der Prozeſſe in einem 
ſolchen Umfange führen, daß angeſichts dieſes Ergebniſſes die Ver⸗ 
mehrung der prozeſſualen Streitfragen weſentlich an Bedeutung 
verlieren werde. Dieſe Hoffnung iſt nach meiner Überzeugung durch⸗ 
aus trügeriſch. Das mag aber auf ſich beruhen. Der von Abraham, 
Schiffer und Philippi verteidigte Rechtsgedanke iſt grund⸗ 
ſätzlich abzulehnen. Er widerſpricht Rechtsanſchauungen, die 
bei uns in Deutſchland eingewurzelt ſind, und hat nicht die ge⸗ 
ringſte Ausſicht auf geſetzgeberiſche Verwirklichung. Schon das iſt 
bedenklich, daß der Urkundenbeweis nicht für das Bagatellverfahren 
gelten ſoll. Man will den Prozeß des „kleinen Mannes“ nicht mit 
einer Vorſchrift belaſten, für die breite Maſſen des Volkes kein 
Verſtändnis haben würden. Auch die Liſte derjenigen Geſchäfte, bei 
denen die Technik des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs die Mündlich⸗ 
keit erfordert (Börſengeſchäfte) und die ſonſt nach der Verkehrs⸗ 
ſitte mündlich abgeſchloſſen zu werden pflegen (vgl. 88 4 Abf. 2, 
33 Abſ. 2 des Schiffer ſchen Entw.), würde entgegen ber Annahme 
Abrahams, von beträchtlichem Umfange ſein. Eine Regel, die 
von vornherein mit ſo vielen Ausnahmen belaſtet werden müßte, 
daß ihr Wirkungskreis ganz erheblich eingeengt erſcheint, taugt 
nichts. Die „klare“ Beurkundung, an die Abraham denkt, ge⸗ 
hört dem juriſtiſchen Begriffshimmel an, nicht aber der Welt der 
Wirklichkeit. Da die Menſchen Irrtümern unterworfen ſind, und 
da die Sprache bekanntlich ein unvollkommenes Mittel iſt, um 
Gedanken auszudrücken, wird die Zahl der unklaren und zweifel⸗ 
haften Urkunden ſtets Legion ſein (erfahrungsgemäß, auch wenn 
ſie unter Mitwirkung von Juriſten zuſtande kommen). Die vor⸗ 
liegenden Entwürfe wollen den Zeugenbeweis nicht nur für die 
Vornahme, ſondern auch für den Inhalt eines Rechtsgeſchäfts 
grundſätzlich ausſchließen. Philippi zahlt als Beiſpiele beweiſen⸗ 
der Urkunden, neben ſchriftlichen Urkunden i. ©. der 89 126, 127 
BGB., Beſtätigungsſchreiben, Telegramme, Schlußnoten oder an⸗ 
dere Mitteilungen, überſandte Fakturen und Geſchäftsbücher auf. 
Aber ſchon die Frage, ob ein Vertrag zuſtande gekommen iſt, hängt 
von dem unzweideutigen Sinn der Urkunden ab, in noch 
viel größerem Umfange die Frage, wie der Inhalt der Urkunden 
auszulegen iſt. Alles dies beruht ja in unzähligen Fällen auf der 
Beziehung zu mündlichen Vorverhandlungen, für die nur Zeugen 
vorhanden ſind. Daß bei unklarem und zweifelhaftem Wortlaute 
der Urkunden der wahre Willen der Parteien nicht anderweitig 
ſoll ermittelt werden können, das iſt eine Rechtsvorſchrift, für die 
die überwältigende Mehrzahl nicht nur der Laien, ſondern auch der 
Juriſten kaum Verſtändnis haben würde. Zu der Gläubigernot und 
Schuldnernot iſt jetzt das Schlagwort von der Zeugennot gekommen. 
Es it zu bezweifeln, daß der Urkundenbeweis ein beſſeres Be⸗ 
weismittel iſt »le der Zeugenbeweis, den man ja dort, wo die 
Erforſchung der materiellen Wahrheit unbeſtrittenes und un⸗ 
mittelbares Ziel iſt, nämlich im Strafverfahren, nicht entbehren 
kann. Aber auch im bürgerlichen Rechtsſtreit iſt, wie Fiſcher in 
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feinem großzügigen Feſtvortrag in Hamburg mit Recht gejagt hat, 
Tatbeſtandsfeſtſtellung wichtiger als alles andere. Es wird über 
den geringen Wert der „papierenen“ Grundlage geklagt, die dem 
Richterkolleguum die Niederſchriften der Zeugenausſagen bieten. 
Auch hier hat Fiſcher den Kernpunkt getroffen. „Der Ehe⸗ 
bruchszeuge mit Ja oder Nein braucht nicht vor das beſetzte Ge⸗ 
richt, auch nicht im Strafprozeß. Wo aber es für die Beweis⸗ 
würdigung ankommt auf den perſönlichen Eindruck, den der 
Zeuge macht, kann nur die Vernehmung vor dem (voll) beſetzten 
Gericht das rechte ſein.“ Wenn eine Zeugennot anzuerkennen iſt, 
ſo beruht ſie darauf, daß von jeher die Kunſt der Zeugenverneh⸗ 
mung im argen gelegen hat. Richter, die Zeugen zu vernehmen 
haben, und Rechtsanwälte, die ihm dabei helfend zur Seite ſtehen 
ſollen, müſſen die notwendigen ſeelenkundlichen Kenntniſſe beſitzen. 
Das iſt die erſte Vorausſetzung. Schiffer meint, die Einſchränkung 
des Zeugenbeweiſes ſtelle keinen Formzwang beim Abſchluß von 
Rechtsgeſchäften dar, ſondern werde nur mittelbar in dieſer Rich⸗ 
tung wirkſam werden. Aber mit dieſem mittelbaren Formzwang 
iſt es ein eigen Ding. Wenn Formen notwendig ſind, müſſen ſie 
klar bezeichnet werden. Daß die rechtsvergleichende Betrachtung 
fremder Rechte keinen Schluß für und gegen geſtattet, gibt 
Abraham zu. Was aber Rühl a. a. O. insbeſ. über die öſter⸗ 
reichiſchen, franzöſiſchen und italieniſchen Erfahrungen mitgeteilt 
hat, ſpricht keinesfalls für die Notwendigkeit, die langjährige Ent⸗ 
wicklung in Deutſchland rückgängig zu machen. 

3. Nach alledem wird man den Grundſatzen, die nach Abraham 
beherrſchend für die Rechtsentwicklung der Zukunft fein ſollen: Selbſt⸗ 
beſchränkung des Staates bei der Schaffung neuen objektiven Rechts, 
Begünſtigung der autonomen Rechtsbildung, Beſchränkung in der An⸗ 
erkennung ſubjektiver Befugniſſe — nur mit allem Vorbehalt zu⸗ 
ſtimmen können, und nur darin wird man ihm rückhaltslos folgen 
müſſen, daß zwiſchen der rein privatrechtlichen Ordnung und den 
ſozialiſtiſchen Rechtsidealen der notwendige Ausgleich anzustreben iſt. 
Aber wir Alteren werden, wie der Verf. ankündigt, das gelobte Land 
nicht ſehen. Abraham hegt nicht die Hoffnung, daß das Juriſten⸗ 
geſchlecht, das gegenwärtig die Geſtaltung des Rechtslebens maßgebend 
beeinfluſſe, das Reformwerk ſelbſt noch durchführen werde. Er be⸗ 
mängelt die bisherige Erziehung der deutſchen Juriſten, die eine ſolche 
für die Beamtenlaufbahn ſei, und verneint mit aller Entſchiedenheit 
die Möglichkeit, das Überfüllungs⸗ oder das Ausbildungsproblem zu 
löſen, wenn man an der bisherigen Ordnung feſthalte. Man müſſe 
in Zukunft unbedingt davon abſehen, die Ausbildung des jungen 
Juriſten auf die Erlangung der Fähigkeit zum Richteramt zu er⸗ 
ſtrecken. Durch Vorbereitung und Schulung könne (nur) die Fähigkeit 
zur Ausübung des freien Berufes, die Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft erreicht werden. Es ſei geradezu eine „Blasphemie“, wenn man 
es wage, heute einem fünfundzwanzig⸗ bis dreißigjährigen Menſchen, 
der noch niemals einen ſelbſtändigen Beruf ausgeübt habe, die „Fähig⸗ 
keit zum Richteramt“ zuzuſprechen. Das Überfüllungsproblem ſieht 
Abraham durch eine beneidenswert roſige Brille. Er bezeichnet es 
als völlig unmöglich, den Anwaltsberuf vom freien Nachwuchſe ab⸗ 
zuſperren, zumal wenn man erkenne, daß gerade die Jugend berufen 
ſei und berufen ſein müſſe, die Neuordnung des Rechts durchzuführen. 
Eine wirkliche Gefahr bilde die Überfüllung des Anwaltsſtandes nur 
für den Gerichtsbetrieb, daher ſei die Begrenzung der am Gericht 
tätigen Anwälte unbedingt ein Gebot der Rechtspflege. Sei es aber 
richtig, daß einerſeits der Zugang zur Anwaltſchaft nicht verſperrt 
werden könne, andererſeits die Zahl der am Gericht tätigen Anwälte 
einer Begrenzung bedürfe, ſo ſei die aus der Sache zwangsläufig fol⸗ 
gende Löſung die Zweiteilung der Rechtsanwaltſchaft. Abraham 
ſondert daher die Rechtsanwälte in „Geſchäftsanwälte“ (Rechtsanwälte 
im Bezirk des UG., LG.) mit der Befugnis zur freien Betätigung 
im Rechtsleben, aber auch zur Verteidigung, zur Prozeßvertretung 
in Bagatellſachen und zur Vertretung im Güteverfahren, und in 
„Gerichtsanwälte“, deren Tätigkeit erſt einſetzen fol, wenn im orbent- 
lichen Verfahren nach mißlungenem Sühneverſuch das eigentliche 
Streitverfahren beginnt. Ihm käme etwa die Stellung des gegen⸗ 
wärtigen Oberlandesgerichtsanwalts zu. Der Antrag auf Zulaſſung 
zur Gerichtsanwaltſchaft darf erſt nach zehnjähriger tadelfreier Aus⸗ 
übung der Geſchäftsanwaltſchaft geſtellt werden. Die Verteidigung in 
Strafſachen ſteht allen Anwälten zu. Das Notariat verbleibt aus⸗ 
ſchließlich den Geſchäftsanwälten, denen es früheſtens nach Ablauf 
einer zehnjährigen tadelfreien Berufsausübung verliehen werden darf. 
Dieſer Zweiteilung des Anwaltsberufs würde dann auch die Zwei⸗ 
teilung des Richterberufs entſprechen. Die Ernennung zum ordentlichen 
Richter darf erſt zehn Jahre nach Erreichung der Befähigung zur 
Rechtsanwaltſchaft erfolgen. In der Zwiſchenzeit ſoll der Bewerber 
um das Richteramt möglichſt als Geſchäftsanwalt und Friedensrichter 
tätig ſein. Die Ernennung zum ordentlichen Richter ſetzt die Vollendung 
des 35. Lebensjahres voraus. Dem Friedensrichter ſoll die Entſcheidung 
in Bagatellſtreitigkeiten und das Beiſitzeramt mit oder ohne Stimm⸗ 
recht im Kollegium anvertraut werden können; auch der bewährte 
Anwalt kann unter gewiſſen Bedingungen Friedensrichter im Neben⸗ 
amt ſein. Aus den erprobten Friedensrichtern, Geſchäfts⸗ und Gerichts⸗ 
anwälten können dann die lebenslänglich angeſtellten, unabſegbaren 
und unverſetzbaren Richter hervorgehen. — Daß die Zweiteilung der 
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Anwaltſchaft kein Mitter iſt, um der Überfüllung des Juriſtenſtandes 
vorzubeugen, iſt klar. Der Zuſtrom bleibt ungehemmt, die Überfüllung 
wächſt noch in größtem Maße durch die zehnjährige Abſperrung von 
der Gerichtsanwaltſchaft. Ob überhaupt ſtaatliche Maßnahmen gegen 
die Eindämmung des Zuſtroms geboten und zuläſſig erſcheinen, kann 
hier nicht erörtert werden. Nach meiner Überzeugung liegt in ihnen 
keinesfalls eine Verletzung vollksſtaatlicher Grundſätze, ſondern das 
Notwendige zum Schutze und zur Erhaltung gerade einer innerlich 
und äußerlich unabhängigen, alſo wirklich freien Anwaltſchaft. Das 
Problem der Zweiteilung ſelbſt hat Fiſcher in feiner Abhandlung 
in der Heilberg gewidmeten Feſtnummer der Zeitſchrift der Anwalts⸗ 
kammer Breslau (S. 8ff., vgl. meine Ausführungen: JW. 1928, 1114) 
m. E. tiefer geſehen. Die Frage iſt, wie die öffentlich⸗rechtliche Auf⸗ 
gabe der Anwaltſchaft mit der Tatſache in Einklang gebracht werden 
kann, daß die Überfüllung des Standes die zwingende wirtſchaftliche 
Notwendigkeit geſchaffen hat, die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
über das Gebiet der Rechtspflege hinaus auf Gebiete zu erſtrecken, 
in denen ihm ein ſtarker Wettbewerb anderer entgegentritt. Fiſcher 
hat dazu die wertvolle Anregung gegeben, ob es nicht geboten er⸗ 
ſcheint, eine klare Sonderung in der Anwaltſchaft vorzunehmen: auf 
der einen Seite der Gerichtsanwalt (für die — geſamte ſtreitige und 
freiwillige Gerichtsbarkeit — einſchließlich der Rechtsberatung) mit 
allen Bindungen ſtandesrechtlichen Inhalts, dem dann aber auch allein 
die Vertretung der Partei im Prozeſſe übertragen wird, der keine 
Bindungen nach außen eingehen darf. Auf der anderen Seite der 
Rechtsanwalt im weiteren Sinne, der immer noch durch Vorbildung 
und Ausbildung und durch das Vorhandenſein einer ſtandesrechtlichen 
Aufſicht dem Rechtſuchenden Bürgſchaften bieten würde, die feine Zur 
ziehung wertvoller machen als die der anderen Wettbewerber auf 
gleichem Gebiet. Über eine ſolche Trennung ließe ſich reden. Ich 
glaube ſie nach wiederholter Erwägung ablehnen zu ſollen. Sie würde 
die Einheit des Standes ſtören, vor allem ſeine geſchichtlich erwachſene 
Verbundenheit mit dem Gerichtsweſen, in der nach meiner Überzeugung 
die Stärke der deutſchen Rechtspflege wurzelt. Abraham meint, 
was in Ländern mit alter Kultur des öffenklichen Lebens, wie Eng⸗ 
land, Frankreich und Belgien, ein Gebot der Notwendigkeit geweſen 
ſei, werde jetzt auch für uns das Mittel zur Löſung der ſonſt un⸗ 
lösbar erſcheinenden Gegenſätze ſein. Das iſt ſtark zu bezweifeln. Wir 
jind jetzt dank der ausgezeichneten Gabe, die uns Magnus in 
ſeinem Buche über die Rechtsanwaltſchaft beſchert hat, in der Lage, 
zuverläſſige Erwägungen über den Wert der geteilten Anwaltſchaft 
in anderen Ländern anzuſtellen. Prüft man die Mitteilungen von 
Williams, Sutton und Dickſon (S. 63, 64 der erweiterten 
Ausgabe von 1929) über die Vereinigung der Berufe des solicitor 
und barrister in den meiſten engliſchen Kolonien und über die ſeit 
vielen Jahren vorhandenen Beſtrebungen, beide Berufszweige zu ver⸗ 
einigen, verfolgt man den tatſächlichen Rechtszuſtand in Frankreich, 
wie ihn Prud' kon und Appleton (a. a. O. S. 92 ff.) geſchildert 
haben, und die gewichtigen Gründe, die dort über die Zweckmäßigkeit 
der Vereinigung auch bei den Zivilkammern der Gerichte erſter 
Inſtanz und den Appellhöfen erörtert werden, dann iſt klar, daß 
keine Rede davon ſein kann, die Zweiteilung der Anwaltſchaft von 
England und Frankreich auf Deutſchland zu übertragen, weil es ſich 
um eine in jenen Ländern unbeſtritten bewährte Einrichtung handle. 
In Belgien aber ift der avou& im Gegenſatze zu feinem gleichnamigen 
franzöſiſchen Kollegen eine Art Bürovorſteher ohne wiſſenſchaftliche 
Vorbildung (nur bei kleinen Zivilgerichten mit geringem Prozeß⸗ 
betriebe wird die Tätigkeit des avous gleichzeitig vom Advokaten 
wahrgenommen, der alsdann den Titel avocat-avous trägt [vgl. 
Norden a. a. O. S. 46 u. Anm. 1). Es fehlen alſo die aus⸗ 
ländiſchen Vorbilder, die es rechtfertigen Könnten, die in zwingenden 
Bedürfniſſen wurzelnde deutſche Rechtsentwicklung zurückzuſchrauben. 


4. Der Vorſchlag, die Richter aus der Zahl der bewährten 
Friedensrichter und Anwälte auszuwählen, iſt beifallswert, aber 
m. E. mehr eine Forderung an die Juſtizverwaltungen, als ein 
Grundſatz, der gerichtsverfaſſungsmäßig feſtgelegt werden kann. 
Erfolgt eine ſolche Feſtſtellung, ſo beſteht die Gefahr der Zurück⸗ 
drängung tüchtiger Kräfte, die auch ohne jene Bewährung für das 
Richteramt wohl geeignet ſind, und das gilt für eine große Zahl 
von Anwärtern. Aus dem gleichen Grunde erſcheint mir die Feſt⸗ 
ſetzung einer Mindeſtaltersgrenze von 35 Jahren bedenklich. Im 
übrigen iſt es ein Vorzug auch der von Abraham gezeichneten 
Richtlinien, daß ſie von dem Erforderniſſe der gemeinſchaftlichen 
wiſſenſchaftlichen Vorbildung für alle Juriſten wenigſtens grund⸗ 
ſatzlich feſthalten. Die Ausnahme — 8 6 Abſ. 2 des Entwurfs —, 
daß „in geeigneten Fällen“ Anwärter zur zweiten juriſtiſchen Prü⸗ 
fung zugelaſſen werden können, auch wenn die regelmäßigen 
Ausbildungsvorausſetzungen nicht erfüllt ſind, iſt vor einigen Jahren 
lebhaft bekämpft worden. Ich muß darin den Ausführungen 
Abrahams beipflichten. Es unterliegt gar keinen begründeten 
Bedenken, wenn Männern, die ſich in anderen Berufen durch 
ernſte berufstechniſche Arbeit bewährt haben — nur ſolche kommen 
in Betracht —, der Zutritt zur zweiten juriſtiſchen Prüfung er⸗ 
leichtert wird, und ich denke dabei insbeſ. an hervorragend be⸗ 
fähigte Rechtspfleger, die, wiſſenſchaftlich veranlagt und praktiſch 
erprobt, ſich ſehr wohl in den rechtsgelehrten Juriſtenſtand ein⸗ 
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fügen könnten. Das Vorbild des deutſchen Juriſten der Zukunft 
erblickt Abraham in der Art des deutſchen „Gentleman“, wie er 
von dem Dichter Binding, einem Sohne des berühmten Juriſten 
(im „Erlebtes Leben“ S. 216) geſchildert wird. Er wünſcht insbeſ. 
die Erziehung zur Beweglichkeit des Geiſtes, zur Einfühlung in 
das Leben der Gegenwart, die eine notwendige Vorausſetzung für 
eine dem Leben angepaßte Neuordnung des Rechts ſei. Das Wort 
„Gentleman“ gehört zu den Fremdwörtern, die nicht überſetzt 
werden können, und auch die deutſche Abwandlung, die Abraham 
im Anſchluß an Binding zeichnet, gibt nur Einzelzüge, die dem 
innerlich vornehmen, ehrlichen Menſchen „des Gleichgewichts“ in 
allen Berufen eigen ſind. Die beſonderen Eigenſchaften des guten 
Richters und Anwalts, der in der Liebe zum Recht wurzelnde 
Wille zur Gerechtigkeit, das Verſtändnis für alles Menſchliche, die 
wahrhaft brüderliche Geſinnung find doch ſchon in der Gegenwart 
bei den beſten Vertretern des Berufs vorhanden, und ſie ſollen und 
können die Vorbilder auch für die Juriſten der Zukunft ſein. 
überhaupt kann man im ewigen Fließen des Geſchehens die 
Grenze zwiſchen Gegenwart und Zukunft, zwiſchen Alten und 
Jungen nicht ziehen. Es gibt Menſchen, die ſeeliſch und geiſtig 
Raum altern, und es gibt geborene Greiſe. Unſerer, zum großen 
Teile durch ſchwere Kriegs⸗ und Nachkriegsjahre zermürbtem 
Jugend muß und kann das ältere Juriſtengeſchlecht mit ſeinen 
en Überlieferungen noch für lange Zeit Richtung und Ziel 
eiſen. — 

5. Im Vorſtehenden habe ich geglaubt, mich mit gewiſſen 
Grundgedanken Abrahams näher auseinanderſetzen zu ſollen, 
um der Bedeutung der Schrift und ſeines Verf. gerecht zu werden. 
Der erſte Teil iſt dem „Ziel“ gewidmet. Den „Weg“ zeigt der 
„Entwurf II zur Neuordnung des deutſchen Rechtsweſens“ mit 
Begründung, der im Anſchluß an den Schiffer ſchen Entwurf die 
malen Rechtsgedanken formt. Der dritte Teil beſchäftigt 
ich mit dem „Meiſter“, mit Friedrich Nietzſches Bedeutung 
für die Rechtsentwicklung der Gegenwart. Der Entwurf, der eine 
Fülle wertvoller Anregungen enthält, kann, ſoweit das nicht ſchon 
geſchehen iſt, hier nicht näher durchgeprüft werden. Abraham 
hat die 88 15—17 des Schiffer ſchen Entwurfs übernommen: 
Das Verbot für den ordentlichen Richter, das Amt eines Schieds- 
richters oder die Erſtattung eines Rechtsgutachtens zu übernehmen. 
en ſollen nur mit Genehmigung des RIM. zuläſſig. Wes⸗ 
halb, ſolange wir Landesjuſtizverwaltungen haben, nicht die ſchon 
1115 erforderliche Genehmigung dieſer Zentralbehörden genügen 
ſoll, iſt nicht einzuſehen. Abraham wiederholt die e en 
Schiffers, daß ordentliche Richter weder zum Reichstag noch 
95 einem Landtag wählbar, auch nicht Mitglieder einer politiſchen 

ganiſation ſein und ſich nicht 

Weiſe politiſch betätigen dürfen. Es mag ſein, daß — wie Schiffer 
hervorhebt — in einer ſolchen Sonderstellung eine ſoziale Herab⸗ 
drückung des Standes nicht erblickt werden darf und daß auch die 
Offiziere durch Vorenthaltung des politiſchen Wahlrechts keinen 
Schaden an ihrem Anſehen erlitten haben. Aber ebenſo wichtig und 
ausſchlaggebend iſt: Die Wählbarkeit der Richter hat ihrem An⸗ 
ſehen im allgemeinen keinesfalls geſchadet, aber wichtige Belange 
der Rechtspflege weſentlich gefördert, ſie entſpricht deutſcher Rechts⸗ 
anſchauung und den Bedürfniſſen des Volksſtaates. — Beim Auf⸗ 
bau der Gerichte iſt Abraham ſeine eigenen Wege gegangen. Er 
will an der beſtehenden Gerichtsverfaſſung grundſätzlich nicht 
rütteln, verwirft insbeſ. die von Schiffer geforderte Vereinheit⸗ 
lichung des erſten Rechtszuges. Darüber wird noch nicht das letzte 
Wort geſagt fein, wenn auch die Schiffe rſchen Vorſchläge über⸗ 
wiegend auf Widerſpruch geſtoßen ſind. Ich habe an anderer Stelle 
zu zeigen verſucht, daß die Scheidung der höheren von der niederen 
Gerichtsbarkeit einen neuen, entwicklungsfähigen Gedanken dar⸗ 
ſtellt. — Dagegen hat ſich Abraham dem Schiffer ſchen Vor⸗ 
ſchlage, wonach gegen die Entſch. der LGG. wahlweiſe Berufung 
oder Reviſion ſtattfinden ſoll, mit beachtlichen Gründen ange⸗ 
ſchloſſen. Auch in der Forderung, die Rechtsanwälte an der Juſtiz⸗ 
verwaltung zu beteiligen, und in gewiſſen wichtigen Verfahrens⸗ 
vorſchriften ſtimmte ſein Entwurf mit den Schiffer ſchen Vor⸗ 
lägen überein. Er ſchränkt aber nicht nur die Beeidigung der 
eugen und Sachverſtändigen ein, ſondern will auch den Beweis 
durch Eideszuſchiebung völlig ausſchalten und durch die uneidliche 
ernehmung der Parteien erſetzen. Dem Richter verbleibt in allen 
Fällen die Auferlegung des richterlichen Eides. M. E. wird dieſe 
Regelung unzulänglich fein, folange der richterliche Eid nur ein 
Miktel zur Ergänzung des Beweiſes iſt. 

6. Friedrich Nietzſche als „Erzieher“ anzuerkennen, wird 
dem Juriſten ſchwer fallen, der den Trennungsſtrich zwiſchen der 
klaſſiſchen Schaffenszeit des Meiſters und den Ausbrüchen des 
ſpäter, geiſtig nicht mehr geſunden und an krankhajter Selbſt⸗ 
überhebung leidenden Schriftstellers nicht zu ziehen weiß. Denn es 
it ſchwer, ein einheitliches Bild dieſes bedeutenden eigenwilligen 
und einſamen Denkers zu zeichnen. Es mag die Übertreibung des 
verehrenden Anhängers ſein, wenn Abraham behauptet: Was 
Nietzſche über das Weſen allgemein menſchlicher Erkenntnis 
ſage, bedeute für den Juriſten unentbehrliche Schulung und Er⸗ 
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ziehung. Aber es iſt ein bleibendes Verdienſt Abrahams, nach⸗ 
gewieſen zu haben, wieviel Nietzſche dem Juriſten geben kann. 
Was in bem Abſchnitt über Schuld und Strafe (S. 91 ff.) aus⸗ 
geführt wird, dient in hohem Grade dazu, die Frageſtellung nach 
der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit zu klären. Wertvoll 1 auch 
der Quellenſtoff, den Abraham aus Nietzſches Schriften zu⸗ 
ſammenſtellt. Vieles darf in ſeiner Tiefe und Bedeutung (wie das 
„Aphoriſtiſche“ in der Regel) nicht überſchäßzt werden. Aber alles 
fördert den nachdenkenden Leſer. 
Os Gpräſ. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Verbilligung, Vereinfachung, Beſchleunigung der Nechts⸗ 
pflege. Reformvorſchläge des Bundes Deutſcher 
Juſtizamtmänner. Selbſtverlag des Bundes Deutſcher 
Juſtizamtmänner, Berlin O 27, Wallner⸗Theaterſtraße 28. 


Siehe Aufſaz Hawlitzky, S. 3134. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsauwülte, das 
Geſetz betr. die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armenſachen und die Preußiſche Landesgebührenordnung 
mit Erläuterungen. Auf der Grundlage der Sydow⸗ 
Buſchſchen Textausgabe mit Anmerkungen in 13. Auflage 
unter Mitaufnahme des Geſetzes über die Erſtattung in 
Armenſachen neubearbeitet von Dr. L. Buſch, Reichs⸗ 
gerichtsrat i. R., und O. Krieg, Landgerichtsdirektor. 
Taſchenformat. 496 S. Berlin 1929. Walter de Gruyter 
& Co. Preis 9 A. 


Es iſt eine Reihe von Jahren vergangen, bis die vorliegende 
13. Aufl. ihrer JW. 1925, 1360 befprochenen Vorgängerin aus dem 
Jahre 1922 nachfolgte und dem berechtigten Anſpruch des Komm., in 
der Reihe der bekannten und geſchätzten Erläuterungsbücher zur 
RAGebO. zu ſtehen, wieder geltend macht. 

Die Guttentagſchen Handkomm. haben ſich auf allen Ge 
bieten einen ſo guten Namen erworben, daß eine Empfehlung nicht 
notwendig iſt. 

Die 13. Aufl. enthält auch das Geſetz über die Erſtattung 
der RAGeb. in Armenſachen mit eingehenden Erläuterungen. Die 
Verf. haben ſich aber nicht damit begnügt, lediglich die Ergebniſſe von 
Schrifttum und Rſpr. aufzuzählen, ſondern in gründlichen Er⸗ 
läuterungen ihre eigene Auffaſſung, ſofern ſie von der herrſchenden 
Meinung abweicht, zum Ausdruck gebracht. 

Entſprechend dem praktiſchen Zweck des Buches haben auch 
die Erläuterungsſtoffe Erörterung gefunden, die noch nicht Gegen⸗ 
ſtand der Rſpr. geworden find. 

Das Werk ſchließt mit erſchöpfenden Tabellen zur DRAGebO., 
zur PreGebO. und zum Pr. D. S. 


Dr. Adolf Baumbach, Senatspräſident a. D.: Die Reichs⸗ 
koſtengeſetze, nach dem Stande vom 1. September 1929, 
nebſt Gebührentabellen. Dritte, völlig neubearbeitete Auf⸗ 
lage. Berlin 1929. Verlag von Otto Liebmann. 452 S. 
Preis geb. 9,50 A. 


Das Epiteton „völlig neu bearbeitet“ beſagt in der Tat nicht 
zu viel. Aus dem ehemals dünnen Büchlein iſt nunmehr ein Kom⸗ 
mentarwerk mittlerer Größe geworden, deſſen Handlichkeit aber, um 
das gleich vorweg zu bemerken, dank der bewährten Verwendung von 
Dünndruckpapier durch das Anſchwellen auf mehr als die doppelte 
Seitenzahl in keiner Weiſe gelitten hat. Die Eigenart der Baum- 
bach ſchen Kommentierkunſt iſt zu bekannt und in Beſprechungen 
ſchon zu oft gerühmt, als daß es hier einer erneuten Hervorhebung 
ihrer Vorzüge bedürfte. Wenn Friedlaender ſeinerzeit bei der 
Beſprechung der erften Auflagen (JW. 1926, 519; 1927, 2451) die 
überraſchende Reichhaltigkeit des kleinen Büchleins hervorheben konnte, 
ſo kann man jetzt nur von einer faſt lückenloſen Vollſtändigkeit der 
Erläuterungen ſprechen. Es iſt in der Tat wohl kaum eine ſich bei 
der Anwendung der Koſtengeſetze ergebende Frage, zu der nicht der 
Komm. Stellung nimmt — ſtets in knapper, ſcharſer, wohlabgewogener 

orm. Wenn der Verf. bei der nun einmal außerordentlich großen 
Zahl von Streitfragen des Gebührenrechts weitgehend auf eine Be⸗ 
gründung der von ihm vertretenen Anſicht verzichtet und fi vor 
allem auch bei der Anführung von Entſch. große Beihränkung auf⸗ 
erlegt hat, ſo kann es m. E. nur Billigung verdienen, daß er in 
dieſem Punkte der urſprünglichen Anlage des Werkes treu geblieben 
iſt. Der Wert der Baumbach ſchen Kommentiertechnik liegt eben 
gerade darin, daß das Buch von allem freigehalten iſt, was für den 
eiligen Benutzer als Ballaſt erſcheint. Aber auch derjenige, der ge⸗ 
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nötigt iſt, einzelnen Fragen des näheren nachzugehen, wird ſtets finden, 
daß ihn der Baumbach ſche Komm. ſofort auf die richtige Fährte ſetzt. 

Mit dem Verf. über die Berechtigung der von ihm in dieſem 
und jenem Punkte vertretenen Auffaſſung zu diskutieren, iſt hier 
ſelbſtverſtändlich nicht der Ort. Ebenſowenig glaube ich den Nachweis 
für eine ſorgfältige Durchſicht des Buches durch Angabe vereinzelter 
von mir bemerkter kleiner Unſtimmigkeiten und Druckfehler erbringen 
zu ſollen. Nur den einen Hinweis möge der Verf. mir geſtatten, daß 
ihm bei ſeinen Darlegungen zur Frage der Zuläſſigkeit eines Voll⸗ 
machtsſtempels (8 2 N. 2 GKG.) das wichtige Urteil des RFH. 24,221 
(ſ. bei. S. 226 und auch 388 daſ.) entgangen zu ſein ſcheint. 


In der Vorrede führt Baumbach bewegliche Klage über die 
vielfache Zerſplitterung der Rſpr. auf dem Gebiete des Gebührenrechts. 
Welcher Kenner der Materie wäre, der ihm in dieſem Punkte nicht 
zuſtimmte. Aus dem Hinweis auf die „verfehlte Geſtaltung des höchſten 
deutſchen Gerichts“ und dem Appell an die Juſtizverwaltungen und 
Anwaltskammern, „wirklich einzuſehen, daß ſich heutzutage ohne 
Spezialiſierung nichts Gutes mehr leiſten läßt“, vermag ich indeſſen 
keine Andeutung zu entnehmen, in welcher Richtung nach Anſicht des 
Verf. der Weg gehen ſollte. Ehedem, als noch die Möglichkeit beſtand, 
Koſtenbeſchwerden bis zum RG. zu bringen, beſtanden kaum weniger 
Streitfragen als jetzt, und dafür, daß die OLG. keinesfalls immer 
gewillt ſind, dem RG. in Koſtenfragen zu folgen, laſſen ſich auch aus 
jüngſter Zeit verſchiedene Beiſpiele anführen; ich erinnere nur an 
die jetzt im 83 Arm Anw. Rlargeftellte Frage der Verrechnung von 
Teilzahlungen des Auftraggebers. Wollte man aber etwa dem Ge⸗ 
danken des bindenden Rechtsentſcheids nachgehen, ſo ſchiene mir doch 
der Seitenblick auf die Hunderte von kammergerichtlichen Rechts⸗ 
entſcheiden in Miet⸗ und Pachtſachen wirklich nicht ermutigend, im 
Gegenteil, das Bild der neben der Szylla drohenden Charybdis in 
recht bedenkliche Nähe zu rücken. Eine wirkliche Beſſerung kann 
m. E. nur durch eine weſentliche Vereinfachung des Gebührengeſetzes 
ſelbſt erreicht werden: daß das GKG. von 1922 in dieſer Hinſicht 
ſchon einen recht beachtlichen Schritt vorwärts getan hat, zeigt deutlich 
der Vergleich mit der RAGebᷣO. Man wird ſich aber keiner Täuſchung 
darüber hingeben können, daß gerade auf dem Gebiet der Juſtiz⸗ 
geſetzgebung i. w. S. die Zahl der der Erledigung harrenden wichtigeren 
und dringlicheren geſetzgeberiſchen Aufgaben eine derart große iſt, daß 
ſicher noch manches Jahr vergehen wird, bis der Geſetzgeber zu einer 
großen organiſchen Neuordnung des Gebührenrechts ſchreiten kann. 
Schon vorher ſcheint mir aber in einer Hinſicht eine gewiſſe Beſſe⸗ 
rung durchaus möglich — ich meine das verſtändnisvolle Zuſammen⸗ 
arbeiten namentlich der oberlandesgerichtlichen Rſpr. Dem aufmerk- 
ſamen Beobachter kann nicht entgehen, daß ſich manche alten Fragen 
nur deshalb als Streitfragen von Auflage zu Auflage durch die 
Kommentare ſchleppen, weil einzelne diſſentierenden Gerichte beharrlich 
an eigenen früheren Entſch. feſthalten und dann gerade ſolche Entſch. 
mit beſonderer Vorliebe zur Veröffentlichung gebracht werden. Gerade 
auf dem Gebiete des Koſtenrechts, dem formalſten allen Formalrechts, 
zeigen in der Tat manche Gerichte eine Energie, gegen den Strom 
der herrſchenden Meinung zu ſchwimmen, der eigentlich einer beſſeren 
Sache wert wäre. Ich erinnere nur an die — merkwürdigerweiſe von 
Baumbach gebilligte — Anſicht des KG. in der Frage der An⸗ 
wendbarkeit des 8 519 Abſ. 6 ZPO. auf Berufungen gegen Arreſturteile. 

Bis das Geſetz und die Rſpr. dahin gelangt fein werden, daß 
man ohne Kommentar auskommt, wird noch lange Zeit vergehen — 
auch ich bin in dieſer Hinſicht kein Optimiſt! Solange man aber auf 
den verſchlungenen Pfaden des Gebührenrechts der Leitung bedarf, 
wird ſich gerade der Baumbach ſche Kommentar ſtets als zu⸗ 
verläſſiger, hervorragend praktiſcher Führer erweiſen. 


MinR. Dr. Jonas, Berlin. 


Konkurs ordnung, Vergleichsordnung und Anfechtungs⸗ 
geſetz mit Erläuterungen. Auf der Grundlage der Sydow⸗ 
Buſchſchen Textausgabe mit Anmerkungen in 15. Auflage 
unter Mitaufnahme der Vergleichsordnung neubearbeitet 
von Dr. L. Buſch, Reichsgerichtsrat i. R., und O. Krieg, 
Landgerichtsdirektor. Taſchenformat. 816 S. Berlin 
1929. Verlag von Walter de Gruyter & Co. Preis 
12 #. 

Die beiden Vorgänger der vorliegenden Auflage, und zwar die 

13., beſprochen JW. 1924, 389, und die 14., beſprochen JW. 

1927, 354, geben dem Referenten Veranlaſſung, troz Beanſtandung 

in einzelnen Fällen das Werk als wertvolles Hilfsmittel für die 

Praxis zu bezeichnen. 

Dieſes Werturteil trifft in vollem Umfange auf die vorliegende 

Auflage zu, die durch eine Erläuterung des Geſetzes über den Vergleich 

zur Abwendung des Kouhurſes erweitert iſt. 


Schrifttum 


Die neue Auflage, die eine Berückſichtigung der Rſpr. und des 
Schrifttums bis in die neueſte Zeit enthält, erfüllt alle Erwartungen, 
die an ein Werk der beliebten und verbreiteten Sammlung man zu 
ſtellen gewöhnt iſt. D. S. 


Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Ein⸗ 
führungsgeſetzen. In der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 13. Mai 1924 mit den bis 1. April 1929 er⸗ 
gangenen Abänderungen. Textausgabe mit Sachregiſter. 
Taſchenformat. 440 Seiten. Berlin. Verlag von Walter 
de Gruyter & Co. Geb. 3,50 . 


Die Ausgabe enthält den genauen Geſetzestext mit den bis 
1. April 1929 ergangenen Abänderungen und einem das Zurecht⸗ 
finden ſehr erleichternden Sachregiſter. D. S. 


Soergels Rechtſprechung, Jahrbuch des Zivilrechts. 29. Jahr⸗ 
gang, Rechtſprechung und Rechtslehre des Jahres 1928. 
Stuttgart 1927. Verlag von W. Kohlhammer. Preis 27. Gh. 


Auch der neuen Auflage der bekannten Soergelſchen Rſpr. 
find alle Vorzüge der bisherigen eigen, insbeſ. iſt wiederum die 
Lückenloſigkeit der Berichterſtattung zu loben. Der Titel auf dem 
Umſchlag (Soergels Rſpr.) führt leicht irre, denn es iſt nicht nur 
die geſamte Judikatur, ſondern auch die rieſige Aufſatzliteratur 
des Zivilrechts verarbeitet. Auch dieſer Band des trefflichen Werks 
wird ſich als unentbehrliches Hilfsmittel bei Gerichten und An⸗ 
waltſchaft erweiſen. D. S. 


Dr. Arthur Thurner: die Buchführung der Rechts⸗ 
auwaltskanzlei. 2. Aufl. 1929. Selbſtverlag des Verfaſſers. 
Leibnitz (Steiermark). 

Der Verf., ein öſterreichiſcher Kollege, will die Vorzüge der 
kaufmänniſchen Buchführung der Buchhaltung des RA. zugänglich 
machen. Zu dieſem Behufe entwickelt er zunächſt die allgemeinen 
Grundzüge der einfachen und doppelten kaufmänniſchen Buch⸗ 
führung in überaus klarer und leicht verſtändlicher Darſtellung. Es 
gelingt dem Verf., dieſe allgemeinen Grundſätze dem Verſtändnis 
des Anwalts um fo näher zu bringen, als er ihre praktifche Aus⸗ 
wirkung auf die beſonderen, dem RA. vertrauten Verhältniſſe 
ſeines Anwaltbetriebs aufzeigt und durch zahlreiche Buchungs⸗ 
beiſpiele und mehrere Tabellen erläutert. Das Buch iſt alſo ſchon 
deshalb verdienſtvoll, weil es den Anwalt inſtand ſetzt, jede kauf⸗ 
männiſche Buchführung zu ve.ichen. 

Ob nun freilich die Emführung der kaufmänniſchen Buch⸗ 
führung für die Buchhaltung der Anwaltskanzlei zu empfehlen iſt, 
kann für reichsdeutſche Verhältniſſe zweifelhaft erſcheinen. Gewiß 
verbürgt die kaufmänniſche ie abſolute Verläſſigkeit 
und Überſichtlichkeit. Sie ſichert in weitgehendem Maße gegen Un⸗ 
treue der Hilfskräfte. Dieſe recht bedeutungsvollen Vorteile müſſen 
aber durch ein ziemlich hohes Maß von Arbeitsaufwand erkauft 
werden. Schon für die einfache kaufmänniſche Buchführung einer 
Rechtsanwaltskanzlei erachtet der Verf. ſechs Bücher für un⸗ 
erläßlich und daneben noch mindeſtens das Geheimbuch als emp⸗ 
fehlenswert. Ein beſchäftigter Anwalt kann natürlich dieſe Bücher 
nicht ſelbſt führen. Wenn der Verf. glaubt, daß die von ihm 
gleichfalls dargeſtellte amerikaniſche Buchführung von einem An⸗ 
walt mit mittlerer Kanzlei ganz leicht ſelbſt geführt und dadurch 
Kanzleikräfte für andere Arbeiten freigehalten werden können, ſo 
halte ich dies für reichsdeutſche Verhältniſſe nicht für zutreffend. 
Will eine mittlere Anwaltskanzlei zur kaufmänniſchen Buchführung 
übergehen, ſo werden im Gegenteil die vorhandenen Hilfskräfte 
nicht mehr ausreichen. Die Belaſtung mit einer weiteren Hilfs⸗ 
kraft iſt aber bei dem derzeitigen Einkommen einer mittleren 
reichsdeutſchen Anwaltskanzlei untragbar. Es werden ſich deshalb, 
abgeſehen von ganz kleinen Büros, wo der Anwalt die Bücher 
ſelbſt führen kann, aber bei der Einfachheit der Verhältniſſe eine 
komplizierte Buchführung nicht braucht, nur reich beſchäftigte An⸗ 
wälte den Übergang zur kaufmännischen Buchführung leiſten 
können. Ihnen kann ſie — vor allem wegen der beſſeren Siche⸗ 
rung gegen Unterſchleife — empfohlen werden. Das Buch bietet 
alles, was zu ihrer Einführung und Durchführung zu wiſſen 
nötig iſt. 

Aber auch jeder andere Anwalt kann aus dem mit großer 
Sachkenntnis und Darſtellungskunſt geſchriebenen Buch unſeres 
öſterreichiſchen Kollegen Nutzen ziehen, weil ſicher jeder das eine 
oder andere für ſeinen Betrieb Geeignete darin finden wird. 

RA. Chriſtiaun Meifner, Würzburg. 
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Rechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat KRurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


Le Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. 88 839, 826 BGB.; § 28 RA O. 

1. Wenn der RA., der zugleich Notar tft, nur 
den Entwurf zu dem in Ausſicht genommenen 
Vertrag macht, die Beurkundung aber durch 
einen anderen Notar ſtattfinden ſoll, kommt 
eine Haftung des RA. als Notar nicht in Frage. 

2. 8 28 RAD. iſt eine Diſziplinarvorſchrift, 
kein Schutzgeſetz. 

3. Verſchwiegenheitspflicht des RA. ſeinem 
Klienten gegenüber beſteht nicht, wenn er in 
deſſen Auftrag mit dem Vertragsgegner ver⸗ 
handelt, in bezug auf ſolche Umſtände, zu deren 
Offenbarung an den Vertragsgegner eine 
Rechtspflicht beſteht. Beſteht der Auftraggeber 
auf Verſchwiegenheit, muß der RA. die Über- 
nahme oder Fortführung des Auftrages ab⸗ 
lehnen. 

4. Vorausſetzungen für 8 826: a) Vorſat; es 
genügt Eventualdolus; b) ſittenwidrige Hand⸗ 
lung; es genügt unter Umſtänden grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit, namentlich wenn der Täter mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeinen Beruf oder ſein Anſehen eine 
Vertrauensſtellung einnimmt, z. B. ein RU, 
namentlich wenn er auch noch Notar iſt. 

5. Haftung für culpa in contrahendo bei den 
Vertragsvorverhandlungenz es haftet hierfür 
nicht der Vertreter, ſondern für deſſen Verſchul⸗ 
den der Vertretene. 

1. Eine Haftung des Bekl. in ſeiner Eigenſchaft als Notar 
gemäß $ 839 BGB. ſcheidet aus. Zwar hat der Bekl. einen 
Entwurf zu dem in Ausſicht genommenen Kaufvertrag ge⸗ 
fertigt. Aber er iſt hierbei in ſeiner Eigenſchaft als RA., und 
zwar als Rechtsberater und Vertreter des E. in der Kauf⸗ 
angelegenheit lediglich in deſſen Auftrage tätig geworden, um 
die Vorſchläge des E. für die Geſtaltung des Vertrages zu 
formulieren; die Beurkundung des Vertrages ſollte durch den 
Notar L. erfolgen, wie von vornherein feſtſtand. Bei ſolcher 
Sachlage kommt eine Betätigung des Bekl. als Notar nicht 
in Frage (RG. 49, 269; 93, 702); Oberneck, Notariats⸗ 
recht, 8. Aufl., 8 23 S. 144, 145). R.: JW. 1917, 358 
(vgl. dazu Obernech fteht nicht entgegen; denn in dem dort 
entſchiedenen Falle war die Beglaubigung der Urkunde durch 
den Notar in Ausſicht genommen, der ſie entworfen hatte. 

2. Für das Vorliegen eines Vertragsverhältniſſes zwi⸗ 
ſchen den Parteien ferner fehlt es entgegen den Ausführungen 
der Rev. an jedem Anhalt. Damit entfällt die Annahme 
einer vertraglichen Haftung des Bekl. Auch der von der 
Rev. in den Vordergrund geſtellte Geſichtspunkt des Ver⸗ 
ſchuldens bei Vertragsverhandlungen (culpa in contrahendo, 
vgl. RGRomm., 6. Aufl., Erl. 3 zu § 276 Bd. I S. 452, 
453) greift nicht ein. Zwar iſt der vom BG. hierfür gegebene 
Entſcheidungsgrund, der Bekl. habe bei dem Vertragsschluß 
am 15. März 1927 nicht mitgewirkt und ſei deshalb nicht 
verantwortlich zu machen, rechtsirrtümlich. Denn der Bekl. 
hat als Vertreter des E. die Verhandlungen mit L. geführt, 
die dem Vertragsabſchluß vorausgingen, und gerade auch auf 


1) JW. 1918, 502, 


ſolche Vorverhandlungen erſtreckt ſich die Haftung wegen 
culpa in contrahendo. Aber der Bekl. verhandelte nicht für 
ih in eigenem Namen, ſondern namens des E:; nicht er, 
ſondern E. war daher während der Vorverhandlungen Schuld⸗ 
ner des Kl. i. S. des 8 276 BGB. Das Verſchulden des Be⸗ 
klagten, auch ſeinen Vorſatz, hat daher dem Kl. gegenüber 
nach dem Grundſatz des 8 278 BGB. E. zu vertreten (RG. 
103, 50; 107, 242; RG.: JW. 1927, 1086; a. M. früher 
RE. 61, 213). Der von der Rev. in Bezug genommene Fall 
RG. 120, 252 2) lag inſofern weſentlich anders, als der dortige 
Bekl. der einzige ſachlich Beteiligte an den Verhandlungen 
war und lediglich deshalb als Vertreter auftrat, weil der 
von ihm Vertretene noch als Grundſtückseigentümer ein⸗ 
getragen war, während das Grundſtück wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet bereits dem Vertreter gehörte. 

3. Wohl aber haftet der Vertreter für ſeine Perſon 
dann, wenn ſein Verhalten eine unerlaubte Handlung nach 
88 823 ff. BGB. darſtellt (RG. 61, 250; 63, 146; RGWarn. 
1908 Nr. 49; RGRKomm., Erl. 51 zu 8 826 Bd. II S. 580). 

Von letzteren Vorſchriften hat der 8 823 Abi. 1 hier des⸗ 
halb außer Betracht zu bleiben, weil der Bekl. nur das 
Vermögen des Kl., nicht aber ein abſolutes Recht desſelben 
verletzt haben würde. Für eine Haftung des Bekl. nach 
8 823 Abſ. 2 könnten nur § 28 RAD. und 8 263 StGB., 
ſei es als ſelbſtändige Handlung, ſei es in Form der Mit⸗ 
täterſchaft mit E. ($ 47 StGB.), ſei es in Form der Bei⸗ 
hilfe (§ 49 daf.), in Frage kommen. Der § 28 RAD. ſtellt 
jedoch kein Schutzgeſetz i. S. von 8823 Abſ. 2 BGB., ſondern 
nur eine Diſziplinarvorſchrift dar (RG. 79, 925); Fried⸗ 
laender, RA O., 2. Aufl., Anm. 1 zu 8 28 S. 97). Ob ferner 
einer der bezeichneten Betrugstatbeſtände vorliegt, mag der 
BerR., der dieſe Frage bisher zum mindeſten nicht er⸗ 
Ken behandelt hat, nach Aufklärung des Sachverhalts 
prüfen. 

Es bleibt daher nur noch zu erörtern, ob der 8 826 
BGB., wie wiederholt betont werden mag, bei Unterſtellung 
der Richtigkeit der Angaben des Kl., dem Klageanſpruch zur 
Stütze gereicht. Das BU. ift zu einer Verneinung dieſer Frage 
gelangt auf Grund folgender Erwägungen. (Wird näher 
wiedergegeben.) 

Hiermit hat der Ber. die Vorſchrift des 8826 BGB. 
zu eng ausgelegt und dadurch gegen dieſe Beſtimmung ver⸗ 
ſtoßen. Der 8826 BGB. ſetzt einmal eine ſittenwidrige 
Handlungsweiſe und ſodann Vorſatz des Täters voraus. 
Beide Tatbeſtandsmerkmale ſind ſcharf auseinanderzuhalten 
(RG. 90, 108). 

Was zunächſt die Frage des Vorſatzes anlangt, ſo will 
der Ber. den Bekl. nur haften laſſen, wenn er die Ver⸗ 
mögensgefährdung des Kl. vorausgeſehen habe. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſteht mit der ſtändigen Rſpr. des RG., wonach der 
Täter zwar nicht für grobe Fahrläſſigkeit, wohl aber auch 
für bedingten Vorſatz einzuſtehen hat, nicht in Einklang. Da⸗ 
nach wird das Merkmal der Vorſätzlichkeit auch ſchon durch 
das Bewußtſein des Täters erfüllt, daß infolge ſeines Tuns 
oder Unterlaſſens ein anderer Schaden leiden könne, ſofern 
er dieſen möglichen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen und 
für den Fall ſeines Eintritts gebilligt hat; nur darf ſich der 
mögliche Erfolg dem Täter nicht als eine ſo entfernte Mög⸗ 
lichkeit darſtellen, daß er ernſtlich nicht mit einer ſolchen 
rechnen zu müſſen glaubt (vgl. u.a. RGurt.: JW. 1906, 
78148; 1911, 65222; 1912, 368; 1927, 892%; RGR Komm,, 
Erl. 3 zu 8826 Bd. II S. 575 nebſt weiteren Nachweiſungen); 
die Überzeugung des Täters, daß kein Schaden entſtehen könne, 
ſchließt hiernach auch den bedingten Vorſatz aus (RGWarn. 
1914 Nr. 109). Auf Grund dieſer Ausführungen wird der 
BerR. unter Berückſichtigung der Anführungen des Bekl. 
von neuem zu prüfen haben, ob ihm Vorſätzlichkeit zur 
Laſt fällt. 

Was die vom Berg. nicht beſonders erörterte Frage 


2) JW. 1928, 1286. ) JW. 1912, 636. 
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des Sittenverſtoßes betrifft, ſo iſt es nicht erforderlich, daß 
der Täter ſich deſſen bewußt iſt, er verſtoße gegen die guten 
Sitten; er muß nur die Tatumſtände, welche ſein Tun oder 
Unterlaſſen zu einem ſittlich verwerflichen machen, gekannt 
haben. Im Gegenſatz zur Schädigung braucht das ſitten⸗ 
widrige Handeln nicht notwendig einem Vorſatz zu ent⸗ 
ſpringen; unter beſonderen Umſtänden kann vielmehr auch 
ein Handeln aus grober Fahrläſſigkeit das Erfordernis des 
Sittenverſtoßes erfüllen. Dieſe Grundſätze ſtehen in der 
reichsgerichtlichen Rſpr. feſt (vgl. u. a. RG.: JW. 1911, 
584 21; 1912, 74914; 1917, 341, 5405; RG. 79, 23°); RGR⸗ 
Komm., Erl. 2 zu § 826 Bd. II S. 574 nebſt weiteren Nach⸗ 
weiſungen). Insbeſondere ſtellt ein leichtfertiges und ge⸗ 
wiſſenloſes Tun je nach Umſtänden dann eine Sittenwidrig⸗ 
keit dar, wenn der Schädiger mit Rückſicht auf ſeinen Beruf 
oder ſein Anſehen eine Vertrauensſtellung einnimmt (RG. 
72, 175; RGWarn. 1914 Nr. 122; 1916 Nr. 254; 1917 
Nr. 291). In dieſes Gebiet ſchlägt der vorliegende Fall 
ein. Denn der Bekl. iſt RA. und als ſolcher ein Organ der 
Rechtspflege, das grundlegende öffentliche Zwecke unter be⸗ 
ſonderer Verantwortung auf Grund wiſſenſchaftlicher Vor⸗ 
bildung mit ſtaatlicher Genehmigung zu erfüllen hat (RG. 
66, 1485); 83, 114); 99, 192 ); 105, 3806); 115, 145 )). 
Der Bekl. iſt weiter, wenn er hier auch als ſolcher nicht ge⸗ 
handelt hat, Notar und in dieſer Eigenſchaft Beamter und 
einer der Träger der vorbeugenden Rechtspflege (Oberneck 
a. a. O. 8 1 S. 3). Wer mit einer Perſon in ſolcher Stellung 
in Vertragsverhandlungen eintritt, verläßt ſich darauf und 
darf ſich darauf verlaſſen, daß nicht unter deſſen Augen und 
deſſen ſchweigender Duldung ein Vertrag geſchloſſen wird, 
der nicht zuſtande gekommen wäre, wenn die Gegenpartei 
ihre Offenbarungspflicht erfüllt hätte. Die einem Anwalt 
inſoweit zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit wird daher weit eher 
als Leichtfertigkeit und damit als ſittenwidriges Verhalten 
zu werden ſein, als wenn ſie einem anderen, z. B. einem 
Makler, zum Vorwurf gereicht. Daß auch bloßes Verſchweigen, 
ſofern eine Rechtspflicht zum Reden beſtand, und nicht nur 
eine wahrheitswidrige Angabe als Sittenverſtoß zu beurteilen 
fein kann, iſt anerkannten Rechtens (vgl. RGUrt.: JW. 
1922, 13905). Zwar iſt niemand verpflichtet, von vornherein 
allgemein alle Verhältniſſe zu offenbaren, die für den Ver⸗ 
tragsgegner von Bedeutung fein können (RGWarn. 1919 
Nr. 168; 23. 1917, 1071 Nr. 15; JW. 1911, 575), aber 
eine Offenbarungspflicht beſteht dann, wenn die Gegen⸗ 
partei nach der Verkehrsauffaſſung oder nach der beſonderen 
Lage der Umſtände eine Mitteilung erwarten darf (RG. 62, 
150; RGWarn. 1914 Nr. 38 und 185; RGurt.: ZW. 1917, 
32416; RGRKomm., Erl. 5b zu 8826 Bd. II S. 577). 
Namentlich trifft dies dann zu, wenn der Vertragsgegner 
während der Verhandlungen zum Ausdruck gebracht hat, daß 
gerade die verſchwiegenen Tatſachen für ſeine Entſchließung 
zur Eingehung des Vertrages von Bedeutung ſind, oder 
wenn ihre Bedeutung hierfür auf der Hand liegt. Beide Vor⸗ 
5 lagen hier, die Richtigkeit der Angaben des Kl. 
unterſtellt, unzweifelhaft vor. Der Bekl. kannte die Fällig⸗ 
keit der Hypothek. Daß aber ferner nicht leicht jemand ein 
Grundſtück im Werte von etwa 120 000 RN kaufen wird, 
wenn er weiß, daß die erſte Hypothek von 30 000 RN fällig 
iſt und die Zwangsverſteigerung auf Grund dieſer Hypothek 
vor der Tür ſteht, wird der Regel nach für jeden Laien, 
jedenfalls aber für einen RA. mit längerer Erfahrung, er⸗ 
kennbar ſein (vgl. RGUrt. v. 20. Dez. 1922, V 261/22: JW. 
1911, 2132). 

Das DU. hat ſich weiter mit der vom Bekl. nicht an⸗ 
geregten Frage beſchäftigt, ob dieſer als Vertreter des E. 
infolge der ihm obliegenden Verſchwiegenheitspflicht gehindert 
geweſen ſei, dem Kl. die Fälligkeit der Hypothek und den 
bevorſtehenden Verſteigerungsantrag zu offenbaren. Hierzu 
mag folgendes bemerkt werden. E. iſt nicht zum Bekl., um 
deſſen Beiſtand zu erbitten, gekommen, nachdem er einen Be⸗ 
trug begangen hatte und nachdem er dieſerhalb ſtraf und 
zivilrechtlich zur Verantwortung gezogen worden war. Er 
hat vielmehr um die Hilfe des Bekl. vor dem Vertragsſchluß 
gebeten. In der Allgemeinheit iſt es bekannt, daß ein RA. 


) JW. 1912, 538. >) JW. 1907, 475. 
) JW. 1920, 778. 9 JW. 1923, 926. 


) JW. 1913, 1144. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſich nicht dazu hergeben wird, bei Vertragsverhandlungen 
mitzuwirken, bei denen es auf eine Täuſchung des Vertrags- 
gegners abgeſehen iſt. Deshalb liegt darin, daß jemand ſich 
in einer ſolchen Angelegenheit an einen Anwalt wendet, die 
ſtillſchweigende Ermächtigung für dieſen, bei den Verhand⸗ 
lungen alles zu offenbaren, was nach den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften offenbart werden muß. Durch die Übernahme eines 
ſolchen Auftrags erwächſt dem Anwalt die Pflicht, ſich über 
die Sach⸗ und Rechtslage, insbeſ. durch Beſprechung mit 
ſeinem Auftraggeber und in Grundſtücksſachen durch Einſicht⸗ 
nahme in die Grundakten zu unterrichten. Tauchen ihm hier⸗ 
bei Zweifel auf, ob der Auftraggeber mit der Offenbarung 
der Verhältniſſe in den angegebenen Grenzen einverſtanden 
iſt, ſo wird er um die Ermächtigung hierzu zu erſuchen und 
im Falle ihrer Nichterteilung die Übernahme des Auftrags 
abzulehnen haben. Ein vorſichtiger Anwalt wird daher nicht 
häufig in den Widerſtreit zwiſchen ſeiner Pflicht zur Wah⸗ 
rung der Belange feines Auftraggebers, insbeſ. ſeiner Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht (RG. 98, 77; Friedlaender a. a. O., 
Exkurs I zu § 28 S. 104 ff.; Finger, Kunſt des Rechts⸗ 
anwalts, 3. Aufl., S. 221 ff.), und ſeinen übrigen Standes⸗ 
pflichten in Fällen, in denen er mit der Führung von Ver⸗ 
tragsverhandlungen betraut iſt, kommen. Iſt dies aber doch 
der Fall, z. B. weil er ſelbſt von ſeiner Partei getäuſcht iſt 
oder weil er wahrnimmt, daß dieſe ſelbſt falſche Angaben dem 
Gegner macht, ſo muß von ihm zum mindeſten verlangt wer⸗ 
den, daß er das Auftragsverhältnis kündigt und den Ver⸗ 
tragsgegner hiervon in Kenntnis ſetzt, ſofern nicht etwa der 
Auftraggeber, welcher über die möglichen Folgen ſeiner Hand⸗ 
lungsweiſe auf zivil⸗ und ſtrafrechtlichem Gebiete zu be⸗ 
lehren iſt, von ſeinem Verhalten alsbald abläßt. Denn auch 
den Schein, als ob er zur Begehung einer unerlaubten Hand⸗ 
lung ſeine Hand biete, muß der Anwalt vermeiden. Ob er 
darüber hinaus, wie die Rev. meint, ſeinerſeits ſogar trotz 
Verbotes des Auftraggebers, den Vertragsgegner über die 
vorgefallene Täuſchung unterrichten muß, um die wirklichen 
Belange ſeines Auftraggebers und ſeine eigenen Belange zu 
wahren, vor allem aber mit Rückſicht auf das Anſehen ſeines 
Standes, wird nur je nach der beſonderen Sachlage ent⸗ 
ſchieden werden können. 
[Sch.] 


(u. v. 11. Juli 1929; 751/28 VI. — Berlin.) 


2. 8839 BGB. Der mit der Abfaſſung von 


Gründungsverträgen und der Bewirkung ihrer 
Vollziehung beauftragte Anwalt haftet für die 
richtige Behandlung des Auftrags auch dann, 
wenn der zugezogene Notar ſeine Amtspflicht 
dadurch verletzt, daß er einen Eintragungs⸗ 
antrag dem Grundbuchamt nicht weitergibt. Die 
Haftung des Notars iſt daher ausgeſchloſſen, 
ſolange der dem Geſchädigten in erſter Linie 
haftende Anwalt mit Erfolg in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden kann. ) 

(U. v. 11. Mai 1928; 60/28 III. — Karlsruhe.) [Sch.] 


Abgedr. JW. 1928, 186218, 


Zu 2. A. Anm. Oberneck: JW. 1929, 1975 24. 


B. Sowohl das Urteil wie auch Oberneck halten für ent⸗ 
ſcheidend den Umſtand, daß ein RA. gegenüber der Kl. verpflichtet 
war, bei der Beurkundung und bei der Ausführung der Geſellſchafts⸗ 
umwandlung ihre Belange wahrzunehmen. In Wahrheit iſt dieſer 
Umſtand aber bedeutungslos, und das Urteil hätte ebenſo ergehen 
müſſen, wenn der RA. nicht als Berater mitgewirkt hätte. Wenn 
die Geſellſchafter ohne Rechtsbeiſtand vor dem Notar die Umwand⸗ 
lung der OHG. in eine AktG. und die Einbringung der Grundſtücke 
in dieſe erklärt hätten, ſo hätte der Notar vermöge ſeiner Amtspflicht 
auf ſachgemäße und vollſtändige Erklärungen hinzuwirken, in die 
Urkunde — grundſätzlich und an ſich betrachtet — den Antrag der 
Beteiligten aufnehmen müſſen, die ihnen zuſtehende Ausfertigung un⸗ 
mittelbar dem GBA. einzureichen; dies dient zur Beſchleunigung der 
Erledigung und iſt allgemein gebräuchlich. 89 PrGeboO. ſpricht dem 
Notar für dieſe Einreichung Vergütung ab und bringt fo zum Aus» 
druck, daß dieſe bloßes Anhängſel der Beurkundung, etwas Selbſt⸗ 
verſtändliches ſei. Gerade im vorliegenden Fall beſtand eine ſolche 
Verpflichtung des Notars nicht; denn die Angehung des GBA. konnte 
erft erfolgen, wenn die AktG. im Handelsregiſter eingetragen war, 
alſo (insbeſ. im Fall von Beanſtandungen des Regiſtergerichts) nach 
unbeſtimmter Zeit. Der Notar war danach in dem vom RG. ent⸗ 


“ 


58. Jahrg. 1929 Heft 45/46] 


3. 8 1 Un l WG.; 58 21 RAO. Ein früherer 
Rechtsanwalt, der jetzt den Beruf eines Rechts⸗ 
konſulenten ausübt, darf ſich nicht als „Rechts⸗ 
anwalt a. D.“ bezeichnen. f) 

(u. v. 7. Juni 1929; 533/28 II. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1929, 1985 3%. 


ſchiedenen Fall gar nicht in der Lage, die Urkunde dem GBA. ein⸗ 
zureichen; dieſes nimmt nicht Urkunden entgegen, die bei der Ein⸗ 
reichung noch gar nicht Grundlage grundbücherlicher Tätigkeit ſein 
können, dies vielmehr erſt nach Erledigung der Tätigkeit des Regiſter⸗ 
gerichts werden können. Nun hätte freilich der Notar bei der Be⸗ 
urkundung den Antrag der Beteiligten dahin entgegennehmen können, 
daß er die Ausfertigung ſpäter dem GBA. einreichen ſolle, wenn 
emnächſt die Eintragung im Handelsregiſter erfolgt ſein würde. 
Aber der Notar war nicht verpflichtet, Anträge auf eine erſt ſpäter 
zu leiſtende Tätigkeit entgegenzunehmen, zumal ihm der Zeitpunkt 
der Erledigung beim Regiſtergericht unbekannt blieb, da die Bekannt⸗ 
machung aus 8 130 Abſ. 2 FG. an die Beteiligten ſelbſt und nicht 
an den Notar erfolgt (Joſef: Bay Not V. 1915, 246); der Notar iſt 
auch nicht verpflichtet, die Erledigung durch das (vielleicht auswärtige) 
Regiſtergericht zu überwachen. Danach hätte, auch wenn die Geſell⸗ 
ſchafter ohne ihren Berater vor dem Notar erſchienen und dieſer die 
Beurkundung ſelbſtändig bewirkt hätte, das Urteil ebenſo ausfallen 
müſſen: den Notar traf kein Verſchulden darin, daß er es unterließ, 
einen Antrag der Beteiligten auf Einreichung an das GBA. an⸗ 
zuregen; er war auch nicht verpflichtet, ſie darüber zu belehren, daß 
nach erfolgter Eintragung der AktG. im Handelsregiſter noch eine 
Tätigkeit des GBA. notwendig werde; bei Leuten, die ſich auf der⸗ 
artige „Transaktionen“ vor dem Notar einlaſſen, iſt vielmehr die 
Kenntnis hiervon vorauszuſetzen. Übrigens hatte im dortigen Fall 
der Notar die Beteiligten ſogar noch darauf aufmerkſam gemacht, 
daß die gemäß dem Entwurf des RA. im Geſellſchaftsvertrag er⸗ 
klärte Auflaſſung von zweifelhafter Gültigkeit ſei, da die AktG. 
damals noch gar nicht beſtand (Grodmann, Anm. 1b a. E. zu 
8 200 HGB.), fo daß fie allen Anlaß hatten, ſelbſttätig die Er⸗ 
ledigung durch das GBA. im Auge zu behalten. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 3. Es iſt zu begrüßen, daß der Berliner Anwaltverein — 
nach Mißerfolgen in den Vorinſtanzen — beim NG, mit feiner 
Unterlaſſungsklage gegen den „Rechtsanwalt a. D.“ in vollem Um⸗ 
fange durchgedrungen iſt und damit eine oberſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung von eminenter grundſätzlicher Bedeutung 
herbeiführen konnte. 

uber die Frage, ob die Tätigkeit des RA. den Vorſchriften 
des Wettbewerbsgeſetzes zu unterſtellen iſt, war lauge Zeit große 
Uneinigkeit im Schrifttum. Jedoch ſcheint die konſtante Rſpr. des 
RG., vor allem in den beiden grundlegenden Entſch. (RG. 99, 190 
und 105, 379) allmählich auch die bisherigen Verneiner zur Umkehr 
beſtimmt zu haben. So erklärt z. B. Roſenthal in der 6. Aufl. 
ſeines Komm. (1927) S. 6 ganz offen, daß er feinen bisherigen 
Standpunkt aufgibt, und auch Friedlaender, der noch in der 
2. Aufl. des Komm. NAD. S. 6 Allg. Einl. Anm. 13 unter Hinweis 
auf Finger, UniW®. und auf Benedikt, „Advohatur unſerer 
Zeit“, die Anwendung des Wettbewerbsgeſetzes auf die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft bekämpft, pflichtet in der neuen Auflage, die ſoeben in Druck 
kommt, der reichsgerichtlichen Auffaſſung bei. 

Es iſt ganz gewiß nicht zu verkennen, daß die Unterſtellung 
der Anwaltstaͤtigkeit unter das Wettbewerbsgeſetz gewiſſe Gefahren 
in ſich birgt. Die allgemeine Gleichſtellung des Anwaltsberufs 
mit den „Gewerben“ im engeren Sinne wird dadurch zweifellos näher 
gerückt und es könnte bald vergeſſen werden, daß Arzte und RA., 
deren „Umſatz“ (1) man jetzt bereits beſteuert, nach der Auffaſſung 
des RG,, wie fie vor 20 Jahren zum Ausdruck kam (RG. 66, 148) 
einen Beruf haben, den ſie nicht „als ein auf Geldverdienen ge⸗ 
richtetes Unternehmen ausüben dürfen“, der gemeinnützigen, höheren 
ſittlichen Zwecken dient. Der RA., der eine hohe Auffaſſung von 
ſeiner Berufung hat, wird in allen Strebungen der neuen Zeit, die 
auf eine ſtärkere Betonung des Erwerbsmäßigen ſeiner Tätigkeit 
hinauslaufen, eine Gefahr für die ideale Seite ſeines Amtes er⸗ 
blicken. Denn mag auch das Entgelt mit der Ausübung freier Berufe 
ſeit jeher verbunden geweſen ſein, ſo trat es doch (wie z. B. auch 
beim Arzt und beim Seelſorger) ſtets hinter den höheren Zwecken 
ihrer Hilfeleiſtungen zurück, während die heutige Zeit überall, ſogar 
beim Künſtler, die Abſicht, Geld zu erraffen, in den Vordergrund 
zu ſchieben ſucht. 

So geſehen, iſt es demjenigen, der mit den höheren Berufen 
noch immer ideale Vorſtellungen verbindet, nicht ganz wohl, wenn 
er lieſt, daß nach heutiger Betrachtungsweiſe RA. unter ſich und mit 
anderen überhaupt im „Wettbewerb“ ſtehen; daß Winkeladvokat 
und Kurpfuſcher verfolgt werden können, wenn fie in ihrem „Wett⸗ 
bewerb“ mit dem RA. bzw. dem Arzt ſich unlauterer Machenſchaften 
ſchuldig machen. Das Dort allein ſchon: „Wettbewerb“ vermittelt 
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II. Verfahren. 
1. Zivilprozeßrecht. 

a4. § 233 3 PO. Der Rechtsmittelkläger iſt an 
der Einlegung des Rechtsmittels nicht i. S. 8233 
3 PO. „verhindert“, wenn feinem Streitgenoſſen 
bei gleicher Rechtslage das nachgeſuchte Armen⸗ 
recht wegen Ausſichtsloſigkeit der weiteren 
Rechtsverfolgung verſagt worden iſt. Er erhält 
— wird dem Streitgenoſſen nach nochmaliger 
Prüfung das Armenrecht bewilligt — keine 
Wiedereinſetzung. f) 

Der Bekl. B. hat mit einer am 15. Juni 1928 ein⸗ 
gegangenen Eingabe beim RG. die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts auch zum Zwecke der Anſchlußreviſion nachgeſucht. Für 
dieſe wurde es ihm zunächſt verweigert. Erſt auf Grund er⸗ 
neuter Prüfung, die auf das Armenrechtsgeſuch des Kl. ſtatt⸗ 


das Bild von dem Wettrennen nach Erwerb und Gewinn und wehe, 
wenn Arzt, Anwalt, Künſtler nicht mehr in erſter Linie um der 
Sache willen, ſondern um des Geldes willen ihr Können für die 
Menſchheit ausüben! 

Alle dieſe Überlegungen idealer Art hindern aber nicht, daß es 
trotz alledem als ſachlich richtig anerkannt werden muß, die Tätigkeit 
des Anwalts dem Wettbewerbsgeſetz zu unterſtellen. Die Gründe hat am 
treffendſten und überzeugendſten Fuld: JW. 1911,15 („Die Rechts- 
anwaltſchaft u. das Wettbewerbs.“) aufgezeigt, indem er vor allem 
darauf hinwies, „daß die Geſetzgebungsfalkkoren bewußt eine Faſſung 
des § 1 gewählt haben, um die Ausübung der anwaltſchaftlichen Tätige 
keit ebenfalls unter das Geſetz zu ſtellen“, und daß der Diſziplinarſchutz 
zwar den unlauteren Wettbewerb der Anwälte unter ſich verhütet, 
daß er aber nur öffentlich⸗rechtlicher Natur it und in bezug auf 
privatrechtliche Anſprüche gegen Dritte verſagt. Auch der Geſichts⸗ 
punkt darf nicht überſehen werden, daß die Rechtsanwaltſchaft 
gerade in ihren idealen Velangen, ihrem ſittlichen Niveau und 
ihrer öffentlichen Vertrauenswürdigkeit vor den preſtigeſchädigenden 
Einflüſſen einer vom Publikum nicht richtig erkannten Pſeudo⸗ 
anwaltſchaft durch das Wettbewerbsgeſetz geſchützt werden ſoll. 

Was nun im beſonderen die Frage anlangt, ob der Rechts⸗ 
Ronſulent, der feine frühere Zugehörigkeit zum Anwaltsſtand durch 
Weiterführung des Titels „Rechtsanwalt“ mit dem Zuſatz „a. D.“ 
oder mit einem anderen unleſerlichen Zufatz gefliſſentlich betont, ſich 
dadurch einer Zuwiderhandlung gegen das Wettbewerbsgeſetz ſchuldig 
macht, fo iſt m. E. dem 2. ZivSen. im vollſten Umfange beizu⸗ 
pflichten. Entſcheidend iſt hier nicht etwa, ob eine unbefugte Titelführung 
i. ©. des § 360 Nr. 8 StGB. vorliegt. Entſcheidend iſt vielmehr der 
in dem Hinweis liegende Verſuch, das Publikum zu täuſchen; denn 
den wahren Sachverhalt: daß er in Unehre aus dem Stand der 
RA. ausgeſtoßen worden ift, will der Betr. ganz gewiß nicht durch 
die Beifügung „Rechtsanwalt a. D.“ der Öffentlichkeit kund tun. Er 
will im Gegenteil Kunden dadurch anlocken, daß er die Qualitäten 
eines RA. anpreiſt, deſſen Tätigkeit er nicht nur nicht mehr aus⸗ 
übt, wie er mit den Buchſtaben „a. D.“ zugeſteht, deſſen Tätigkeit 
er vielmehr wegen ehrenrühriger, ſtandeswidriger Handlungen auch 
nicht mehr ausüben darf, was er in unlauterer Weiſe unterdrückt. 

RA. Dr. v. Scanzoni, München. 


Zu 4. In ſtänd. Rſpr. hat das RG. ſtets den Standpunkt 
feſtgehalten, daß, wenn das Armenrecht rechtzeitig beantragt wird, 
gegen die verſpätete Einlegung des Rechtsmittels die Wiederein⸗ 
ſetzung zu gewähren iſt, falls nicht eine beſondere Verzögerung 
in der Behandlung der Sache durch die Armenpartei erfolgt iſt. Es 
hat dieſen Grundſatz insbeſ. auch für den Fall aufgeſtellt, daß die 
Verzögerung dadurch ihren Grund hat, daß die Bewilligung des 
Armenrechts abgelehnt worden iſt und daß dann die Partei nach 
Ablauf der Rechtsmittelfriſt durch einen von ihr gewählten Anwalt 
das Rechtsmittel eingelegt hat (vgl. RGB.: JW. 1890, 1784; 1892, 
270 6; 1904, 75; 1911, 2682; RG. 12, 375). 

Das NG. hat auch in dieſen Entf. erklärt, daß der Armen⸗ 
partei nicht etwa zugemutet werden könne, vorſorglich für den Fall 
der Ablehnung des Armenrechtsgeſuches innerhalb der Rechtsmittel 
friſt das Rechtsmittel durch einen gewählten Verteidiger einzulegen, 
weil ſie eben ein Recht auf das Armenrecht habe, ſoweit ſie arm 
ſei, und weil ſie auch damit rechnen könnte, daß über ihr Armenrechts⸗ 
geſuch in ihrem Sinne richtig entſchieden würde, d. h. daß es bewilligt 
werden würde. Nur in zwei Fällen hat das RO. eine Ausnahme von 
dieſer Regel zugelaſſen, einmal, wenn die Bewilligung des Armenrechts 
deshalb abgelehnt iſt, weil das Gericht feſtgeſtellt hat, daß die Partei 
nicht arm ſei (JW. 1907, 517 20 und RG. 70, 121 ff. JW. 1909, 73) 
und ſodann, wenn zu der rechtzeitigen Einlegung des Rechtsmittels 
die Zuziehung eines Anwalts nicht erforderlich war und auch ſonſtige 
Koſten dadurch nicht entſtanden wären (JW. 1899, 1766). 

Ob dieſe beiden Ausnahmen von der oben aufgeſtellten Regel 
berechtigt ſind oder nicht, kann hier dahingeſtellt bleiben. Jeden⸗ 
falls deckt ſich die Entſch., ſoweit dem Bekl. B. die Einſetzung in 
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fand, wurde dem Bekl. B. durch Beſchl. v. 22. Okt. 1928 
das Armenrecht auch für die Anſchlußreviſion bewilligt, nach⸗ 
dem die Reviſionsbegründungsfriſt mit dem 7. Juli 1928 
bereits lange abgelaufen war. Auf Grund dieſes ihm am 
24. Okt. 1928 zugeſtellten Beſchluſſes legte der Bekl. B. am 
2. Nov. 1928 Anſchlußreviſion ein und beantragte gleichzeitig 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der für die Anſchlußreviſion beſtimmten Friſt. Dieſem An⸗ 
trage war ſtattzugeben. Denn der Bekl. B., der wegen Armut 
nicht imſtande war, aus eigenen Mitteln einen Anwalt an⸗ 
zunehmen, hat etwa drei Wochen vor Ablauf der Reviſions⸗ 
begründungsfriſt, die gemäß $ 556 ZPO. auch die Friſt für 
die Einlegung der Anſchlußreviſion iſt, das Armenrecht auch 
dafür beantragt. Der Umſtand, daß dieſes ihm erſt durch 
Beſchl. v. 22. Okt. 1928 bewilligt wurde, ſtellte für ihn ein 
unabwendbares Ereignis dar. Sodann iſt innerhalb der im 
§ 234 3PO. vorgeſehenen Friſt die Wiedereinſetzung ord⸗ 
nungsmäßig beantragt worden. 

Mit Schrift v. 7. Nov. 1928, eingegangen an demſelben 
Tage, hat denn auch der Bekl. zu 1 Anſchlußreviſion ein⸗ 
gelegt und Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt. 
Zur Begründung hat er geltend gemacht: Er habe innerhalb 
der Reviſionsbegründungsfriſt Anſchlußreviſion einlegen wol⸗ 
len, jedoch davon abgeſehen, als aus der Verweigerung des 
Armenrechts für den Bekl. B. erſichtlich geweſen ſei, daß das 
RG. die Anſchlußreviſion für ausſichtslos erachte. Dieſes 
Hindernis ſei erſt behoben geweſen, als ihm der Bekl. B. 
die nachträgliche Bewilligung des Armenrechts durch Schrei⸗ 
ben v. 2. November mitgeteilt habe. Dieſe Tatſachen ſind 
nicht geeignet, die Wiedereinſetzung zu rechtfertigen. Dadurch, 
daß das RG. dem Bekl. B. das Armenrecht für die Anſchluß⸗ 
reviſion verſagte, wurde der Bekl. zu 1 keineswegs „ver⸗ 
hindert“, die Anſchlußreviſion einzulegen. Es ſtand das viel⸗ 
mehr vollſtändig in ſeiner Hand; denn es war ſeine Sache, zu 
prüjen, ob das BU. durchgreifende Rechtsfehler enthielt, wenn 
es zu dieſer Überzeugung kam, Anſchlußreviſion einzulegen 
und vor dem RG. ſeine Anſicht zu vertreten. Wenn das 
Rev. bei der Prüfung des Armenrechtsgeſuchs des Zweit⸗ 
beklagten zu einem für dieſen ungünſtigen Ergebnis kam, ſo 
konnte das, wenn die Verhältniſſe für beide gleich gelegen 
hätten, wohl von ihm bei ſeiner Entſchließung als ein Grund, 
der gegen die Einlegung der Anſchließung ſprach, gewertet 
werden, niemals ihn aber an der Einlegung „verhindern“. 

(U. v. 18. April 1929; 382/28 VI. — Naumburg.) [Ka.] 


5. § 234 3 PO. Armut als Hindernis. Die 
hier vorgeſehene Friſt beginnt mit der Bekannt⸗ 
gabe des das Armenrecht ablehnenden Beſcheides 
und wird durch weitere Armenrechtsgeſuche nicht 
gehemmt. 


Durch am 11. Januar 1929 verkündetes Urteil des LG. 
iſt die Klage des BeſchwF. abgewieſen worden. Die 
Entſcheidung iſt am 31. Januar 1929 zugeſtellt worden. Durch 
Schreiben v. 7. Febr. 1929, das bei dem zuſtändigen OLG. 
am 9. Febr. 1929 eingegangen iſt, ſuchte er um Bewilligung 
des Armenrechts für die Ber Inſt. nach. Durch Beſchl. v. 
23. Febr. 1929, der dem Beſchwy. am 1. März 1929 zu⸗ 
geſtellt worden iſt, wurde das Armenrecht wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit der weiteren Rechtsverfolgung abgelehnt. Er wieder⸗ 


den vorigen Stand gewährt iſt, durchaus mit der bisherigen be⸗ 
währten Praxis des RG., und es iſt gegen ſie nichts einzuwenden. 

Auch der Ablehnung der Wiedereinſetzung für den Bekl. zu 1 
wird man zuſtimmen müſſen. Soweit iſt ſehe, hat ſich bisher das 
RO. in einem einzigen Fall (JW. 1909, 363 9) mit der Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand für eine Partei, die ihrerſeits 
das Armenrecht nicht nachgeſucht hat, aus Anlaß der nachträglichen 
Erteilung des Armenrechts für eine andere Partei beſchäftigt und 
hier auch für die mitklagende Partei aus dieſem Anlaß die Wieder⸗ 
einſetzung bewilligt. Der Fall lag aber ganz beſonders, indem die 
beiden in Betracht kommenden Parteien Eheleute waren und nach der 
Auffaſſung des NG. der Ehemann, dem das Armenrecht bewilligt 
worden iſt, augenſcheinlich das Armenrecht im Namen ſeiner Ehe⸗ 
frau miterbitten wollte, die als die eigentliche Prozeßpartei in 
dieſem Prozeſſe in Betracht kam. Die damalige Entſch. kann alſo 
für den vorliegenden Fall nicht irgendwie maßgebend ſein. Es 
würde unzweifelhaft zu weit führen, wenn man in jedem Falle dem 
Umſtand, daß der einen Partei das Armenrecht zunächſt abgelehnt 
und ſodann bewilligt worden iſt, auch für die am Armenrechts⸗ 
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holte darauf ſein Geſuch noch zweimal am 1. und 14. März 
und wurde jedesmal abſchlägig beſchieden. Die betreffenden 
Beſcheide ſind ihm jeweils früheſtens am 12. bzw. 23. März 
zugegangen. Am 5. April hat er formgerecht gegen das Urteil 
des LG. Berufung eingelegt und gleichzeitig Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungs⸗ 
friſt beantragt. Durch am 23. April zugeſtellten Beſchl. v. 
17. April 1929 hat das OLG. die Berufung als unzuläſſig 
verworfen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Kl. durch Schriftſatz 
v. 4. Mai 1929, der am gleichen Tage beim OLG. ein⸗ 
gegangen iſt, ſofortige Beſchwerde eingelegt. Er hat aus⸗ 
geführt, daß er auch nach dem 1. März 1922 durch Armut 
verhindert geweſen ſei, einen beim BG. zlgelaſſenen An⸗ 
walt mit der Einlegung des Rechtsmittels zu beauſtragen. Er 
habe daher den nach ſeiner Meinung richtigen Weg gewählt, 
erneut das Armenrecht nachzuſuchen und dies fofort nach 
Eingang des ablehnenden Beſcheides zu wiederholen. Erſt durch 
den zweiten, ihm am 23. März zugegangenen Beſcheid ſei er 
belehrt worden, daß er durch einen beim OLG. zugelaſſenen 
Anwalt Berufung einlegen und gleichzeitig Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand beantragen müſſe. Damit ſei das 
Hindernis i. S. des $ 234 ZPO. behoben worden; der Antrag 
ſei daher rechtzeitig geſtellt worden. 

Die ſofortige Beſchwerde ift gemäß 8 519 b Abſ. 2 ZPO. 
zuläſſig, aber unbegründet. 

Die Partei, welche nicht in der Lage iſt, ohne Beein⸗ 
trächtigung des für ſie und ihre Familie notwendigen Unter⸗ 
halts die Koſten der Verfolgung des Rechtsſtreits in der 
BerInſt. zu tragen, iſt zunächſt durch einen unabwendbaren 
Zufall verhindert, die nötigen prozeſſualen Schritte zu tun. 
Denn einerſeits kann, auch wenn ſpäterhin das Armenrecht 
verſagt wird, ohne weiteres angenommen werden, daß ſie, 
wenn ſie nur die nötigen Mittel hätte, einen zur Einlegung 
des Rechtsmittels bereiten RA. finden würde; andererſeits 
kann ihr zunächſt nicht zugemutet werden, die erforder⸗ 
lichen Mittel unter Gefährdung des notwendigen Unterhalts 
aufzutreiben (Jonas, Anm. II, 1 Abſ. 3 zu § 233 ZPO.; 
RG.: JW. 1926, 15608; RG. 117, 305). Dieſes Unvermögen 
der Partei kann aber nicht auf unabſehbare Zeit als un⸗ 
abwendbarer Zufall i. S. des § 233 ZRO. gelten, bis fie in 
den Beſitz der nötigen Mittel gelangt. Sie muß um Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts nachſuchen. Wird ihr dieſes verſagt, 
ſo kann ihr daraus, daß ihr der ablehnende Beſchluß erſt nach 
Ablauf der Rechtsmittelfriſt zugeſtellt wird, ein Wieder⸗ 
einſetzungsgrund erwachſen. Die fortdauernde Armut bildet 
einen ſolchen Grund nicht mehr. Sie rechtfertigt es nur, daß 
die Berufung nicht vor Erledigung des Armenrechtsgeſuchs 
eingelegt wurde. Daher läuft die in 8 234 ZPO. vorgeſehene 
Friſt von der Bekanntgabe des das Armenrecht ablehnenden 
Beſcheides an. Weitere Armenrechtsgeſuche können ihren Lauf 
nicht aufhalten. Sonſt hätte die Partei es in der Hand, die 
endgültige Rechtskraft des Urteils beliebig lange hinaus⸗ 
zuſchieben. Es muß hier der gleiche Rechtsgedanke zur An⸗ 
wendung kommen, der dazu geführt hat, daß im Falle des 
§ 519 Abi. 6 ZPO. nur eine einmalige Hemmung der Friſt 
durch rechtzeitig eingereichtes Armenrechtsgeſuch anerkannt 
wird (vgl. RG. 117, 305 und 306). 

(Beſchl. v. 1. Juni 1929; 5/29 BI — Marienwerder.) [Ka.] 


verfahren nicht beteiligte Partei als einen Wiedereinſetzungsgrund 
anſehen wollte. Denn ein unabwendbarer Zufall liegt hier bei der 
nicht armen Partei unzweifelhaft nicht vor, da ſie in keinem 
Falle behindert war, das Rechtsmittel einzulegen, wenn auch, wie 
das RG. nicht verkennt, unter gewiſſen Umſtänden die Ablehnung 
des Armenrechts für eine andere Partei wegen Ausſichtsloſighkeit 
der Rechtsverfolgung, für die Entſchließung der nicht armen Partei, 
ob ſie Rechtsmittel einlegen ſoll oder nicht, als Beweggrund in Be⸗ 
tracht kommt. Würde man hier die Wiedereinſetzung bewilligen, 
fo würden alle Schranken, die der Wiedereinſetzung im ZivProz. 
geſetzt ſind, ins Schwanken geraten, und es würde dann kaum einer 
Partei die Wiedereinſetzung verweigert werden können, wenn nach 
Ablauf der RNechtsmittelfriſt eine neue Entſch. des NG, über einen 
gleichartigen Fall veröffentlicht werden würde, die von einer früheren 
Entſch. des R., die das Vordergericht zur Grundlage feiner Entſch. 
gemacht hat, abweichen würde. Daß das nicht gut möglich iſt, 
wenn man nicht die öffentlich⸗rechtliche Bedeutung der Rechtskraft 
völlig beſeitigen will, bedarf keiner näheren Ausführung. 
SR. Dr. Martin Goldſchmidt, Breslau. 
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6. 88 238, 318, 5548 8 PO.; 8 39 VV G.; 88 125 ff, 
130 ff. B B. Entſcheidung über den Wiederein⸗ 
ſetzungsantrag wegen Verſäumung der Revi⸗ 
ſionsfriſt durch unabänderlichen Beſchluß. Die 


Aufforderung zur Zahlung der Prämie durch, 


einen mit gedruckter Fakſimileunterſchrift ver⸗ 
ſehenen Brief genügt der in der Satzung vor⸗ 
geſchriebenen Schriftform. Die Gültigkeit einer 
ſolchen Aufforderung wird durch die Vorſchrift 
des § 39 II VVG. nicht berührt. Gilt ein in der 
Wohnung des Adreſſaten abgegebenes Schrei⸗ 
ben als zugegangen, wenn dort noch eine Perſon 
gleichen Namens wohnt und die Anſchrift nicht 
ergibt, welche Perſon gemeint iſt7 f) 

Auguſt Z. jun., ein Sohn der Kl., war bei der Bekl. 
ſeit dem 10. Aug. 1925 gegen Unfall verſichert, als er am 
6. Okt. 1926 mit ſeinem Motorrade tödlich verunglückte. Die 
Kl. verlangen mit ihrer Klage die nach dem Verſicherungs⸗ 
vertrag für den Fall des Todes des Verſicherungsnehmers 
an fie zu zahlenden 10000 RN nebſt 6% Zinſen ſeit dem 
6. Okt. 1926. Die Bekl. verweigert die Zahlung, weil der 
Verſicherungsnehmer z.. des Unfalls trotz ordnungsmäßiger 
Mahnung mit der Zahlung der im Febr. und im Aug. 1926 
fällig geweſenen Prämien im Verzug geweſen ſei. Die Kl. 
beſtreiten, daß ihrem Sohn derartige Mahnungen zugegangen 
ſeien. Beide Vorinſtanzen haben dies aber angenommen und 
deshalb die Klage abgewieſen. Gegen die Verſäumung der 
Reviſionsfriſt iſt den Kl. bereits durch Beſchl. des Sen. 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erteilt. 

Die Bekl. hat noch beantragt, über die Frage der Wieder⸗ 
einſetzung nochmals, und zwar durch Urteil, zu entſcheiden, 
da der Beſchluß die Frage nur vorläufig, nicht endgültig 
habe regeln können. 

J. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand konnte den 
Kl. durch Beſchl. erteilt werden, und die fo getroffene Ent⸗ 
ſcheidung iſt endgültig Das folgt aus den 98 238 und 554a 
ZPO. Nach 8 238 Abs. 1 Satz 1 a. a. O. iſt das Verfahren 
über den Antrag auf Wiedereinſetzung mit dem Verfahren 
über die nachgeholte Prozeßhandlung zu verbinden. Das 
war im vorliegenden Falle die Rev. Eine erſte Entſcheidung 
über dieſe iſt nach 8 5544 ZPO. zu treffen. Das Rev. 
hat danach von Amts wegen zu prüfen, ob die Rev. an ſich 
ſtatthaft, und ob die Einlegung und Begründung in der ge⸗ 
ſetzlichen Form und Friſt erfolgt ſei. Die Entſcheidung hier⸗ 
über kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch 

Beſchluß erfolgen (8 554 Abſ. 2 ZPO.). Hängt die Antwort 
auf die Frage, ob die Rev. in der geſetzlichen Friſt eingelegt 
iſt, davon ab, ob die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen das Verſäumen der Friſt zu gewähren iſt, ſo kann über 
die Zuläſſigkeit der Rev. nur befunden werden, wenn auch 
die Wiedereinſetzungsfrage entſchieden wird. Das kann in 
bejahendem und in verneinendem Sinne geſchehen. Trifft 
letzteres zu, ſo mangelt es der Rev. an dem Erfordernis der 
Rechtzeitigkeit, und ſie iſt nach $ 554a Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. 
als unzuläſſig zu verwerfen. Trifft erſteres zu, ſo iſt die 
Rev. rechtzeitig eingelegt. Um dieſes Ergebnis ſicherzuſtellen, 
iſt dann nur der Ausſpruch erforderlich, daß die Wiederein⸗ 
ſetzung gewährt wird. Hierin liegt in ſolchen Fällen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Rev. nach § 554 a Abs. 2 ZPO. und zu⸗ 


Zu 6. 1 Das obige Urteil beſchäftigt ſich in ſeinem erſten 
Teile mit der Frage, ob das Rev. die beſchlußmäßig zugelaſſene 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Friſtverſäumung auf 
Grund der mündlichen Verhandlung abändern und das Rechtsmittel 
wegen Friſtverſäumung durch Urteil zurückweiſen kann. Es iſt 
dem NG. zunächſt ohne weiteres zuzuſtimmen, daß die Wiederein⸗ 
ſetzung in der RevInſt. (wie übrigens auch in der BerInſt. $ 519 b 
388.) bei Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels ohne münd⸗ 
liche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen kann. 8 55 1 Ab. 2 
bezieht ſich auf den ganzen Abf. 1. Daß hierbei der Gegner des 
Antragſtellers keine Gelegenheit haben kann, ſich in mündlicher 
Verhandlung zu dem Antrage zu äußern, könnte vielleicht einen 
Grund zur Abänderung der geſetzlichen Beſtimmung bilden, iſt aber 
de lege lata nicht zu berückſichtigen. Dagegen kann dem Urteile 
inſoweit nicht zugeſtimmt werden, als dort ausgeführt wird, daß 
der Beſchluß, durch den das RG. die Wiedereinſetzung ausgeſprochen 
hat, endgültig und unabänderlich ſei. Das Urteil unterſcheidet 
zwiſchen Beſchlüſſen, die prozeßleitende Anordnungen find, z. B. 
Beweisbeſchlüſſen, welche das Gericht nicht binden und zurückgenom⸗ 
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gleich die nach 8 238 Abſ. 1 Satz 1 ZPO. damit zu ver⸗ 
bindende Entſcheidung über den Wiedereinſetzungsantrag. Dem 
Bedenken, daß es nach 8 554 Abf. 1 Satz 2 3PO. wohl 
möglich ſei, im Beſchlußverfahren die Wiedereinſetzung zu ver⸗ 
ſagen und demgemäß die Rev. als unzuläſſig zu verwerfen, 
daß es aber nicht angängig ſei, im Beſchlußverfahren bereits 
die Wiedereinſetzung zu gewähren, iſt der 5. BivSen. des 
RS. in feinem Beſchl. v. 14. Jan. 1925, V 561/24 mit der 
überzeugenden Begründung entgegengetreten, daß § 554 a 
Abi. 2 ZPO. nicht nur auf den zweiten Satz des erſten Ab⸗ 
ſatzes hinweiſe, vielmehr auf den ganzen Abſ. 1 und die 
„Entſcheidung“ nach 8 554 a Abſ. 3 deshalb auch in be⸗ 
jahendem Sinne ausfallen könne. Ebenſo wie der 5. Ziv⸗ 
Sen. in dem angezogenen Beſchl. haben auch andere ZivSen. 
des RG. die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand durch 
Beſchl. erteilt (vgl. die Beſchl. des 2. ZivSen. v. 18. Jan. 
1924, II 912/23; des 3. ZivSen. v. 23. Sept. 1919, 
III 190/19); des 7. ZivSen. v. 5. Febr. 1919, VII 464/19 
Warn. 1920, 63] und v. 7. No v. 1924, [VIII VI 394/24). 
Endlich der 1. ZivSen. hat es in feinem Urt. v. 3. März 
1928, I 237/27 nicht beanſtandet, daß das OLG. in München 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt durch einen Beſchl. erteilt hatte. 

Die Reviſionsbeantwortung hat darauf hingewieſen, daß 
bei ſolchem Handhaben der Prozeßordnung der Gegner des 
Antragſtellers keine Gelegenheit habe, ſich in mündlicher 
Verhandlung zu dem Antrage zu äußern. Das iſt an ſich 
richtig, indeſſen 8 554 Abſ. 2 ZPO. gibt dem RG. nur eine 
Beſugnis. Es kann von ihr Gebrauch machen, braucht es aber 
nicht zu tun. In wirklich zweifelhaften Fällen wird es die 
Entich idung dem nach mündlicher Verhandlung ergehenden 
Urteil vorbehalten, in aller Regel aber iſt es zweckmäßig, das 
weitere Verfahren vor dem RG. auf eine feſte Unterlage zu 
ſtellen und die Wiedereinſetzungsfrage durch Beſchl. zu er⸗ 
ledigen, damit nicht Arbeit und Koſten vielleicht doch unnütz 
aufgewendet werden. 

Gegen einen Beſchl., durch welchen das RG. die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand erteilt hat, gibt es keinen 
Rechtsbehelf. Namentlich iſt das RG. nicht in der Lage, auf 
Grund der mündlichen Verhandlung über die Rev. das 
frühere Ergebuis nachzuprüfen und nunmehr unter ſtill⸗ 
ſchweigender oder ausdrücklicher Aufhebung des die Wieder⸗ 
einſetzung bewilligenden Beſchl. die Rev. als unzuläſſig zu 
verwerfen. Bei jenem Beſchl. handelt es ſich nicht um eine 
prozeßleitende Anordnung wie z. B. bei einem Beweisbeſchluß 
oder einem Beſchluß über die gemeinſame Verhandlung und 
Entſchridung zweier Rechtsſtreitigkeiten. Derartige Beſchl. bin⸗ 
den das Gericht nicht, ſie können zurückgenommen werden. 
Wird aber die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand durch 
Beſchl. bewilligt, ſo wird damit eine wirkliche Entſcheidung 
über ein von der Partei in Anſpruch genommenes Recht ge⸗ 
troffen, auf derartige Entſcheidungen muß ſich die Partei 
verlaſſen können, ſie ſind nicht widerruflich. Die Reviſions⸗ 
beantwortung hat auf den 8 318 ZPO. hingewieſen. Nach 
dieſer Vorſchrift ift das Gericht an die Entſcheidungen ge⸗ 
bunden, welche in den von ihm erlaſſenen End⸗ und Zwiſchen⸗ 
urteilen enthalten ſind. Daraus ſoll hergeleitet werden, daß 
eine Bindung an Beſchl. nicht vorgeſehen iſt. Es iſt indeſſen 
zu beachten, daß die Entſcheidung des RG. über den Wieder⸗ 

) JW. 1920, 142. 


2) JW. 1912, 543. ) JW. 1921, 107. 


men werden können, und „wirklichen“ Entſch. über von der Partei 
in Anſpruch genommene Rechte, auf welche die Partei ſich müſſe 
verlaſſen können und die nicht widerruflich ſeien. Das Geſetz 
kennt eine ſolche Unterſcheidung nicht. 8 318 EBD. ſchreibt vor, 
daß das Gericht an die von ihm erlaſſenen End- und Zwiſchen⸗ 
urteile gebunden iſt; es beſtimmt weiter in 8 329, welche Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes auf die Beſchlüſſe entſprechende Anwendung 
zu finden haben. Hierbei iſt § 318 nicht aufgeführt. Sämtliche 
Beſchlüſſe des Gerichtes find, ſoweit nicht in der ‚SPD. ſelbſt Aus⸗ 
nahmen ausdrücklich beſtimmt find, wie z. B. in 88 276 Abſ. 2, 
506, 577, frei abänderlich, ſofern nur das Gericht noch mit der 
Rechtssache befaßt iſt. Aus letzterer Einſchränkung folgt, daß Ber 
ſchlüſſe der RevInſt., durch welche die Reviſion nach 8 554 a als 
unzuläſſig verworfen wurde, unwiderruflich ſind; dagegen trifft dies 
für noch in ber RevInſt. anhängige Prozeſſe nicht zu. Der vom 
NG. geltend gemachte Grund, daß der Wiedereinſetzungsantrag an 
ſich nur im Urteile verbeſchieden werden kann und die in 8 554 a4 
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einſetzungsantrag an ſich nur in einem Urteil ergehen kann. 
Lediglich zu feiner Entlaſtung iſt ihm im $ 5542 Abi. 2 
PO. die Möglichkeit gewährt worden, ſolche Entſcheidungen 
auch durch Beſchl. zu treffen. Der Charakter der Entſcheidung 
als ſolcher wird dadurch aber nicht verändert. 

Das Rech. hat es denn auch ſtets abgelehnt, einen Be⸗ 
ſchluß, durch den es die Rev. nach § 554 a Abf. 1 Satz 2 
ZPO. als unzuläſſig verworfen hatte, auf Gegenvorſtellungen 
hin abzuändern, etwa deshalb, weil die vermißte Reviſions⸗ 
ſumme doch vorhanden ſei (Beſchl. v. 19. März 1912, 
III 230/112)), oder weil eine Zuſtellung an einem ſpäteren als 
dem urſprünglich angegebenen Tage bewirkt worden ſei (Be⸗ 
ſchluß v. 5. Okt. 1906, III 399/06), oder weil eine nach 8 546 
Abſ. 3 Halbſ. 2 ZPO. zurückgewieſene eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung nicht, wie zunächſt behauptet, von der Partei ſelbſt, ſon⸗ 
dern von einem anderen herrühre (Beſchl. v. 14. Okt. 1920, 
VI 343/20 )). Anerkannt ift in der neueren Rſpr. des RG. 
(vgl. z. B. Urt. v. 18. Mai 1928, VII 122/28) nur, daß die 
nachträglich bewilligte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
vor einem das Rechtsmittel als unzuläſſig verwerfenden Be⸗ 
ſchluſſe nicht haltzumachen braucht. Das iſt aber nur eine 
ſcheinbare Ausnahme, denn mit dem Wiedereinſetzungsantrag 
wird nicht der ergangene Beſchl. als zu Unrecht ergangen be⸗ 
kämpft, es wird vielmehr nur gebeten, in einem geſetzlich ge⸗ 
ordneten Verfahren nachträglich die Tatſache der Verſäumung 
zu beſeitigen. 

II. 1. In der Sache ſelbſt behauptet die Bekl., von der 
Zahlung der 10000 K frei zu ſein, weil der Verſicherungs⸗ 
nehmer Auguſt Z. jun. trotz mehrerer, dem 8 39 VVG. ent⸗ 
ſprechender Mahnungen, die rückſtändigen Prämien nicht bin⸗ 
nen der ihm geſetzten Friſt von zwei Wochen bezahlt habe 
und der Verſicherungsfall nach dem Ablauf der Friſt ein⸗ 
getreten ſei. Der Berg. hat die angeblich von dem Bezirks⸗ 
direktor H. abgeſandten Mahnſchreiben als unerheblich aus⸗ 
geſchieden, weil nicht dargetan ſei, daß fie einen dem § 39 
VVG. genügenden Inhalt gehabt hätten. Die Frage nach der 
rechtlichen Befugnis des H. zu Mahnung und Friſtſetzung 
hat das OLG. offen gelaſſen. Für wirkſam aber hat es das 
Mahnſchreiben der Bekl. ſelbſt v. 15. April 1926 erachtet. 
Gegen die Faſſung dieſes Schreibens hat der Berg. mit 
Recht keine Bedenken erhoben. Die Frage, ob durch das 
Schreiben die Schriftform des § 39 Abſ. 2 VVG. gewahrt 
iſt, hat er nicht erörtert. Die Kl. hatten inſoweit auch keine 
Zweifel angeregt. Das hat erſt die Rev. getan. Die von ihr 
erbetene Prüfung ergibt aber, daß hier Bedenken in der Tat 
nicht zu erheben ſind. 

2. Das Mahnſchreiben v. 15. April 1926 iſt angefertigt, 
indem in ein Formblatt, wie es ſich jetzt Bl. 7 d. A. befindet, 
die Eintragungen gemacht ſind, welche der Durchſchlag Bl. 15 
d. A. aufweiſt. Danach enthielt bereits das Formblatt die allem 
Anſchein nach gedruckte und als Fakſimile wiedergegebene 
Unterſchrift des Generaldirektors Dr. B. Es muß alſo davon 
ausgegangen werden, daß eine eigenhändige Namensunter⸗ 
ſchrift unter das Schreiben nicht mehr geſetzt worden iſt. 
Dieſes Verfahren würde nach § 126 Abſ. 1 BGB. nicht den 
Anforderungen genügen, welche bei vom Geſetz vorgeſchrie⸗ 
bener ſchriftlicher Form zu erfüllen ſind. Darum handelt es 
ſich indeſſen nicht. Das Geſetz über den Verſicherungsvertrag 


Abſ. 2 zugelaſſene Entſch. durch Beſchluß nur zur Entlaſtung des 
Gerichts gewährt ſei, iſt nicht überzeugend. Wenn das Geſetz, wie 
hier, beſtimmt, daß eine Entſch, ohne vorherige mündliche Ver⸗ 
handlung durch Beſchluß erfolgen kann, ſo liegt eben, ganz gleich, 
welches die Motive des Gefeßgeber3 waren, in der hiernach ge⸗ 
troffenen Entſch. kein Urteil, ſondern ein Beſchluß vor, auf den 
ſich die für Beſchlüſſe in der ZPO. ſyſtematiſch gegebenen Vorſchriften 
beziehen müſſen und beziehen. Das NG. führt in obiger Entſch. 
aus, daß es in wirklich zweifelhaften Fällen die Entſch. dem nach 
mündlicher Verhandlung ergangenen Urteile vorbehalten werde. 
Abgeſehen davon, daß dies lediglich im Ermeſſen des Gerichtes 
liegt, kann die Zweifelhaftigkeit der Eutſch., insbeſ., weil dem Geg⸗ 
ner keine Gelegenheit gegeben war, Stellung zu nehmen, bei der 
Beſchlußfaſſung gar nicht hervorgetreten ſein. Es ſtellt ſich nun in 
der mündlichen Verhandlung heraus, daß das Gericht bei Abfaſſung 
ſeines Beſchluſſes von offenbar, vielleicht vom Antragſteller ab⸗ 
ſichtlich herbeigeführter, irriger Anſicht ausgegangen iſt. In einem 
ſolchen Falle dürfte es wohl kaum dem rechtlichen Gefühl und auch 
nicht dem Geſetze entſprechen, wenn dieſes Vorbringen in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vom Gericht nicht mehr gewürdigt werden darf. 
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gibt, wie ſchon ſein Name andeutet, grundſätzlich nicht von 
ſich aus Vorſchriften, welche für die Parteien eines abgeſchloſ⸗ 
ſenen Verſicherungsvertrags maßgebend ſein ſollen, es ſagt 
vielmehr nur, was als vereinbarter Inhalt eines abgeſchloſ⸗ 
ſenen Verſicherungsvertrages gelten ſoll, falls die Parteien 
nicht etwas anderes verabredet haben. Dabei ſchränkt es in 
einer Anzahl von Fällen die Vertragsfreiheit der Parteien 
zugunſten des dem Verſicherer gegenüber in der Regel wirt⸗ 
ſchaftlich ſchwächeren und unerfahrenern Verſicherungsnehmers 
ein. Auch in dieſen Fällen iſt es aber nicht das Geſetz, wel⸗ 
ches unmittelbar die Rechte und Pflichten der Parteien des 
Verſicherungsvertrags umſchreibt, das Geſetz verſagt ihnen 
inſoweit nur, von dem durch das VVG. feſtgelegten Inhalt 
des Verſicherungsvertrags abzuweichen. Deshalb wird auch 
die Schriftform für die Mahnungen nach $ 39 VVG. nur 
von einer Vertragsabrede erfordert, trotzdem § 39 VVG. 
nach $ 42 daſ. zu den Vorſchriften gehört, von denen zum 
Nachteil des Verſicherungsnehmers nicht abgewichen wer⸗ 
den darf. 

3. Für die „durch Rechtsgeſchäft beſtimmte ſchriftliche 
Form“ gelten die ſtrengen Vorſchriften des § 126 BGB. 
nur „im Zweifel“, 8 127 daſ. Es ſind alſo abweichende Ver⸗ 
einbarungen zuläſſig. Die Bekl. hat ſchon in erſter Inſtanz 
ihre „Verſicherungs⸗Bedingungen zur Kraftwagen⸗Einheits⸗ 
Police“ vorgelegt. Auf ſie verweiſt der Verſicherungsſchein, 
den Auguſt Z. jun. erhalten hat, in erſter Linie, ihnen hat 
er ſich, wie das LG. am Eingang feiner Urteilsgründe feſt⸗ 
ſtellt, unſtreitig unterworfen und auch das OLG. iſt bei 
ſeinen Darlegungen von dieſen Bedingungen ausgegangen. 
Im 8 3 Nr. 2 Abſ. 1 dieſer Allgemeinen Verſicherungs⸗Be⸗ 
dingungen (AV B.) heißt es, daß, wenn eine ſpäter, d. h. nach 
dem Beginn der Verſicherung, fällig werdende Prämie nicht 
bezahlt wird, der Verſicherungsnehmer unter Hinweis auf 
die Folgen fortdauernden Verzuges durch einen Brief zur 
Zahlung binnen einer Friſt von zwei Wochen aufzufordern 
iſt. Hier iſt alſo nicht die Schriftform i. S. des 8126 BGB. 
gefordert, ein Brief ſoll genügen. Wie ein Brief zu unter⸗ 
zeichnen iſt, ſagen die Anſchauungen des bürgerlichen Rechts⸗ 
verkehrs, denen ſich die Vertragsparteien bei dem Fehlen 
eines erkennbaren Widerſpruchs unterworfen haben. Ein Brief 
wird vielfach von dem Abſender eigenhändig unterzeichnet, 
das iſt aber nicht unbedingt erforderlich. Wie das RG. in 
RG. 106, 332 mit Recht ausführt, hat ſich die Unterzeichnung 
mittels mechaniſch vervielfältigter Namensunterſchrift im amt⸗ 
lichen, behördlichen, aber auch im privaten geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr in großem Umfange durchgeſetzt und praktiſch bewährt, 
fie iſt als eine den Rechtsverkehr im Rahmen des $ 127 
BGB. erleichternde Form der perſönlichen Namensunter⸗ 
ſchrift geradezu beliebt geworden und wird namentlich in 
ſolchen Fällen gehandhabt, wo rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
von Privatperſonen an eine große Anzahl einzelner beſtimm⸗ 
ter Perſonen abgefertigt werden müſſen. 

In dem a. a. O. entſchiedenen Falle war ein Fakſimile⸗ 
ſtempel benutzt worden, um unter eine Anzahl von Kündi⸗ 
gungs Hreiben die „Unterſchrift“ zu ſetzen. Das wurde als 
durch die Parteiabrede zugelaſſen angeſehen. Im gegen⸗ 
wärtigen Fall iſt ein noch formloſeres Verfahren geübt 
worden, indem die Fakſimileunterſchrift bereits in das Form⸗ 


II. Im Gegenſatz zu dieſem mehr formaliſtiſchen Teile des Ur⸗ 
teils, ſoweit er ji auf das Verfahren bezieht, ſtehen feine mate⸗ 
riellen Ausführungen, welche insbeſ. die für Rechtsgeſchäfte vor⸗ 
geſehene Schriftform in ſehr extenſiver Auslegung des 8 127 
BGB. durch ein Formblatt mit darunter gedruckter Unterſchrift für 
gewahrt erklären. Schon in dem Urt. v. 27. Febr. 1923 hat ſich der 
gleiche Senat auf den Standpunkt geſtellt, daß die Bedürfniſſe nach 
praktiſcher Vereinfachung und Erleichterung des Verkehrs anzu⸗ 
erkennen und eine ſtrenge Handhabung der ſchriftlichen Form durch 
eigenhändige Namensunterſchrift den heutigen, im bürgerlichen Rechts⸗ 
verkehr geltenden Anſchauungen nicht mehr entſpreche. Im vor⸗ 
liegenden Urteil geht er noch einen Schritt weiter. Er erklärt auch 
die Unterzeichnung mittels mechaniſch vervielfältiger Namens⸗ 
unterſchrift nicht für unbedingt erforderlich und die gedruckte 
Namensunterſchrift für genügend. 

Was endlich die Frage, ob ein Schreiben einer Partei „zur 
gegangen“ iſt, anlangt, ſo dürfte wohl den Ausführungen des RG. 
im Gegenſaß zu den mit Recht beanſtandeten Darlegungen des OLG. 
durchaus zuzuſtimmen ſein. 

Geh. IR. Dr. Dispeker, München. 
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blatt hineingedruckt worden iſt. Eine ſolche gedruckte Unter⸗ 
ſchrift wollen das OLG. Köln (Hanſgt Z. 1927, 278) und ihm 
folgend Hager-⸗ Bruck (6.) Anm. 16 zu § 39 VVG. nicht 
mehr für genügend erachten. Indeſſen es beſteht zwiſchen dem 
Stempeln und dem Drucken der Namensſchrift kein weſent⸗ 
licher Unterſchied. Da der Vorſtand der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft unmöglich in der Lage iſt, jedesmal ſelbſt den Stempel⸗ 
abdruck unter den Brief zu ſetzen, ſo bleibt es ſchließlich in 
beiden Fällen, beim Stempeln wie beim Drucken, den An⸗ 
geſtellten der Geſellſchaft überlaſſen, das Schreiben abgangs⸗ 
fertig zu machen. Mißbräuche ſind in beiden Fällen möglich, 
es kann aber nicht anerkannt werden, daß der Gebrauch eines 
Stempels eine größere Sicherheit dagegen böte als der Ge⸗ 
brauch von Formblättern mit bereits gedruckter Unterſchrift. 
Für den aus etwaigem Mißbrauch entſtehenden Schaden haf⸗ 
tet, wie ſchon in RG. 106, 333 hervorgehoben iſt, der Ver⸗ 
ſicherer. Er wird durch geeignete Maßnahmen in gleicher 
Weiſe bemüht ſein, Mißbräuchen des Stempels wie denen des 
Formblatts mit gedruckter Unterſchrift entgegenzutreten. Des⸗ 
halb muß i. S. des 8 3 Nr. 2 Abſ. 1 AVB. auch ein hand⸗ 
ſchriftlich ausgefülltes Formblatt mit vorgedruckter Unter⸗ 
ſchrift als „Brief“ angeſehen werden. Sinn und Zweck des 
8 39 VVG. ſprechen nicht dagegen. Dieſer Vorſchrift liegt die 
Anſchauung zugrunde, daß der ſäumige Zahler nicht durch 
eine vielleicht nur gelegentliche oder beiläufige mündliche 
Mahnung in Verzug geſetzt werden ſoll, er ſoll etwas Schrift⸗ 
liches erhalten, das ihn dauernd und immer wieder an ſeine 
Schuld, vornehmlich aber auch an die Folgen weiterer Nich⸗ 
zahlung erinnert. Dieſe Abſicht des Geſetzes wird erreicht, 
mag der Brief eine eigenhändige oder eine geſtempelte oder 
eine gedruckte Unterſchrift tragen. 

4. Der BerR. hat weiter auch angenommen, daß das 
Schreiben v. 15. April 1926 dem Verſicherungsnehmer „zu⸗ 
gegangen“ iſt. Es war eingeſchrieben abgeſandt und trug die 
Anſchrift „Herrn Auguſt Z. Arendſee Kolonieſtr.“. Dort 
wohnten in demſelben Haushalt der jetzt klagende Ehemann 
Auguſt Z., feine mitklagende Ehefrau, ihre Tochter Elſe und 
der Verſicherungsnehmer, der ſich in ſeinem Verſicherungs⸗ 
antrag Auguſt 8. jun. genannt hatte, und der in dem Ver⸗ 
ſicherungsſchein als Auguſt Z. jr. bezeichnet iſt. Der zu⸗ 
ſtellende Poſtbeamte hat den Brief der Elſe Z. ausgehändigt. 
Auf dem Poſtablieferungsſchein ſteht als Quittung die Unter⸗ 
ſchrift „Elſe Z.“, und der Beamte hat dort beſcheinigt, daß 
er den Brief „der Tochter“ zugeſtellt habe. Das OLG. iſt 
der Anſicht, daß das Schreiben in der Wohnung des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers an eine Verwandte von ihm abgegeben 
worden und dadurch derart in ſeine Verfügungsgewalt ge⸗ 
langt ſei, daß er von dem Inhalt Kenntnis nehmen konnte. 
Das Bedenken, daß ſich in dem Haushalt, in welchem der 
Brief abgegeben wurde, zwei Perſonen mit dem Vornamen 
Auguſt Z. befanden, hat das BG. nicht verkannt, es hält aber 
dafür, daß die Meinung des zuſtellenden Beamten, der den 
Brief dem Vater, nicht dem Bruder der Elſe Z., habe zu⸗ 
ſtellen wollen, nicht ausſchlaggebend ſein könne, und es nimmt 
ſchließlich an, daß der Brief mit der Aushändigung an die 
Elſe Z. zunächſt in die Verfügungsgewalt der beiden Auguſt 
Z. gelangt ſei, des Vaters und des Sohnes. 

Dieſen Erwägungen kann nicht durchweg zugeſtimmt wer⸗ 
den. Unerheblich iſt allerdings, wen der Poſtbeamte ſich als 
den Adreſſaten des Briefs vorgeſtellt hat, aber, ſolange nicht 
feſtſtand, für welchen der beiden Auguſt Z. der Brief be⸗ 
ſtimmt ſei, war er noch keinem von ihnen zugegangen, weder 
dem Vater noch dem Sohne. Solange noch die Ungewißheit 
beſtand, wer gemeint ſei, konnten beide erklären, daß ſie nicht 
der Empfänger ſeien, fie konnten den Brief zurückgehen laſ⸗ 
ſen, damit die mehrdeutige Anſchrift richtig geſtellt werde. 

Es iſt möglich, daß zwar nicht aus der Anſchrift, wohl 
aber aus dem, was der Umſchlag ſonſt angab, entnommen 
werden konnte, daß der Sohn und nicht der Vater Auguſt 8. 
gemeint war. Vielleicht war die Firma der Bekl. auf den 
Umſchlag geſetzt, vielleicht ſtand nur der Sohn mit dieſer in 
Beziehungen, vielleicht war das in der Familie der Kl. all⸗ 
gemein bekannt. Möglich iſt auch, daß der Brief von einem 
Familienmitgliede geöffnet und als für den Sohn Auguſt Z. 
beſtimmt erkannt worden iſt. In dieſen Fällen würde wohl 
nicht zu bezweifeln ſein, daß der Brief dem Auguſt Z. jun. 
zugegangen war, denn ein Mitglied ſeiner Familie hatte ihn 
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in Händen und wußte genau, wem er zuzuleiten war. Die 
an ſich mehrdeutige Anſchrift war nunmehr eindeutig ge⸗ 
worden 
(U. v. 25. Juni 1929; 653/28 VII. — e 
u. 


* 7. 88 304, 318, 322 ZPO. Die bindende Wir⸗ 
kung eines Grundurteils über eine mit der 
Klage geltend gemachte Papiermarkforderung 
ergreift den Goldmarkwert des Anſpruches im 
Augenblick der letzten mündlichen Verhand⸗ 
lung. f) 

Auf dem Grundſtück des Kl. Sch. in B. brannten am 
Nachmittag des 10. April 1918 ein Schuppen und das Wohn⸗ 
gebäude nieder. An der Oſtſeite des Grundſtücks führt in 
unmittelbarer Nähe eine Werkbahn des Bekl. vorbei. Der 
Kl. behauptet, der Schuppen und mittelbar das Wohnhaus 
ſeien in Brand geraten durch Funkenflug aus der Lokomotive 
Muldental des Bekl., welche an dem Nachmittag 1,40 die 
Strecke, und zwar nach Süden bergauf mit einem Zuge durch⸗ 
fahren habe. Der Kl. nimmt den Bekl. auf Schadenserſatz 
in Anſpruch und hat mit der Klage vom September 1918 
Zahlung von 86 860,30 % verlangt, während die mitklagende 
Verſicherungsgeſellſchaft weitere 19 137 % gefordert hat, in 
welcher Höhe ſie auf Grund der Verſicherung dem Kl. den 
durch die Verbrennung beweglicher Sachen erwachſenen Scha⸗ 
den erſtattet habe. Das LG. hat durch rechtskräftiges Urt. 
v. 13. Jan. 1920 die Anſprüche der Kl. dem Grunde nach 
feſtgeſtellt. Im Betragsverfahren hat der Kl. infolge der 
Geldentwertung ſeinen Antrag mehrfach geändert und ſchließ⸗ 
lich 99 434 GM. nebſt Zinſen gefordert. Hiervon hat das 
LG. dem Kl. unter Abweiſung der Mehrforderung 57390 
Goldmark und der Mitklägerin 15310 GM. zugebilligt. Der 
Kl. Sch. hat Berufung eingelegt und beantragt, der Klage in 
vollem Umfang ſtattzugeben und weiter feſtzuſtellen, daß der 
Bekl. ihm allen weiteren durch den Brand entſtandenen oder 
noch entſtehenden Schaden zu erſetzen habe. Dieſe Berufung 
hat das OLG. zurückgewieſen und auf die auch vom Bekl. ver⸗ 
folgte Berufung die Klage gänzlich abgewieſen. 

Zutreffend geht das BG. davon aus, daß das rechts⸗ 
kräftige Zwiſchenurteil vom 13. Jan. 1920 nicht bindend ſei 
für die Anſprüche, die die urſprünglich in der Klage geltend 
gemachten Forderungen zu 86 860,30 % des Kl. überſteigen. 
Da dieſe Forderungen jetzt nur den Wert des Bruchteils eines 
Pfennigs ausmachten, ſo ſpielte die Rechtskraft jenes Urteils 
keine Rolle für die gegenwärtige Entſcheidung. 

Die Rev. greift den letzteren Geſichtspunkt an. Die 
Vorabentſcheidung ſtelle dem Grunde nach den Betrag feſt, 
der in der letzten mündlichen Verhandlung vorher en 
worden ſei. Maßgebend fei der Goldmarkwert der vom 
Kl. geforderten Summe berechnet für den Tag der mündlichen 
Verhandlung, den 30. Dez. 1919. In Höhe dieſes Betrages 


Zu 7. Die Entſch. weckt außerordentlich ſchwere Bedenken. 

I. Wenn das RG. zunächſt für das Urt. auf Zahlung den 
Rechtsſatz ausſpricht, daß Rechtskraft nicht nur in Höhe der Papier⸗ 
markſumme, ſondern auch Rechtskraft in Höhe des Goldmarkwertes 
des Papiermarkbetrages zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung 
eingetreten ſei, ſo kann zunächſt kaum anerkannt werden, daß biefer 
Rechtsſatz in den Entwickelungslinien der bisherigen reichsgericht⸗ 
lichen Rſpr. liegt. In NE. 109, 156 = ZW. 1925, 1489 handelt 
es ſich um bie Zuläſſigkeit der Rev. Das NG. betont, daß 
für dieſe Frage nur die Papiermarkſumme in Betracht komme; alſo 
eine rein prozeſſuale Frage aus dem Gebiete der summa revisibilis. 
In NG. 110, 148 = JW. 1925, 1373 ſpricht das NO, wie ja 
auch die Entſch. anerkennt, mit eingehender Begründung den Rechts⸗ 
ſatz aus, daß, da im Vorprozeß lediglich eine Papiermarkforderung 
feitgeftellt worden ſei, die Rechtskraft auch nur die Papiermark⸗ 
forderung betreffe und gegen die Zuläſſigkeit von neuen Ein⸗ 
wendungen bezüglich des weiter geltend gemachten Anſpruchs keine 
Bedenken beſtehen. Es kann aber auch nicht anerkannt werden, daß 
das RG. in dem in der Entſch. zitierten Urt. von dieſem Grundſatz 
abgegangen iſt und die Rechtskraft auf den Goldmarkwert des 
Papiermarkbetrages zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung aus⸗ 
gedehnt hat. In NG. 111, 364 — in dieſer Entſch. handelt es 
ſich um die Vollſtreckbarkeitserklärung eines Schiedsſpruchs — wird 
auch nur ausgeführt, daß, wenn in einem neuen Prozeß über die zu⸗ 
geſprochene Papiermarkſumme hinaus neue Anſprüche geltend gemacht 
werden, dem Bekl. alle Einwendungen gegen den Anſpruch ſelbſt 
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nebſt Zinſen ſei der Anſpruch dem Grunde nach rechts⸗ 
kräftig bejaht. Da in dieſer Höhe nach den Ermittelungen 
unzweifelhaft ein Schaden entſtanden ſei, hätte inſoweit die 
Klage nicht mehr abgewieſen werden dürfen. Die Rev. iſt 
in dieſem Punkte begründet. 


Wäre die Tragweite der in PM. ergangenen Urteile 
lediglich nach den heutigen Geldverhältniſſen zu beurteilen, 
ſo würden allerdings die Urteile aus der Zeit des Währungs⸗ 
verfalls regelmäßig jede Bedeutung verloren haben. Zu 
prüfen iſt aber, inwieweit auf PM. lautenden Entſcheidungen 
der GM Wert zur Zeit ihres Erlaſſes zugrunde zu legen iſt. 
Nicht entſcheidend iſt, daß für die Zuläſſigkeit der Rev. der 
Nennbetrag der Urteilsſumme nach den jeweiligen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend war (RG. 109, 156%). In den erſten 
1924 über die Rechtskraft von PMuUrteilen erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. ſind zwar nur die PMSummen 
untereinander verglichen und das Urt. v. 30. Jau. 1925 
(RG. 110, 148 2)) ſtellt darauf ab, ob das Gericht dem Kl. 
die PMSumme als ſolche oder in ihrem Goldwert habe zu⸗ 
ſprechen wollen, welche Frage regelmäßig im erſteren Sinne 
zu beantworten ſei. Die Fortentwicklung der Lehre von der 
Rechtskraft ſolcher Urteile, durch die der Bekl. zur Zahlung 
von PMBeträgen verurteilt worden iſt, geht aber dahin, daß 
die Rechtskraft ſich erſtrecke auf den GMWert, welcher der 
PM. zur Zeit des Urteilserlaſſes innewohne, fo daß der Ki. 
den Erſatz der nach dem Urteil eingetretenen Geldentwertung 
ohne weiteres fordern dürfe und daß Einwendungen des 
Bekl. gegen das Beſtehen des Anſpruchs durch die Rechts⸗ 
kraft des Urteils ausgeſchloſſen ſeien. Das iſt in einer Reihe 
von Urteilen des RG. ausgeſprochen (RG. 111, 364; 113, 
3263); 119, 365 4); 123, 475); Zeiler, Aufw Fälle Nr. 277; 
JurRdſch. 1927, 1475) und hat im Schrifttum Zuſtimmung 
gefunden (Stein⸗Jonas zu Note 149 a bei 8322 3J)5O.; 
Mügel, AufwRecht ©. 240). Dem iſt beizupflichten. Aus der 
Rechtskraftwirkung von auf Zahlung lautenden Urteilen folgt 
nun allerdings nicht ohne weiteres, daß das gleiche gelte 
für Urteile, die zur Zeit des Währungsverfalls über den 
Grund des Anſpruchs ergangen ſind. Denn, wenn auch ſolche 
Urteile der formellen Rechtskraft zugänglich ſind (8 304 
Abſ. 2 ZPO.), fo ſtellen fie doch den Klaganſpruch nicht 
rechtskräftig feſt (Komm. v. RER. Bem. zu § 218 BGB.) 
und die Aufw. einer Urteilsſumme kann, da eine ſolche gar 
nicht beſtimmt wird, nicht in Betracht kommen. Wohl aber 
iſt das Gericht in dem weiteren Verfahren über den Betrag 
des Anſpruchs an das Grundurteil in der Weiſe nach 8318 
ZPO. gebunden, daß grundſätzlich Einwendungen gegen den 
Grund des Anſpruchs unzuläſſig ſind, es ſei denn, daß ſie 
erſt nach Erlaß des Zwiſchenurteils entſtanden ſind. Die 
letztere Ausnahme trifft hier nicht zu, da es ſich von vorn⸗ 
herein nur darum gehandelt hat, ob der Brand durch Funken⸗ 
flug aus der Lokomotive der Bekl. verurſacht worden iſt. 


wieder offen ſtehen. In NG. 113, 326 = JW. 1926, 2075 — in 
dieſer Entſch. handelt es ſich um einen Schadenserſatzauſpruch — 
iſt auch nirgends geſagt, daß die Rechtskraft des Urt. im Papier⸗ 
markprozeß den Goldmarkwert der Papiermarkforderung im Zeit⸗ 
punkt der letzten mündlichen Verhandlung zum Gegenſtande hat. 
RG. 119, 364 — JW. 1928, 507 befaßt ſich mit einer Ent⸗ 
eignungsentſchädigung, für die nach ſtändiger reichsgerichtlicher Rſpr. 
andere Geſichtspunkte gelten als der Aufwertungsgeſichtspunkt. Auch 
in RG. 123, 47 — JW. 1927, 589 handelt es ſich um eine 
Enteignungsſache. Richtig iſt, daß NG: Zurich. 1927 Rſpr. 
Nr. 1475 ausſpricht, daß es dem Vell. gegenüber dem früheren 
Papiermarkurteil unverwehrt geweſen ſei, von neuem gegen den 
Grund des Anſpruchs ſich zu verteidigen; nur für den Goldmark⸗ 
betrag der rechtskräftig zugeſprochenen Summe ſei ihm eine ſolche 
Verteidigung durch die Rechtskraft verſagt geweſen. Man wird auch 
aus dieſer Entſch. des RG. einen Übergang zu anderen prinzipiellen 
Entſch., als fie bisher in der Rſpr. vertreten waren, kaum feſtſtellen 
Können. Auch Mügel an der zitierten Stelle wird das RG. Raum 
für ſich geltend machen können. Mügel ſpricht in aller Deutlichkeit 
den Rechtsſatz aus, daß die Rechtskraft des Urt. durch den Betrag 
begrenzt werde, über den entſchieden worden ſei, und führt nirgends 
aus, daß über den Goldmarkwert der Papiermarkſumme zur Zeit der 
letzten mündlichen Verhandlung entſchieden ſei. 


9 JW. 1925, 1489. 
2) JW. 1926, 2075. 
JW. 1929, 589. 


2) JW. 1925, 1373, 
) JW. 1928, 507. 


Die Bindung an das Zbwiſchenurteil erſtreckt ſich nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. auf den Anſpruch in dem Umfange, 
in dem er rechtshängig war zur Zeit der mündlichen Ver⸗ 
handlung, auf Grund deren das Urteil erging (RG. 109, 
155°), 2907); 112, 972)). Danach ſcheidet die Geldentwertung 
aus, welche eingetreten iſt in der Zeit zwiſchen der Klag⸗ 
erhebung und der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Zwiſchenurteil. Dagegen iſt die Frage, ob die bindende Wir⸗ 
kung des Grundurteils den GM Wert des Anſpruchs im 
Augenblick der letzten mündlichen Verhandlung ergreift, in 
RG. 112, 98°) offen gelaſſen und, ſoviel zu erſehen, vom 
RG. bisher nicht entſchieden. Für die bindende Wirkung eines 
Urteils kann es aber keinen Unterſchied begründen, ob dem 
Grunde nach ein Anſpruch bis zu einem gewiſſen Betrage 
feſtgeſtellt oder ob zu deſſen Zahlung der Bekl. verurteilt 
worden iſt. Die Rechtsfolge iſt in beiden Fällen dieſelbe, 
daß Einwendungen gegen den Grund des Anſpruchs im 
weiteren Verfahren nicht mehr zuläſſig ſind. Danach iſt ebenſo 
wie bei Zahlungsurteilen der GM Wert maßgebend für die 
bindende Wirkung eines Grundurteils. Wollte man das 
nicht annehmen, ſo würde die Tragweite des Grundurteils 
eine völlig ſchwankende und abhängig ſein von der zufälligen 
Dauer des Verfahrens über den Betrag und im Laufe des 
Inſtanzenzuges nach Maßgabe der fortſchreitenden Geld⸗ 
entwertung an Bedeutung einbüßen, ſo daß allein durch den 
Zeitablauf die Verteidigungsmöglichkeit des Bekl. von ſelbſt 
geſtärkt werden würde. Dieſer ungünſtigen Verſchiebung ſeiner 
Rechtsſtellung im Rechtsſtreit würde der Kl. auch durch die 
Erweiterung der Klaganträge im Betragsverfahren nicht ent⸗ 
gegenwirken können, da die Wirkſameit des Grundurteils auf 
die Erweiterung des Klagbegehrens ſich nicht erſtrecken würde. 
Eine ſo weitgehende verfahrensrechtliche Unſicherheit iſt mit 
dem Zwecke des § 304 ZPO. unvereinbar. Denn dieſe 
Vorſchrift ſoll nach der Begründung zu $ 266 des Entwurfs 
der Vereinfachung des Verfahrens dienen und ſie iſt, wie 
es in den Protokollen der erſten Kommiſſion heißt, durch 
Zweckmäßigkeitsgründe geboten, da es ſich empfehle, über den 
Grund des Anſpruchs eine ſichere und unabänderliche Feſt⸗ 
ſtellung zu gewinnen bevor man dazu ſchreite, über die 
Größe des Anſpruchs zu entſcheiden (Hahn, Materialien 
zur ZPO., I, 284, 601). 

Nach alledem iſt das Grundurteil, welches durch Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten iſt, dahin zu verſtehen, daß dem Kl. 
die PMSumme im Werte zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung dem Grunde nach zugebilligt worden iſt. In 
dieſem Umfange iſt das Urteil rechtskräftig geworden. Danach 
wird das BG. zu prüfen haben, welche Kaufkraft dem Be⸗ 
trage der Forderung des Kl. am 30. Dez. 1919 unter den 
gegebenen Umſtänden zukam, und ob in dieſer Höhe ein 
Schaden dem Kl. erwachſen iſt. 


(u. v. 11. April 1929; 685/28 VI. — Dresden.) [Sch.] 


II. Müſſen ſonach ſchon gegen die Behandlung des Zahlungs⸗ 
anſpruchs in der durch das RG. erfolgten Art Bedenken geltend ge⸗ 
macht werden, ſo wiegen dieſe Bedenken noch ſchwerer, wenn es ſich, 
wie im vorliegenden Falle, nicht um einen der Höhe nach bereits 
feſtſtehenden Zahlungsanſpruch, ſondern um ein Grundurteil handelt, 
bei dem die Summenfeſtſtellung doch ſchließlich in die Entſch. über 
die Höhe des Verfahrens gehört. Die Gründe, die das RG. für feine 
Auffaſſung bezüglich des Grundanſpruchs geltend macht, dürften die 
Entſch. zu tragen ſchwerlich geeignet ſein. Daß bei ſo kataſtrophalen 
Ereigniſſen wie der Inflation die Wirkung eines Grundurteils eine 
ſchwankende wird, muß in Kauf genommen werden, wie zahlreiche 
andere noch verhängnisvollere Folgen der Inflation haben in Kauf 
genommen werden müſſen. Dieſer Gedanke allein kann alſo nicht 
ausſchlaggebend fein. Hingegen führt die Entſch. des RG. im vor⸗ 
liegenden Falle dahin, daß dem Kl. bezüglich der Höhe der Differenz 
zwiſchen Papiermarkforderung und Goldmarkforderung ein Betrag 
endgültig zugeſprochen wird, gegen den ſich der Bekl. in keiner 
Inſtanz hat wenden und ſich hat verteidigen können. Nach unſerer 
Auffafſung führt der Schlußſatz der RGEntſch., nach welcher das 
Grundurteil dahin wirkt, daß dem Kl. die Papiermarkſumme im 
Wert zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung dem Grunde nach 
zugebilligt worden ſei, zu einer Verkürzung der Verteidigungsbehelfe 
des Bell. 

IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


e) JW. 1925, 1489. ) JW. 1925, 1280. „) JW. 1926, 250. 


9) ZW. 1926, 250, 
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8. 88 511 ff., 616 3 PO. Grenzen der Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung im Eheſcheidungsprozeß. 1) 


(Beſchl. v. 14. März 1929; IVB 11/29. — e 
Ka. 
Abgedr. JW. 1929, 1465 U. 


9. 8 518 Abſ. 1 3 PO. Die Einlegung des 
Rechtsmittels durch Abſendung eines Tele⸗ 
gramms oder durch Einwerfung der Berufungs⸗ 
ſchrift in den Briefkaſten des zuſtändigen Be⸗ 
amten erfolgt erſt bei Ankunft oder Entnahme 
der Schrift aus dem Kaſten. f) 


Die Beruſungsfriſt lief am 4. März 1929 ab. Bis zum 
Abend dieſes Tages etwa um 7 Uhr war noch kein Verſuch 
gemacht worden, die Berufung einzulegen. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte der Bekl. hat um 7½ Uhr eine Berufungsſchrift in 
den Briefkaſten der Privatwohnung des zuſtändigen Beamten 
der Geſchäftsſtelle des OLG. eingeworfen und um 8 Uhr 
ein Telegramm an das OLG. aufgegeben, in welchem die Ein⸗ 
legung der Berufung erklärt wurde. Das Telegramm iſt erſt 
am Morgen des 5. März 1929 durch einen Poſtboten im 
Eingangszimmer des OLG. abgegeben worden, die Berufungs⸗ 
ſchrift hat der Beamte der Geſchäftsſtelle, der am 4. März 
1929 abends 7½ Uhr bereits nicht mehr zu Hauſe war, 
in feinem Briefkaſten vorgefunden, als er am 5. März 1929 
morgens gegen 1 Uhr nach Hauſe zurückkehrte. 

Durch das Telegramm iſt die Berufungsfriſt nicht ge⸗ 
wahrt worden, da es überhaupt erſt am 5. März 1929 in die 
Hände eines Beamten des OLG. gelangte. Durch das Tele⸗ 
gramm hätte die Friſt vorausſichtlich aber auch dann nicht ge⸗ 
wahrt werden können, wenn es noch am Abend des 4. März 
1929 einem Pförtner, einem Kaſtellan oder einem ähnlichen 
Beamten des OLG. ausgehändigt worden wäre. Zur Ein⸗ 
reichung der Berufungsſchrift bei dem BG. i. S. des 8 518 
Abſ. 1 ZPO. iſt die Annahme der Schrift durch einen zu⸗ 


Zu 8. Die Scheidungsklage der Ehefrau war abgewieſen wor⸗ 
den. Damit war der Fortbeſtand der Ehe anerkannt. Die Be⸗ 
rufung des Bekl. zum Zwecke der Erhebung einer Widerklage 
bedeutete alſo einen Angriff auf den Fortbeſtand der Ehe. Dieſem 
Angriff iſt das RG. mit der Begründung entgegengetreten, daß 
die Berufung mangels einer Beſchwerung des Ber Kl. unzuläſſig 
ſei. Einen ſolchen Mangel aber hat in ſtändiger Rſpr. das RG. 
dann für unbeachtlich erachtet, wenn die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels der Aufrechterhaltung der Ehe dienen ſollte. Das NG. 
mißt alſo mit ungleichem Maße. Das mag auffallen, iſt aber doch 
innerlich und namentlich vom praktiſchen Standpunkte aus durch⸗ 
aus begründet. Soll wirklich der ſiegreiche Scheidungskläger, der 
durch den Verzicht auf die Urteilsfolgen die Ehe aufrechterhalten 
will, an dem die Scheidung ausſprechenden Urteile feſtzuhalten ge⸗ 
bunden und womöglich gezwungen ſein, die Ehegemeinſchaft durch 
eine neue Eheſchließung wiederherzuſtellen? Die Eigenart dieſer in 
der ARD. nicht vorgeſehenen Sachlage (RG. 91, 366) rechtfertigt 
die hier zugelaſſene Ausnahme, während im umgekehrten Falle 
an der Regel feſtgehalten werden muß, daß die Einlegung eines 
Rechtsmittels einen Beſchwerdegrund erfordere. Dem ſtehen auch 
die aus § 616 ZPO. hergeleiteten Bedenken nicht im Wege. Das 
RES. hat fie in der Entſch. RG. 45, 321 überzeugend widerlegt. 


SenPräf. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln 


Zu 9. Der Beſchl. folgt in allen Fragen den in der bisherigen 
reichsgerichtlichen Rſpr. niedergelegten Grundſätzen Daß durch ein 
erſt am Morgen nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt beim BG. ein⸗ 
gegangenes Telegramm die Friſt ebenſowenig gewahrt wird wie durch 
einen zwar noch am Vorabend in der Privatwohnung des Urk B. ab⸗ 
gegebenen, aber erſt nach Mitternacht in deſſen Hand gelangten 
Schriftſatz, kann keinem Zweifel unterliegen. Auch dagegen läßt ſich 
nichts einwenden, daß der Partei, die die zur Einlegung des Rechts⸗ 
mittels erforderlichen Schritte erſt am Nachmittag des letzten Tages 
der Friſt unternimmt, aus dem Mißglücken der rechtzeitigen Über- 
mittlung der Rechtsmittelſchrift ein Recht auf Wiedereinſetzung nicht 
zugebilligt wird. 

Wenn die Entſch. gleichwohl zu einer kurzen Bemerkung An⸗ 
laß gibt, ſo iſt es folgende: Zweifellos erwächſt der Partei daraus, 
daß ihr eine prozeßrechtlich um Mitternacht ablaufende Friſt zur 
Verfügung ſteht, kein Anrecht darauf, die Handlung noch bis zur 
Mitternachtsſtunde vorzunehmen. Bis zu welchem Zeitpunkt des 
letzten Tages die Handlung tatſächlich bewirkt werden kann, be⸗ 
ſtimmt ſich vielmehr nach den bei dem betr. Gericht beſtehenden 
Verwaltungsvorſchriften, alſo, mangels beſonderer Vorkehrungen, nach 
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ſtändigen Beamten erforderlich, der in der Lage iſt, den 
Eingangsvermerk darauf zu ſetzen. Unkontrollierte Abgabe 
genügt nicht, ſelbſt wenn die Schrift noch auf den Tiſch des 
abweſenden Beamten der Geſchäftsſtelle gelegt wird (vgl. RG. : 
Gruch. 54, 1127 f.; JW. 1905, 52; 1904, 211; RGSt. 10, 
74; 22, 124). 

Auch das Einwerfen der Berufungsſchrift in den Brief⸗ 
kaſten des Beamten der Geſchäftsſtelle hat die Friſt nicht ge⸗ 
wahrt. Dieſer Beamte war zwar nicht verpflichtet, nach Schluß 
der Dienſtſtunden und außerhalb des Dienſtgebäudes in amt⸗ 
licher Eigenſchaft eine Prozeßſchrift entgegenzunehmen, aber 
er war berechtigt dazu (vgl. RG.: JW. 1904, 211; RGSt. 
31, 4ff.). Um ſich über Annehmen oder Ablehnen entſcheiden 
zu können, hätte er aber am Abend des 4. März 1929 in 
ſeiner Wohnung anweſend ſein oder wenigſtens vor Ablauf des 
Tages noch dahin zurückkehren müſſen. Da beides nicht der 
Fall geweſen iſt, hat der Beamte die Berufungsſchrift erſt am 
5. März 1929 annehmen können und ſo iſt auch dieſe Be⸗ 
rufung verſpätet eingelegt. 

Ein zureichender Grund für das Wiedereinſetzungsgeſuch 
iſt nicht angeführt. Wohl hat die Partei das Recht, die Be⸗ 
rufung auch noch in letzter Stunde der Berufungsfriſt ein⸗ 
zulegen, aber das Gericht iſt nicht verpflichtet, ſeine dazu er⸗ 
forderliche Mitwirkung und die dazu nötigen Kräfte auch noch 
nach Schluß der Dienſtſtunden bereitzuſtellen (vgl. RG.: 
Gruch. 54, 1127). Der Verſuch, die Berufung noch am Abend 
des letzten Tages der Friſt einzulegen, kann glücken, er kann 
aber auch, wie der vorliegende Fall zeigt, mißlingen. Jeden⸗ 
falls hat derjenige, der ſich auf dieſen Verſuch einläßt, ohne 
dazu genötigt zu ſein, nicht die äußerſte den Umſtänden an⸗ 
gemeſſene und vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt auf⸗ 
gewendet. Einen Grund dafür, daß, ſie mit dem Einlegen der 
Berufung bis zum letzten Abend hätten warten müſſen, haben 
die Bekl. nicht angegeben. 

(Beſchl. v. 3. Mai 1929; B 13/29 VII. — eh 
[Ku. 


dem als Schluß der Dienſtſtunden feſtgeſetzten Zeitpunkt. Hier ergibt 
ſich nun aber — namentlich bei den mit durchgehender Dienſtzeit 
arbeitenden Gerichten — für die Verwaltungsſtellen das, ich möchte 
ſagen, nobile officium, die ſich aus dem unter Umſtänden verhältnis⸗ 
mäßig frühen Dienſtſchluß für die Parteien ergebenden Gefahren eben 
durch entſprechende beſondere Vorkehrungen möglichſt auszuräumen. 
Der Frage kommt neuerdings inſofern eine weſentlich erhöhte Be⸗ 
deutung zu, als bei der nunmehr weitgehend beſtehenden Simultan⸗ 
zulaſſung und vor allem bei der gänzlichen Aufgabe des Lokalifa- 
tionsgrundſatzes im arbeitsgerichtlichen Verfahren die Notwendigkeit, 
friſtwahrende Schriftſätze noch kurz vor Toresſchluß von außerhalb 
durch Eilbrief oder Telegramm zu überſenden, ungleich häufiger ein⸗ 
tritt als früher. Bis zur ſpäten Abendſtunde zugängliche „Abend⸗ 
briefkäſten“, in die auch noch nach Dienſtſchluß Schriftſtücke 
mit friſtwahrender Wirkung eingeworfen werden können, ind nicht 
nur bei einzelnen Großſtadtgerichten, wo übrigens derartige Einrich⸗ 
tungen zum Teil ſchon ſeit längerem beſtehen, ſondern möglichſt bei 
allen Gerichten, jedenfalls bei den Landesarbeits⸗ und Arbeitsgerich⸗ 
ten, wo die Frage bei der Kürze der Friſten beſonders leicht prak⸗ 
tiſch werden kann, dringend geboten. Wann ein an eine Behörde ge⸗ 
richtetes Schriftſtück als bei ihr eingegangen anzuſehen iſt, richtet 
ſich nach den beſtehenden Verwaltungsvorſchriften; die Behörde, iſt 
daher in der Lage, Einrichtungen zu treffen, nach denen die Ein⸗ 
gänge bereits mit dem Entwurf in den Kaſten als in den Gewahr⸗ 
ſam der zuſtändigen Stelle gelangt, alſo als „eingegangen“, an⸗ 
geſehen werden müſſen. Darüber beſteht jetzt — die Frage iſt vor 
einigen Jahren bei Einrichtung des Abendbriefkaſtens beim KG. 
erörtert worden — wohl kaum noch Streit. In dieſer Hinſicht kann 
m. E. auch aus dem beiläufigen Satz der vorliegenden Entſch. „zur 
Einreichung ſei die Annahme durch einen zuſtändigen Beamten er⸗ 
forderlich, der in der Lage ſei, den Eingangsvermerk darauf zu 
ſetzen“ keinerlei Bedenken hergeleitet werden, denn der Satz hat 
nach dem Zuſammenhang, in dem er ſteht, nur den Fall der Über⸗ 
gabe im Auge und beanſprucht offenſichtlich keine Geltung ſür den 
dort nicht unmittelbar behandelten Fall des Einwurfs in einen Brief⸗ 
kaſten. Da das Präſentatum, das Setzen des Eingangsvermerhs auf 
das Schriftſtück, rechtlich nicht weſentlich iſt, wäre in ber Tat auch 
nicht erfindlich, weshalb die Beſcheinigung des Eingangs am Vor⸗ 
tage nicht auch erſt am folgenden Morgen vollzogen werden könnte. 
Sicherzuſtellen, daß am Spätabend, jedenfalls vor Mitternacht 
„Kaſtenſchluß“ iſt und daß die eingeworfenen Schriftſtücke am näch⸗ 
fen Morgen geſondert behandelt werden, ti eine einfache techniſche 
Organiſationsfrage. 
Min R. Dr. Jenas, Berlin. 
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10. 8519 Abf. 6 8 PO. Nach Ablehnung eines 
Armenrechtsgeſuchs wegen Ausſichtsloſigkeit 
hat ein erneutes, wenn auch mit neuer Begrün⸗ 
dung verſehenes Armenrechtsgeſuch in der 
Regel keine friſthemmende Wirkung. f) 


Dem Bekl., der gegen ein Urteil des LG. Berufung ein⸗ 
gelegt hatte, wurde durch Verfügung des Vorſitzenden des 
BG. zum Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr eine Friſt 
bis zum 13. Juli 1928 beſtimmt. Da der Bekl. bereits am 
12. Juni ein erneutes Geſuch um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts eingereicht hatte, wurde unter Aufhebung der frü⸗ 
heren eine neue Nachweisfriſt nach Zurückweiſung des Armen⸗ 
rechtsgeſuches bis zum 1. Okt. 1928 geſetzt. Nachdem in 
dieſer Friſt mehrere Armenrechtsgeſuche zurückgewieſen waren, 
ſetzte der Vorſitzende mit Vfg. v. 22. Sept. eine neue Nach⸗ 
weisfriſt bis zum 24. Okt. In dieſer wurde ein erneutes 
Armenrechtsgeſuch des Bekl., das am 8. Okt. eingegangen 
war, durch einen am 11. Okt. 1928 zugeſtellten Beſchluß aus 
ſachlichen Gründen zurückgewieſen. Die Nachweisfriſt wurde 
dann auf Antrag des Bekl. noch dreimal bis zum 26. Nov., 
8. Dez. 1928 und 5. Jan. 1929 verlängert. In dieſen Zeit⸗ 
räumen wurden drei weitere Armenrechtsgeſuche v. 26. Nov., 
27. und 29. Dez. 1928 durch Beſchrüſſe v. 28. Nov. 1928, 
3. und 7. Jan. 1929 abgelehnt. Da die Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr nicht nachgewieſen war, verwarf das OLG. durch 
Beſchl. v. 12. Jan. 1929 die Berufung des Bekl. als un⸗ 
zuläſſig. Er führte dabei aus: Die drei letzten Armenrechts⸗ 
geſuche hätten keine friſthemmende Wirkung gehabt. Der Be⸗ 
klagte habe zwar in dem letzten Geſuch neue Gründe an⸗ 
geführt. Er hätte dieſe aber ſchon längſt bringen können; auch 
habe der Senat dieſe Gründe ſchon von ſich aus bei den 
Entſcheidungen über die früheren Armenrechtsgeſuche er⸗ 
wogen und für nicht durchgreifend erachtet. 

Die Beſchwerde des Bekl. iſt unbegründet. Daß bereits 
während des früheren Friſtlaufes vor Erlaß der drei letzten 
Entſcheidungen über Armenrechtsgeſuche ſolche Geſuche aus 
fachlichen Gründen abſchlägig beſchieden worden find und daß 
die danach gemäß 8 519 Abſ. 6 ZPO. geſetzte und ent⸗ 
ſprechend hinausgeſchobene Nachweisfriſt an ſich längſt ab⸗ 
gelaufen geweſen wäre, wenn ſie nicht vom Vorſitzenden mehr⸗ 
fach bis ſchließlich zum 5. Jan. 1929 verlängert worden wäre, 
ergibt der feſtſtehende Sachverhalt und iſt auch vom Bekl. 
nicht angezweifelt worden. Entſcheidend in Frage kommt nur, 
ob durch die ſpäteren Armenrechtsgeſuche des Bekl., insbef. 
das letzte v. 29. Dez. 1928, der Lauf der Nachweisfriſt erneut 
gehemmt worden iſt. Das behauptet der Bekl. unter Be⸗ 
rufung auf die Bemerkung von Nebelſieck: JW. 1929, 253 
zu Nr. 9B. Er meint, ein erneutes Armenrechtsgeſuch mit 
neuer ſachlicher Begründung müſſe ebenſo wie ein Geſuch, 
das neue Nachweiſe über das früher vermißte Unvermögen 


Zu 10. Dem Beſchluß des NG., welcher ſich der bisherigen 
Rſpr., auch der OG., anſchließt, ift beizutreten. 


Nach § 519 Abſ. 6 ZPO. wird der Lauf der von dem Vor⸗ 
fipenden geſetzten Friſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr gehemmt, wenn der Bertl. vor Ablauf der Friſt die Be⸗ 
willigung des Armenrechts beantragt, und zwar bis zum Ablauf 
von zwei Wochen nach Zuſtellung des auf das Armenrechtsgeſuch 
ergehenden (ablehnenden) VBeſchluſſes, und wenn vor Ablauf der 
Friſt Beſchwerde eingelegt wird, bis zur Zuſtellung des auf die 
Beſchwerde ergehenden (zurückweiſenden) Beſchluſſes. Iſt dem 
Armenrecht ſtattgegeben, ſei es durch das Prozeßgericht, ſei es auf 
die Beſchwerde durch das BeſchwG., fo verliert damit die Friſt⸗ 

zung ohne weiteres ihre Wirkung. Schon der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes rechtfertigt die Entſch. des Rh., andernfalls hätte das Geſetz 
beſtimmen müffen, daß die Hemmung der Friſt auch eintritt, wenn 
vor Ablauf derfelben ein neues Armenrechtsgeſuch geſtellt wird. 
Mag der Wortlaut des Geſetzes vielleicht auch zu Zweifeln Anlaß 
geben, ſo fällt entſcheidend die Erwägung ins Gewicht, daß eine 
andere Auslegung den auf die Beſchleunigung des Verfahrens ge 
richteten Zweck des Geſetzes vereiteln und, wie gerade der vor⸗ 
liegende Fall zeigt, den Eintritt der Rechtskraft des Urteils über⸗ 
haupt verhindern könnte. Wenn in der Rſpr. der Wiederholung 
eines Armenrechtsgeſuchs friſthemmende Bedeutung dann beigelegt 
wird, wenn das erſte Geſuch mangels Nachweiſes der Armut, nicht 
alfo aus materiellen Gründen, zurückgewieſen iſt, fo liegt darin 
keine Durchbrechung des grundſätzlichen Standpunkts; denn in 
dieſem Falle iſt das zweite Geſuch, wie RGB.: JW. 1926, 2434 
mit Recht ausführt, gar nicht ein neues Geſuch, ſondern die Er⸗ 
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zur Zahlung der Prozeßkoſten die friſthemmende Wirkung 
haben. Auf denſelben Standpunkt hat ſich bereits Lands⸗ 
berg: JW. 1928, 2132 zu Nr. 16 geſtellt. Das RG. hat 
aber bereits in mehreren Entſcheidungen eine andere Stellung 
genommen. Schon RG. 110, 402/03 1) iſt ausgeſprochen, daß 
grundſätzlich nur das erſte, nicht vor Beginn des Friſtlaufes 
bereits erledigte Armenrechtsgeſuch friſthemmende Wirkung 
hat. Daran iſt dann feſtgehalten worden (vgl. RG. 117, 
138), und es iſt nur eine Ausnahme für den Fall gemacht 
worden, daß das frühere Armenrechtsgeſuch nur in Ermange⸗ 
lung des Nachweiſes des Zahlungsunvermögens abgelehnt 
war und nun ein neues Geſuch mit neuen Beweiſen für die 
Armut geſtellt wurde (vgl. ZW. 1925, 24671; 1926, 2434 e; 
1927, 2463 11). Dagegen hat das RG. es bereits mehrfach 
ausdrücklich abgelehnt, die Ausnahme auch dann zu machen, 
wenn das erſte Geſuch nach ſachlicher Prüfung abgelehnt war 
und dann ein weiteres Geſuch mit neuer ſachlicher Begrün⸗ 
dung geſtellt wurde (vgl. IB 8/26 v. 15. Dez. 1926: 22. 
1927, 463 Nr. 13; VB 32/26 v. 11. Dez. 1926 und III B 
19/27 v. 13. Dez. 1927: JW. 1928, 110 1a). Hieran iſt feſt⸗ 
zuhalten. Der Unterſchied in den beiden Fällen iſt ein ſehr 
weſentlicher. Im erſteren Falle handelt es ſich eigentlich nur 
um eine Ergänzung des früheren Geſuchs, das noch gar nicht 
ſachlich geprüft war. Das Gericht prüft das Unvermögen in 
der Regel nur an der Hand des behördlichen Zeugniſſes, das 
oft unvollſtändig und unklar iſt und auf deſſen rechtzeitige 
geeignete Faſſung die arme Partei in der Regel nicht in wirk⸗ 
ſamer Weiſe einwirken kaun. Es iſt deshalb durchaus billig 
und entſpricht dem Weſen des Armenrechts und dem Zweck 
der Beſtimmung des $ 519 Abſ. 6 ZPO., wenn in ſolchen 
Fällen einem erneuten Geſuch mit dem gemäß der Bemänge⸗ 
lung des Gerichts ergänzten Nachweis des Unvermögens auch 
friſthemmende Wirkung beigelegt wird. Dagegen iſt im zwei⸗ 
ten Falle die Partei, welche bereits aus dem erſten Rechts⸗ 
zuge und dem erſten Urteil die Bedeutung des Sachverhaltes 
kennt, ſehr wohl in der Lage, wenigſtens jetzt alles weſent⸗ 
liche vorzubringen, und es prüft auch das Gericht von ſich 
aus den geſamten Sachverhalt unter allen rechelichen Ge⸗ 
ſichtspunkten. Deshalb kann hier in der Regel einem er 
neuten Geſuch, wenn es auch ſachlich Neues bringt, keine friſt⸗ 
hemmende Wirkung beigelegt werden. Stellte man ſich auf 
einen anderen Standpunkt, ſo würden zwecks Erſtreckung der 
Friſt immer erneute Armenrechtsgeſuche mit neuer Begrün⸗ 
dung geſtellt werden, da es wohl nicht ſchwer fällt, neue Tat⸗ 
ſachen und Gründe, wenn auch haltlos, anzuführen. Zu einer 
abweichenden Beurteilung lag im vorliegenden Falle, in 
welchem dem Bekl. hinſichtlich der Friſtbeſtimmung das wei⸗ 
teſte Entgegenkommen bewieſen worden iſt, auch nicht der mins 
deſte Anlaß vor. 


(Beſchl. v. 11. Febr. 1929; VI B 2/29.) 


1) JW. 1925, 1374. 


gänzung des erſten Antrages, und die nach geführtem Armuts⸗ 
beweis erfolgende Ablehnung des Armenrechts iſt materiell eine 
erſtmalige Entſch., die nach Sinn und Zweck des Geſetzes friſt⸗ 
hemmende Wirkung haben muß. 

Verfehlt iſt es, wenn einzelne Schriftſteller nur für unbe⸗ 
gründete neue Geſuche die friſthemmende Wirkung verneinen, 
dagegen bei begründeten neuen Geſuchen die gleiche Behand⸗ 
lung eintreten laſſen wollen, wie bei Nachholung des Beweiſes 
der Armut. 

Wird noch während des Laufs der Friſt ein begrün- 
detes neues Geſuch eingereicht, d. h. ein ſolches, welches nun⸗ 
mehr zur Bewilligung des Armenrechtsgeſuchs führt, ſo verliert 
die Friſtſetzung ohne weiteres ihre Bedeutung. Wird das Geſuch 
auch mit der neuen Begründung abgewieſen, ſo hat es ſich eben als 
unbegründet erwieſen. Wird das neue Armenrechtsgeſuch ſo ſpät 
eingereicht, daß eine Entſch. vor Ablauf der Friſt nicht zu er 
warten iſt, ſo hat es der Antragſteller in der Hand, mit dem neuen 
Geſuch gleichzeitig den Antrag auf Friſtverlängerung zu ver⸗ 
binden, dem in der Regel ſtattgegeben werden wird. Wird aber 
das neue Geſuch nach Ablauf der Friſt geſtellt, ſo iſt es materiell 
immer unbegründet, weil die Rechtsverfolgung wegen Ablaufs der 
Friſt ausſichtslos iſt. Daß dadurch unter Umſtänden der Antrag⸗ 
ſteller ſein materielles Recht verlieren kann, iſt ohne weiteres zu⸗ 
zugeben. Dieſes Schickſal teilt er dann aber mit denjenigen, die 
aus anderen Gründen der unglückſeligen, bisher leider erfolglos 
bekämpften Beſtimmung des § 519 zum Opfer fallen. ' 

IR. Eifenſtaedt. Berlin. 
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"11. 8519 BDO. — Erforderniſſe der Be- 
rufungsbegründungsſchrift. f) 

Das BG. geht mit Recht nach § 519 Abf. 2 ZPO. da⸗ 
von aus, daß es zuläſſig iſt, die Berufungsbegründung be⸗ 
reits in die Berufungsſchrift aufzunehmen. Es iſt aber der 
Anſicht, daß der Schriftſatz der Bekl. v. 19. Mai 1928 nicht 
den in 8519 ZPO. für dieſe Begründung aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſen genügt, da darin nur der Berufungsantrag, da⸗ 
gegen nicht irgendwelche weiteren Ausführungen tatſächlicher 
oder rechtlicher Art enthalten ſind. Es hat ſich damit in be⸗ 
wußten Gegenſatz zu der Entſch. des 5. ZivSen. v. 5. Nov. 
1924: RG. 109, 891) geſetzt, der ſich auch andere Senate des 
RG. (vgl. z. B. 4. Ziv Sen. v. 13. Nov. 1924, IVB 17/24; 
2. Ziv Sen. v. 4. März 1927, II B 6/27) und zuletzt auch das 
R ArbG. im Urt. v. 23. Juli 1928, RAG 95/282) angeſchloſſen 
haben, und mit der auch die im Schrifttum herrſchende An⸗ 
ſicht übereinſtimmt (vgl. die RG. 109, 90 angeführten Stel⸗ 
len; ferner Stein⸗Jonas, ZPO., 12./13. Aufl., 8519 1112 
und IVIb; Sydow⸗Buſch⸗Krantz, ZPO., 19. Aufl., 
§ 519 Anm. 5; Kann, ZPO. 3. Aufl., § 519 Anmer⸗ 
kung 3bbb, Bd. 2 S. 1176; Volkmar: 23.1924, 256/57 
= Recht 1924, 253/54 = IW. 1925, 711 Sonnen: JM. 
1925, 1354; Pagenſtecher, Berufung im neuen Zivil⸗ 
prozeßrecht S. 15). An dieſer Rſpr. iſt aber trotz der da⸗ 
gegen gerichteten Ausführungen des BU. und des darin an⸗ 
gezogenen Aufſatzes von Baumbach: DI. 1925, 329 ff. 
(vgl. auch daſelbſt 1615 ff.) feſtzuhalten. 

Zwar mag die Novelle zur ZPO. von 1924 nach der 
Begründung zum Regierungsentwurf mit der Einführung des 
Begründungszwangs für die Berufung den Zweck verfolgt 
haben, „eine notwendige Konzentrierung und Beſchleunigung 
des Verfahrens zu ſichern“, und damit mag zugleich der 
Zweck verbunden geweſen ſein, die Einlegung unbegründeter 
Berufungen zu erſchweren. Maßgebend iſt aber doch jeden⸗ 
falls das, was im Geſetze Ausdruck gefunden hat. Dem Abſ. 1 
des §8 519 3PO. kann nun, ebenſo wie der gleichen Be⸗ 
ſtimmung im Abſ. 1 des 8 554 3PO., nur die Bedeutung 
einer die weiteren Vorſchriften des Paragraphen einleitenden 
und ankündigenden Beſtimmung beigemeſſen werden. Der 
Abſ. 2 befaßt ſich alsdann mit der äußeren Form und der 
Friſt für die Berufungsbegründung. Ihr Inhalt dagegen 
wird durch die Abſ. 3 und 4 beſtimmt, von denen erſterer 
die allein maßgebenden Mußvorſchriften, letzterer eine Soll⸗ 

1) JW. 1924, 1859. ) JW. 1928, 2742. 

Zu 11. Vom Standpunkt des geltenden Rechts kann man dem 
Urteil, das eine ſtändige Praxis gegenüber abweichenden Anſchauungen 
einer Nachprüfung unterzieht und ſicherſtellt, nur zuſtimmen. 

Der Schriftſatz, durch den die Bekl. Berufung eingelegt haben, 
enthielt außer einer hierauf bezüglichen Erklärung den Antrag, das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil aufzuheben und die Klage abzuweiſen. Eine weitere 
Begründung der Berufung iſt erſt nach Ablauf der Berufungsbegrün⸗ 
dungsfriſt eingegangen; über ihren Inhalt wird nichts mitgeteilt. 

Das BU., das die Berufung wegen Verletzung der Vorſchriften 
über den Berufungsbegründungszwang (8519 ZPO.) als unzuläſſig 
verworfen hat, iſt mit Recht aufgehoben worden. 

Der Inhalt der Berufungsbegründung iſt durch 8 519 Abſ. 3 
erſchöpfend vorgeſchrieben; man kann ihn nicht aus der Beſtimmung 
des Abſ. 1: „Der Berufungskläger muß die Berufung begründen“ 
erweitern. Denn Abſ. 1 will, wie das Urteil zutrefſend hervorhebt, 
die folgenden Vorſchriften des 8519 nur einleiten und ankündigen. 
Wie allein Abſ. 2 Form und Friſt der Berufungsbegründung regelt, 
ſo kann man nur aus Abſ. 3 die Normen über ihren Inhalt entnehmen. 

Die Berufungsbegründung muß einmal die ſog. Berufungsanträge, 
d. h. eine Erklärung über Umfang und Ziel der Berufung (Ziff. 1), 
enthalten und zweitens die Angabe der neuen Tatſachen, Beweis⸗ 
mittel und Beweiseinreden, welche die Partei geltend zu machen be⸗ 
abſichtigt (Ziff. 2). Dem erſten Erfordernis iſt durch den in die Be⸗ 
rufungsſchrift aufgenommenen Antrag, das erſtinſtanzliche Urteil auf⸗ 
zuheben und die Klage abzuweiſen, genügt. Es hätte nicht einmal 
eines ſolchen formulierten Antrages bedurft, da jene „Erklärung“ 
— wie alle Erklärungen im Prozeß — auf beliebige Weiſe ab» 
gegeben werden kann, wenn ſie nur deutlich genug iſt, und keiner 
ſolennen Form bedarf. Das Urteil erwähnt das mehr nebenbei, weil 
der vorliegende Fall zu näherer Ausführung keinen Anlaß gibt; auch 
für die Reviſionsbegründung (§ 554 Abſ. 3 Ziff. 1) hat das RG. den 
gleichen Standpunkt vertreten (23.1926, 386 Nr. 5). Über die Be⸗ 
deutung der „Berufungsanträge“ und die Folgen ihres Mangels 
beſteht Einigkeit: ſind ſie überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig 
(8519 Abſ. 2) angegeben worden, jo iſt die Berufung unzuläſſig 


vorſchrift enthält. Dem ſchließt ſich dann der Abſ. 5 mit 
ſeiner Verweiſung auf die allgemeinen Beſtimmungen über 
die vorbereitenden Schriftſätze an, die äußere Form wie In⸗ 
halt berreffen, wobei jedoch Mußvorſchriften, die für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Berufung weſentlich wären, nicht mehr in Be⸗ 
tracht kommen. Daß der notwendige ſachliche Inhalt der Be⸗ 
rufungsbegründung außer durch Abſ. 3 noch durch Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmt werde, kann bei dieſer Anordnung des Paragraphen 
nicht als richtig anerkannt werden. Von den Beſtimmungen 
im Abf. 3 gilt nun diejenige unter Nr. 1 auf jeden Fall, 
indem unter allen Umſtänden erklärt werden muß, inwieweit 
das Urteil angefochten wird und welche Abänderungen des 
Urteils beantragt werden. Daß dies gerade mittels eines 
genau geförmelten Antrags geſchieht, wird dagegen nicht ge⸗ 
fordert, vielmehr genügt es auch, wenn dies aus den übrigen 
ſachlichen Ausführungen der Berufungsbegründung hervor⸗ 
eht (ſo die ſtändige Rſpr. des RG.). Im Gegenſatz hierzu 
wird durch die Nr. 2 eine Angabe nicht für alle Fälle ver⸗ 
langt. An ſich iſt das Vorbringen neuer Tatſachen, Beweis⸗ 
mittel und Beweiseinreden für das Berufungsverfahren 
keineswegs weſentlich; vielmehr kann ſich das Intereſſe des 
Berufungsklägers ſehr wohl darauf beſchränken, daß das 
höhere Gericht den bereits in erſter Inſtanz erſchöpfend bei⸗ 
gebrachten Streitſtoff nochmals in tatſächlicher und recht⸗ 
licher Beziehung, und zwar erſtens durch eine erneute tat⸗ 
richterliche Würdigung des Parteivorbringens und der Be⸗ 
weisergebniſſe, nachprüfe. Eine Verpflichtung zur Nach⸗ 
prüfung in beiden Richtungen liegt aber dem BG. auch 
dann ob, wenn der Berufungskläger nur in einer dieſer 
Richtungen Ausführungen gemacht hat. Deshalb würde es 
aber auch wenig Zweck haben, zum mindeſten eine Erklärung 
zu verlangen, daß mangelhafte Beweiswürdigung, oder daß 
falſche Rechtsanwendung gerügt werde, während die Er⸗ 
klärung, daß die Nachprüfung des erſten Urteils in tatſäch⸗ 
licher und rechtlicher Hinſicht begehrt werde, erſt recht eine 
inhaltloſe Förmlichkeit bedeuten würde. Eine ſchriftſätzliche 
Erklärung in einer der erſten beiden Richtungen würde auch 
keinesfalls hindern, in der mündlichen Verhandlung Aus⸗ 
führungen in der anderen Richtung zu machen, wie auch 
eine ſchriftſätzliche Beſchränkung auf beſtimmte Punkte nach 
der tatſächlichen oder rechtlichen Seite hin einer nachträg⸗ 
lichen Ausdehnung dieſer Ausführungen auf andere Punkte 
nicht im Wege ſtände. Inſofern würde namentlich auch eine 


(8 519 b Abf. 1 Satz 2); find fie aber in der rechtzeitig eingereichten 
Begründung enthalten, jo wird dadurch ihre Anderung, insbeſ. ihre 
Erweiterung, ſelbſt nach Ablauf der Begründungsfriſt nicht gehindert 
(jo für die Rev. Höchſtanſpr. 1928 Nr. 1050). 

Ganz anders iſt die Rechtslage hinſichtlich des zweiten Erforder⸗ 
niſſes der Berufungsbegründung. Zwar iſt die Angabe des neuen 
Vorbringens, welches die Partei geltend zu machen beabſichtigt, nicht 
minder zwingend vorgeſchrieben, als die Erklärung über Umfang und 
Ziel der Berufung; aber die Verletzung dieſer Vorſchrift hat die Ver⸗ 
werfung der Berufung nicht zur Folge. Zunächſt läßt das Geſetz 
keinen Zweifel, daß es nur die Angabe des neuen Vorbringens 
fordert; eine Erklärung, daß das Vorbringen der erſten Inſtanz 
wiederholt werde, oder Darlegungen, daß und warum ein Mangel 
des Verfahrens vorliege oder die Beurteilung des Rechtsſtreits 
durch die erſte Inſtanz nach der rechtlichen oder tatſächlichen 
Seite unrichtig ſei, hat das Geſetz nicht gefordert, während es den 
Begründungszwang bei der Rev. auch hierauf ausgedehnt und ein⸗ 
gehend geregelt hat (88 554 Abſ. 3 Ziff. 2 und Abf. 6, 559). Selbſt 
wenn der Berͤl. aber in der mündlichen Verhandlung die Berufung 
auf neue Tatſachen ftübt, die er in die Begründung nicht aufgenommen 
hat, darf die Berufung deswegen nicht als unzuläſſig verworfen 
werden. Das ergibt § 529 Abſ. 3, der das BG. ermächtigt, ein neues 
Vorbringen zurückzuweiſen, wenn es entgegen 8 519 nicht in der 
Berufungsbegründung mitgeteilt iſt. Dieſer Schluß aus 8529 Abſ. 3 
ift unausweichlich. Denn wenn die Verſchweigung des neuen Vorbringens 
in der Begründung die Verwerfung der Berufung zur Folge hätte, 
dann würde 8 529 Abf. 3 niemals angewendet werden können, alſo 
ſinnlos fein. Auch daß die Zurückweiſung nicht zwingend vor⸗ 
geſchrieben, ſondern in das Ermeſſen des BG. geſtellt iſt, ſpricht 
für die vertretene Meinung. Und ferner kann dafür die Be⸗ 
ſtimmung des ſpäter als 8519 ZPO. Geſetz gewordenen 8 67 ArbG. 
angeführt werden. j 

Mit Recht verweiſt das vorliegende Urteil auch darauf, daß die 
Berufung ja aus anderen Gründen als dem neuen Vorbringen Erfolg 
haben kann, z. B. wegen einer anderen Beweiswürdigung oder einer 
anderen Rechtsauffaſſung, als ſie dem erſten Urteil zugrunde liegt, 
und daß es daher nicht gerechtfertigt wäre, die Berufung als un⸗ 
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Ausführung, mit der nur einzelne tatſächliche Feſtſtellungen 
angegriffen werden — eine Möglichkeit, die das BU. be⸗ 
ſonders betont —, keinerlei beſchränkende Wirkung für die 
Zukunft ausüben. Dementſprechend ſowie nach ihrer gan⸗ 
zen Faſſung iſt aber die Beſtimmung der Nr. 2 in 8 519 
Abſ. 3 nur dahin zu verſtehen, daß, wenn der Berufungs⸗ 
kläger neuen Streitſtoff in Form neuer Tatſachen, Beweis⸗ 
mittel oder Beweiseinreden in den Prozeß einführen will, 
er dann durch die Berufungsſchrift oder durch die Be⸗ 
rufungsbegründung ankündigen muß, was er in dieſer Be⸗ 
ziehung geltend machen wird. Wird dagegen nichts Der⸗ 
artiges erklärt, ſo ergibt ſich eben ohne weiteres, daß die 
Nachprüfung des erſtinſtanzlichen Streitſtoffes nach der tat⸗ 
ſächlichen und der rechtlichen Seite begehrt wird. Wenn das 
Bu. hervorhebt, daß die Rechtsfolgen für die beiden Fälle 
des 8 519 Abſ. 3 verſchieden ſeien, jo iſt das allerdings zu⸗ 
treffend; denn das Fehlen der Erklärung unter Nr. 1 führt 
zu einer Verwerfung der Berufung nach 8 519b 3PO., 
während das Fehlen einer Angabe von neuen Tatſachen uſw. 
höchſtens, bei nachträglichem entſprechenden Vorbringen, die 
dem richterlichen Ermeſſen unterliegende Folge des $ 529 
Abſ. 3 ZPO. haben kann. Dieſer Unterſchied iſt aber in⸗ 
ſofern erklärlich, als beim Fehlen einer Angabe gemäß Nr. 2 
noch gar nicht feſtſteht, ob überhaupt ſpäter ein ſolches Vor⸗ 
bringen in den Rechtsſtreit eingeführt werden wird, während 
eine ſpätere Verwerfung der ganzen Berufung bloß wegen 
verſpäteten Vorbringens neuer Tatſachen uſw. innerlich ganz 
unberechtigt fein würde, da die Berufung ja auch ohne Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Tatſachen gerechtfertigt ſein kann. Daß aber die 
Zurückweiſung des neuen Vorbringens in $ 529 Abſ. 3 nicht 
zwingend vorgeſchrieben iſt, gab entgegen der Anſicht des BG. 
dem Geſetzgeber noch keine Veranlaſſung, die Vorſchrift in 
§ 519 nicht unter die Mußvorſchriften zu ſtellen, und erſt 
recht nicht, fie aus 8 519 überhaupt ganz herausznlaſſen. 
Endlich erſcheint es auch nicht angängig, für die nach 8 519 
anzunehmenden Erforderniſſe der Berufungsbegründung den 
für die Rev. geltenden 8 554 ZPO. heranzuziehen; denn wenn 
auch die 88 519 b und 554 a übereinſtimmen, jo weichen doch 
die 58 519 und 554 erheblich voneinander ab. 


(U. v. 11. Juni 1929; 618/28 VII. — Naumburg.) 
[Ku.] 


12. 8546 3 PO. Eine Rev. wird auch dann un⸗ 
zuläſſig, wenn nach Einlegung der Rev. ſich der 
Beſchwerdegegenſtand derart verändert, daß 
ſein Umfang in der mündlichen Verhandlung 
die Reviſionsſumme nicht mehr erreicht. f) 

Der 8 546 i. Verb. m. SS 3—9 ZRD. unterſchieden zwi⸗ 
ſchen dem Beſchwerdegegenſtand an ſich — ſeinem Umfang — 


zuläſſig zu verwerfen wegen der nicht rechtzeitigen Mitteilung neuen 
Vorbringens, das für die Entſch. des BG. nicht erheblich geworden ift. 
Das führt auf die letzte entſcheidende Erwägung, die zugunſten des 
vorliegenden Urteils angeführt werden kann, und auf den Grund des 
Widerſtreits der Meinungen überhaupt. Ein Berufungsbegründungs⸗ 
zwang hinſichtlich neuen Vorbringens ſteht in einem gewiſſen Wider⸗ 
ſpruch zu unſerer gegenwärtigen Berufung, die auf dem un⸗ 
eingeſchränkten ius novorum beruht und die Ausübung dieſes Rechts 
grundſätzlich bis zum Schluß der mündlichen Berufungsverhandlung 
geſtattet (88 529 Abſ. 1, 523 mit 278 Abſ. 1). Der durch die Nov. 
v. 13. Febr. 1924 eingefügte 8 519 paßt ſich dem übrigen Inhalt des 
Rechts der Berufung nicht gut an, wenigſtens was den hier zur Au⸗ 
wendung kommenden Abſ. 3 Ziff. 2 anlangt. Das kommt ſchon in 
der vorſichtigen Faſſung dieſer Beſtimmung zum Ausdruck („geltend 
zu machen beabſichtigt“), und es iſt gut, daß wir der kaum zu 
überwindenden Schwierigkeiten in der Auslegung dieſer Worte durch 
8529 Abſ. 3 überhoben ſind. Ein wirklicher Berufungsbegründungs⸗ 
zwang kann erſt mit einer Neugeſtaltung des Berufungsverfahrens 
von der Prozeßreform gebracht werden. 
Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 12. Als Damm gegen die Überlaftung des NG. erfordert 
die ZPO. das Vorhandenſein einer Reviſionsſumme, die urſprünglich 
1500 46 betrug und nach mehreren Steigerungen und Abänderungen 
ſich ſeit 15. Febr. 1929 auf 6000 RA beziffert. 8546 ZPO. drückt 
dieſe Vorausſetzung dahin aus, daß in Rechtsſtreitigkeiten über ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche die Zuläſſigkeit der Rev. durch den jeweils 
feſtgeſetzten „Wert des Beſchwerdegegenſtandes“ bedingt iſt. In be⸗ 
treff dieſes Wertes kommen die Vorſchriften der 88 3—9 3PO. zur 
Anwendung. Während urſprünglich das RG. (RG. 5, 387; 15, 407; 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
und feiner Wertberechnung. Es iſt angenommen worden, daß es 
für die Zuläſſigkeit der Rev. im Hinblick auf die Reviſions⸗ 
ſumme darauf ankomme, ob auch im Zeitpunkt der mündlichen 
Verhandlung noch ein die Reviſionsſumme erreichender Umfang 
des Beſchwerdegegenſtandes vorhanden iſt, und daß in dieſer 
Beziehung der Eingang der Rev. nicht entſcheide, daß dieſe 
Auffaſſung allein dem Grunde und dem Zwecke der Vorſchrift, 
das RG. vor einer zu ſtarken Belaſtung zu bewahren, ent⸗ 
ſpreche. Aus dieſer Auffaſſung iſt gefolgert worden, daß eine 
Rev. auch dann unzuläſſig wird, wenn nach Einlegung des 
Rechtsmittels, ſei es durch zufällige äußere Ereigniſſe, ſei 
es durch außergerichtliche Handlungen der Parteien, ein Be⸗ 
ſchwerdegegenſtand ſich derart verändert hat, daß ſein Umfang 
in der mündlichen Verhandlung die Reviſionsſumme nicht 
mehr erreicht. Für die Berechnung des Wertes des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes iſt dagegen nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift der 88 546 Abſ. 2, 4 ZPO.) der Zeitpunkt der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels entſcheidend. Dieſer bleibt maßgebend 
ohne Rückſicht auf ſpätere Veränderungen des Wertes (RG. 
76, 2921); 74, 325 2); 107, 54; 109, 154°); 113, 249 )). 
Im vorliegenden Falle war Zahlung einer Summe von 
2039,04 % und die Feſtſtellung beantragt, daß die Bekl. der 
Kl. ſämtliche aus dem Unfall entſtehenden Koſten zu erſetzen 
haben. Mit dem Zeitpunkt des Todes des H. konnten weitere 
für die Erſtattung in Frage kommenden Koſten nicht mehr 
entſtehen; damit war der Umfang des Beſchwerdegegenſtandes 
begrenzt; über dieſe Zeit hinaus ſollte naturgemäß von vorn⸗ 
herein der Anſpruch der Kl. niemals hinausgehen (vgl. RG.: 
Warngſpr. 1916, 148). Es lommt daher für die Zuläſſig⸗ 
keit der Rev. darauf an, ob, falls der Tod des H. als er⸗ 
wieſen anzuſehen iſt, die bis zu dieſem Zeitpunkt zu erſtatten⸗ 
den Koſten die Rreviſtonsſumme erreichen. Die Prüfung dieſer 
Umſtände iſt vom Senat von Amts wegen vorzunehmen, da 
die Zuläſſigkeit der Rev. davon abhängt. Der Senat iſt auf 
Grund der von der Kl. vorgelegten Urkunden überzeugt, daß 
H. am 2. März 1929 geſtorben iſt und bis zu dieſem Zeit- 
punkt insgeſamt an Koſten, die für die Erſtattung durch die 
Bell. in Betracht kommen, 3620,34 RR entſtanden find. Wei⸗ 
tere Anſprüche werden von der Kl. nicht erhoben. Die Rev. 
der Bekl. iſt alſo im Laufe der RevInſt. unzuläſſig geworden. 


(u. v. 13. Juni 1929; 572/28 VI. — Berlin.) [a.] 


2) JW. 1911, 718. 
3) JW. 1925, 1489. 


2) JW. 1911, 52. 
) JW. 1926, 2084. 


JW. 1911, 769) in voller Übereinſtimmung mit der Theorie (Stein, 
3PO., 14. Aufl., 8 546 Anm. 29; Freudenthal 8 546 Ziff. 4; 
Planck, Lehrbuch S. 513) auf dem Standpunkt ſtand, daß der 
vorgeſchriebene Wert des Beſchwerdegegenſtandes im allgemeinen nur 
zur Zeit der Reviſionseinlegung (nach Planck „Erhebung der Re⸗ 
viſiousklage“) vorhanden fein müjje, daß dagegen ſpätere Verände⸗ 
rungen, insbeſ. durch Teilanerkenntniſſe, Teilverzichte oder Teils 
zahlungen, welche bewirken, daß die Reviſionsſumme in der münd⸗ 
lichen Reviſionsverhandlung nicht mehr gegeben iſt, ohne Einfluß auf 
die Wertberechnung bleiben, hat das RG. ſpäter den gegenteiligen 
Standpunkt eingenommen. Die Ver ZivSen. haben in dem Zwiſchen⸗ 
urteil v. 29. Sept. 1882 nebenbei ausgeführt, daß „nicht der in 8 4 
genannte Zeitpunkt der Erhebung der Klage, ſondern ein anderer 
entſprechender Zeitpunkt für die Wertberechnung bei der Reviſions⸗ 
ſumme entſcheidend ſei“ (RG. 7, 385). Welcher Zeitpunkt dies ſei, 
wurde dort offen gelaſſen. In ſpäteren, im oben abgedruckten 
RGurteil angeführten Entſcheidungen ſtellt ſich das RG. auf den 
Standpunkt, daß noch im Zeitpunkte der mündlichen Verhandlung 
ein die Reviſionsſumme erreichender Umfang des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes vorhanden ſein müſſe. Die Begründung dieſer Anſicht erſcheint 
nicht ſtichhaltig. Wenn das RG. auf Grund und Zweck der Vorſchrift, 
es vor einer zu ſtarken Belaſtung zu verwahren, verweiſt, ſo iſt dieſes 
Motiv im Geſetz ſelbſt nicht zum Ausdruck gelangt. Dieſer Zweck 
wird aber durch die jetzige Auffaſſung des RG. auch gar nicht er⸗ 
reicht. Wenn die Reviſionsſumme zur Zeit der Einlegung des Rechts- 
mittels vorhanden iſt, wird Termin zur mündlichen Verhandlung an⸗ 
beraumt. Die Anwälte müfjen die Reviſion begründen, die Akten 
ebenſo wie der Vorſitzende und der Berichterſtatter ſtudieren, es kommt 
zur mündlichen Verhandlung. Dieſer muß der ganze Senat beiwohnen. 
Eine Entſcheidung in der Hauptſache dürfte bei dieſer Sachlage kaum 
mehr Zeit und Mühe beanſpruchen, als ein von fünf RG. Richtern 
zu fällendes Urteil über die nach der Reviſionseinlegung eingetretene 
Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels. Auch die zur Begründung ſeiner 
Anſicht geltend gemachte Unterſcheidung zwiſchen dem Beſchwerde⸗ 
gegenſtand an ſich — ſeinem Umfang — und ſeiner Wertberechnung 
erſcheint gekünſtelt und nicht mit dem klaren Wortlaut des 8 546 


. 


13. § 546 Abf.2 ZPO.; S8 123, 138 BG B. Be⸗ 
rechnung des Beſchwerdewerts in der Rev Inſt. 
bei Klage und Feſtſtellungswiderklage. Argliſtige 
Täuſchung i. S. des 8123 BGB. liegt auch dann 
vor, wenn der Erklärende nur mit der Möglich- 
keit rechnet, daß ſeine Angaben unrichtig ſind. 
Ein ländlicher Pachtvertrag, der die geſamte 
wirtſchaftliche Exiſtenz des Pächters erfaßt, iſt 
als Knebelungsvertrag gem. 9 138 I BGB. nich⸗ 
tig, wenn deſſen Bedingungen ſo aufgeſtellt find, 
daß fie dem Pächter die Möglichkeit wirtſchaft⸗ 
lichen Emporkommens nicht laſſen. f) 

Der Streitwert der RevInſt. überſteigt die Reviſions⸗ 
ſumme. Zu dem auf die Klage zugeſprochenen Betrag von 
1567,77 RM kommt nach den für die Berechnung des Be⸗ 
ſchwerdewerts in der Rev. geltenden Grundſätzen (vgl. Stein⸗ 
Jonas 8 546 V 2) der Wert der den Vertragsbeſtand leug⸗ 
nenden Widerklage, ſoweit er ſich nicht mit dem der Klage deckt. 
Der Bekl. hat durch Vorlegung eines Briefes, den der Anwalt 
ſeines Gegners an den von ihm bevollmächtigten RA. W. 
unter dem 10. Dez. 1928 gerichtet hat, glaubhaft gemacht, 
daß der Kl. aus dem Vertrag für die Zeit ſeit dem 1. Okt. 
1926, die die Klage nicht betrifft, allein an Pachtzins noch 
den Wert von 248,62 Ztr. Roggen verlangt. Dazu kommt, 
wenn nach dem Standpunkt des Kl. der Bekl. bis zum 
30. Juni 1929 weiter haftet, der ſehr beträchtliche Wert der 
vertraglichen Nebenleiſtungen. Danach iſt auch unter Berück⸗ 
ſichtigung des Umſtands, daß es ſich um eine Feſtſtellungsklage 
handelt, ein Wert von mehr als 4000 AA im Streit. 

Vertragsanfechtung wegen argliſtiger Täuſchung über die 
Größe des Pachtlandes lehnt der Bert. ab. Argliſt des Kl. 
ſchließt das Urteil aus, weil durch den im erſten Rechtszug 
von dem Kl. geleiſteten Eid erwieſen ſei, daß die Angabe der 
Größe des Pachtobjekts nicht wider beſſeres Wiſſen gemacht iſt. 

Der Kl. habe auch nicht die Verpflichtung gehabt, den 
Bekl. darüber zu unterrichten, daß zwiſchen ihm und einem 
früheren Pächter über die Morgenzahl eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit beſtanden habe, da der Pachtzins nur nach der 
wirklichen Morgenzahl zu berechnen ſei. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß ſchon dieſe Begründung 
rechtlichen Bedenkens unterliegt. 


vereinbar. Gewiß iſt es richtig, daß nach der ZPO. AßFaſſ. das 
Revch. häufig erſt in der mündlichen Verhandlung in die Lage kam, 
über die Zuläfſigkeit der Rev. zu eutſcheiden (RG. 76, 293). Hieraus 
aber kann nicht gefolgert werden, daß dieſer Zeitpunkt für die 
Reviſionsſumme maßgebend iſt. Es dürfte daher der Auffaſſung 
Steins a. a. O. zuzuſtimmen ſein, daß die Gründe der neuen Rſpr. 
des RG. nicht nur in Widerſpruch mit anderen Entſch. (ſiehe auch 
das zutreffend begründete Urteil des Bay Obs d. i. S. A. 52, 223) 
ſtehen, ſondern auch nicht überzeugend ſind. 
Geh. IR. Dr. Dispeker, München. 


Zu 13. Die Entſch. hat grundlegende und allgemeine Be⸗ 
deutung, ſoweit ſie ſich mit der Nichtigkeit von Pachtverträgen aus 
8138 Abs. 1 BOB. (Verſtoß gegen die guten Sitten) befaßt. Weniger 
grundſätzlich find die Ausführungen, ſoweit fie ſich mit einer Nichtig⸗ 
Reit aus § 138 Abſ. 2 BB. (Ausnutzung des Leichtſinns oder der 
Unerfahrenheit des Pächters in geſchäftlichen Dingen) oder einer An⸗ 
fechtbarkeit aus 8123 BGB. (unrichtige Angaben über die Größen⸗ 
verhältniſſe oder ſonſtige Eigenſchaften des Pachtobjekts) befaſſen. 
In dieſen letzteren Fällen kommt es immer auf die Lage des ein⸗ 
zelnen Tatbeſtandes an, ohne daß die Folgen für den geſamten 
Pächterſtand irgendwie von einſchneidender Bedeutung ſind, wie dies 
bei den Ausführungen des RG. zur Frage der Unſittlichkeit von 
Pachtverträgen der Fall iſt. 

Beim Abſchluß von Pachtverträgen wird im allgemeinen nur 
über einige wenige Punkte ausführlicher verhandelt. Maßgebend iſt 
in erſter Linie die Größe und die Bonitierung des Pachtobjektes. 
Dann ſpielen Pachtzins und Pachtdauer ſowie die Laſtentragung eine 
entſcheidende Rolle. Schließlich iſt weſentlich, welches Übernahme⸗ 
Rapital etwa erforderlich iſt; allerdings läßt ſich dieſes ſchon nach 
der Art und Bonität des Gutes einigermaßen berechnen. Sehr viel 
andere Punkte werden bei der Vornahme von Verpachtungen kaum 
beſprochen. Gleichwohl werden allen größeren Pachtverträgen unendlich 
viele, ins einzelne gehende Pachtbedingungen zugrunde gelegt. Körper⸗ 
ſchaften öffenklichen Rechts und ſonſtige große Verwaltungen (fürſt⸗ 
liche Domänenkammern, Fideikommißverwaltungen oder ſonſtige große 
Privatverpächter) pflegen bei der Verpachtung ihrer Domänen oder 
Herrſchaften häufig viele Seiten lange gedruckte Bedingungen zugrunde 
zu legen. In dieſen fog. allgemeinen Pachtbedingungen find rein for⸗ 
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In dem Pachtoertrag v. 24. Mai 1924 ſteht: Die 
Größe wird endgültig auf 77 preußiſche Morgen feſt⸗ 
geſetzt. Ob dieſe Größenbezeichnung eine tatſächliche Angabe, 
eine Gewährleiſtung der Größe oder beides enthält, iſt von 
dem Berg. nicht erörtert. Der Bekl. aber hatte ſich für die 
Behauptung der argliſtig falſchen Größenangabe auch auf die 
Vertragsurkunde bezogen und hatte nur daneben geltend ge⸗ 
macht, daß der Kl. ihm auch mündlich die gleiche Angabe vor 
und bei dem Vertragsſchluß gemacht habe. Dem Kl. iſt vor 
dem LG. der Eid zugeſchoben und dahin feſtgeſtellt worden: 
„ich habe nicht in Kenntnis des Umſtandes, daß die Acker⸗ 
und Wieſenfläche nebſt Hofraum nicht 77 Morgen betrage, 
dem Kl. erklärt, daß das Pachtland bei Abſchluß des Pacht⸗ 
vertrags v. 24. Mai 1924 die Größe von 77 Morgen min⸗ 
deſtens habe“. 

Inwieweit die Leiſtung dieſes Eides geeignet war, die 
Behauptung des Bekl. zu dem vereinzelten Umſtand zu wider⸗ 
legen, der Kl. habe die hinter 77 Morgen zurückbleibende 
9 5 des Pachtlandes gekannt, bedarf der Entſcheidung 
nicht. 

Denn die Rev. hat in Übereinſtimmung mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. (RGR Komm. $ 123 Anm. 2 S. 175 oben 
und die dort angez. Entſch.) darauf hingewieſen, daß Argliſt 
auch dann vorliegt, wenn der Erklärende nur mit der Mög⸗ 
lichkeit rechnet, daß ſeine Angabe unrichtig ſei, falls er weiß, 
daß ſeine Angabe für den anderen Teil weſentlich iſt. Hat der 
Kl. deshalb, wie nicht widerlegt iſt, ohne poſitive Kenntnis 
der Größe des Landes in dem Bewußtſein, daß es dem Bell. 
auf die Angabe der Größe des Pachtlandes ankam, mündlich 
77 Morgen als Maß der Fläche genannt oder iſt ſeine Schrift⸗ 
erklärung im Vertrag in dieſem Sinne zu verſtehen, ſo kommt 
es allerdings darauf an, ob der Kl. aus ſeinem Streit mit B. 
nicht Anlaß zum Zweifel und deshalb die Pflicht zur Klar⸗ 
legung hatte. 

Der Ber. lehnt allerdings auch die Annahme der Ur⸗ 
ſächlichkeit der Erklärungen des Kl. über die Größe für die 
Entſchließung des Bekl. ab, weil der Bekl. ſich ein Bild von 
dem Umfang der zu bewirtſchaftenden Fläche habe machen 
können, und bei Kenntnis des Mindergehalts der Fläche von 
der Pachtung gegen Zahlung eines entſprechend geringeren 
Pachtzinſes nicht abgeſehen haben würde. Gegenüber dieſer 


mularmäßig alle nur denkbaren Verhältuiſſe geregelt, und zwar in 
einem dem Verpächter günſtigem Sinne. Dieſe Pachtbedingungen 
ähneln etwa den bei der Vermietung ſtädtiſchen Grundbeſitzes häufig 
abgeſchloſſenen Mietverträgen unter Benutzung des üblichen Haus⸗ 
und Grundbeſitzerformulars. Die formularmäßigen umfangreichen all⸗ 
gemeinen Pachtbedingungen beſtehen nun an ſich ſchon ſeit vielen 
Jahrzehnten. Tauſende von Pachtverträgen ſind unter Zugrundelegung 
dieſer allgemeinen Pachtbedingungen abgeſchloſſen und erfüllt. 

Die Entwicklung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe — be⸗ 
Ranntlich befindet ſich die Landwirtſchaft ſeit 1924 in einer von 
Jahr zu Jahr unerträglicher werdenden Agrarkriſis, die ſich vor⸗ 
nehmlich in einer ſtändig wachſenden Verſchuldung zeigt — hat aber 
in letzter Zeit dazu geführt, daß auch höhere Stellen ſich ganz all⸗ 
gemein damit befaſſen, der immer größer werdenden Notlage der 
Landwirtſchaft, insbeſ. der des Pächters, zu ſteuern. Dies geſchah 
einerſeits ſeitens der Regierung und des Reichstages durch eine Er⸗ 
weiterung und Ausdehnung der teilweiſe ſchon abgebaut geweſenen 
PachtſchS. und ſeitens der Gerichte dadurch, daß fie der Summe der 
einzelnen Pachtbeſtimmungen in einem Pachtvertrage mehr Beachtung 
ſchenkten, als dies früher der Fall geweſen iſt. Das erſte Urteil des 
RG., welches in dieſer Richtung lag, datiert vom 21. Sept. 1928 
(III 40/28). In dieſem Urteile werden die Nebenleiſtungen, welche an 
ſich in dem allgemein üblichen Umfange formularmäßig dem Pächter 
auferlegt zu werden pflegten, einer ganz beſonderen Würdigung unter⸗ 
zogen. Das NG. nimmt insbeſ. Anſtoß daran, daß der Umfang der 
Nebenleiſtungen häufig in das Ermeſſen des Verpächters geſlellt iſt 
und daß aus der ganzen Faſſung des Pachtvertrages das Beſtreben 
erkennbar wird, dem Pächter alle Anſprüche zu nehmen, die ihm 
etwa gegen den Verpächter zuſtehen. Da nun unter den heutigen wirt⸗ 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen faſt jeder früher als angemeſſen an- 
geſehene Pachtzins als zu hoch erſcheint, ſind die Nebenleiſtungen in 
ihrer Wirkung derart, daß ſie infolge des Übermaßes der Verpflich⸗ 
tungen des Pächters eine Nichtigkeit des Pachtvertrages begründen 
können. Durch die Fülle der ihm obliegenden Verpflichtungen wird 
nämlich dem Pächter jede wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit genommen. 
Sein wirtſchaftliches Fortkommen wird verhindert. Seine Eriſtenz 
wird bedroht. Wie nun das NG. ausdrücklich ausgeſprochen hat, 
darf der allgemeine Rechtsgedanke im Pachtrecht, daß ein Pacht⸗ 
verhältnis nur auf der Grundlage eines billigen Verhältniſſes der 
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tatſächlichen Feſtſtellung zu der Willensrichtung des Bekl. 
kann die Erwägung der Rev., daß ein Pächter auf einem zu 
kleinen Hof auch bei geringer Pacht nicht auskommen könne, 
nicht durchdringen. 

Mit Recht bemängelt ſie aber zu dieſem Punkt die Er⸗ 
örterungen des Berg., die darin gipfeln, es müſſe als 
Vertragsinhalt zugrunde gelegt werden, daß die Pacht nach 
der wirklichen Morgenzahl ermittelt, nicht aber nach 77 Mor⸗ 
gen feſt berechnet werde. Der BerR. kommt zu dieſem Er⸗ 
gebnis auf Grund der Erwägungen, daß ſich im Rechts⸗ 
ſtreit der Kl. ſchließlich bereit erklärt habe, die Pacht unter 
Zugrundelegung des wirklichen Flächengehalts zu fordern und 
daß es weiter auch ohne dies Zugeſtändnis „nicht angängig“ 
ſein würde, als Willen der Parteien zu unterſtellen, der 
Bekl. habe zur Pachtzahlung nach einem größeren als dem 
wirklichen Morgenbeſtand verpflichtet werden ſollen. Es iſt 
nicht ohne Bedenken, ob dieſe Erwägung ſich noch im Rahmen 
der Auslegung hält, jedenfalls iſt ſie als Auslegung gegenüber 
dem Vertragsinhalt unmöglich. 

Wenn es in 8 1 heißt, daß die Größe endgültig auf 
77 preuß. Morgen feſtgeſetzt wird und in 8§ 17 ein feſter 
Mindeſtpachtzins, ſo iſt für die Annahme eines Parteiwillens, 
daß auch ein Mindermaß an Fläche für die Zinsberechnung 
bei dem Abſchluß in Betracht gezogen ſei, kein Raum. 

Danach ſtand der Bekl., falls er über die Morgenzahl ge⸗ 
täuſcht war oder ſonſt ſich irrte, dem Sachverhalt gegenüber, 
daß er für eine geringere Fläche die feſte Vertragspacht 
zahlen ſollte. Daß auch bei dieſer Rechtslage der Bekl. in 
Kenntnis von einer Fehlzahl von 15 auf 77 Morgen zu dem 
Vertragsſchluß bereit geweſen wäre, ſtellt der Berg. nicht feſt. 

Entſcheidenden Bedenken unterliegt aber weiter die Feſt⸗ 
ſtellung des Bert. zu dem Angriff des Bekl. daß der Pacht⸗ 
vertrag nach ſeinen Bedingungen gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoße und insbeſ. gemäß § 138 Abſ. 2 BGB. nichtig ſei. 

Hierzu erwägt der Ber R., daß dem Vertragsſchluß das 
ungewöhnlich umfangreiche Vertragsformular zugrunde ge⸗ 
legt worden ſei, das die landwirtſchaftliche Berufsvereinigung 
der Verpächter aufgeſtellt und ſtark einſeitig vom Intereſſen⸗ 
ſtandpunkt des Verpächters aus bearbeitet habe. Trotzdem habe 
es der Kl. nochmals einer Durchſicht und Abänderung zu 
ſeinen Gunſten unterzogen, die nunmehr zu einem Ergebnis 
geführt habe, das man als an der Grenze des Zuläſſigen 
ſtehend bezeichnen müſſe. Dürfe auch der Verpächter die Ver⸗ 
pachtung für ſich möglichſt nutzbringend vornehmen, ſo müſſe 
doch auch berückſichtigt werden, daß er in der Regel der wirt⸗ 
ſchaftlich ſtärkere Teil ſei, und daß daraus bei einem auf⸗ 
fallenden Mißverhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung der 
Verdacht der Ausbeutung des Vertragsgegners folgen könne. 

Das BG. ſchließt ſich trotzdem dem Standpunkt des LG. 
an, das die Anwendbarkeit des 8 138 BGB. verneint, weil 
der Bekl. eine ſolche Zwangslage nicht ausreichend dargelegt 
habe. Der BerR. überſieht dabei, daß ſchon das Vorliegen 
eines außerordentlichen Mißverhältniſſes von Leiſtung und 


beiderſeitigen Leiſtungen zueinander aufgebaut ſein muß, nicht verletzt 
werden. Dies geſchieht aber auf das gröblichſte in allen den Fällen, 
in denen dem Pächter außer dem Pachtzins rein formularmäßig noch 
eine Fülle von Nebenleiſtungen auferlegt werden. 

Den in dem früheren Urteil ausgeſprochenen Rechtsgedanken ent⸗ 
wickelt das RG. in dem vorliegenden Urteile fort. 5 zählt in dem 
nicht zum Abdruck gekommenen Teil ſeiner Begründung diejenigen 
Pachtbeſtimmungen des 38 Druckſeiten langen Vertrages auf, in denen 
zuſammengenommen es eine übermäßige Belaſtung findet (Natural⸗ 
lieferungen, Bauland, Hand⸗ und Spanndienſte u. dgl.). 

Die Rſpr. des RG. wird zwangsläufig dazu führen müſſen, die 
Rechtsſtellung zwiſchen Verpächter und Pächter genauer und ein⸗ 
gehender, als dies bisher geſchehen iſt, durch zwingende geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften zu regeln. Bekanntlich ſchweben hierüber bereits Verhand⸗ 
lungen zwiſchen den beteiligten Kreiſen. Im Reichsjuſtizminiſterium 
liegt auch ſchon ein Geſetzentwurf über die Abänderung des Pacht⸗ 
rechtes des BGB. vor. Aufgabe der geſetzgebenden Körperſchaften 
wird es ſein müſſen, durch Geſetzesbeſtimmungen, die der Partei⸗ 
vereinbarung entzogen ſind, Richtlinien für das Verhältnis zwiſchen 
Verpächter und Pächter aufzuſtellen, die dem Pächterſtande eine 
Exiſtenzmöglichkeit unter den heutigen ſchlechten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
haltniſſen belaſſen. Es vollzieht ſich alſo hier eine ähnliche Ent⸗ 
wicklung wie in Fällen, in denen die beteiligten Wirtſchaftskreiſe oder 
Volksſchichten nicht mehr in der Lage find, ohne ſtaatliche oder geſetz⸗ 
liche Hilfe auszukommen. 

RA. Dr. Hermann Richter, Halle a. S. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gegenleiſtung Anlaß zu der Erwägung geben kann, ob nicht 
der Abſchluß auf Leichtſinn oder Unerfahrenheit in geſchäft⸗ 
lichen Dingen beruht (RG. 103, 35 u. 37). Zu der Prüfung 
gerade der Frage des Leichtſinns zwang aber insbeſ. die von 
dem Bekl. in der Klagebeantwortung aufgeſtellte und in der 
BerInſt. aufrechterhaltene Behauptung, daß er den 38 Druck⸗ 
ſeiten langen Vertrag unterſchrieben habe, nachdem er zum 
Durchleſen knapp ½ Stunde Zeit gehabt habe (vgl. RGR⸗ 
Komm. 225 unten). 

Der Bert. läßt aber weiter außer acht, daß die Frage, 
ob der Vertrag gegen die guten Sitten verſtößt, auch von 
dem Geſichtspunkt des $ 138 Abſ. 1 zu prüfen war. Das 
NO. hat gerade für Pachtverträge in dem vorangeführten 
Urt. v. 14. Okt. 1921 (RG. 103, 35 ff.) darauf hingewieſen, 
daß die geſamte Willensrichtung der Ausbeutung, die in dem 
von dem Verpächter aufgeſtellten und von dem Pächter ein⸗ 
gegangenen Pachtvertrag hervortritt, die Annahme der Un⸗ 
ſittlichkeit begründen kann. In gleicher Weiſe hat der 3. Ziv⸗ 
Sen. in einem Urt. v. 20. Sept. 1928, III 40/28 aus der 
Zuſammenſtellung von Beſtimmungen des Vertrags, die ſich 
für den Pächter zerrüttend auswirken mußten, Schlüſſe auf die 
Nichtigkeit des Pachtvertrags wegen Verſtoßes gegen § 138 
Abſ. 1 BGB. gezogen. 

Dieſer Auffaſſung des 3. ZivSen. tft um fo mehr bei⸗ 
zutreten, als der ländliche Pachtvertrag regelmäßig, und nach 
den vorliegenden Feſtſtellungen auch hier, die geſamte wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz des Pächters erfaßt. Ein Vertrag, deſſen 
Bedingungen ſo aufgeſtellt ſind, daß ſie dem Pächter die 
Möglichkeit wirtſchaftlichen Aufkommens nicht laſſen, iſt ein 
Knebelungsvertrag, der ſelbſt dann nichtig ſein kann, wenn 
der Ausbeutende ſich der Vergewaltigung des anderen nicht 
bewußt geworden iſt (RG.: JW. 1919, 4431), 


(u. v. 14. März 1929; 48/29 VIII. — Celle) [u.] 


* 14. 8 554 Ziff. 7 3 PO. Auch noch nach Ein⸗ 
legung und Begründung der Rev. kann dem Rev⸗ 
Kl., dem das zunächſt bewilligte Armenrecht nach⸗ 
träglich, weil es an der Vorausſetzung der 
Armut von Anfang an oder nachher fehlte, ent- 
zogen iſt, eine Prozeßgebühr-⸗Nachweiſungsfriſt 
geſetzt werden. ) 


Als das erneute Armenrechtsgeſuch des Kl. am 4. April 
1929 einging, waren von der zum Nachweis der Zahlung der 
Prozeßgebühr geſetzten Friſt 17 Tage noch nicht abgelaufen. 
Gemäß $ 554 Abſ. 7 ZPO. wurde durch das Geſuch der 
Lauf der Friſt bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung des darauf ergangenen Beſchluſſes (18. April 1929) 
gehemmt. Die Nachweisfriſt lief demnach eigentlich mit dem 
19. Mai ab, da dieſer Tag aber der 1. Pfingſtfeiertag war, 
erſt mit dem 21. Mai 1929 (§ 222 Abſ. 2 ZPO.). In dieſer 
Friſt iſt der Zahlungsnachweis nicht erbracht, und es gilt 
daher nach § 554 Abſ. 7 ZPO. die Rev. als nicht be⸗ 


Zu 14. Ich ſtimme der Entſch. zu. In einzelnen Punkten 
kann allerdings die Wortfaſſung der Begründung gewiſſe Be⸗ 
denken erwecken, die indes für die Entſch. ſelbſt belanglos ſind. 

1. Der Streit über die Wirkung der Entziehung des Armen⸗ 
rechts dürfte m. E. ſeine Löſung dahin finden, daß zwar die Ent⸗ 
ziehung nur für die Zukunft wirkt, eine Aufhebung der Armen⸗ 
rechtsbewilligung mit rückwirkender Kraft, die das NG. für mög⸗ 
lich zu halten ſcheint, alſo nicht möglich iſt, daß aber daraus weder 
gefolgert werden kann, daß keine der bereits entſtandenen Ge⸗ 
bühren ohne beſondere Anordnung nach 88 125, 126 nachgefordert 
werden könnte, noch daß nunmehr alle entſtandenen Gebühren ohne 
weiteres nachgefordert werden könnten. Entſcheidend ſcheint mir 
vielmehr, ob es ſich um eine Gebühr für eine noch fortdauernde 
oder für eine bereits abgeſchloſſene Tätigkeit handelt. Solange das 
Armenrecht bewilligt und nicht wieder entzogen iſt, iſt nicht etwa 
die Gebühr nur „geſtundet“, ſondern die Partei iſt davon „einſt⸗ 
weilen befreit“. Mit Wegfall der „einſtweiligen Befreiung“ wird 
„fällig“ jede Gebühr, deren Vorausſetzungen noch fortdauern, nicht 
dagegen ſog. „Aktgebühren” für Akte, die bereits vorher ab⸗ 
geſchloſſen waren. Für ſie bedarf es beſonderer Anordnung nach 
88 125, 126, und ich kann Hellwig, Syſtem I S. 237, nicht zu⸗ 
ſtimmen, wenn er ausführt, die Entſch., daß Mittel vorhanden ſind, 
liege bereits in der Entziehung des Armenrechts, wenn ſie ge⸗ 
ſchehe, weil Mittelloſigkeit nicht oder nicht mehr vorhanden iſt: 
Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 126 bedarf es einer ge⸗ 
richtlichen Entſch. Wird alſo z. B. das Armenrecht entzogen, nach⸗ 
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gründet, woraus ihre Unzuläſſigkeit folgt. Zu prüfen iſt nur 
noch, ob nach Einlegung und Begründung der Rev. eine Nach⸗ 
weisfriſt infolge der Entziehung des Armenrechts noch ge⸗ 
ſetzt werden konnte, obwohl dem Kl. vorher das Armenrecht 
bewilligt und er daher nach §S 115 ZPO. von der Berichti⸗ 
gung der Gerichtskoſten einſtweilen befreit war. Die Zweifel 
dagegen können aus zwei Geſichtspunkten hergeleitet werden. 

Der eine entſpringt aus den Beſtimmungen der 88 115, 
121, 125 ZPO. Nach $ 115 befreit die Bewilligung des 
Armenrechts einſtweilen von der Berichtigung der rückſtändi⸗ 
gen und künftig erwachſenden Gerichtskoſten. Nach 8 74 
GKG. iſt die Gebühr mit Stellung des Antrags fällig, 
durch den das Verfahren bedingt iſt, die Prozeßgebühr im 
Reviſionsverfahren daher, wie allgemein anerkannt iſt, mit 
der Einlegung der Rev. Da vorliegend damals das Armen⸗ 
recht bewilligt war, ſo war der Kl. von der Zahlung der 
Prozeßgebühr einſtweilen befreit. Es fragt ſich, wie dem⸗ 
gegenüber die ſpätere Entziehung des Armenrechts wirkte. Faſt 
alle Kommentare zur ZPO. (vgl. beſonders Stein⸗Jonas, 
Anm. zu § 121; Förſter⸗Kann 8 121 Anm. 3; Sko⸗ 
nietzki⸗Gelpke 8121 Anm. 3; Struckmann⸗Koch 
§ 121 Anm. 1 und Seuffert 8 121 Anm. 2) ſowie eine 
große Anzahl von OLG. (vgl. dazu OL GRſpr. 29, 176) 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Armenrechtsentziehung 
nur für die Zukunft wirke und daß es zur Einziehung der 
bereits vorher fällig geweſenen Gebühren einer ausdrück⸗ 
lichen Anordnung nach 88 125, 126 BRD. bedarf. A. A. iſt 
Hellwig, Syſtem des Zivilprozeſſes, Bd. 1 8 95 A. II 4 
S. 237. Ebenſo, aber beſchränkt auf den Fall, daß das 
Armenrecht entzogen wird, weil die betreffende Partei über⸗ 
haupt nicht arm war, Begemann: 33P. 31, 493. Was 
in OL GRſpr. 29, 176 vom OLG. Frankfurt a. M., das die 
Anſicht am ausführlichſten begründet hat, angeführt iſt, 
kann jedenfalls inſoweit nicht überzeugen, als die Ent⸗ 
ziehung des Armenrechts erfolgt, weil die Partei in Wahr⸗ 
heit gar nicht arm war. Da ſtellt ſich eben heraus, daß die 
weſentlichſte Vorausſetzung für die Armenrechtsbewilligung 
fehlte und daß der Beſchluß daher gewiſſermaßen mit Rück⸗ 
wirkung aufgehoben wird. Aber auch dann, wenn die Partei 
nur nachträglich vermögend wird, während der Prozeß ſchwebt 
und daher das Armenrecht entzogen wird, iſt der Ent⸗ 
ziehung, auch ohne beſonderen Beſchluß aus 8125 ZPO., die 
Wirkung der Nachzahlungspflicht beizumeſſen. Ob das auch 
zu gelten hat, wenn nachträglich nun die Sache nicht mehr 
als ausſichtsreich betrachtet wird, kann dahingeſtellt bleiben. 
Anders als hier auch Schweizer und Friedländer in 
den Anmerkungen zu JW. 1927, 402. Der Grund, den das 
OLG. Karlsruhe dort für die Zuläſſigkeit der Friſtſetzung an⸗ 
führt, daß nämlich im Falle der Friſtſetzung die Gebühr erſt 
mit der Friſtſetzung fällig werde, iſt allerdings verfehlt. In 


dem verhandelt und Beweis erhoben iſt, ſo kann die Beweisgebühr 
des Gerichts, die Verhandlungs⸗ und Beweisgebühr des Anwalts 
nicht ohne Beſchluß nach § 126 nachgefordert werden. Dagegen 
kann die Prozeßgebühr des Gerichts und des Anwalts ſofort ge⸗ 
fordert werden, und auch die Verhandlungs- und Beweisgebühr 
wird in vollem Umfange ohne weiteres fällig, wenn nach der Ent⸗ 
ziehung des Armenrechts neu verhandelt oder eine neue Beweis⸗ 
aufnahme beſchloſſen wird. Insbeſ. die Prozeßgebühr des Gerichts, 
um die es ſich hier handelt, wird „für das Verfahren im all⸗ 
gemeinen“ erhoben (8 20 GRG.), fie entſteht alſo gewiſſermaßen 
immer wieder neu, ſolange das Verfahren ſchwebt, ohne daß die 
Partei von den Gebühren „befreit“ iſt. 

2. Auch darin iſt dem R., entgegen der Anſicht von Stein⸗ 
Jonas, Schweizer und wohl auch A. Friedlaender: JW. 
1927, 402, zuzuſtimmen, daß die Friſt zum Nachweis der Ge⸗ 
bührenzahlung ſo lange geſetzt werden kann, als die Inſtanz nicht 
beendet iſt. Die Friſt kann ſtets geſetzt werden, wenn eine Prozeß⸗ 
gebühr zu erfordern iſt und das Verfahren noch nicht beendet iſt. 
Sie kann aber nur ſo lange geſetzt werden, bis die Partei der 
ihr gemachten Auflage nachgekommen iſt. Hat alſo die Partei die 
erforderte Prozeßgebühr gezahlt und die Zahlung nachgewieſen, ſo 
kann nicht eine neue Friſt geſetzt werden, um die Anforderung 
wegen anderweiter Feſtſetzung des Streitwerts oder Erhöhung der 
Anträge zu berichtigen. Wohl aber wäre eine neue Friſtſetzung 
aus dieſem Grunde möglich, ſolange die Partei der erſten An⸗ 
forderung noch nicht nachgekommen iſt. Die Erfüllung der Auf⸗ 
lage, aber auch nur ſie, verbraucht das Recht zur Friſtſetzung, ohne 
fie bleibt die Friſtſetzung möglich bis zum Ende der Inſtanz. 

RA. Theodor Sonnen, Verlin. 
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JW. 1896, 20310, VI 496/06 v. 16. Jan. 1911 und VB 95/10 
v. 12. Okt. 1912 iſt die Befreiung der Erben der armen 
Partei von der Nachzahlungspflicht (8 122 ZPO.) nur aus 
ihrer eigenen Armut ohne weiteres hergeleitet worden, ein Be⸗ 
ſchluß aus 88 125, 126 nicht erfordert. 

Ein zweites Bedenken wird daraus entnommen, daß nach 
8 554 Abſ. 7 BRD. der Vorſitzende eine Friſt zum Nachweis 
der Zahlung der Prozeßgebühr zu ſetzen hat und daß der 
rechtzeitige Nachweis zur ordnungsmäßigen Begründung der 
Rev. gehört. Schweizer in JW. 1927, 402 Anm. A zur 
Entſcheidung des OLG. Karlsruhe (Nr. 10) meint: wenn die 
Friſtſetzung wegen der Armenrechtsbewilligung entfalle und 
damit die Rev. bei ordnungsmäßiger Begründung zuläſſig 
geworden ſei, könne dieſe Zuläſſigkeit nicht durch ſpätere auf 
denſelben Gebieten liegende Ereigniſſe wieder entfallen. Er 
beruft ſich für dieſe Anſicht auf einige Entſcheidungen des 4. 
und 5. Sen. des RG. Derſelben Anſicht wie er iſt unter 
Berufung auf ihn ohne jede nähere Begründung Stein⸗ 
Jonas, ZRO. Anm. Via zu 8 519. Ein ſolcher allge⸗ 
meiner Grundſatz kann aber aus dieſen Entſcheidungen nicht 
entnommen werden. Die dort erörterten Fälle lagen anders 
als der hier zu entſcheidende. Es handelte ſich nämlich in 
IVB 23/24 v. 17. Dez. 1924 = RG. 109, 349 um Er⸗ 
weiterung des Klageantrages, nachdem die Nachweisfriſt ge⸗ 
ſetzt und der Nachweis erbracht worden war, und in VB 33/24 
v. 7. Jan. 1925 = IM. 1925, 76718 und VB 12/25 vom 
23. März 1925 = Warn. 1925 Nr. 143 um eine anderweite 
Feſtſetzung des Streitwertes nach jenem Zeitpunkt. Dort iſt 
die Unzuläſſigkeit einer erneuten Friſtſetzung aus den be⸗ 
ſonderen Umſtänden gefolgert worden, insbeſ. daraus, daß es 
auf die Zahlung des „erforderten Betrages“ ankommt und 
daß, wenn einmal dieſe Zahlung erfolgt iſt, deren Wirkung 
durch eine neue Anforderung nicht beſeitigt werden kann. 
Vorliegend iſt aber weder eine Friſt geſetzt noch etwas ge⸗ 
zahlt, weil die Gebühr als einſtweilen geſtundet galt. Hörte 
dieſe Stundung auf, ja ſtellte ſich vollends hier heraus, daß 
ſie zu Unrecht eingetreten war, ſo ſteht nichts im Wege, nun⸗ 
mehr die Gebühr anzufordern und die Friſt zu ſetzen. Irgend⸗ 
einen feſtbeſtimmten Zeitraum für die Friſtſetzung ſchreibt 
8 554 Abſ. 7 ZP. nicht vor; fie kann geſetzt werden, ſolange 
das Reviſionsverfahren ſchwebt, wenn ſie auch in der Regel 
alsbald beſtimmt wird. Ein endgültiges Zuläſſigwerden der 
Rev. bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt gibt es nicht. War 
alſo hiernach die Nachweisfriſt zu Recht geſetzt und nicht ein⸗ 
gehalten worden, ſo erweiſt ſich die Rev. als unzuläſſig. 

(U. v. 30. Mai 1929; 710/28 VI. — Hamm.) Sch.] 


2. Zwangs verſteigerung und Konkurs. 


15. 88 45, 52 Zw Verſt G. Der rechtskräftige 
Zuſchlagsbeſchluß hat die Bedeutung eines 
Richterſpruches, der dem Erſteher das Eigentum 
nach den darin enthaltenen Bedingungen gibt, 
gleichgültig ob er mit dem Geſetz im Einklang 
ſteht oder nicht. Die rechtliche Bedeutung des 
Zuſchlagsbeſchluſſes unterliegt der freien Nach⸗ 
prüfung der Gerichte. Ob ein Recht, hier eine 
Aufwertungshypothek, in das geringſte Gebot 
hineingenommen iſt, iſt nur nach dem Inhalt des 
Zuſchlagsbeſchluſſes, nicht nach einem dem an⸗ 
meldenden Gläubiger früher erteilten Beſcheid 
zu beurteilen. Die in das geringſte Gebot auf⸗ 
genommene Verſteigerungsbedingung: „Das 
Recht auf Aufwertung und Wiedereintragung 
der Hypothek bleibt durch Zwangsverſteigerung 
unberührt“, bedeutet nicht die Aufnahme in das 
geringſte Gebot, ſondern enthält nur einen 
Rechtsvorbehalt zugunſten des Aufwertungs⸗ 
gläubigers für den Fall, daß ſich ſpäter ein 
Recht hierzu ergeben ſollte. f) 

Für die Kl. war eine Darlehnshypothek von 1000 000 % 
eingetragen, die am 22. Febr. 1923 zurückgezahlt und am 
12. April 1923 gelöſcht worden iſt. Am 7. Aug. 1924 iſt auf 


Zu 15. Die Rechtslage war zur Zeit der Verſteigerung die: 
der Kl. ſtand auf Grund der i. J. 1923 heimgezahlten und gelöſchten 
Hypothek von 1000 000 % eine Aufwertungshypothen in Höhe von 
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dieſen Grundbeſitz, der damals im Grundbuch keine Be⸗ 
laſtungen aufwies, für die Bekl. eine Höchſtbetragshypothek 
von 20000 GM. eingetragen worden. Aus dieſer Hypothek 
hat die Bekl. die Zwangsverſteigerung des Grundbeſitzes be⸗ 
trieben. Sie iſt mit einem Bargebot von 1000 K Meiſt⸗ 
bietende geblieben und hat durch Beſchluß v. 17. Febr. 1926 
den Zuſchlag bekommen, iſt auch als Eigentümerin im Grund⸗ 
buch eingetragen worden. Im Zuſchlagsbeſchluß iſt als Zu⸗ 
ſchlagsbedingung vermerkt: „Das Recht auf Aufwertung und 
Wiedereintragung der für den Bankverein für S.⸗H. in 
Abt. III unter Nr. 2 eingetragen geweſenen Hypothek von 
1000 000 % bleibt durch die Zwangsverſteigerung unberührt.“ 

Die Kl., die ihren Aufwertungsanſpruch bei der Auf⸗ 
wertungsſtelle angemeldet hatte, hat die Feſtſtellung begehrt, 
daß die Bekl. die dingliche Aufwertung der Hypothek auf dem 
von ihr erworbenen Grundbeſitz zu dulden habe. Sie hält 
die Bekl. dazu für verpflichtet, weil ihr Erwerb nur mit die⸗ 
ſer Bedingung erfolgt ſei. Die Bekl. dagegen faßt die Be⸗ 
dingung nur als Vorbehalt dahin auf, daß die Aufwertungs⸗ 
hypothek der Kl. ihr gegenüber beſtehen ſolle, wenn ſie nach 
dem AufwG. ihrer eigenen Goldhypothek vorgehen ſollte; 
das aber ſei nicht der Fall, weil ſie dieſe in gutem Glauben 
an die Laſtenfreiheit des Grundbeſitzes erworben habe. Die 
Kl. iſt mit ihrem Begehren unterlegen. Ihre Rev. hatte 
keinen Erfolg. 

Das BG. führt aus, die Entſcheidung hänge davon ab, 
ob der Aufwertungsanſpruch im Zuſchlagsbeſchluß „berück⸗ 
ſichtigt“ ſei i. S. des § 45 ZwvVerſtGG.; alsdann müßte die 
Bekl. als Erſteherin den Anſpruch gegen ſich gelten laſſen, 
während fie andernfalls durch den Erwerb ihrer Goldmark— 
hypothek in gutem Glauben an die Laſtenfreiheit des Grund— 
ſtücks geſchützt ſein würde. Nachdem der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter als Zeuge bekundet hat, er habe ſich die Verſteigerungs⸗ 
bedingung i. S. eines Vorbehalts dahin gedacht, daß die Er⸗ 
werberin mit der Aufwertungshypothek belaſtet bleiben ſollte, 
wenn der Kl. in einem Prozeß der Nachweis der Bösgläubig⸗ 
keit der Bekl. beim Erwerb ihrer Goldhypothek gelingen 
ſollte, legt das BG. den Zuſchlagsbeſchluß ſo aus. Es hält 
von dieſem Auslegungsergebnis aus die Klage für unbe⸗ 
gründet, weil eine Behauptung, die Bekl. ſei bei ihrem 
Hypothekenerwerb nicht in gutem Glauben in bezug auf das 
Erloſchenſein der Hypothek der Kl. geweſen, nicht aufgeſtellt 
worden ſei. 

Die Rev. rügt Verletzung der §§ 45, 52 ZwVerſtG. und 


anſcheinend 15314 GM. zu. Weiter beſtand am Grundſtücke für die 
Bekl. eine i. J. 1924 eingetragene Hypothel! von 20000 GM. Die 
Aufwertungshypothen war noch nicht wieder eingetragen. Die Kl. 
hatte aber den Aufwertungsanſpruch rechtzeitig bei der AufwSt. an⸗ 
gemeldet und ihre Aufwertungshypothek zum Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren angemeldet mit dem Anſpruch auf den Vorrang vor der 
Hypothek der Vel. Da dieſe die Zwangsverſteigerung betrieb, fo 
hätte die Hypothen der Kl., wenn fie wirklich den Vorrang hatte, 
in das geringſte bot aufgenommen werden müffen und wäre dann 
beſtehen geblieben. Hatte ſie aber nicht den Vorrang, ſo durfte ſie 
im geringſten Gebote nicht berückſichtigt werden und erloſch dann 
durch den Zuſchlag. Ihr Rang im Verhältnis zur Hypothek der 
Bekl. beſtimmt ſich nach dem AufwG. An ſich behält das aufgewertete 
Recht ſeinen urſprünglichen Rang. War es aber im Grundbuche ge⸗ 
löſcht, fo findet nach 8 20 Abſ. 1 Aufw®. feine Wiedereintragung mit 
dem urſprünglichen Range nur ſtatt, ſoweit nicht die Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs entgegenſtehen. Als die Bekl. 
ihre Hypothek erwarb, war das Grundſtück nach dem Grundbuche 
hypothekenfrei. Sie durfte deshalb damit rechnen, daß keine Hypo⸗ 
thek daran beſtand, falls ſie nicht die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
Kannte. Letzteres iſt nicht behauptet und ſchon deshalb ausgeſchloſſen, 
weil zur Zeit der Eintragung der Hypothek der Bekl. das Grundbuch 
nicht unrichtig war, ſondern erſt mit dem Inkrafttreten des AufwGh., 
das die Aufwertung kraft Rückwirkung einführte, rückwirkend un⸗ 
richtig geworden iſt. Es iſt deshalb unzweifelhaft, daß die Kl. den 
Rang vor der Bekl. nicht in Anſpruch nehmen durfte und daher im 
geringſten Gebote nicht zu berückſichtigen war. 

Nun bleibt freilich die Moglichkeit, daß der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter in Verkennung der Rechtslage die Hypothek der Kl. im ge⸗ 
ringſten Gebote tatſächlich berückſichtigt hat. Das würde zur Folge 
haben, daß ſie in Höhe des Aufwerkungsbetrags beſtehen geblieben 
iſt und daß der Erſteher inſoweit ihre Wiedereintragung dulden muß. 
In die Berechnung des geringſten Gebotes hat der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter den Satz aufgenommen: „Die Auſwertbarkeit der 1000 000 % 
(der Kl.) wird durch das Zwangsverſteigerungsverfahren nicht berührt. 
25% = 15.314 GM.“ Daneben iſt als Verſteigerungsbedingung, 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenschrift 
meint, die Aufwertungshypothek ſei, weil im geringſten Ge⸗ 
bot berückſichtigt, auf jeden Fall beſtehen geblieben. 

Die Rev. konnte keinen Erfolg haben. 

Richtig iſt zunächſt die Annahme des BG., daß die 
Prozeßentſcheidung von der Auslegung des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes abhängt. Dieſer hat die Bedeutung eines Richter⸗ 
ſpruchs, der dem Erſteher das Eigentum nach den darin ent⸗ 
haltenen Bedingungen gibt. Es kommt nicht darauf an, ob 
er mit dem Geſetz im Einklang ſteht oder Rechtsverſtöße ent⸗ 
hält. War ein Beteiligter mit ſeinem Inhalt nicht ein⸗ 
verſtanden, fo hätte er Beſchwerde gegen den Zuſchlag ein- 
legen müſſen. Da das nicht geſchehen iſt, muß der Beſchluß 
ſo hingenommen werden, wie er ſich bei objektiver Aus⸗ 
deutung darſtellt. Der Wille und die Meinung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsrichters können nur ſoweit maßgebend ſein, wie 
ſie im Beſchluß zum Ausdruck gekommen ſind. Die rechtliche 
Bedeutung der Zuſchlagsentſcheidung unterliegt der freien 
Nachprüfung des Rev. (RG. 74, 205 1)). 

Zur Auslegung iſt der Hergang der Zwangsverſteige⸗ 
rung, der ſich aus den in den Tatſacheninſtanzen vorgetra⸗ 
genen Verſteigerungsakten ergibt, zu würdigen. Die 
hatte ihre im Grundbuch gelöſchte Aufwertungshypothek vor 
dem Verſteigerungstermin angemeldet. Sie hatte in der 
erſten Eingabe, auf die in der ſpäteren Bezug genommen iſt, 
betont, daß ſie den alten Rang beanſpruche. Der Zwangs⸗ 
verſteigerungsrichter hat ihr am 4. Febr. 1926 mitgeteilt, 
„daß die Anmeldung bei der Aufſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots berückſichtigt wird“. Im Verſteigerungstermin, wo die 
Bekl., nicht aber die Kl., vertreten geweſen iſt, hat nach In⸗ 
halt des Protokolls der Richter die zweite Anmeldung der 
Kl. verleſen. Die Berechnung des geringſten Gebots iſt be⸗ 
kanntgegeben worden. In ihr iſt enthalten: „Die Aufwert⸗ 
barkeit der .. 1 Million Mark des Bankvereins für SH. 
. .. wird durch das Zwangsverſteigerungsverfahren nicht be⸗ 
rührt. 25% == 15314 GM. Angemeldet Bl. 25 d. A.“ Wei⸗ 
ter iſt als Verſteigerungsbedingung beſonders aufgeführt: 
„Das Recht auf Aufwertung und Wiedereintragung der für 
den Bankverein für S⸗H. eingetragen geweſenen Hypothek 
von 1 Million Mark Abt. III Nr. 2 bleibt durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung unberührt.“ Von einer Erklärung der Bekl. 
iſt im Protokoll nichts enthalten. Auf ein Bargebot von 
1000 2% ift der Bekl. der Grundbeſitz zugeſchlagen worden. 
Im Zuſchlagsbeſchluß, der auch der Kl. zugeſtellt worden iſt, 
iſt die Bedingung bezüglich der Aufwertungshypothek ent⸗ 


die dann auch in den Zuſchlagsbeſchluß übernommen worden iſt, 
beſonders aufgeführt: „Das Recht auf Aufwertung und Wieder⸗ 
eintragung der für die Kl. eingetragen geweſenen Hypothek von 
1000000 % bleibt durch die Zwangsverſteigerung unberührt.“ Die 
rechtliche Bedeutung dieſer in ſich widerſpruchsvollen Verſteigerungs⸗ 
bedingung iſt völlig unklar. Ein bedingungsweiſes Beſtehenbleiben 
der Hypothek, wie es ſich der Zwangsverſteigerungsrichter gedacht 
hat (nämlich für den Fall des Nachweiſes der Bösgläubigkeit der 
Zekt.), iſt unzuläſſig und ausgeſchloſſen (vgl. auch 8 48 ZwVerſtch.) 
Der Bieter, der auf das Grundſtück ein Gebot abgeben ſoll, muß 
beſtimmt wiſſen, welche Rechte gegen ihn beſtehen bleiben ſollen. Denn 
danach muß und wird er fein Gebot einrichten. Hat er die Hypotheb 
der Kl. nicht zu vertreten, fo wird er fein Bargebot im Regelfalle 
höher bemeſſen, als wenn er fie vertreten muß. Der bei der Berech⸗ 
nung des geringſten Gebots aufgeſtellte Satz: Die Aufwertbarkeit uſw. 
wird durch die Zwangsverſteigerung nicht berührt, beſagt auch mil 
dem Bufaße 25% = 15314 GM. nicht, daß die Hypothek in Höhe 
von 15314 GM. beſtehen bleiben ſoll. Denn dann hatte es der 
beſonderen Verſteigerungsbedingung nicht bedurft. Das RO. geht 
deshalb mit Recht davon aus, daß ſie im geringſten Gebot nicht 
berückſichtigt worden und mithin durch den Zuſchlag erloſchen iſt. 
Die beſondere Verſteigerungs⸗ und Zuſchlagsbedingung überſieht die 
Vorſchrift des 8 20 Abf. 1 Aufiv®., wonach die Wiedereintragung nicht 
ftattfinden kann, wenn die Vorſchriften über das Erlöſchen von Rechten 
durch den Zuſchlag bei der Zwangsverſteigerung entgegenſtehen. Von 
einem Unberührtbleiben des Rechtes auf die Wiedereintragung dur 
die Zwangsverſteigerung kann deshalb von vornherein keine Rede 
fein. Dieſes Recht erliſcht durch den Zuſchlag. Unberührt bleiben Rann 
lediglich das Recht auf Befriedigung aus dem baren Verſteigerungs⸗ 
erlos vor der Hypothek der Belel. Wurde der Erlös im Teilungs⸗ 
plane der Bell. zugeteilt, ſo hätte die Kl. hiergegen Widerſpruch er⸗ 
heben und durch Klage verfolgen müſſen, falls fie ſich den Vorraug 
vor der Bel. zuſchrieb. Einen ſolchen Anſpruch hat fie aber gar 
nicht erhoben. Wollte fie der Rechtsfolge des Erlöſchens ihrer Ohpo⸗ 
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halten wörtlich wie im Verſteigerungsprotokoll. Im Ver⸗ 
teilungstermin iſt bezüglich der Aufwertungshypothek nichts 
verhandelt worden. 

Hiernach hatte die Kl. ihre aus dem Grundbuch nicht er⸗ 
ſichtliche Hypothek ordnungsgemäß angemeldet, und zwar mit 
dem Anſpruch des alten Ranges. Ob die Kl. nach der ihr 
vom Verſteigerungsrichter erteilten Antwort, daß die An⸗ 
meldung eingegangen und bei Aufſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots berückſichtigt werden würde, im Hinblick auf die 88 44, 
45, 52 ZwvVerſtc̃. annehmen konnte, ihr Recht bleibe jeden⸗ 
falls beſtehen, und ſie brauche ihre Belange im Verſteige⸗ 
rungstermin nicht zu wahren, kann dahingeſtellt bleiben; 
denn jedenfalls ſind die ſpäteren Vorgänge anders zu deu⸗ 
ten: Die Aufwertungshypothek iſt nicht zahlenmäßig in das 
geringſte Gebot eingeſtellt worden, vielmehr iſt in der Auf⸗ 
ſtellung dieſes, wie im Verſteigerungsprotokoll eine be⸗ 
ſondere Verſteigerungsbedingung zugeſetzt worden, dahin, daß 
das Recht auf Aufwertung und Wiedereintragung durch die 
Zwangsverſteigerung unberührt bleiben ſoll; wie es nachher 
auch in den Zuſchlagsbeſchluß aufgenommen worden iſt. Da⸗ 
nach kann nicht der Meinung der Kl. gefolgt werden, daß die 
Aufwertungshypothek in das geringſte Gebot hineingenommen 
worden ſei; denn fie iſt nicht beſtimmt als beſtehen blei⸗ 
bend aufgeführt, ſondern es iſt bezüglich ihrer die be- 
ſondere Bedingung zugefügt worden, daß ihre Wiederein⸗ 
tragung „durch die Zwangsverſteigerung unberührt“ bleibe. 
Damit iſt offenſichtlich eine Abweichung von der Rechtslage, 
wie ſie bei Aufnahme in das geringſte Gebot ſein würde, ſeſt⸗ 
gelegt worden. Der früher der Kl. erteilte Beſcheid, der fie, 
wie ſie meint, zu anderer Auffaſſung führen konnte, darf zur 
Auslegung des Zuſchlagsbeſchluſſes nicht mit herangezogen 
werden. Weil dieſer Beſchluß die rechtliche Grundlage für die 
Geſtaltung der Rechte aller Beteiligten gibt, ſo kann er nur 
ausgedeutet werden mit Umſtänden, die aus ihm ſelbſt erſicht⸗ 
lich ſind oder doch mindeſtens allen Beteiligten bekannt ſein 
können. Iſt ſo die Anſicht des BG. in der Verneinung, daß 
nach der Zuſchlagsbedingung die Aufwertungshypothek der 
Kl. als im geringſten Gebot ſtehend zu behandeln ſei, zu 
billigen, fo iſt ihr ebenſo zu folgen in der poſitiven Aus⸗ 
deutung der „Bedingung“ dahin, daß fie die Bedeutung eines 
Rechtsvorbehalts zugunſten der Kl. habe für den Fall, daß 
die Bekl. bei Erwerb ihre Goldhypothek nicht in gutem Glau⸗ 
ben in bezug auf das Erloſchenſein der Hypothek der Kl. 
geweſen ſein ſollte. „Durch die Zwangsverſteigerung un⸗ 
berührt“ bleiben ſollte das angebliche Recht auf Auf- 
wertung, wie es die Kl. beanſpruchte; die Zwangsverſteigerung 
ſollte in die Rechtslage, die in bezug auf den Wettbewerb der 
Parteien um den erſten Rang noch ungeklärt war, nicht ein⸗ 
greifen. Dies „Unberührtbleiben“ konnte aber erſichtlich nur 
ſoweit gelten, wie es das Weſen der Zwangsverſteigerung 
überhaupt zuließ. Eine mit dem Verlauf der Verſteigerung 
unvereinbare Bedingung wäre widerſinnig und kann nicht als 
das Ergebnis richterlicher Handlung angenommen werden. 
Wirklich unberührt von der Zwangsberſteigerung konnte die 
Hypothek der Kl. nur dann bleiben, wenn fie vor der Gold- 
hypothek der betreibenden Gläubigerin rangierte, alſo wenn 


thek entgegentreten, ſo hätte ſie den Zuſchlagsbeſchluß mit ſofortiger 
Beſchwerde anfechten und im Beſchwerdeverfahren den Nachweis er⸗ 
bringen müſſen, daß ihre (gelöſchte) Hypothek den Vorrang vor der 
der Bekl. habe und deshalb im geringſten Gebot zu berücksichtigen 
ſei. Das hat ſie nicht getan, und deshalb muß es endgültig dabei 
bleiben, daß ſie keinen Anſpruch auf die Wiedereintragung hat. Die 
Entſch. des RG. iſt daher richtig, wennſchon die durchaus entbehrlichen 
Schlußſätze, daß es, weil die Hypothek der Bekl. zweifelfrei er⸗ 
loſchen ſei, keine Stelle mehr hinter ihr gebe, bedenklich erſcheinen. 

Das NO. läßt die Frage unerörtert, wie der Zwangsverſteige⸗ 
rungsrichter nach der Anmeldung der Kl. und angeſichts der Be⸗ 
in der Bekl. auf gutgläubigen Rechtserwerb hätte verfahren 
müſſen. 

Hierüber iſt noch folgendes zu ſagen: Bei der Feſtſtellung des 
geringſten Gebots iſt bei jedem Rechte zu prüfen, ob es dem Rechte 
des Gläubigers im Range vorgeht oder nicht. Dabei muß der Richter 
vom Inhalte des Grundbuchs ausgehen. Nach dieſem hatte die Kl. 
nicht den Vorrang vor der Bekl. Nun müſſen freilich auch die 
Rangvorſchriften des Auſwch. und bzw. anderer neuerer Geſetze be⸗ 
rückſichtigt werden. Hätte die Bekl. ihre Hypothek erſt nach dem 
30. Juni 1925 erworben, fo wäre liquid (vgl. 5 22 Abf. 2 AufwG.), 
daß fie ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht be⸗ 
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die Bekl. ſich nicht auf guten Glauben berufen konnte; dann 
hätte ſie in das geringſte Gebot kommen müſſen. Der Zwangs⸗ 
verſteigerungsrichter hat ſie zwar da nicht eingeſtellt, hat 
aber doch der Kl. ihren Rang wahren wollen, als ſei ſie 
hineingekommen, für den Fall, daß ſie hineingehörte. 
Sie ſollte aber nicht auf jeden Fall und unbedingt an die 
erſte Stelle kommen; damit hätte der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter der Kl. einen unberechtigten Vorteil gegeben, was 
nicht ſeine Abſicht ſein konnte. Hinter der Bekl. rangierend 
aber mußte die Hypothek der Kl. notwendig erlöſchen; denn 
als beſtimmt und zweifelsfrei beſtehen bleibend iſt ſie nicht 
aufgeführt worden und daß, wenn eine ſolche Beſtimmung 
nicht vorliegt, die nicht in das geringſte Gebot fallenden 
Rechte erlöſchen, ergibt ſich aus 8 52 ZwVerſtGG. Daß etwa 
die Kl. für den Fall, daß ſie hinter der Bekl. rangieren 
würde, trotz der Zwangsverſteigerung hinter der Bekl. hätte 
dinglich berechtigt und in dem Sinne von der Zwangs⸗ 
verſteigerung unberührt bleiben ſollen, ſcheitert an der recht⸗ 
lichen Möglichkeit, ſolches durchzuführen. Die Hypothek der 
Bekl. war in der Zwangsverſteigerung zweifelsfrei erloſchen. 
Dann gab es keine Stelle mehr hinter ihr. Deswegen kann 
die Bedingung keinenfalls bedeuten, daß die Hypothek der 
Kl. unter Umſtänden — für den Fall der Gutgläubigkeit der 
Bekl. — hinter ihr ſtehen bleiben ſollte. Eine derartige Be⸗ 
ſtimmung wäre nur denkbar geweſen mit ſchuldrechtlicher Wir⸗ 
kung dahin, daß die Erſteherin der Kl. verpflichtet ſein ſollte, 
ihr eine Wiedereintragung in dem ihr rechtmäßig gebühren⸗ 
den Range, alſo für den Fall des Vorgehens der Gold⸗ 
hypothek hinter einer Vorbelaſtung von 20000 GM., zu ge⸗ 
währen. Als ſchuldrechtliche Beſtimmung iſt die Zuſchlags⸗ 
bedingung aber offenbar nicht gedacht geweſen; das iſt auch 
nicht die Meinung der Kl.; wie auch ihr Klagebegehren nur 
auf Feſtſtellung, daß ihre Hypothek dinglich fortbeſtehe, ge⸗ 
richtet iſt. Ein dingliches Fortbeſtehen an zweiter Stelle aber 
iſt nicht möglich, weil keine erſte Belaſtung mehr da iſt. 
Da, wie ausgeführt, auch die Deutung, daß die Hypothek 
der Kl. jedenfalls ſo, als ſei ſie in das geringſte Gebot 
aufgenommen, an erſter Stelle ſtehen bleiben ſollte, abzulehnen 
iſt, ſo bleibt nur die Deutung als Rechtsvorbehalt dahin 
übrig, daß ſie an erſter Stelle ſtehen bleiben ſollte, falls ſich 
ſpäter ein Recht hierzu ergeben ſollte, daß ſie aber kraft Wir⸗ 
kung der Zwangsverſteigerung erlöſchen muß, falls dem nicht 
ſo ſein ſollte. Demnach iſt die Auslegung des BG. im Er⸗ 
gebnis zu billigen. 
(U. v. 5. Juni 1929; 283/28 V. — Celle.) Sch.] 


** 16. 88 81, 82, 53 Zw Verſt G. 

1. Mithaftung des Meiſtbietenden neben dem 
Erſteher, dem erſterer die Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot abgetreten hat, nur für die vom Erſteher 
zu leiſtende Barzahlung. 

2. Auch im Falle des 853 find, wenn auch nur 
8 416 BGB. aufgeführt iſt, für die Frage der 
Schuldübernahme auch die Beſtimmungen der 
85 414, 415 anzuwenden. Die Mitteilung der 
Schuldübernahme kann ſich auch noch aus den 


rufen kann. Der Auſwertungsanſpruch der Kl. hätte dann nach 
85 6, 20 AufwG. den Vorrang vor ihr und wäre deshalb im 
geringſten Gebot zu berückſichtigen. Im vorliegenden Falle war aber 
die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs für die 
Bekl. bloß dann ausgeſchloſſen, wenn fie beim Erwerb ihres Rechtes 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs kannte. Da die Kl. eine ſolche 
Kenntnis nicht behauptet hat und, wie ſchon oben gezeigt, gar nicht 
behaupten konnte, ſo ſtand dem Vorrange der Kl. die Vorſchrift des 
8 20 Abs. 1 AufwG. entgegen. Der Zwangsverſteigerungsrichter durfte 
ihre Aufwertungshypothek deshalb im geringſten Gebot nicht be⸗ 
rückſichtigen. Wäre die Berückſichtigung oder Nichtberückſichtigung 
eines Rechtes im geringſten Gebot zu Unrecht erfolgt, ſo muß im 
Wege der Beſchwerde gegen den Zuſchlagsbeſchluß Abhilfe geſucht 
werden. Bleibt der Zuſchlag unangefochten, fo bleibt die Berückſich⸗ 
tigung oder Nichtberückſichtigung mit ihren Rechtsfolgen auch dann 
maßgebend, wenn ſie zu Unrecht erfolgt iſt. 5 

Der vorliegende, an ſich einfache Fall zeigt deutlich, wie not⸗ 
wendig es iſt, daß ein an einer Zwangsverſteigerung beteiligter 
Hypothekengläubiger ſich im Verſteigerungstermin durch einen rechts⸗ 
kundigen Vertreter vertreten läßt, wenn ihm ſelbſt die erforderliche 
Rechtskenntnis abgeht. 

SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 
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Anführungen des Grundſtückserwerbers im Auf⸗ 
wertungs verfahren oder im Rechtsſtreit mit dem 
Gläubiger ergeben. /) 

Der Kl. will mit ſeiner Rev. völlige Durchſetzung der 
Klageanſprüche erreichen. Es iſt daher einmal zu prüfen, ob 
die Bekl. überhaupt für die den Hypotheken zugrunde liegen⸗ 
den perſönlichen Forderungen haften und ferner notfalls, ob 
dieſe Haftung auf das Maß der Hypothekenaufwertung zu be⸗ 
ſchränken iſt. 

Die Grundlage für die perſönliche Haftung bilden die 
Vorgänge im Zwangsverſteigerungsverfahren. Der Bekl. G. 
fol als Meiſtbietender und gem. $ 81 ZmXerftß. für mit⸗ 
haftend Erklärter haften, der Bekl. R. aber als Erſteher. Mit 
Recht lehnt das BG. die Haftung des G. ſchon mit Rückſicht 
darauf ab, daß fie aus den Beſtimmungen der 88 81, 82 
ZwVerſtGG. überhaupt nicht herzuleiten iſt und ein anderer 
Haftungsgrund von dem Kl. gar nicht geltend gemacht iſt. 
§ 81 Abſ. 3 enthält allerdings nur die allgemeine Beſtim⸗ 
mung, daß der Meiſtbietende und der Erſteher als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften, ohne daß der Gegenſtand der Haftung näher 
angegeben ift. Nach Abf. 2 daſ. muß derjenige, dem das Recht 
aus dem Meiſtgebot abgetreten wird, die Verpflichtung aus 
dem Meiſtgebot übernehmen. Das Meiſtgebot ſetzt ſich zu⸗ 
ſammen aus den als Teil des geringſten Gebotes beſtehen 
bleibenden Rechten und aus dem Bargebot. Man könnte ver⸗ 
ſucht ſein, hieraus zu entnehmen, daß der Meiſtbietende für 
die geſamten, dem Erſteher alsbald und künftig obliegenden 
Verpflichtungen mithaftet, wie das auch Lafrenz: DIZ. 
1901, 552 annimmt. Der Zweck der Beſtimmung und ihr 
Zuſammenhang mit anderen Vorſchriften weiſen aber auf 
einen beſchränkteren Haftungsumfang hin. Es ſteht jedem 
frei, bei der Verſteigerung mitzubieten. Eine Prüfung ſeiner 
Verhältniſſe findet nicht ſtatt. Das Geſetz gewährt nur inſo⸗ 
weit einen Schutz gegen ungeeignete Bieter, als auf Ver⸗ 
langen für das Gebot eine Sicherheit zu leiſten iſt. Sie richtet 
ſich nur nach dem Bargebot, und zwar in der Regel nur in 
Höhe eines Bruchteils dieſes Betrages; niemals geht ſie dar⸗ 
über hinaus (85 67f. ZwVerſtGG.). Insbeſ. kann alſo zur 
Sicherung der perſönlichen Forderung aus den beſtehen blei⸗ 
benden Rechten niemals eine Sicherheit verlangt werden. Es 
ſteht ja in der Regel auch noch gar nicht feſt, ob der Erſteher 
perſönlich haften wird. Das Geſetz legt hiernach auf die Perſon 
des Meiſtbietenden Wert nur hinſichtlich des Bargebotes. 
Nur auf die von dem Erſteher zu leiſtende Barzahlung iſt 
daher auch die Mithaft des Meiſtbietenden nach dem Zweck 
der Beſtimmung des § 81 ZmBerfid. zu erſtrecken. Hierfür 
ſpricht auch die Beſtimmung des § 82 Zu VerſtG., in der die 
Aufführung des nach § 61 ZwVerſtcf. Zahlungspflichtigen 
und des mithaftenden Meiſtbietenden nebeneinandergeſtellt 
find, ſowie diejenige des $ 132 über die Vollſtreckbarkeit der 

Zu 16. Der Entſch. iſt in allen Punkten beizupflichten. Soweit 
fie ſich auf das ZwVerſtG. bezieht, enthält fie zwei Grundſätze, die 
eine Erörterung angezeigt erſcheinen laſſen. 

1. Die nach S 81 Abſ. 4 ZuVerſtG. eintretende geſamtſchuld⸗ 
neriſche Mithaft des Meiſtbietenden, der ſein Recht aus dem Meiſt⸗ 
gebot einem Dritten abgetreten hat, erſtreckt ſich nur auf das Bar⸗ 
gebot, nicht auf die beſtehenbleibenden Rechte (wobei hinzuzufügen 
iſt, daß es gleichgültig iſt, ob die Rechte im geringſten Gebot liegen 
oder außerhalb desſelben beſtehenbleiben). Schon die vom RG. 
geltend gemachten Gründe, obwohl im einzelnen nicht zwingend, 
rechtfertigen in ihrem Zuſammenhalt das Ergebnis. Man kann 
aber noch folgende Erwägung hinzufügen. In dem in 8 81 Abſ. 3 
ZwVerſtch. geregelten Fall, daß der Meiſtbietende für einen an⸗ 
deren geboten hat und dieſem anderen der Zuſchlag erteilt wird, 
erweiſt ſich ſchon die Mithaft des Vertreters für das Bargebot als 
eine nach dem Geſetz freilich nicht vermeidbare Härte; man muß 
berückſichtigen, daß die Gründe für das zunächſt verſteckte Ein⸗ 
ſchieben eines Vertreters meiſtens in den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen ihre ſehr verſtändliche Begründung finden, wie dies auch die 
Motive hervorheben; unter dieſen Verhältniſſen dem Vertreter 
eine unter Umſtänden recht ſchwerwiegende und vor allem oft 
ſehr lange Zeit währende Haftung aufzuerlegen, wäre nicht zu 
rechtfertigen. Das kann nicht die Abſicht des Geſetzes geweſen ſein. 
Muß alſo hier die Mithaft auf das Bargebot eingeſchränkt werden, 
ſo ergibt ſich das gleiche auch für den Fall der Abtretung des 
Rechts aus dem Meiſtgebot; denn es muß als ausgeſchloſſen gelten, 
daß das Geſetz inſoweit die beiden Fälle verſchieden regeln wollte. 

2. Daß bei Regelung der Schuldübernahme in der Zwangs⸗ 
verſteigerung das Geſetz ($ 53 ZwVerſtcg.) nur den (in der Praxis 
wenig bedeutſamen) § 416 BGB. ausdrücklich erwähnt, hindert 
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Forderung, d. i. derjenigen auf Zahlung des nicht berichtigten 
Bargebotes gegen den Meiſtbietenden (ſo wie hier auch Rein⸗ 
hard⸗ Müller, ZwVerſtG., 2. Aufl., 881 Anm. II 4 Abſ. 3; 
Jäckel⸗Güthe, ZwverſtG., 5. Aufl., 881 Anm. 5; OLG. 
Kiel: Seuff Arch. 65, 297). Eine abweichende Anſicht vertritt 
nur Lafrenz a. a. O., aber ohne jede nähere Begründung. 
Es haftet hiernach alſo der Bekl. G. für die perſönlichen, den 
Hypotheken zugrunde liegenden Forderungen überhaupt nicht. 

Hinſichtlich des Bekl. R. gilt folgendes: 

Feſtgeſtellt iſt, daß Kl. eine Mitteilung von der Schuld⸗ 
übernahme nicht gemacht hat. Eine Schuldübernahme gem. 
8 416 BGB. kommt ſomit nicht in Frage. Allein dieſe Be 
ſtimmung iſt im $ 53 ZwVerſtG̃. ausdrücklich angeführt. Dar⸗ 
aus iſt aber nicht zu folgern, daß nur dieſe Art der Schuld⸗ 
übernahme im Falle des $ 53 ZwVerſtG. in Betracht kommen 
kann. Vielmehr iſt ſie dort nur hervorgehoben, um klarzu⸗ 
ſtellen, daß die befreiende Schuldübernahme wirkſam auch ohne 
ausdrückliche Erklärung des Gläubigers erfolgen kann. Es be⸗ 
ſteht daher kein Bedenken, auch im Falle des $ 53 ZimBerft®. 
die Beſtimmungen der 88 414, 415 anzuwenden (jo das RG. 
ſchon mehrfach; vgl. RG. 63, 437; RGEntſch. V 611/07 v. 
24. Okt. 1908, VI 254/27 v. 8. März 1928 und VI 164/28 
v. 28. Okt. 1928, und auch das Schrifttum, beſ. Rein⸗ 
hard⸗Müller, ZmPVefid., 2. Aufl., 8 53 Anm. III 2; 
Krech und Fiſcher, ZwvVerſtGG., 853 Anm. 3; Jäckel⸗ 
Güthe, ZwVerſtG., 5. Aufl., 8 53 Anm. 8). Ob hier nach 
Lage der Umſtände die Vorausſetzungen des § 414 BGB. ge⸗ 
geben ſind, wie die Rev. dies unter Berufung auf Jäckel⸗ 
Güthe, ZwvVerſtG., $ 53 Anm. 8 geltend macht, und ob im 
Falle des 8 53 ZwVerſtcö. eine beſondere Mitteilung der 
Schuldübernahme nach 8 415 BGB. erforderlich iſt, wie das 
BG. das im Gegenſatz zum LG. annimmt, kann dahingeſtellt 
bleiben, da tatſächlich eine ſolche Mitteilung erfolgt iſt. Wie 
der Senat bereits in den Urt. VI 44/28 v. 25. Juni 1928 
und VI 164/28 v. 29. Okt. 19281) ausgeführt hat, kann die 
Mitteilung der Schuldübernahme ſich auch aus den Anfüh⸗ 
rungen des Grundſtückserwerbers im Aufwertungsverfahren 
oder im Rechtsſtreit mit dem Gläubiger ergeben. So liegt die 
Sache hier. Der Kl. hat ſchon im Aufwertungsverfahren und 
dann auch in dieſem Rechtsſtreit die Tatſachen, welche die 
Schuldübernahme ergeben, vorgetragen und der Bekl. R. hat 
ſie zugegeben und damit alſo dem Kl. die Schuldübernahme 
mitgeteilt. Daß er die daraus vom Kl. gezogenen rechtlichen 
Folgerungen geleugnet hat, kann daran nichts ändern, daß die 
Mitteilung der Schuldübernahme damit erfolgt iſt. Die Er⸗ 
klärung, daß die Schuldübernahme genehmigt werde, iſt vom 
Kl. ſpäteſtens in dieſem Rechtsſtreit nach erfolgter Mitteilung 
der Schuldübernahme abgegeben. R. haftet ſomit nach § 415 
BGB. für die den Hypotheken zugrunde liegenden perſönlichen 
Forderungen, und es fragt ſich nur, ob dieſe Haftung weiter 


nicht die Anwendbarkeit der SS 414, 415 BGB. Das ergibt ſich 
aus der Natur der Sache; für die dem Wortlaut entſprechende Be⸗ 
ſchränkung auf den allein angeführten $ 416 liegt keinerlei Grund 
vor. Vermutlich hat ſich der Geſetzgeber durch die bedauerlich un⸗ 
zureichende, auch in der Praxis häufig Unheil ſtiftende Faſſung des 
$ 416 („der Gläubiger kann die Schuldübernahme nur genehmigen, 
wenn ...“) dazu verführen laſſen, nur den $ 416 BGB. zu er⸗ 
wähnen. — Das RG. läßt dahingeſtellt, ob im Falle des 8 53 
ZwVerſtGG., wenn man in ihn den 8 415 BGB. hineinzieht, eine 
beſondere Mitteilung der Schuldübernahme nach 8 415 erforderlich 
iſt. Dies iſt m. E. zu bejahen. Die vertraglich zwiſchen dem 
urſprünglichen Schuldner und dem Übernehmer vereinbarte Schuld⸗ 
übernahme iſt zunächſt eine innere Angelegenheit beider; der Gläu⸗ 
biger kann nicht hindern, daß die Vertragſchließenden die Ver⸗ 
einbarung wieder aufheben; erſt wenn einer von ihnen dem Gläu⸗ 
biger die Schuldübernahme mitteilt, erwirbt er das Recht, ſie zu 
genehmigen und zur Perfektion zu bringen. Das iſt bei der ge⸗ 
ſetzlichen Schuldübernahme des § 53 ZuVerſtG. nicht anders. 
Sie verpflichtet zunächſt nur den Erſteher dem Schuldner gegen⸗ 
über, den Gläubiger zu befriedigen. Die Rechtslage zwiſchen 
Schuldner und Erſteher iſt die gleiche, wie wenn ſie die Schuld⸗ 
übernahme vereinbart hatten; ſie können den geſetzlichen Über⸗ 
gang, der ja lediglich im Intereſſe des Schuldners ſtattfindet, 
durch Vereinbarung aufheben, ſogar auch von vornherein aus⸗ 
ſchließen. Der Gläubiger ſteht noch außerhalb des Verhältniſſes; erſt 
die Mitteilung von der Schuldübernahme, mag ſie vom Schuldner 
oder Erſteher ausgehen, eröffnet ihm auch hier die Möglichkeit der 
Genehmigung. IR. Stillſchweig, Berlin, 
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geht als die hypothekariſche. Das iſt ohne weiteres zu ver⸗ 
neinen für die beiden Hypotheken von 60000 und 40 000 %. 
Denn ſie waren und blieben Darlehnshypotheken. Der Um⸗ 
ſtand, daß Kl. ſie in Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm, 
ändert daran nichts. Eine Novation hat dabei nicht ſtattgefun⸗ 
den (vgl. auch Mügel, 5. Aufl., 850 Anm. 8 ©. 606/07). 
Den beiden anderen Hypotheken liegen allerdings Kaufgeld⸗ 
forderungen zugrunde. Aber trotzdem geht auch hier die Haf⸗ 
tung für die perſönliche Schuld über diejenige für die Hypo⸗ 
thek nicht hinaus. Als der Zuſchlag erteilt wurde, galt die 
III. StNotVO., die eine Aufwertung auf 15 v. H. des Gold⸗ 
markbetrages der Hypotheken anordnete. Nach § 53 ZwVerſtG. 
übernimmt der Erſteher die perſönliche Schuld nur in Höhe 
der Hypothek, d. h. ſoweit, als das Grundſtück dafür haftet. 
Das Grundſtück haftete damals aber nicht in voller Höhe, ſon⸗ 
dern nur beſchränkt. Dieſe Beſchränkung erſtreckt ſich daher 
auch auf die Haftung für die perſönliche Schuld (ſo auch 
Ring, Aufwgfſpr. 2, 836; 3, 114; LZ. 1928 Nr. 1106 
und Reinhard⸗Müller, 853 Anm. VI d). Daß in RG⸗ 
Entſch. VI 164%8 v. 29. Okt. 19282) anders entſchieden iſt, 
erklärt ſich daraus, daß dort der Zuſchlag ſchon 1921 erfolgt 
war, alſo zu einer Zeit, wo der Umfang der Haftung aus der 
Hypothek noch nicht geſetzlich geregelt war. Der Kl. hat auch 
an der Feſtſtellung einer ſo beſchränkten, perſönlichen Haftung 
ein rechtliches Intereſſe, da dieſe dem Weſen und der Zeit 
nach eine andere und in gewiſſer Weiſe weitergehende iſt als 
die nur aus der Hypothek. Hiernach war alſo die Rev. gegen 
den Bekl. G. zurückzuweiſen, diejenige hinſichtlich des Bekl. R. 
nur inſofern, als die Feſtſtellung der perſönlichen Haftung 
über den Umfang der Hypothekenhaftung hinaus begehrt iſt, 
im übrigen aber das Vorderurt. bezüglich des R. aufzuheben 
und deſſen Anſchlußberufung inſoweit zurückzuweiſen. 
(U. v. 2. Mai 1929; 452/28 VI. — Königsberg.) [Sch.] 


17. 8 4 KGG.; 858 57—60 KO. Auf Streitig⸗ 
keiten über die Verpflichtung der Maſſe, die 
Gerichtskoſten einer vom Gemeinſchuldner vor 
Konkurseröffnung beantragten, aber vom Ge⸗ 
richt abgelehnten Eröffnung des Geſchäftsauf⸗ 
ſichtsverfahrens als Maſſekoſten zu tragen, fin⸗ 
det das Verfahren des $4 GKG. Anwendung. f) 

(U. v. 11. Juni 1929; 544/28 VII. — Berlin.) [fu] 

Abgedr. JW. 1929, 2611.21. 


Zu 17. 1. Nach 8 71 GefhAufVD. waren die gerichtlichen 
Koſten der Geſchäftsaufſicht und des Vergleichsverfahrens als Maſſe⸗ 
Roften zu behandeln, wenn im Anſchluß an eine Geſchäftsaufſicht das 
Konkursverfahren eröffnet wurde (ähnlich jetzt 8 85 Vergld.). Auf 
Grund dieſer Beſtimmung waren von dem Konkursverwalter die 
Koſten des Geſchäftsaufſichtsverfahrens eingefordert. Der Konkurs⸗ 
verwalter machte geltend, daß die Maſſe zur Befriedigung der Maſſe⸗ 
gläubiger nicht ausreiche, und daß eine verhältnismäßige Befriedigung 
gem. 8 60 KO. eintreten müſſe. Es handelte ſich alſo um eine ver⸗ 
hältnismäßig einfache Frage. Um ſo ſchwieriger war die Frage, auf 
welchem Wege eine Entſch. herbeizuführen war. Der Kl. hielt den 
Prozeßweg für gegeben, das LG. den Weg des 8 3 Pr O. v. 15. Nov. 
1899, der Juſtizfiskus zuerſt ebenfalls den 83 — dann in der 
Rev Inſt. den Weg des 8 2 dieſer VO. Das NO. ſchließlich erklärte 
den 8 4 GKG. für anwendbar. Der Kl. muß alſo nunmehr, nachdem 
zwei Gerichte lediglich über die formale Frage entſchieden haben, die 
(zu feinem Glück nicht befriſtete) Erinnerung des 8 4 Ge. einlegen, 
und zwar bei dem AG. Im Falle der Einlegung einer Beſchwerde 
würde in letzter Inſtanz das LG. zu entſcheiden haben, obwohl es 
ſich um einen, die Reviſionsgrenze überſchreitenden Streitwert handelt 
(8 568 Abſ. 3 8P O.). 

2. Der Entſch. des RG. iſt beizutreten. Auf dem im 84 Gch. 
vorgeſchriebenen Wege der Erinnerung ſind alle Einwendungen gegen 
einen von der Staatskaſſe erhobenen Anſpruch auf Zahlung von 
Gerichtskoſten geltend zu machen. Das iſt allerdings trotz RG. 16, 291 
umſtritten. So nimmt Friedlaender, GKG. 84 Bem. 13 an, 
der Weg des 8 4 ſei nur gegeben, wenn es ſich um die Geltend⸗ 
machung von Verletzungen des GKG. oder der in ihm oder den 
Prozeßordnungen als Beſtandteil des Gerichtskoſtenrechts bezeichneten 
Vorſchriften handle. Das ſei nicht der Fall, wenn z. B. der Einwand 
der Zahlung, des Zwangsvergleichs oder der Haftungsbeſchränkung 
des Erben erhoben ſei. Die von Friedlaender vertretene An⸗ 
ſicht führt aber zu wenig erwünſchten und im einzelnen kaum durch⸗ 
führbaren Unterſcheidungen und würde die Beteiligten zwingen, zwei 
verſchiedene Verfahren gleichzeitig einzuleiten, wenn mehrere Ein⸗ 
wendungen verſchiedener Art zu erheben ſind. Die geſamten ein⸗ 
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3. Stempelrecht. 

* 18. Tar St. 7 Abſ. 5 Stemp StG. Stempel⸗ 
freiheit eines Beſtellſcheins, wenn ſich der Emp⸗ 
fänger die Annahme des Angebots vorbehält. f) 

(U. v. 31. Mai 1929; 542/28 VII. — Breslau.) [fu] 

Abgedr. IW. 1929, 2525 15. 


ſchlägigen Vorſchriften der geltenden Rechtsordnung ſind bei dem 
„Anſaß“ von Gerichtskoſten mit heranzuziehen. Ob das GKG. fie 
nun ausdrücklich anführt und erklärt, daß fie „durch das GRG. 
nicht berührt werden“, wie im 888 GG., oder ob das GͤG. die 
Anwendbarkeit der betr. Vorſchriften als ſelbſtverſtändlich anſieht und 
ſie nicht beſonders erwähnt, kann hierbei nicht entſcheidend ſein. Dieſe 
Unterſcheidung wird m. E. auch nicht in RG. 16, 291 ff. gemacht. Nach 
Baumbach 8 4 Anm. 2 und Jonas 84 Anm. 5b ſoll es darauf 
ankommen, ob der Grund, wegen deſſen der Wegfall der Zahlungs⸗ 
pflicht behauptet wird, ſchon vor Einforderung der Koſten oder nachher 
entſtanden ſei. In erſterem Fall ſei der Weg des 84 GKG., in letz⸗ 
terem Fall der von dem maßgebenden Verwaltungsrecht vorgeſchriebene 
Weg (fo Jonas) oder auch der Weg der Klage nach 8 767 BED. 
(ſo Baumbach) der richtige. Es fehlt aber jeder innere Grund, die 
Entſch. einer Frage, die das GKG. in dem von ihm vorgeſchriebenen 
Verfahren einheitlich geordnet wiſſen will, auf die von den einzelnen 
Landesgeſetzgebungen verſchieden geregelten Verfahren oder auf den 
Klageweg zu verweiſen, nur weil die betr. Einwendungen zu einem 
ſpäteren Zeitpunkt entſtanden ſind. 

3. 82 Pr O. v. 15. Nov. 1899 ſchreibt vor, daß über Mängel 
des Zwangsverfahrens und der Form der Anordnung oder ihrer Aus⸗ 
führungen die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu entſcheiden hat. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt mit dem Reichsrecht vereinbar, ſoweit ſie nur die 
Art der Durchführung des Beitreibungsverfahrens ſelbſt betrifft. 
83 der VO. regelt dann den Fall der Haftung dritter Perſonen für 
die Koſten. Hier tritt die Anordnung des Zwangsverfahrens an die 
Stelle des Titels. Über Einwendungen gegen eine ſolche Anordnung 
entſcheidet zunächſt derjenige, für deſſen Rechnung die Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſtattfindet. Gegen eine die Einwendungen zurückweiſende 
Entſch. kann dann entweder Beſchwerde bei der Auſſichtsbehörde ein⸗ 
gelegt oder Klage innerhalb eines Monats erhoben werden. Das eine 
Rechtsmittel ſchließt das andere aus. Im vorliegenden Fall hat ſich 
der Kl. auf dieſe Beſtimmung zu Unrecht berufen, da, ſoweit aus 
der Entſch. erſichtlich, nicht die Frage ſtreitig war, ob die Konkurs⸗ 
maſſe (ſoweit man dieſe überhaupt als Dritte anſehen will) für die 
Koſten haftet, ſondern nur das Maß dieſer Haftung. Gegenüber 
84 BAG. dürfte die Beſtimmung des $3 Pr®D. aber in den dieſem 
Geſetz unterliegenden Fällen überhaupt nicht rechtswirkſam ſein. 
817 Nr. 8d PrͤaſſenO. ſchränkt ihre Wirkſamkeit im übrigen 
auf diejenigen Fälle ein, in denen nach Anſatz der Koſten durch 
den Gerichtsſchreiber die Haftbarkeit eines Dritten eintritt (ebenjo 
KG. Rſpr. 17, 249). War die Haftung von vornherein gegeben, ſo 
fol der Gerichtsſchreiber, evtl. durch nachträgliche Entſch., 
einen Koſtenanſatz gegenüber dem haftbaren Dritten vornehmen. Tritt 
die Haftung aber erſt nachträglich ein, jo ſoll der Kaſſenrendant 
als Vertreter der Vollſtreckungsbehörde den Betrag von dem für 
dieſen haftenden Dritten einfordern. Dieſer Auffaſſung entſprechend 
ſieht es das RG. in vorſtehender Entſch. als weſentlich an, ob der 
Konkursverwalter ſchon in dem urſprünglichen Koſtenanſatz der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle oder erſt von der Gerichts kaſſe als haftbar in 
Anſpruch genommen ſei. Dieſe Unterſcheidung dürfte aber dem $ 4 GKG. 
nicht entſprechen. Im Sinne dieſer Beſtimmung iſt auch die von dem 
Kaſſenrendanten innerhalb des Beitreibungsverfahrens gegen einen 
Dritten erhobene Forderung ein „Anſatz“ von Gerichtskoſten. Welchem 
Beamten die Landesgeſetzgebung jeweils die Entſch. über die Ein⸗ 
forderung der Koſten bei dem haftenden Dritten überträgt, kann 
keinen Unterſchied machen. Es iſt alſo ſtets der Weg des §4 GKG. 
gegeben. Der 83 PrBO. von 1899 dürfte daher mit dem Reichs⸗ 
recht nicht vereinbar fein (ebenfo Friedlaender 84 Fußn. 35). 

4. Der 84 GKG. iſt, wie ſchon die vorſtehenden Bemerkungen 
gezeigt haben dürften, eine Fundgrube für Streitigkeiten der ver⸗ 
ſchiedenſten Art. Die Ripr. hat trotz 50 jähriger Geltung des 84 ORG. 
keine hinreichende Klärung dieſer Fragen bringen können. Der vor⸗ 
liegende Fall iſt ein bedauerliches Beiſpiel für den Leerlauf, der hier⸗ 
durch verurſacht wird. Es hat drei Jahre gedauert, bis die 
Beteiligten auf Grund der Entſch. des RG. wußten, welchen Weg 
ſie beſchreiten müſſen. Es erſcheint dringend erwünſcht, daß das Ver⸗ 
fahren für die Entſcheidung über die Verpflichtung zur Zahlung 
der Gerichtskoſten und das Beitreibungs verfahren, die oft 
mehr oder weniger ineinander übergehen werden, einheitlich reichs⸗ 
geſetzlich geregelt werden. Das dürfte auch möglich fein, ohne daß 
eine „Verreichlichung“ der ganzen Rechtspflege erfolgt. Das ver⸗ 
einfachte koſtenfreie Verfahren des § 4 wäre grundſätzlich beizubehalten. 
Notwendig aber wäre es, ſein Anwendungsgebiet klarer, als es bisher 
geſchehen iſt, zu umgrenzen. Dehnt man es ſo weit aus, wie das 
geltende Recht nach vorſtehender Entſch., ſo wäre zu prüfen, ob nicht 
für größere Streitwerte eine weitere Beſchwerde zuzulaſſen iſt. 

RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 
Zu 18. Die Entſch. iſt nicht frei von Bedenken. Um mit dem 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


19. 88 365, 59 StGB. Parteiverrat. 

1. Unter welchen Vorausſetzungen kann die 
beratende Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
zwei Parteien, die an ſich entgegengeſetzte In⸗ 
tereſſen haben, im Intereſſe beider Parteien 
gewährt werden? Genügt die Abſicht des Rechts⸗ 
anwalts, einen im Intereſſe beider Parteien 
gelegenen Vergleich zu erzielen? 

2. Iſt, vom Geſichtspunkt der Prävarikation 
aus betrachtet, ein Irrtum des Rechtsanwalts 
über den im § 31 Nr. 2 R AO. verwendeten Begriff 
„im entgegengeſetzten Intereſſe“ als ſtrafrecht⸗ 
licher oder außerſtrafrechtlicher Irrtum zu be⸗ 
urteilen? ) 

Der Gaſtwirt Michael Th. verkaufte am 29. Jan. 1927 
fein Anweſen an den Gaſtwirt Ludwig V. Als Kaufpreis 
wurden mündlich 20 250 RN vereinbart. Um Gebühren zu er⸗ 
ſparen, wurden hiervon 3000 AM vor der Verbriefung ge⸗ 
zahlt und der Kaufpreis in der notariellen Urkunde nur mit 
17250 RN angegeben. Der nach Übernahme der Hypotheken 
verbleibende Reſtkaufpreis von 6000 RN follte in zwei Teil⸗ 
beträgen von 3000 %% bar gezahlt werden. Da V. den am 
1. März 1927 fälligen erſten Teilbetrag bis anfangs April 
nicht bezahlt hatte, begab ſich Th. zum Angekl. in deſſen An⸗ 
waltskanzlei und fragte ihn, ob er unmittelbar aus der no⸗ 
tariellen Urkunde die Zwangsvollſtreckung betreiben könne. 
Der Angekl. erklärte, daß hierzu nur die Zuſtellung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung erforderlich, daß aber eine gül⸗ 
liche Einigung derartigen Zwangsmaßnahmen vorzuziehen 
ſei; er regte den Abſchluß eines Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrags an, wonach V. zur Sicherung des Kaufpreisreſtes 
das geſamte tote und lebende Inventar nebſt Getreide- und 
Futtervorräten an Th. übereignen, aber im Beſitz dieſer Gegen⸗ 
ſtände belaſſen werden ſolle; er belehrte ihn über das Weſen 
eines ſolchen Vertrages und gab ihm — in Anlehnung an 
einen von ihm früher gefertigten Vertrag — eine allgemein 
gehaltene Vertragsſkizze. Th. bemerkte hierzu, er werde dem 
V. gegenüber das Verlangen nach einem ſolchen Vertrage 
damit begründen, daß er angebe, er habe eine Gaſtwirtſchaft 
gekauft und brauchte eine Sicherheit für ein ihm von der 
Brauerei zur Wirtſchaftsführung in Ausſicht geſtelltes Dar⸗ 
lehen. Der Angekl. erwiderte, er könne das probieren, vielleicht 
falle V. darauf herein. Th. bewog hierauf den V. durch die 
unwahre Angabe über einen Gaſtwirtſchaftskauf zum Abſchluß 
eines Sicherungsübereignungsvertrages der von Th. vor⸗ 
geſchlagenen Art. 


Schluß anzufangen: das RG. hält in ſtändiger Rſpr. daran feſt, daß 
die Umgehungsvorſchrift des 85 RAbgO. nicht für Landesſteuern 
gilt. Dieſe Anſicht iſt zutreffend, aber es darf nicht überſehen werden, 
daß Becker, der Verfaſſer jener Beſtimmung der RAbgO., ſie heute 
für überflüſſig hält und den Standpunkt vertritt, daß der RF. 
auch ohne §5 RAbgO. mit den Umgehungstatbeſtänden fertig ge⸗ 
worden wäre. Das läßt ſich hier vom RG. nicht ſagen. Das formelle 
Ergebnis, zu dem das RG. kommt, wird folgendermaßen begründet: 
„Gewiß haben die Vertragsparteien hier eine Regelung getroffen, welche 
von der des Geſetzes abweicht. Nach dem Geſetz gilt das Schweigen 
auf ein Angebot als Ablehnung, nach den allgemeinen Verkaufs⸗ 
bedingungen ſoll es als Annahme gelten. Die Parteien waren aber 
bei der Nachgiebigkeit des in den 88 145 ff. geſetzten Rechts zu einer 
ſolchen Abrede befugt.“ 

Hiergegen iſt zu ſagen, daß nach 85 RAbgdO. die abweichenden 
Vereinbarungen der Parteien für die Veſteuerung ohne Bedeutung 
find, und ohne 8 5 hätte das Gericht als wahren Willen der Par⸗ 
teien einen feſten Kaufvertrag feſtſtellen können, der nur einſeitig 
für den Verkäufer die Möglichkeit des Rücktritts zulaſſen ſollte. Die 
entſcheidende Frage iſt nur für das Stempelrecht, ob eine derartige 
Vereinbarung auch ihren urkundlichen Niederſchlag gefunden hat. Hier 
kann man verſchiedener Anſicht fein, und dem RG. iſt zuzugeben, 
daß die vorliegende Entſch. folgerichtig die Gedanken von RG. 117, 92 
JW. 1927, 1683 weiter entwickelt und jo zu einer Verneinung 
dieſer Frage kommt. Inſofern hat das formale Ergebnis nicht ſeinen 
Grund in der Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit des § 5, ſon⸗ 
dern in dem Urkundenprinzip des StempStG. 

RA. Dr. Carl Becher, Verlin. 


Zu 19. Die Entſch. iſt mit ganz beſonderer Sorgfalt und Aus⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Am 29. April 1927 kam V. zum Angekl., ohne von der 
vorausgegangenen Beratung Th.s Kenntnis zu haben, und 
erbat feinen Rat, weil Th. ihn beim Anweſenskauf durch 
die unwahre Angabe eines jährlichen Bierumſatzes von 160 hl 
und beim Abſchluß des Sicherungsübereignungsvertrags durch 
die unwahre Angabe eines Gaſtwirtſchaftskaufs hereingelegt 
habe. Der Angekl. klärte ihn hinſichtlich des Anweſenskaufs 
über feine Rechte auf Wandlung oder Minderung und hin⸗ 
ſichtlich des Sicherungsübereignungsvertrags über deſſen An⸗ 
fechtbarkeit auf, bemerkte aber weiter, es ſei ihm in erſter 
Linie darum zu tun, eine gütliche Einigung zwiſchen 
den Parteien zuſtande zu bringen; V. ſolle den Th. zum 
Zwecke der Rückſprache hierüber zu ihm, dem Angekl., be⸗ 
ſtellen. V. war hiermit einverſtanden. Der Angekl. ſchrieb 
ſodann am 30. April 1927 einen Brief an Th., in dem er 
„namens und im Auftrage der Eheleute V.“ ſehr ſcharf deren 
Rechtsſtandpunkt vertrat. Er wies auf die möglichen Folgen 
einer unrichtigen Beurkundung des Kaufpreiſes ſowie der 
unwahren Angaben Th.3 über den Bierumſatz und über den 
Gaſtwirtſchaftskauf hin, machte für die Eheleute V. — unter 
Stellung einer Friſt für die Erklärungsabgabe — vorerſt 
Minderungsanſprüche geltend, verlangte — gleichfalls unter 
Frififegung und Klageandrohung — den Sicherungsübereig⸗ 
nungsvertrag heraus und ſtellte für den Fall einer etwa von 
Th. eingeleiteten Zwangsvollſtreckung aus der notariellen 
Urkunde die Erhebung der Vollſtreckungsgegenklage in Aus⸗ 
ſicht. Das BG. glaubte dem Angekl., daß er nicht daran 
gedacht habe, gegen Th. nach fruchtlofem Ablauf der Friſt mit 
Klage vorzugehen, daß er vielmehr nur deshalb ſo ſcharf unter 
einſeitiger Hervorhebung des Rechtsſtellung Vis geſchrieben 
habe, weil er gewollt habe, daß Th. ſich zum Zwecke der 
Erzielung einer auch in ſeinem Intereſſe gelegenen gütlichen 
Einigung bei ihm einfinde, und weil er dies im Hinblick auf 
den eigenartigen Charakters Th.s nur habe erwarten können, 
wenn ihm der gegneriſche Standpunkt und die ihm aus deſſen 
Geltendmachung drohenden Nachteile eindeutig und energiſch 
auseinandergeſetzt würden. Th. fand ſich auf den Brief hin 
beim Angekl. ein und erklärte ſich mit der vergleichsweiſen 
Erledigung einverſtanden. Nach wiederholter Rückſprache mit 
beiden Parteien kam eine Einigung dahin zuſtande, daß Th. 
in die Auflöſung des Vertrages einwilligte und ſein Anweſen 
wieder übernahm. — Der Angekl. hatte für die erſte an⸗ 
waltſchaftliche Beratung Th.s 3 oder 5M, für die im Auf⸗ 
trage Vis entwickelte Tätigkeit etwa 100 % = ?/ Gebühr 
verlangt und erhalten. 

Der Angekl. wurde auf Grund dieſes Sachverhalts vom 
SchöffGG. des Parteiverrates ſchuldig erkannt, vom BG. da⸗ 
gegen freigeſprochen. 

Das BG. führt zur Begründung der Freiſprechung im 
im weſentlichen aus: Der Angekl. habe von vornherein bei der 
Beratung der Parteien Th. und V. nichts anderes als eine 
vergleichsweiſe, in beider Intereſſe liegende Einigung be⸗ 


führlichkeit begründet. Ich halte die rechtliche Würdigung des ob⸗ 
jektiven Tatbeſtands nach geltendem Rechte in allen Punkten für 
zutreffend, insbeſ. auch ſoweit es ſich um die Frage handelt, wo die 
verbotene Vertretung entgegengeſetzter Intereſſen i. S. des 8 31 Nr. 2 
RAO. aufhört und die dem Anwalt erlaubte Vermittlerrolle im 
beiderſeitigen, gemeinſamen Intereſſe der Parteien anfängt. Die hier⸗ 
auf bezüglichen Darlegungen des RG. find fo klar und eingehend, 
daß eine Beſprechung nur Wiederholung bedeuten würde. Ihre Lek⸗ 
türe wird in allen Zweifelsfällen dieſes Spezialgebietes dem Leſer 
dienlich ſein. 

Was die ſubjektive Seite anbelangt, ſo darf ich auf meine Be⸗ 
ſprechung der ſpäter ergangenen Entſch. des 2. Sen.: JW. 1929, 1885 15 
verweiſen. Der dort von mir hervorgehobene Geſichtspunkt, daß ein 
Irrtum über die Frage der Verfolgung entgegengeſetz⸗ 
ter Intereſſen als außerſtrafrechtlicher Irrtum zu 
erachten und daher auch vom Standpunkt der reichsgerichtlichen 
Irrtumslehre aus rechtserheblich ſei, iſt in der obigen Entſch. aus⸗ 
drücklich anerkannt. Aber es bleibt dem Leſer auch hier das be⸗ 
drückende Gefühl, daß bei dieſer ganzen Unterſcheidung zwiſchen 
außerſtrafrechtlichem und ſtrafrechtlichem Irrtum — je nachdem zufällig 
die Merkmale der Berufspflichtwidrigkeit nur im 8 31 Nr. 2 RAD. 
oder auch im 8 356 StGB. aufgezählt find — doch den Worten und 
Buchſtaben eine allzu große Bedeutung beigemeſſen wird und daß 
man den Zweck der Unterſcheidung nicht mehr begreift. Es entſteht 
hier wirklich die Gefahr, daß ſchließlich die Gram⸗ 
matik Menſchenſchichſale beſtimmt. 

RU. Dr. Friedlaender, München. 


58. Jahrg. 1929 Heft 45/46] 


zweckt, alſo „keiner der beiden Parteien im entgegengeſetzten 
Intereſſe der anderen gedient“; denn es komme letzten Endes 
nicht ſo ſehr auf die gewählten Mittel, als auf den mit dieſen 
Mitteln zu erreichenden guten und im Intereſſe beider Par⸗ 
teien liegenden Endzweck an. Zum mindeſten ſei ſich der 
Angekl. nicht bewußt geweſen, daß er, als er die Vertretung 
Vis übernahm und durchführte, ſchon vorher feinem Gegner 
Th. im entgegengeſetzten Intereſſe gedient habe; ein ſolches 
Bewußtſein werde ſchon durch die von vornherein vorhandene 
Vergleichsabſicht ausgeſchloſſen; es habe ihm alſo jedenfalls 
das Bewußtſein der Pflichtwidrigkeit ſeines Verhaltens gefehlt. 

Der Staatsanwalt rügt mit Recht, daß dieſe Begründung 
die Freiſprechung nicht trägt. 

1. Die dem Angekl. vermöge feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Rechtsanwalt von Th. und von V. an⸗ 
vertraute Angelegenheit betraf in beiden Fällen 
die Durchführung des von den genannten ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrages, alſo dieſelbe 
Rechtsſache, an der Th. und V. im entgegengeſetz⸗ 
ten Intereſſe beteiligt waren, Th., indem er die 
Zahlung oder Sicherung des Reſtkaufgeldes durch V. zu er⸗ 
reichen erſtrebte, V., indem er die Vollſtreckung wegen des 
Reſtkaufgeldes verhindern, Wandlungs⸗ oder Minderungs⸗ 
anſprüche geltend machen und den Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrag zu Falle bringen wollte. Hieran wird auch durch den 
vom Angekl. hervorgehobenen Umſtand nichts geändert, daß 
er im Hinblick auf die von V. behaupteten Unredlichkeiten 
Th.s in gewiſſer Beziehung „vor einer neuen Sachlage ge⸗ 
ſtanden“ iſt, — ganz abgeſehen davon, daß er nach den vom 
BG. in Bezug genommenen Feſtſtellungen des SchöffG. die 
von Th. zur Erreichung der Sicherungsübereignung geplante 
unwahre Angabe, die er ſpäter als Anfechtungsgrund be⸗ 
zeichnete, ſeinerſeits gebilligt hatte. Wenn der Angekl. trotz 
Kenntnis der Tatſachen, die den Begriff „in derſelben Rechts⸗ 
ſache“ erfüllen, ſich nicht bewußt geworden wäre, daß dieſes 
Merkmal vorliege, würde er ſich nach der Rechtſprechung des 
Ri., von der abzugehen der Senat keinen Anlaß gefunden. 
hat, in einem unbeachtlichen Strafrechtsirrtum befunden haben 
(vgl. RGSt. 58, 247 [248]; 60, 298 [301 unten]; 62, 155 
[157, 158]). Dies hat auch das BG. nicht verkannt. 

2. Der Angekl. hat ferner in dieſer Rechts⸗ 
ſache beiden Parteien durch Rat und Beiſtand 
gedient, dem Th., indem er ihm über die Vollſtreckungs⸗ 
möglichkeit Auskunft erteilte und ihn in bezug auf den Ab⸗ 
ſchluß eines Sicherungsübereignungsvertrages beriet, dem V., 
indem er ihn über feine Wandlungs⸗ und Minderungs⸗ 
anſprüche ſowie über die Anfechtbarkeit des Sicherungs⸗ 
übereignungsvertrages aufklärte und ihm durch den Brief 
v. 30. April 1927 Beiſtand leiſtete. Die vom Angekl. be⸗ 
hauptete irrige Meinung, die allgemein gehaltene Auskunft 
gegenüber Th. ſei keine beratende Tätigkeit i. S. des Geſetzes 
geweſen, wäre gleichfalls als unbeachtlicher Strafrechtsirrtum 
zu beurteilen. 

3. a) Dieſes Dienen war aber äußerlich — entgegen 
der Annahme des BG. —, auch pflichtwidrig. „Pflicht⸗ 
widrig“ iſt nicht gleichbedeutend mit „rechtswidrig“ (wie 
Binding, Lehrb. 2, 579 meint), ſondern ſoviel wie „gegen 
die anwaltſchaftlichen Berufspflichten verſtoßend“. Der Be⸗ 
griff des pflichtwidrigen Dienens iſt, ſoweit ein Rechtsanwalt 
in Betracht kommt, dem § 31 Nr. 2 der RAO. zu ent⸗ 
nehmen, demzufolge der Rechtsanwalt ſeine Berufstätigkeit 
zu verſagen hat, wenn ſie von ihm in derſelben Rechts⸗ 
ſache bereits einer anderen Partei „im entgegen⸗ 
geſetzten Intereſſe“ gewährt iſt (vgl. RES. 14, 
364 (379, 380]; 23, 60 [67]; 45, 305 [307]; 49, 342 
[343]; 60, 298 [299]; 62, 155 157). Daß die beiden 
Parteien entgegengeſetzte Intereſſen hatten, iſt oben bereits 
dargetan. Daß die beratende und verbeiſtandende Tätigkeit 
des Angekl. an ſich, alſo abgeſehen von dem Vergleichsziele, 
als Dienen im entgegengeſetzten Intereſſe zu beurteilen iſt, 
kann nicht zweifelhaft ſein. Der Rat und Beiſtand des Angell. 
war bei der erſten Verhandlung mit Th. auf Durchſetzung 
oder Sicherung ſeiner Anſprüche aus dem Kaufvertrag, bei 
der erſten Verhandlung mit V. ſowie im Brief auf Herab⸗ 
ſetzung dieſer Anſprüche und Verhinderung einer zwangsweiſen 
Durchſetzung, ſowie auf Rückgängigmachung der vom Angekl. 
ſelbſt dem Th. empfohlenen Sicherung gerichtet. Es kann 
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ſich alſo nur fragen, ob hieran durch die „von vorn⸗ 
herein vorhandene Vergleichsabſicht“ etwas ge⸗ 
ändert wird. Dies iſt, äußerlich betrachtet, im Gegenſatz 
zur Annahme des BG., zu verneinen. Wohl kann eine 
beratende Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
zwei Parteien, die an ſich entgegengeſetzte In⸗ 
tereſſen haben, im Intereſſe beider Parteien 
gewährt werden, ſo daß die Raterteilung an die eine 
Partei, dem Endziel nach, nicht im entgegengeſetzten Intereſſe 
der anderen Partei erfolgt, mag es auch der Einigungszweck 
erforderlich machen, daß im Laufe der Verhandlung der einen 
oder der anderen oder beiden Parteien ein Aufgeben von An⸗ 
ſprüchen zugunſten der Gegenpartei zugemutet wird. Voraus⸗ 
ſetzung hierfür iſt aber, daß entweder beide Parteien 
übereinſtimmend den Rat desſelben Anwalts, 
dem ſie beide vertrauen, einholen (RGSt. 14, 364 
379, 380) oder daß die beiderſeitigen Inter⸗ 
eſſen übereinſtimmend auf eine angemeſſene 
Beilegung des Streites gehen und der Anwalt 
mit Zuſtimmung des urſprünglichen Auftrags 
gebers zum Zwecke der Herbeiführung eines ge⸗ 
rechten Ausgleichs beide Parteien berät (RGEntſch. 
v. 7. Juli 1910, I 269/10: ZW. 1910, 24625; RGSt. 45, 
305 [308, 309). Die Notwendigkeit der übereinſtimmenden 
Beauftragung oder der Zuſtimmung des urſprünglichen Auf⸗ 
traggebers ergibt ſich aus den dem geltenden Recht zu⸗ 
grundeliegenden Zweckgedanken, die ſich aus der Stellung 
des § 356 StGB. im Syſtem und aus der Vergleichung der 
beiden Abſätze des Paragraphen ergeben. Der Parteiverrat 
iſt als Standesverbrechen behandelt und als ſolches — aller⸗ 
dings nicht ganz zutreffend — unter die Amtsverbrechen ein⸗ 
gereiht. Das Geſetz geht davon aus, daß ein gedeihliches Wirken 
der amtlich beſtellten oder zugelaſſenen Rechtsbeiſtände im 
Organismus der Rechtspflege (im weiteſten Sinn) die Er⸗ 
haltung des Vertrauens des rechtſuchenden Pu⸗ 
blikums in die Berufstreue des Rechtsbeiſtandes 
zur Vorausſetzung hat und daß ſchon der Anſchein einer 
Verletzung dieſes Vertrauens vermieden werden muß. Der aus 
dem Vertrauensbruch für den Auftraggeber möglicherweiſe 
erwachſende Nachteil kommt von dieſem Standpunkt aus 
erſt in zweiter Linie, insbeſ. bei der Strafzumeſſung, 
in Betracht; das Handeln im Einverſtändnis mit der Gegen⸗ 
wart zum Nachteile des Auftraggebers, das in anderen Ge⸗ 
ſetzen als das Weſen der „Prävarikation“ erſcheint, iſt im 
8 356 Abſ. 2 StGB. als beſonderer Strafſchärfungsgrund 
behandelt. Der wiſſenſchaftliche Streit, ob bei der geſetz⸗ 
geberiſchen Ausgeſtaltung der „Prävarikation“ die Erſchütte⸗ 
rung des Vertrauens in die Berufstreue des Rechtsbeiſtandes 
oder die ungetreue Benachteiligung des Auftraggebers durch 
den Sachwalter in den Vordergrund gerückt oder beides gleich 
behandelt werden ſoll, iſt alſo vom geltenden Recht im 
erſteren Sinne entſchieden (vgl. hierzu Goltdammer, Mat. 
z. PrStGB. Bd. 2 S. 699; ferner einerſeits die Entwürfe 
zu einem DStGB. von 1909—1925 [VE. 1909 8175, 
E. 1913 8 237; E. 1919 $ 229, AE. 1925 $ 181], anderer⸗ 
ſeits den Entwurf e. ADSIGB. 1927 § 195 nebſt den ein⸗ 
ſchlägigen Begründungen. — Binding, Lehrb. 2, 579; 
Neumeyer: BOB. 9, 503 f.; Rothardt, Die Prä⸗ 
varikation der Rechtsbeiſtände, 1906, 9f. und 13 f.; 
Früh, Die ſtrafbaren Pflichtverletzungen des Rechts⸗ 
anwalts gegenüber ſeinem Klienten, in den Züricher Beitr. z. 
Rechtsw., 33, 125 f.). Das Vertrauen in die Berufs⸗ 
treue des Rechtsbeiſtandes wird aber ſchon dann erſchüttert, 
wenn der Rechtsbeiſtand ohne vorherige Zuſtimmung ſeines 
urſprünglichen Auftraggebers zum Zwecke der Herbeiführung 
eines von ihm (dem Rechtsbeiſtand) für angemeſſen gehaltenen, 
von ſeinem Auftraggeber aber möglicherweiſe nicht gewünſchten 
Vergleichs mit der Gegenpartei in Verbindung tritt und dieſe 
letztere auf Grund der von ihr gegebenen Sachverhalts⸗ 
darſtellung — vielleicht auch unter bewußter oder unbewußter 
Verwertung der ihm auf Grund des früheren Auftrags an⸗ 
vertrauten Tatſachen — über die Rechte belehrt, die ihr gegen 
feinen urſprünglichen Auftraggeber möglicherweiſe zuftehen 
(ogl. hierzu RGSt. 45, 305 (307, 308]). Der Rechtsbeiſtand 
wirft ſich hierdurch willkürlich zum Richter über ſeinen früheren 
Auftraggeber auf und erweckt im Zweifel den Eindruck des 
Verrats (vgl. EG. 16, 192 und hierzu Friedländer 
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in den Nachr. f. d. Mitgl. d. DAV. 1916, 75 [80, 82]). 
Nicht der Vergleichszweck allein, ſondern nur das rechtzeitig 
eingeholte Einverſtündnis des früheren Auftraggebers mit der 
Beratung der Gegenpartei zum Zwecke der Herbeiführung 
eines Vergleichs kann hiernach die Pflicht⸗ und Rechtswidrig⸗ 
keit eines Verhaltens beſeitigen, das, für ſich betrachtet, als 
eine Beratung im entgegengeſetzten Intereſſe ſich darſtellt. 
Dieſe Vorausſetzung war aber im gegebenen Falle zur Zeit 
der erſten Verhandlung mit V. und der Abſendung des Briefs 
nicht erfüllt. Der Angekl. behauptet ſelbſt, daß er den Rechts⸗ 
ſtandpunkt der Eheleute V. im Briefe ſo ſcharf vertreten habe, 
um ſeinen früheren Auftraggeber Th. für einen Vergleich ge⸗ 
neigt zu machen; er gibt damit zu, daß in dieſem Augenblick 
das Einverſtändnis Th.s fehlte. Der Angekl. hätte ſofort, 
als er aus der Sachverhaltsdarſtellung Vis entnahm, daß An⸗ 
ſprüche aus dem Anweſenskaufe Vs an Th. in Frage ſtanden, 
dem V. erklären müſſen, daß er in dieſer Sache bereits für 
Th. tätig war, daß er daher für V. — auch zum Zwecke der 
Herbeiführung einer gütlichen Einigung — in keiner Weiſe 
tätig werden könne, ohne vorher die Zuſtimmung This ein⸗ 
zuholen. Hätte dann V. trotz Kenntnis von der voraus⸗ 
gegangenen Beratung Th.s dem Angekl. weiter Vertrauen 
geſchenkt, die Einleitung von Vergleichsverhandlungen durch 
ihn gewünſcht und ihm weitere Mitteilungen zum Zwecke 
der Verwertung gegenüber Th. gemacht, dann hätte der 
Angekl., falls er in dieſem Sinne tätig werden wollte, zu⸗ 
nächſt ohne irgendwelche weitere Erörterungen der Angelegen⸗ 
heit mit V. feinen urſprünglichen Auftraggeber Th. davon 
benachrichtigen müſſen, daß er von V. in der fraglichen 
Angelegenheit um Rat und Beiſtand angegangen worden ſei, 
daß er ein Eingehen auf die Sache vorerſt abgelehnt habe, 
daß er — dem Wunſche Vis entſprechend — zur Herbei⸗ 
führung einer gütlichen Einigung bereit wäre, wenn Th. ihn 
hierzu ermächtige, daß er aber ohne eine ſolche Zuſtimmung 
jede Tätigkeit für V. endgültig ablehnen werde. Hätte er auf 
dieſe Weiſe jedem Verdacht des Parteiverrats vorgebeugt, 
dann wäre nichts im Wege geſtanden, wenn er — nicht „na⸗ 
mens und im Auftrage der Eheleute V.“, ſondern erkennbar 
als Wahrer der beiderſeitigen Intereſſen — dem Th. die ihm 
für den Fall der Ablehnung einer Einigung von ſeiten der 
Eheleute V. möglicherweiſe drohenden Nachteile eindringlich 
vor Augen geführt hätte. Die Entſcheidung darüber aber, ob 
Einigungsverhandlungen eingeleitet werden ſollen, mußte er 
ſeinem urſprünglichen Auftraggeber überlaſſen, und zwar auch 
dann, wenn von dieſem eine unvernünftige Entſcheidung zu 
erwarten geweſen wäre. Bei ſolchem Vorgehen wäre von vorn⸗ 
herein die erforderliche Klarheit geſchaffen und eine Ge⸗ 
fährdung des Vertrauens in die Berufstreue des Angekl. 
vermieden worden (vgl. über die Notwendigkeit der als⸗ 
baldigen Schaffung klarer Verhältniſſe RGGSt. 62, 289 [293]). 
Dadurch, daß Th. nachträglich — vielleicht unter dem Drucke 
der angeblich nicht ernſt gemeinten Klagedrohung des Angekl. 
— ſeine Zuſtimmung zur Einleitung von Vergleichsverhand⸗ 
lungen gegeben hat, iſt die Pflichtwidrigkeit der voraus⸗ 
gegangenen Handlungen des Angekl. nicht beſeitigt, ſondern 
nur die erforderliche Grundlage für die weiteren Verhand⸗ 
lungen geſchaffen worden. 

Der vom BG. aufgeſtellte Satz, es komme nicht ſo ſehr 
auf die gewählten Mittel, als auf den mit dieſen Mitteln 
zu erreichenden guten und im Intereſſe beider Parteien 
liegenden Endzweck an, wäre eine auf den Fall der Prä⸗ 
varikation abgeſtellte Anwendung des bedenklichen Satzes, 
daß der Zweck die Mittel heilige. Dem Baß. ſchwebte hierbei 
wohl der von manchen Vertretern der Wiſſenſchaft in der 
Lehre von der Rechtswidrigkeit aufgeſtellte Grundſatz vor, daß 
Eingriffe in rechtlich geſchützte Intereſſen, die ſich als an⸗ 
gemeſſenes Mittel zur Erreichung eines ſtaat⸗ 
lich anerkannten Zwecks darſtellen, nicht rechtswidrig 
ſeien. Allein abgeſehen davon, daß dieſer Grundſatz in ſeiner 
allgemeinen Faſſung in der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
nicht allgemein anerkannt iſt (vgl. RGSt. 61, 242 [253]), 
trifft er jedenfalls dann nicht zu, wenn das Recht ein be⸗ 
ſtimmtes an ſich geeignetes und vielleicht auch ſittlich an ſich 
nicht verwerfliches Mittel aus irgendwelchen Gründen für recht⸗ 
lich unzuläſſig erklärt. Dies gilt aber, wie oben dargetan, 

erade dann, wenn ein Anwalt den ſtaatlich anerkannten 
weck der Herbeiführung eines im Intereſſe beider Parteien 
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gelegenen Vergleichs dadurch zu erreichen ſtrebt, daß er ohne 
Zuſtimmung derjenigen Partei, der er zuerſt gedient hat, 
auch der Gegenpartei — für ſich betrachtet im entgegengeſetzten 
Intereſſe, wenn auch dem Endziel nach in beiderjeitigem 
Intereſſe — Rat und Beiſtand gewährt. 

Von manchen wird ſelbſt für den Fall der Einwilli⸗ 
gung des urſprünglichen Auftraggebers eine Be⸗ 
ratung und Verbeiſtandung der Gegenpartei für unzuläſſig 
erachtet, weil es ſich um ein Rechtsgut handle, das nicht 
der Verfügungsgewalt der Parteien unterliege. Allein das 
Rechtsgut der Erhaltung des Vertrauens des rechtſuchenden 
Publikums in die Berufstreue des Rechtsbeiſtandes kann ſeiner 
Natur nach jedenfalls dann weder als verletzt noch als ge⸗ 
fährdet erachtet werden, wenn diejenigen, auf deren Ver⸗ 
trauen es ankommt, ernſtlich und ohne unzuläſſige Be⸗ 
einfluſſung zum Ausdruck bringen, daß ſie in der Vertretung 
der beiderſeitigen Intereſſen eine Verletzung der Berufstreue 
nicht erblicken, vielmehr jene Vertretung zum Zwecke der 
Herbeiführung eines Vergleichs ſogar wünſchen; inſoweit 
unterliegt das Rechtsgut in der Tat der Parteiverfügung. 
Die Frage, ob auch abgeſehen von Einigungsverhandlungen 
die Rechts⸗ und Berufspflichtwidrigkeit des Übergangs von 
einer Partei zur anderen durch die Einwilligung des erſten 
Auftraggebers beſeitigt oder ob etwa in ſolchen Fällen zwar 
die ſtrafrechtliche Beurteilung als Prävarikation, nicht aber 
die diſziplinäre Ahndung ausgeſchloſſen wird, braucht hier 
nicht erörtert zu werden. 

b) Steht hiernach die objektive Pflichtwidrigkeit des Ver⸗ 
haltens des Angekl. feſt, ſo bleibt nur noch zu prüfen, ob 
auch hinſichtlich dieſes Merkmals der innere Tatbeſtand 
gegeben iſt. Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. 
(vgl. insbeſ. RGSt. 58, 247 [249— 251] und die dort an⸗ 
geführten Entſcheidungen; 60, 298 299, 300, 302]; 62, 155 
157, 158]) iſt unter Vorſatz das bewußte Wollen aller Merk⸗ 
male des äußeren Tatbeſtandes zu verſtehen. Zu dieſen Mer⸗ 
malen gehört auch das der Pflichtwidrigkeit im 8 356 StGB. 
Wie bei den übrigen Merkmalen iſt auch bei dem Merkmal 
der Pflichtwidrigkeit ein Irrtum nur dann erheblich, wenn 
er unter 859 StB. fällt, wenn er alſo ein reiner Tat⸗ 
ſachenirrtum iſt oder wenn er ſich als Rechtsirrtum darſtellt, 
der einem anderen Rechtsgebiet angehört als dem Strafrecht. 
Da der Begriff „pflichtwidrig“ im § 356 StGB. ſoviel wie 
„berufspflichtwidrig“ bedeutet und für Rechtsanwälte im 8 31 
Nr. 2 RAD. näher umſchrieben ift, handelt es ſich hierbei um 
ein Merkmal, das in ein außerſtrafrechtliches Rechtsgebiet 
hinübergreift. Es kann alſo, abgeſehen von einem reinen 
Tatſachenirrtum, ein beachtlicher außerſtrafrechtlicher Irrtum 
in Frage kommen. Die Annahme eines ſolchen wird in jener 
Rechtſprechung zwar dann abgelehnt, wenn ſich der Rechts⸗ 
irrtum auf einen bei der Aufſtellung der außerſtrafrechtlichen 
Norm verwendeten ſtrafrechtlichen Begriff bezieht. Dies träfe 
zu, wenn der Angekl. den Begriff „in derſelben Rechtsſache“ 
falſch ausgelegt und infolge hiervon ſein Vorgehen nicht für 
pflichtwidrig gehalten hätte. Dagegen könnte ein beachtlicher 
außerſtrafrechtlicher Irrtum vorliegen, wenn der 
Angekl. den Begriff des Gewährens der Berufs⸗ 
tätigkeit „im entgegengeſetzten Intereſſe“ ver⸗ 
kannt hätte und ſich deshalb der Pflichtwidrigkeit ſeines Han⸗ 
delns nicht bewußt geworden wäre. 

Das BG. hat, nachdem es zunächſt objektiv das Vor⸗ 
handenſein einer Pflichtwidrigkeit verneint hatte, hilfsweiſe 
feſtgeſtellt, daß ſich der Angekl. bei Übernahme und Durch⸗ 
führung der Vertretung Vis jedenfalls nicht bewußt geweſen 
ſei, dem Th. ſchon vorher im entgegengeſetzten Intereſſe ge⸗ 
dient zu haben. Es fragt ſich, ob nicht durch dieſe hilfsweiſe 
Erwägung das freiſprechende Urteil getragen wird. Dies iſt 
jedoch zu verneinen. Vor allem muß mit der Möglichkeit 
gerechnet werden, daß der Rechtsirrtum des BG., der zur 
Verneinung des äußeren Merkmals der Pflichtwidrigkeit ge⸗ 
führt hat, auch bei der hilfsweiſen Verneinung des inneren 
Tatbeſtandes von Einfluß geweſen iſt. Dazu kommt die Un⸗ 
klarheit, die bei der Begründung der Verneinung des Be⸗ 
wußtſeins der Pflichtwidrigkeit zutage tritt. Wenn dort von 
einer „von vornherein vorhandenen Vergleichsabſicht“ ge⸗ 
ſprochen wird, ſo iſt hierbei offenbar überſehen, daß die zur 
Zeit der erſten Beratung Th.s erſtrebte Einigung einen völlig 
anderen Inhalt hatte als der ſpäter erſtrebte und erreichte 
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Vergleich; im erſteren Falle handelte es ſich um eine Siche⸗ 
rung This hinſichtlich des geforderten Kaufpreisreſtes, im 
letzteren um die Aufgabe der Rechte Th.s aus den von ihm 
geſchloſſenen Verträgen. Bei der neuen Verhandlung wird das 
BG. auch noch zu prüfen haben, ob nicht beim Angekl. hin⸗ 
ſichtlich des Merkmals der Pflichtwidrigkeit wenigſtens be⸗ 
dingter Vorſatz vorhanden war. 
A.] 


(1. Sen. v. 18. Dez. 1928; 1 D 761/28.) 


Zu 1. A. Anm. Grote, ebenda. 

B. Wenn man die wirtſchaftlichen Unzuträglichkeiten ſieht, die 
der ſeit NG. 48, 242 herrſchende Grundſatz, daß die Zuſammen⸗ 
rechnung mehrerer Titel zur Erreichung der für die Eintragung einer 
Zwangshypothek vorgeſchriebenen Mindeſtſumme von jetzt 500 AM 
unzuläffig iſt, im Gefolge hat, und weiter die Bemühungen der Rſpr., 
wenigſtens die unerträglichſten Folgen abzuwenden, wozu auch die 
obengenannte Entſch. des KG. wieder einen Schritt vorwärts tut, jo 
muß man ſtaunen, in welchem Maße dieſer Satz zu einem unumſtöß⸗ 
lichen Dogma geworden iſt, deſſen Überzeugungskraft keiner Nach⸗ 
prüfung mehr unterworfen wird. Anders iſt es kaum zu verſtehen, 
daß ſich niemals ein ernſtlicher Widerſpruch gegen die Entſch. des 
RG. erhoben hat. Lieſt man dieſe nämlich ſelbſt nach, ſo kann man, 
glaube ich, zu keinem anderen Ergebnis kommen als dem, daß die 
Gründe den Standpunkt des RG. nicht tragen, ja daß die Entſch. 
in die eine Zeitlang häufiger vorkommende Gattung äußerlich for⸗ 
maliſtiſcher Rſpr. gehört. 

Das NG. geht bei feinen Erwägungen ſelbſt davon aus, daß 
ſich aus dem Geſetze ſelbſt weder für die Zuläſſigkeit noch die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Zuſammenrechnung irgendein zwingender Grund er⸗ 
gibt und daß nur übrigbleibe, „aus dem Zwecke des Geſetzes und 
daraus, wie dieſer nach Abſicht der geſetzgebenden Faktoren erreicht 
werden ſollte, den Sinn und die Bedeutung der ſtreitigen Beſtimmung 
zu ermitteln“. Über die Frage der Zuſammenrechnung ſelbſt findet 
ſich, wie das RG. weiter feſtſtellt, nichts, was irgendwie Aufſchluß 
geben Könnte. Nachdem die Einführung der Zwangshypothelt für 
300 N. überſteigende Beträge beſchloſſen war, heißt es in dem Bericht 
lediglich: „Die angenommenen Anträge wurden demnächſt mit dem 
Auftrage, bezüglich der Wertberechnung einen den Vorſchriften über 
die Berechnung des Wertes des Streitgegenſtandes entſprechenden Zu⸗ 
ſatz zu machen, der Redaktionskommiſſion überwieſen.“ Dieſe hat 
daraufhin die heutige Faſſung des 8 866 Abſ. 3 ZPO. feſtgelegt, die 
ohne weitere Außerungen der geſetzgebenden Faktoren zu dieſem 
Punkte Geſetz geworden iſt. Das zeigt klar, daß man an die ſpäter 
ſtreitig gewordene Frage gar nicht gedacht hat. Das RG. glaubt nun 
aus dem Abſtimmungsergebnis über die Einführung der Zwangs⸗ 
hypothek etwas herleiten zu können und zieht dazu folgende Vor⸗ 
gänge heran. In der erſten Leſung der Kommiſſionsberatung hatte 
ſich eine Mehrheit für die Einführung der Zwangshypothek gefunden. 
In der zweiten Leſung ſtellten die Gegner Anträge auf Beſeitigung, 
und weiter wurden Einſchränkungsanträge geſtellt, von denen auch 
der folgende eine Mehrheit fand: „Für Beträge bis zu 300 % ein- 
ſchließlich findet die Eintragung der Sicherungshypothek nicht ſtatt.“ 
Daraus folgert das RG, — und dieſe Stelle muß man wörtlich an⸗ 
ſühren: Es „iſt nach der Stellung, welche die Gegner der Zwangs⸗ 
eintragung von vornherein eingenommen haben, und die auch von 
der Majorität durch die Annahme der von ihnen geſtellten, die 
Einſchränkung der Zwangseintragung bezweckenden Anträge ge⸗ 
billigt iſt, die Annahme abzuweiſen, daß man die Zuſammen⸗ 
rechnung mehrerer Forderungen über das Mindeſtmaß habe ausdehnen 
und dadurch, ſoweit tunlich, eine Verſöhnung zwiſchen den ſich wider⸗ 
ſtreitenden Prinzipien habe anbahnen wollen. Vielmehr kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Gegner der Zwangseintragung, 
ihrer Abneigung auch hier folgend, die Zuſammenrechnung der 
Forderungen und damit deren Eintragungsfähigkeit auf das niedrigſte 
Maß haben herabdrücken wollen. Hierdurch iſt die Auslegung ge⸗ 
boten, daß durch die Verweiſung auf den $5 nur die Zuſammen⸗ 
rechnung mehrerer in demſelben Schuldtitel vereinigten Forderungen, 
nicht aber die Zuſammenrechnung mehrerer durch verſchiedene Schuld⸗ 
titel vollſtreckbar gewordenen, in einem Eintragungsantrage ver⸗ 
bundenen Forderungen zugelaſſen wird.“ 

Genau betrachtet läuft die Methode des RG. auf ein Auslegen 
nach äußeren Abſtimmungsergebniſſen hinaus, was mir nach zwei Rich⸗ 
tungen fehlerhaft erſcheint. Einmal hat das RG. — um es plaſtiſch 
auszudrücken — falſch gezählt. Es rechnet alle, die für den Ein⸗ 
ſchränkungsantrag geſtimmt haben, den grundſätzlichen Gegnern gleich, 
indem es ſie dadurch von der gleichen „Abneigung“ wie die grund⸗ 
ſätzlichen Gegner beſeelt fein läßt und jo dazu kommt, die Majorität 
habe die Stellung der grundſätzlichen Gegner gebilligt. Es iſt aber 
keineswegs berechtigt, die grundſätzlichen Anhänger der Zwangs⸗ 
eintragung deshalb, weil ſie für einen Einſchränkungsantrag ſtimmten, 
den grundſätzlichen Gegnern in ihrer „Abneigung“ gleichzuſetzen, indem 
darin eine Billigung von deren Stellungnahme geſehen wird. Denn 
dazu gehörte doch, daß ſie nicht nur für den Einſchränkungsantrag, 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Preußen. 
Kammergericht. 


1. 8 866 Abſ. 3 ZPO. Die Zuſammenrechnung meh⸗ 
rerer Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe, die Ausfluß des gleichen 
einheitlichen Koſtenausſpruchs ſind, zum Zwecke der Ein⸗ 
tragung einer Zwangshypothek iſt zuläſſig. f) 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. Febr. 1929, 1 X 3016/29.) 

Abgedr. IW. 1929, 16661. 
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ſondern wie bie Gegner gegen die Zwangseintragung geſtimmt hätten. 
Sodann erſcheint es mir auch nicht möglich, aus einer Abſtimmung, 
bei der zur Entſcheidung ſtand, ob die Zwangseintragung unbeſchränkt 
oder nur für einen 300 % überſteigenden Betrag erfolgen ſollte, für 
die Frage, an die niemand dachte, wie ſich dieſe 300 % zuſammen⸗ 
ſetzen dürften, etwas herzuleiten. Für beides können ganz verſchiedene 
Geſichtspunkte in Betracht kommen, die gar nicht in der gleichen 
Linie zu liegen brauchen. Wenn man noch einmal auf die Methode 
des RG. zurückblickt, ſo ſieht man, daß es ſeine Abſicht, die Ent⸗ 
ſcheidung aus „dem Zwecke des Geſetzes und daraus, wie dieſer nach 
Abſicht der geſetzgebenden Faktoren erreicht werden ſollte“, zu ge⸗ 
winnen, gar nicht durchgeführt, ſondern ſich an ein Abſtimmungs⸗ 
ergebnis geklammert hat. Denn der wirkliche Zweck der Zwangs⸗ 
eintragung und wie, von ihm aus geſehen, die geſetzgebenden Fak⸗ 
toren die ſtreitige Frage wohl beantwortet hätten, wenn ſie aufgetaucht 
wäre, wird in Wirklichkeit gar nicht geprüft. Dazu läßt ſich aber an 
Hand der Geſetzesmaterialien leicht das Gegenteil des vom RG. ge⸗ 
fundenen Satzes der Unzuläſſigkeit der Zuſammenrechnung mehrerer 
Titel rechtfertigen. Die Zulaſſung der Zwangshypothek ift der Abſicht 
entſprungen, „dem Gläubiger in dem Falle, daß er zu ſchonender Be⸗ 
handlung des Schuldners geneigt ſei, die Möglichkeit zu geben, dieſe 
Schonung ohne Gefährdung ſeiner Intereſſen zu üben“, 
da „die Zwangseintragung einen angemeſſenen Erſatz für die Maß⸗ 
regel der Zwangsverſteigerung biete. Es liege im Intereſſe ſowohl 
des Gläubigers als auch des Schuldners, daß von den mit großen 
Koſten und wirtſchaftlichen Nachteilen verbundenen Verſuchen einer 
Zwangsverſteigerung abgeſehen werde“; „nicht ſelten werde dadurch 
der Schuldner vor dem wirtſchaftlichen Untergange bewahrt“. Für die 
Beſchränkung auf Beträge über 300 % wurde geltend gemacht, daß 
die kleinen Zwangshypotheken das Grundbuch belaſten würden und 
daß der Gläubiger wegen ſolcher kleinen Beträge kaum die Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben werde. Daß es für die Frage der Belaſtung des 
Grundbuchs unerheblich iſt, ob die eine vorzunehmende Eintragung 
von damals über 300, heute 500 AM aus einem oder mehreren Titeln 
herrührt, iſt klar. Von der Seite des Schuldners aus geſehen, be⸗ 
deutet die Einſchränkung nur, daß man damit feinen Schutz gegen 
Zwangsmaßnahmen noch verſtärken wollte. Unter 300 AA, fo glaubte 
man, werde der Gläubiger nicht zur Zwangsverſteigerung ſchreiten, bei 
Beträgen aber, wo das anzunehmen war, wollte man einen die 
Intereſſen des Gläubigers und des Schuldners in gleichem Maße 
wahrenden Weg zur Vermeidung der Zwangsverſteigerung in der 
Zwangseintragung ſchaffen. Gerade dieſen deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
brachten Zweck erfüllt die heute herrſchende Meinung aber nicht. Denn 
für den Gläubiger pflegt der vielleicht einem Juriſten weſentlich er⸗ 
ſcheinende Punkt, ob er für einen Geſamtbetrag von heute über 
500 Al einen oder zwei Titel hat, bei feinen Entſchlüſſen nicht aus⸗ 
ſchlaggebend zu ſein, er will ſein Geld haben. Iſt er an ſich zu der 
vom Geſetzgeber als löblich befundenen „ſchonenden Behandlung des 
Schuldners“ bereit, ſieht er ſich aber daran durch die heute herrſchende 
Meinung gehindert, ſo wird und muß er einfach zur Zwangsverſteige⸗ 
rung ſchreiten. Denn anderenfalls muß er gewärtigen, daß andere 
Gläubiger ihm zuvorkommen. Es zeigt ſich alſo, daß in der Zuläſſig⸗ 
Reit der Zuſammenrechnung mehrerer Titel keine Benachteiligung des 
Schuldners liegt und eine Begünſtigung des Gläubigers, die es ein⸗ 
zuſchränken gelte, wie man gemeinhin meint, ſondern im Gegen⸗ 
teil die Gewährung eines Schutzes für den Schuldner. Wenn man 
unter dieſen Geſichtspunkten fragt, ob der Geſetzgeber, als er für Be⸗ 
träge von über 300 % einen Erfatz für die Maßregel der Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Schutze des Schuldners ſchaffen wollte, die Zwangs⸗ 
eintragung für eine in mehreren Titeln verkörperte Forderung in 
dieſer Höhe habe ausſchließen wollen, damit der Gläubiger zur 
Zwangsverſteigerung gezwungen ſei, fo kann m. E. nicht zweifelhaft 
ſein, daß die Antwort gegen die herrſchende Meinung auszufallen hat. 
Daß bei der heutigen Geldknappheit ein Gläubiger eine Forderung 
von über 500 &. für hoch genug anſieht, um ſich zur Zwangs⸗ 
verſteigerung zu entſchließen, kann man in der Praxis alle Tage er⸗ 
leben, und leider auch häufig genug, daß die Zwaugsverſteigerung und 
die mit ihr verbundenen wirtſchaftlichen Nachteile nur deshalb un⸗ 
abwendbar ſind, weil die Forderung auf mehreren Titeln unter 
500 RA beruht. Es liegt aljo ganz int Zuge des ſozfalen Schuldner- 
ſchutzes, der hier ſogar noch den Vorteil hat, auch den Gläubiger nicht 
zu benachteiligen, die Zuſammenrechnung mehrerer Titel zuzulaſſen. 
Im einzelnen vgl. meinen ausführlicheren Aufſatz: LZ. 1927, 1084. 
Zum Schluß ſei noch eine kurze Bemerkung geſtattet. Es iſt 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenschrift 


2. 8 75 AufwG. Die Entſcheidungen der Aufwer⸗ 
tungsſtelle ſind der materiellen Rechtskraft nur inſoweit 
fähig, als über den im Aufwertungsverfahren geſtellten 
Antrag entſchieden iſt. ) 


(RS., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. Okt. 1928, 1 X 594/28.) 
Abgedr. JW. 1929, 19902. 
* 


bezeichnend, daß gerade der Staat das, was nach der Anſicht der 
Rſpr. als Wille des Geſetzes dem Bürger recht fein muß, ſich 
gegenüber nicht als billig gelten laſſen will. Denn der Juſtizfiskus 
(8 12 Abi. 8 Kaſſo.) und natürlich der Steuerfiskus (8 43 Abſ. 2 
BeitrO.) haben ſich die Möglichkeit vorbehalten, mehrere Forderungen, 
für die ſchon ein Titel ergangen iſt, in einer einheitlichen Koſten⸗ 
rechnung bzw. einem einheitlichen Leiſtungsgebot zuſammenzufaſſen und 
jo die Eintragung mehrerer ſelbſtändiger Titel von unter 500 RA 
zu ermöglichen. Hinſichtlich der Gerichtskoſten hat dies KGJ. 40, A 301 
für zuläſſig und im Rahmen der landesrechtlichen Geſetzgebungsbefug⸗ 
nis liegend anerkannt. Beim Steuerfiskus ſcheint mir das nicht der 
Fall zu fein. Die BeitrO. iſt vom RF M. auf Grund von 88 444 
Abſ. 3, 463 RAbgO. erlaſſen, und zwar, ſoweit erforderlich, mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrates. $ 444 ermächtigt den RS M., die zur Durch⸗ 
führung der Behördenorganiſation erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, 8 463 mit Zuſtimmung des Reichsrates Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zur RAbgO. zu erlaſſen. Unter keine dieſer Befugniſſe fällt 
die Beſtimmung des 8 43 Abſ. 2 VeitrO., denn fie ſtellt ſich mit der 
Erklärung, daß das einheitliche Leiſtungsgebot die Grundlage für die 
Eintragung einer Zwangshypothek bilde, als eine Abänderung 
des Reichsrechts dar, wenn man auf dem Boden der herrſchenden 
Meinung ſteht. Es iſt einer der neuerdings ſich mehrenden Fälle, wo 
im Rahmen von Ausführungsbeſtimmungen das materielle Recht ab⸗ 
geändert wird. Die Beſtimmung des § 43 kann daher keine Geltung 


beanſpruchen. 
LGR. Münzel, Koblenz. 


Zu 2. Die Beſchw§. hatte als Eigentümerin vor der AufwSt. 
die Herabſetzung der gegnerischen Hypothek auf Grund der Härte⸗ 
vorſchr. (588 8, 15 Aufwch.) beantragt, der Gegner hatte eine Herauf⸗ 
ſetzung damals nicht beantragt. Daher entſchied die AufwSt. nur 
über den Herabſetzungsantrag und ging hierbei von dem normalen 
Aufwertungsbetrag von 69 514 % aus. Die Ermittelung des letz⸗ 
teren bildet aber, wie das KG. annimmt, die notwendige Vor⸗ 
bedingung für die Entſch. über den Herabſetzungsantrag; und der 
Gläubiger führte vor dem KG. aus, daß, wenn die Entſch. der 
AufwSt. rechtskräftig würde, auch der angenommene Aufwertungs⸗ 
betrag rechtskräftig feſtgeſtellt, er daher gehindert ſein würde, nach⸗ 
träglich die Heraufſetzung zu beantragen. — Das RG. führt hier⸗ 
gegen aus: die Rechtskraft der Entſch. der AufwSt. beſchränke ſich 
auf die Entſch. über den Herabſetzungsantrag; hierbei ſei die 
AufwSt. ausgegangen von dem normalen Aufwertungsbetrag; dieſer 
Entſcheidungsgrund erwachſe aber nicht in Rechtskraft. 


Hiergegen iſt zu bemerken: Auf das Aufwertungsverfahren 
finden die Vorſchr. des FGG. ſinngemäß Anwendung ($ 73), und 
es beſteht keine grundſätzliche Verſchiedenheit des Aufwertungs⸗ 
verfahrens von der freiw. Gerichtsbarkeit, in letzterer hat das Gericht 
gleichfalls oft über ſtreitige Rechtsverhältniſſe zu entſcheiden. Die 
Anwendung der ZPO. auf das Aufwertungsverfahren wäre eine un⸗ 
zuläſſige Korrektur des Geſetzes. Der im ZivProz. geltende Grund⸗ 
ſatz, daß das rechtskräftig Zuerkannte nicht mehr beſtritten, das 
rechtskräftig Aberkannte nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
beſteht in der freiw. Gerichtsbarkeit nicht; nach 8 18 Abſ. 1 kann 
vielmehr das Gericht ſeine Verfügung, falls es ſie für unrichtig 
erachtet, nachträglich ändern, ſelbſt wenn ſie durch Erſchöpfung 
des Inſtanzenzuges rechtskräftig geworden iſt. Und ſelbſt 
wenn die Verfügung der ſofortigen Beſchwerde unterliegt, alſo nach 
Abſ. 2 nicht mehr geändert werden kann, wird ſie rechtskräftig nur 
in dem Sinn, daß bei gleichbleibender Sachlage ſie nicht 
geändert werden kann, wogegen auf Grund veränderter Um⸗ 
ſtände, d. h. auf Grund neuer Tatſachen das Gericht die un⸗ 
anfechtbar gewordene Verfügung ihrer Wirkſamkeit berauben hann. 
Dies iſt faſt allgemein anerkannt (näheres bei Joſef: JW. 1926, 
2209 u. Württ Z. 1926, 311 [Schlegelberger, 3, Anm. 8 zu 
8 160). Wenn aljo die AufwSt. in unſerem Fall bei der angefoch⸗ 
tenen Entſch. davon ausgegangen war, daß der Aufwertungsbetrag 
69 514 % betrage, und ein Beteiligter (friſtmäßig, § 22) die Ande⸗ 
rung dieſes Betrages beantragte, jo war die AufwSt. nicht nur 
nicht gehindert, den Betrag anderweit feſtzuſetzen, ſondern ſie 
konnte, da die veränderte Feſtſetzung eine neue Tatſache in dem 
oben dargelegten Sinn iſt, auch die frühere, durch Erſchöpfung des 
Rechtsmittelzuges rechtskräftig gewordene, hier angefochtene Entſch. 
ändern, wenn die Feſtſetzung des neuen Aufwertungsbetrages eine 
ſolche Anderung erforderlich machte. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Bayern. 
Baheriſches Oberſtes Landesgericht. 


3. 5 133 BGB. Zur Auslegung einer notariellen 
Urkunde. Stets iſt erforderlich, daß der wirkliche Wille 
einen Ausdruck überhaupt ſinnfällig gefunden hat. }) 

Die Beſchwy. waren im Grundbuch als Miteigentümer der 
PlNr. 5333 1/6 eingetragen. In der Urkunde v. 13. Febr. 1929 er⸗ 
Klärten fie die Auflaſſung dieſer Plannummer an die Stadtgemeinde N. 


Zu 3. Der Entſcheidung iſt nicht beizutreten. Ausgegangen ſei 
hier von folgendem Fall: Für die Miterben A. und B. iſt eine 
Hypothek eingetragen; am 1. Mai bewilligt A. die Umſchreibung 
ſeines Anteils auf B., die am 1. Juni erfolgt, ſo daß B. nunmehr 
alleiniger Gläubiger iſt. Inzwiſchen hatten am 15. Mai ſowohl A. 
als auch B. die Umſchreibung ihrer Arteile auf mich bewilligt; 
am 2. Juni reiche ich dieſe Urkunde dem GBA. ein mit dem An⸗ 
trag, die Hypothek auf mich umzuſchreiben. Dieſem Antrag ſteht 
nichts entgegen; denn als am 15. Mai A. und B. die Umſchreibung 
auf mich bewilligten, waren ſie beide noch als Gläubiger eingetragen; 
die von der Umſchreibung Betroffenen i. S. 8 19 GBO. Freilich 
war am 2. Juni, als ich meinen Umſchreibungsantrag einreichte, die 
Hypothek nicht mehr auf den Namen beider Erklärenden, ſondern 
nur noch auf den des B. eingetragen; das ſteht der Wirkjamkeit 
der Umſchreibungsbewilligung nicht entgegen, da der Anteil des A. 
(nicht auf einen Dritten, ſondern) auf B. übergegangen war, dem 
B. alſo die Verfügung über die ganze Hypothek zuſtand, und aus 
der Erklärung des B. i. Verb. m. der des A. der übereinſtimmende 
Wille beider ſich ergibt, daß die Hypothek auf mich umgeſchrieben 
werden ſolle. — Genau ebenſo liegt der hier entſchiedene Fall: 
G. hatte am 6. Febr. ſeinen Miteigentumsanteil dem A. auf⸗ 
gelaſſen; am 13. Febr., alſo zu einer Zeit, wo G. noch als Mit⸗ 
eigentümer eingetragen war, wollten beide das Eigentum auf die 
Stadt übertragen; die Übertragungserklärung ging alſo von denen 
aus, deren Recht von ihr betroffen wurde. Freilich war am 17. April, 
als die Urkunde dem GBA. zum Vollzug eingereicht wurde, das 
Grundſtück nicht mehr auf den Namen beider, ſondern nur noch auf 
den des A. eingetragen; aber auf dieſen war der Anteil des G. 
übergegangen, ſo daß dem A. die Verfügung über das ganze Grund⸗ 
ſtück zuſtand und aus den Erklärungen beider ſich ihr überein⸗ 
ſtimmender Wille ergab, daß das Eigentum auf die Stadt übergehen 
ſolle. Daß auf Grund der Auflaſſung v. 6. Febr. eine Eintragung 
erfolgt war, ſtand der neu beantragten Eintragung nicht entgegen; 
denn die erſtere ſollte ja mit Bewilligung des Erwerbers A. be⸗ 
ſeitigt werden. 

Das GBA. iſt freilich nicht verpflichtet, ſich auf Auslegung 
zweideutiger Urkunden einzulaſſen (RG. 54, 382), oder eine Ein⸗ 
tragung zu bewirken, wenn das einzutragende Rechtsverhältnis un⸗ 
klar iſt (3. B. eine Hypothek unter Vermerk des ſpäteren über» 
gangs auf einen Dritten eingetragen werden ſoll (KG J. 38, 271; 
vgl. KG.: OLG. 34, 192); überhaupt ſind für den Grundbuchver⸗ 
kehr ausdrückliche Erklärungen erforderlich, ſtillſchweigende niemals 
genügend (Oberneck: SeuffBl. 1907, 459). Aber in unſerem Fall 
iſt nichts zweideutig, das einzutragende Rechtsverhältnis iſt ganz 
klar und ausdrückliche Erklärungen ſind abgegeben. Das KG. 
führt im Beſchl. v. 28. Jan. 1901 (RIA. 2, 50; KJ. 21, 281; 
Recht 1901, 206) aus: zwar müſſe die Bewilligung eine ausdrückliche 
ſein. „Allein das Erfordernis der Ausdrücklichkeit ſchließt nicht 
den Verzicht auf jede Auslegung der nach Meinung der Beteiligten 
die Bewilligung enthaltenden Urkunde aus. Ausdrücklich iſt auch die⸗ 
jenige Willenserklärung, welche nach ihrer im Wege der Aus⸗ 
legung ermittelten Bedeutung nichts anderes bezwecken kann als die 
Eintragung. Auch für die Eintragungsbewilligung gilt der Grund⸗ 
ſatz, daß der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buch⸗ 
ſtäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften iſt ($ 133 BGB.; KGJ. 
40, 272.“ Es ſei auch auf RG. 54, 362 hingewieſen, wo das RG. 
(S. 369) eine an ſich geſetzwidrig erfolgte Umſchreibung der Hypothek 
vor der Nichtigkeit rettet durch eine Auslegung der Abtretungs⸗ 
urkunde dahin: wenn eine Buchhypothek vom eingetragenen Glau⸗ 
biger einem anderen zur freien Verfügung abgetreten und ihre Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuch auf den neuen Gläubiger bewilligt wird, 
ſo ſei in dieſen Erklärungen grundſätzlich auch die Einwilligung des 
Abtretenden zu Verfügungen des neuen Gläubigers enthalten, die er 
vor der Umſchreibung der Hypothek vornehmen wird. Das RG. er⸗ 
klärt hier ſonach eine Auslegung der Eintragungsbewilligung für 
zuläſſig, die den Beteiligten zweifellos gar nicht einmal zun Be⸗ 
wußtſein gekommen war; um ſo mehr iſt es alſo geboten, ein Rechts⸗ 
verhältnis, das die Beteiligten zweifellos wollten, als zum Aus⸗ 
druck gebracht anzuſehen, ſelbſt wenn die Urkunde mangelhaft ab⸗ 
gefaßt iſt. — Ein rechtsähnlicher Fall: Unterwirft die Frau ſich bei 
Beſtellung eines dinglichen Rechts der Zwangsvollſtreckung, ſo 
bedarf die Urkunde nach der materiellrechtlichen Vorſchr. des 8 1395 
der Genehmigungserklärung des Mannes und daneben noch nach den 
prozeßrechtlichen Vorſchr. der 88 739, 795 ZRO. der Duldungs⸗ 
erklärung des Mannes. Doch iſt auch beim Fehlen einer ausdrück⸗ 
lichen Duldungserklärung die Urkunde eine taugliche Grundlage für 
die Zwangsvollſtreckung und für die Eintragung, wofern in ihr der 
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Schon vorher, am 6. Febr. 1929, hatte Georg G. ſeinen Mit⸗ 
eigentumsanteil an Adam G. aufgelaſſen. Antragsgemäß war Adam G. 
am 5. April 1929 als Alleineigentümer in das Grundbuch eingetragen 
worden. er: 

Erſt am 17. April 1929 wurde dem GBA. die Urkunde vom 
18. Febr. 1929 zum Vollzuge vorgelegt. 

Mit Zwiſchenverfügung v. 26. April 1929 hat das GBA. mit 
Rückſicht darauf, daß ſeit Errichtung der Urkunde v. 18. Febr. 1929 
Adam G. als Alleineigentümer eingetragen worden war, nachträgliche 
Erklärung der Auflaſſung ſeitens des Adam G. hinſichtlich des neu⸗ 
erworbenen Hälfteanteils verlangt. 

Die BeſchwF. rügen Verletzung der Auslegungsregeln des 
8133 BGB., weil ſich der zu vollziehenden Urkunde entnehmen laſſe, 
daß nach dem Willen des Adam G. die Stadtgemeinde Eigentümerin 
des ganzen Grundſtücks werden ſolle. 

Eine ſolche „Auslegung“ der Urkunde hat das LG. mit Recht 
abgelehnt. Allerdings iſt nach 8 133 BGB. nicht an dem buchſtäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften, aber immer iſt erforderlich, daß der 
wirkliche Wille einen Ausdruck überhaupt ſinnfällig gefunden hat. 

Adam und Georg G. mögen bei Abgabe der in der Urkunde 
v. 18. Febr. 1929 niedergelegten Erklärung allerdings innerlich des 
Willens geweſen ſein, daß die Stadtgemeinde Eigentümerin des ganzen 
Grundſtücks werden ſolle. Dieſem Willen Ausdruck zu verleihen, 
hatten ſie weder Anlaß noch die rechtliche Möglichkeit, weil jeder, 
ſolange er buchmäßig nur Miteigentümer war, auch nur hinſichtlich 
ſeines Anteils die Auflaſſung zu erklären hatte. 

Der nicht erklärte Wille, das Eigentum am ganzen Grundſtück 
zu übertragen, kann den urkundlichen Erklärungen eines Miteigen⸗ 
lümers nicht deshalb nachträglich beigelegt werden, weil in der 
Zwiſchenzeit bis zum grundbuchamtlichen Vollzug der Erklärungen 
v. 18. Febr. 1929 die Rechtslage willkürlich dahin geändert worden 
if daß Er früherer Miteigentümer nunmehr buchmäßiger Alleineigen⸗ 
tümer iſt. 

Adam G. hat die Auflaſſung nur hinſichtlich ſeines Anteils 
am Grundſtück erklärt, ſeine Erklärung auf den inzwiſchen hinzu⸗ 
erworbenen Anteil ohne weiteres auszudehnen, ginge weit über den 
Rahmen einer Auslegung hinaus. 

Die Bezugnahme auf BayObLG. 19, 329 kann der Beſchwerde 
nicht zum Erfolg verhelfen; denn auch dort geht der ZivSeu. er⸗ 
ſichtlich davon aus, daß der wirkliche Wille des Beteiligten ſich aus 
ſeinen tatſächlich abgegebenen Erklärungen ableiten läßt, daß alſo 
dieſer Wille einen Ausdruck gefunden haben muß. 


(Bayobs., ZivSen., Beſchl. v. 27. Juni 1929, Reg. III Nr. 69/29.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Oberlandesgerichte. 
Zivilſachen. 
Berlin. 1. Verfahren. 


1. 8 91 3 PO. enthält keinen allgemein rechtsgültigen 
Grundſatz. 

8 91 gilt in vielen ausländiſchen Rechten nicht und gilt nicht 
einmal überall in dem Verfahren nach deutſchem Recht, wie bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht in Patentſtreitigkeiten vor dem Pat A. (5 26 Patch.) 
oder in Streitigkeiten vor dem MEA. u. a. m. Er ſtellt nur eine 
für das gerichtliche Prozeßverfahren bindende Sondervorſchrift dar. 

(Kg., Urt. v. 4. Okt. 1929, 22 U 9826/29.) 
* 

2. 88 181, 187, 199 30. 

1. „Wohnung“ i. S. 8181 ZPO. iſt ohne Rückſicht auf 
den Wohnſitz die Räumlichkeit, die der Adreſſat z. Zt. 
der Zuſtellung tatſächlich innehat. 

2. 8187 3 PO. bezieht ſich nur auf Erſatzzuſtellungen 
im Inland und findet keine Anwendung, wenn die Zu- 
ſtellung im Ausland hätte erfolgen müſſen. 7) 

Nach 8 181 ZRO. kann, wenn der Adreſſat in der Wohnung 
nicht angetroffen wird, eine Zuſtellung auch an eine in der Familie 


Mann allgemein die Erklärungen der Frau genehmigt. Denn mit 
dieſer Genehmigung erklärt der Mann ſein Einverſtändnis, daß 
gemäß der von der Frau abgegebenen Unterwerfungserklärung die 
Zwangsvollſtreckung in das Eingebrachte ſtattfinde, und dem GBA. 
liegt die Amtspflicht ob, die Erklärung in dieſem Sinne auszu⸗ 
legen (vgl. Joſef: BayNotV. 1929, 210). 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 2. I. Die Annahme, daß Wohnung i. S. des 8 181 
ZPO. ohne Rückſicht auf den Wohnſitz die tatſächlich zur Zeit der 
Zuſtellung benützte Räumlichkeit iſt, deckt ſich mit der in Rſpr. und 
Rechtslehre allgemein vertretenen Auffaſſung (vgl. die Komm. 3. ZO. 
bei 8 180). Danach kommt es weſentlich darauf an, wo der Zu⸗ 
ſtellungsadreſſat den „Mittelpunkt ſeines Lebens“ (R.: JW. 1912, 
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dienende erwachſene Perſon erfolgen. Die Hausangeſtellte M. iſt 
Dienſtmädchen bei den Parteien geweſen. Trotzdem liegt eine wirk⸗ 
ſame Erſatzzuſtellung nicht vor, da dieſe nicht in der damaligen 
Wohnung (nur hierauf kommt es für die Anwendbarkeit des 8 181 
ZRO. an, nicht, wie der Vorderrichter annimmt, auf den Wohnſitz) 
des Bekl. erfolgt iſt. Dieſer hat die Räumlichkeiten im Hauſe 
Per Str. 118 am 30. Jan. 1928 nicht mehr zum Wohnen benutzt. 
Die Wohnung i. S. von 8 181 ZPO. iſt nicht identiſch mit dem 
Wohnſitz i. S. von 88 7ff. BGB., fie iſt vielmehr ohne Rückſicht 
auf den Wohnſitz diejenige Räumlichkeit, die der Adreſſat zur Zeit 
der Zuſtellung tatſächlich inne hat (Stein⸗Jonas, Komm. 3. 
ZRD., § 180 Anm. II). Sie bleibt beſtehen bei einer nur vorüber⸗ 
gehenden Entfernung, geht aber verloren, wenn ſie dauernd auf⸗ 
gegeben wird. Der Belt. hat feine Wohnung mit feiner Abreiſe ſtändig 
aufgegeben. Es folgt dies aus dem Brief des Bell. v. 26. Dez. 1927 
an die Kl., ſeine Bemühungen um eine Anſtellung in der Schweiz, 
und laßt auch aus der Mitnahme des Kindes ſchließen, das er bei 
kurzen Engagements, wie er ſie in Danzig und Hamburg hatte, nie⸗ 
mals mitgenommen hat. Dieſe Tatſachen, insbeſ. der Brief an die 
Kl., rechtfertigen die Annahme, daß der Brief, den der Bekl. am 
25. Dez. 1927 nach den Poſturkunden an das Polizeirevier 30 ge⸗ 
ſchicht hat, eine Abmeldung enthalten hatte, wie von ihm behauptet 
wird. Die Zurücklaſſung einzelner Gegenſtände ſteht der Annahme, 
daß er die Wohnung aufgegeben hatte, nicht entgegen. 

Nach 8 187 3PO. iſt zwar, wenn eine unter Verletzung von 
§ 181 38. zugeſtellte Ladung nach der eigenen Erklärung des 
Adreſſaten in ſeinen Beſitz gelangt iſt, eine Heilung der ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtellung anzunehmen. Trotzdem liegt eine nach 8 187 
ZPO. wirkſame Zuſtellung hier nicht vor, da außer der Verletzung 
von § 181 ZRO. noch ein Verſtoß gegen 8 199 3D. vorliegt. Dieſe 
Vorſchrift iſt zwingendes Recht und kann nicht dadurch gewollt oder 
ungewollt umgangen werden, daß dem Adreſſaten auf andere Weiſe 
die Ladung übermittelt wird. Der § 187 bezieht ſich nur auf Erſatz⸗ 
zuſtellungen im Inland, findet aber keine Anwendung, wenn zugleich 
die Vorſchriften über die Zuſtellungen im Auslande verletzt ſind 
(vgl. OLG. 1927, 63 [Hamburg]). Der abweichenden Anſicht des 
OLG. Dresden: JW. 1916, 1218 kann nicht zugeſtimmt werden. 


(KG., 19. ZivSen., Urt. v. 10. Juli 1929, 19 U 1045/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Julius Beſchüßz, Verlin. 
* 


1106), insbeſ. wo er — nicht nur ausnahmsweiſe — feine Schlaf⸗ 
ſtätte (OLG. Dresden: JW. 1916, 1219 u. dort zit., OG. Kiel: 
Oe Rſpr. 1929, 72) beſitzt; der von OLG. Dresden: JW. 1916, 1219 
entſchiedene Fall lag ähnlich wie der hier behandelte (ebenfalls Ab⸗ 
meldung in die Schweiz und Zurücklaſſung einzeluer Möbelſtücke 
in der bisherigen Wohnung). Es iſt alfo mit Recht vom KGG. mangels 
Vorliegens einer Wohnung zur Zeit der Erſatzzuſtellung die Voraus⸗ 
ſetzung für dieſe (8 181 3PO.) verneint. 

II. Hinſichtlich der Heilung fehlerhafter Erſatzzu⸗ 
ſtellung durch die Vorſchrift des 8 187 3 O. regt die 
Entſch. Stellungnahme zu drei Fragen an: 

1. Tritt ſolche Heilung auch ein, wenn die Erſatz⸗ 
zuſtellung nicht hätte vorgenommen werden dürfen, 
weil zur Zeit derſelben keine Wohnung i. S. des 
8181 vorlag? Die Entſcheidung bejaht die Frage in Über 
einſtimmung mit Jonas⸗Stein, 8187 Il 2 ZPO. und im 
Gegensatz zu OLG. München: OLG Rſpr. 1929, 82; letzteres verlangt 
ohne nähere Begründung für die Möglichkeit der Heilung aus $ 187, 
daß die Vorausſetzungen für die Erſatzzuſtellung — hier Vorliegen 
einer tatſächlichen Wohnung, in der Zuſtellung verſucht wird — ge⸗ 
geben fein müſſen. Ich trete dem KG. bei; denn $ 187 ſpricht ganz 
allgemein von Verletzung von Vorſchriften der 88 181—186, muß alſo 
doch die in § 181 ausdrücklich erwähnte Vorausſetzung einer Woh⸗ 
nung umfaſſen; das geſetzgeberiſche Ziel des 8 187 iſt die Abſchneidung 
von die Zuſtellung betreffenden Einwendungen für den Fall, daß 
der Zuſtellungsadreſſat die Ladung tatſächlich in die Hände bekam und 
zwar nach ſeiner allein maßgebenden Erklärung, die auch für den 
Zeitpunkt der Zuſtellung allein in Betracht kommt; da $ 157 dem⸗ 
nach nicht nur den tatſächlichen Empfang, ſondern außer dieſem noch 
die eigene Erklärung des Empfaugs durch den Adreſſaten zur Vor⸗ 
ausſetzung hat, kann unbedenklich auch deshalb die Heilung bei 
Nichtvorliegen einer Wohnung i. S. des 8 181 zur Zeit der Zu⸗ 
ſtellung zugeſtanden werden. Doch bezieht ſich 5.187 nur auf Zu⸗ 
ſtellungen, die wirklich im Juland (wenn auch nicht in der Wohnung 
des § 181) vorzunehmen waren; (vgl. nachſtehend). 

2. Erſtreckt ſich 8 187 auf die beſonderen Zuſtel⸗ 
lungsformen wie Zuſtellung im Ausland, öffentliche Zuſtellung 
von Anwalt zu Anwalt? Bei letzterer ſcheidet § 187 ſchon 
deshalb aus, weil Erſatzzuſtellung (88 181—186) hier nicht zuläſſig iſt. 
Auch bei im Ausland erfolgter Zuſtellung ſcheidet § 187 
aus, da ſich 8 187 nur auf Verſtöße gegen die Erſatzzuſtellung der 
88 181—186 der deutſchen ZPO. bezieht, nicht auf im Ausland er⸗ 
folgte Zustellungen (jo mit Recht OLG. Hamburg: OLGRſpr. 1927, 
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3. Bei Zuſammentreffen zweier Arreſte kann der 
Arreſtgläubiger des zweitvollzogenen Arreſtes gegen den 
erſtvollzogenen Arreſtbefehl als Nebenintervenient des 
Arreſtſchuldners Widerſpruch einlegen. }) 


(OLG. Frankfurt, 5. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. Febr. 1929, 5 W 184/28.) 
Abgedr. JW. 1929, 16742. 


63; Jonas-⸗Stein zu 8 187). Auf Zuſtellung im Ausland und 
öffentliche Zuſtellungen kann ſich überdies 8 187 nicht be⸗ 
ziehen, da er nach ſeiner Stellung im Syſtem der ZPO. offenbar nur 
die regelmäßigen, vor 8 187 erörterten, nicht die beſonderen erſt in 
89 198 ff. behandelten Zuſtellungsmöglichkeiten ergreifen will. 

3. Erſtreckt ſich 8 187 auf im Inland erfolgte Zu⸗ 
ſtellungen, die im Ausland hätten erfolgen müſſen? 
Die Frage verneint das KG. mit zutreffenden Gründen; Prozeßrecht iſt 
öffentliches Recht und daher grundſätzlich zwingenden Charakters; 
dafür, daß § 187 auch die im Ausland vorzunehmende Zuſtellung im 
Fall einer im Inland, aber fehlerhaft, nach 88 181—186 vorgenom⸗ 
menen Zuſtellung erſetzen wollte, fehlt jeder Anhaltspunkt; ſchon die 
oben erwähnte Stellung des § 187 im Syſtem der ZPO. ſchließt 
ſolche Annahme aus. Unzutreffend iſt die Bezugnahme des KG. auf 
OG Rſpr. 1927, 63 (Hamburg), da dort der Fall einer im Aus⸗ 
land wirklich erfolgten Zuſtellung (oben II 2) vorliegt. — Gleiche 
Rechtsauffaſſung ergibt ſich bezüglich der Nichtvornahme erforderlich 
geweſener öffentlicher Zuſtellung. 

RA. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 3. A. Anm. Jonas, ebenda. 


B. Jonas nimmt in der Anm. ZW. 1929, 1674 an, die 
Nebenintervention ſei der einzige dem ſpäter vollſtreckenden Arreſt⸗ 
gläubiger zuſtehende Behelf. Das trifft für eine Reihe von Fällen 
nicht zu. Der Sachverhalt kann ſo gelagert ſein und war es vielleicht 
auch in dem vom OLG. entſchiedenen Fall, daß die Erwirkung des 
Arreſtbefehls zugunſten des erſten Antragſtellers auf einem unlaute⸗ 
ren („Kolluſiven“) Zuſammenarbeiten zwiſchen ihm und dem Schuldner 
beruht hat, das dem Antragſteller den Arreſtbefehl und dann auf 
Grund desſelben ein Pfandrecht verſchaffen ſollte. Wenn dies zutrifft, 
kann die Pfändung nach ſtändiger Rſpr. angefochten werden (vgl. 
Hartmann-Meikel (6) Bem. 9 zu 8 1 AnfG. S. 86 f.; Bem. 19 
zu 83 S. 172; Jäger, Bem. 39 zu 8 1 Anf®.; ferner RG. 91, 
368; LZ. 1908, 176; JW. 1917, 478 (479); 1919, 730). Gerade 
auch bei Erwirkung des Arreſtes wurde (in einem Konkursfall) die 
Anfechtung zugelaſſen (RG. 6, 368 f.). 

RA. Dr. Waffertrüdinger, Nürnberg. 


C. Der Eutſch. und damit auch den Ausführungen von Jonas 
muß widerſprochen werden. 

Zunächſt hat der zweitpfändende Arreſtgläubiger nicht ſowohl ein 
Intereſſe daran, daß ſein Schuldner in dem Widerſpruchsprozeſſe 
gegen den anderen Arreſtgläubiger obſiege d. h. daß der für letzteren 
erlaſſene Arreſtbefehl aufgehoben wird, ſondern lediglich daran, daß ein 
Vollzug des Arreſtbefehls in ein oder mehrere beſtimmte Vermögens⸗ 
ſtücke nicht erfolgt. Von ſeinem Standpunkt aus kann der Arreſt⸗ 
befehl ruhig beſtehen bleiben, ſofern die Vollſtreckung auf Grund 
desſelben in andere Vermögensſtücke erfolgt, als ſie der Zweit⸗ 
pfändende erfaſſen will. Nicht am Ausgange des Rechtsſtreits hat 
der Zweitpfändende ein Intereſſe, ſondern an den Maßnahmen, die 
der andere Gläubiger danach ergreift. Damit iſt aber die Voraus⸗ 
ſetzung des § 66 HNO. nicht erfüllt. Vielmehr geht dieſe dahin, daß 
der Urteilsausſpruch ſelbſt für den Rechten⸗ und Pflichtenkreis des 
Dritten von Bedeutung iſt. Dies trifft bei der Konkurrenz zweier 
Arreſtgläubiger nicht zu. 

Es Kann auch nicht anerkannt werden, daß der Zweitpfändende 
ein „rechtliches“ Iutereſſe an der Aufhebung des Arreſtbefehls für den 
Vormann hat. Sein Intereſſe iſt lediglich ein Tatſächliches und 
Okonomiſches. Sein Vermögen kann vermehrt oder vermindert wer⸗ 
den, je nachdem der Arreſt für den anderen Gläubiger aufgehoben oder 
beſtätigt wird. Seine Rechtsbeziehungen bleiben dabei unverändert. Es 
iſt nicht zutreffend, daß der Pfandrechtsrang eine Rechtsbeziehung iſt, 
wie es für die Nebenintervention erforderlich wäre (der Erſatz durch 
den nicht klaren Ausdruck, „eine Rechtslage“ kann Verwirrung 
bringen); die Rechtsbeziehung zwiſchen Gläubiger und Schuldner iſt 
die gleiche, ob erſtes oder ſpäteres Pfandrecht begründet iſt, was ſich 
bei Fahrnis⸗ und Forderungspfändungen ja ſo weitgehend auswirkt, 
daß bei Wegfall eines vorgehenden Pfandrechts, der aus irgend⸗ 
welchen Gründen erfolgt, das ſpätere Pfandrecht ohne weiteres vor⸗ 
rückt. Die Entſch. führt ja in dem letzten Abſatze auch aus, daß der 
Kampf lediglich um die Rechtslage des Schuldners geht. Für dieſe darf 
aber ein Dritter nur kämpfen, wenn die Entſch. feine eigene Rechts⸗ 
ſphäre berührt, nicht aber die Vollſtreckung ſeine wirtſchaftlichen 
Intereſſen ſtören kann (ogl. Fürſt, Der Aktionär und Geſellſchafter 
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Königsberg. 

4. 88 89, 46, 52 RA Geb O.; § 566 Abſ. 2 3P O. Ge⸗ 
bühr für die Beſchaffung der Einwilligung des Gegners 
in die Einlegung der Sprungreviſion. f) 

Die LandNAGEbD. kann nicht in Frage kommen, weil es 
ſich um die Tätigkeit in einer vor die ordentlichen Gerichte ge⸗ 
hörigen und bei dieſen anhängigen Rechtsſache handelt. Zum Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe des erſten Rechtszuges kann die in Betracht kom⸗ 


einer Gnib . als Nebenintervenient im Rechtsſtreite der Geſellſchaft; 
Feſtſchrift für Georg Cohn, 1915 S. 3). 

Man bedenke auch die Konſequenzen. Mit derſelben Berechtigung 
könnte, falls ein Gläubiger auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren 
Urt. gepfändet hat, ein anderer Gläubiger des Schuldners, der gegen 
dieſen einen Prozeß führt, als Nebenintervenient Berufung gegen 
jenes Urt. einlegen. Man könnte die Berechtigung, Widerſpruch gegen 
einen Arreſtbefehl einzulegen, nicht auf diejenigen Gläubiger be⸗ 
ſchränken, die ſelbſt einen Arreſtbefehl erwirkten und in denſelben 
Vermögensbeſtandteil vollſtreckten, ſondern man müßte ſchließlich 
jedem Gläubiger des Schuldners das Recht zur Nebenintervention 
einräumen, weil durch Beſeitigung des Urteils, ſeine Vollſtreckung 
und ſeine Vollſtreckungsmöglichkeit die Ausſichten für die eigene 
Vollſtreckung gebeſſert wurden. In allen dieſen Fällen müßten dann 
die anderen Gläubiger die Rechtsbehelfe nach 8 67 ZPO. ergreifen 
dürfen. Dieſe Folgerung iſt klarer Weiſe unannehmbar. Das Intereſſe 
iſt in allen dieſen Fällen das gleiche. Wie es in den letzteren Fällen 
ein rein wirtſchaftliches iſt, liegt gleiches in dem hier beſprochenen 
Fall vor. Die Nebenintervention iſt, wie $ 68 ZPO. ergibt, für ſolche 
Fälle gegeben, in welchen ein Streit zwiſchen dem Nebeninterventen 
und der von ihm unterſtützten Hauptpartei möglich iſt, für welche das 
Urt. des Vorprozeſſes von maßgeblicher Bedeutung iſt. Es Kann nicht 
anerkannt werden, daß es einerlei iſt, ob die Intereſſen der Dritten 
durch die Feſtſtellungswirkung des Urt. oder deſſen Vollſtreckungs⸗ 
wirkung berührt werde; vielmehr iſt nur für den erſteren Fall das 
Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 66 zuzugeben. Die Konkurrenz 
anderer Gläubiger und der etwaige Vorgang derſelben muß, die Fälle 
des unlauteren Zuſammenwirkens zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
oder der ſonſtigen Anfechtbarkeit natürlich ausgenommen, wie bei 
Urt., ſo auch bei Arreſten in Kauf genommen werden. 


RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Zu 4. Der Entſch. iſt in allen Punkten beizutreten. 

Daß lediglich die RUGEHD. und nicht die LandchebO. für die 
Bemeſſung der Vergütung der in Frage ſtehenden Tätigkeit in Be⸗ 
tracht kommen kann, ergibt ſich aus 8 1 RAGebO. zweifelsfrei. 

Nach 8 5662 ZRDO. bedarf die übergehung der BerInſt. der 
Einwilligung des Gegners in ſchriftlicher Form. Die Einwilligung 
unterliegt dem Anwaltszwang (RG. 118, 294 JW. 1928, 112). Die 
ſchriftliche Einwilligungserklärung des Gegners kann aber außer von 
dem für die Rev Inſt. etwa bereits beſtellten Anwalte auch vom Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der erſten Inſtanz abgegeben werden. Sie iſt der 
Reviſionsſchrift beizufügen (8 566 a Abſ. 2 ZPO.) Da die Zu⸗ 
läſſigkeit der Sprungreviſion von dieſer Zuſtimmung ſonach ab⸗ 
hängig it, wird fie in der Praxis regelmäßig vom Gegner der 
erſten Inſtanz eingeholt werden, und ebenſo wird dieſe Einholung 
regelmäßig auch durch den Prozeß bevollmächtigten des Rev Kl. in 
erſter Inſtanz erfolgen. 

Da die Sprungreviſion erſt durch die Nov. vom Febr. 1924 
eingeführt wurde, konnten die mit ihr verknüpften bezeichneten 
Tätigkeiten der Prozeßbevollmächtigten erſter Inſtanz in der 
AAGEHD. nicht erwähnt werden. Es fragt ſich deshalb, ob für 
fie in Anwendung des § 89 NUGED. eine unter entſprechender 
Anwendung der Beſtimmungen der NAGebD. zu bemeſſende Ge⸗ 
bühr beanſprucht werden kann. 

Erſte Vorausſetzung für die Anwendung des 8 89 iſt, daß eine 
Einzeltätigkeit in Frage kommt, welche durch eine bereits an⸗ 
gefallene Gebühr nicht gedeckt iſt. Die Anwendung des 8 89 darf 
nicht willkürlich zur Durchbrechung des Pauſchalprinzips führen 
(ogl. Friedlaender: JW. 1925, 1043). 

In Betracht käme im gegebenen Fall die Abgeltung durch 
die Prozeßgebühr erſter Inſtanz. Dieſe Auffaſſung iſt vom OL. 
Königsberg mit Recht abgelehnt worden. Die Feſtſtellung der Be⸗ 
endigung der Inſtanz i. S. der RAGebdO. bietet troz der Be⸗ 
ſtimmungen in 88 25 ff. und 29 bekanntlich Schwierigkeiten. Im 
gegebenen Fall handelt es ſich aber um eine Tätigkeit, die der un⸗ 
mittelbaren Vorbereitung eines Rechtsmittelverfahrens dient und 
I deshalb nicht mehr als zum Geſchäftsbetrieb der erften In⸗ 
tanz gehörig betrachtet werden kann. Für den ähnlich gelagerten 
Fall der Erwirkung des Armenrechts für die Rechtsmittelinſtanz 
durch den Prozeßbevollmächtigten der untergeordneten Inſtanz iſt 
dieſe Auffaſſung ſeit langem anerkannt (vgl. OL. Celle: OSG. 19, 
257; KG.: JW. 1929, 1681 2s mit Zitaten). Solange alſo ledig⸗ 
lich die bezeichneten Tätigkeiten in Frage kommen, handelt es ſich 
um über den Tätigkeitsbereich des Prozeßbevollmächtigten erſter 
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mende Tätigkeit nicht mehr gerechnet werden; durch die Prozeß⸗ 
gebühr iſt ſie demnach nicht gedeckt. Daß die Tätigkeit überhaupt 
nicht vergütet werden ſollte, kann nicht angenommen werden. 
Mangels geſetzlicher Feſtſetzung einer beſtimmten Sondergebühr 
rechtfertigt ſich deshalb nach 8 89 RAchebO. in entſprechender 
Anwendung des 8 46 eine gem. 852 erhöhte 5/10⸗Gebühr. 
(OLG. Königsberg, 5. ZivSen., Beſchl. v. 13. Juni 1929, 7 W 
516/29.) 9 9 3 ſch 0 10 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
* 
München. 


5. 51032 3 O. Maßgebend für die Entſcheidung der 
Frage, ob ein Schiedsrichter als befangen zu erachten iſt 
und deshalb von der anderen Partei abgelehnt werden 
kann, kann nur die Erörterung der weiteren Frage ſein, 
ob ein genügender objektiver Grund vorliegt, der, vom 
Standpunkte der ablehnenden Partei aus betrachtet, ver- 
nünftigerweiſe geeignet iſt, bei ihr Mißtrauen in die Un⸗ 
parteilichkeit des von ihrer Gegenpartei ernannten Schieds- 
richters zu erregen. ) 

Die Schiedsrichter ſollen das uneingeſchränkte Vertrauen beider 
Parteien genießen, und es ſind deshalb auch bei Würdigung und Prü⸗ 
fung der oben aufgeworfenen Frage die Grenzen des Ablehnungs⸗ 
rechtes nicht eng zu ziehen. Nun kann allerdings die Tatſache, daß der 
Schiedsrichter B. mit dem Antragsgegner J. über den Streitſtoff 
geſprochen und von ihm Vorſchläge für die Wahl des von den 


Inſtanz hinausgehende, durch eine Prozeßgebühr nicht gedeckte Ein⸗ 
zeltätigkeiten. 

Auch die weitere Vorbedingung für die Anwendung des 8 89, 
daß nämlich nicht eine Tätigkeit in Frage kommen darf, für welche 
die RAGebO. eine Vergütung bewußt ausſchließen wollte, wird 
von der Entſch. zutreffend bejaht. Das ergibt ſich ſchon aus der 
oben getroffenen hiſtoriſchen Feſtſtellung. 

„Es handelt ſich alſo um eine Lücke des Geſetzes, deren Aus⸗ 
füllung durch § 89 ermöglicht werden ſoll. 

Was die Höhe der Gebühr betrifft, ſo wird auch von Fried⸗ 
laender für die Erteilung der Zuſtimmung zur Sprungreviſion 
durch den Prozeßbevollmächtigten erſter Inſtanz eine /0⸗Gebühr 
unter entſpechender Anwendung des $ 46 befürwortet (Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender, 8 52 Anm. 7). Man könnte viel⸗ 
leicht auch an eine entſprechende Anwendung des in 8 23 AAGEHD. 
vorgeſehenen Satzes von 0 denken. Daß die erhöhte Gebühr 
des 8 52 zugebilligt wurde, entſpricht dem für die Berechnung der 
Gebühren für das Armenrechtsgeſuch, die Tätigkeit des Verkehrs⸗ 
anwaltes und die Beratung über Einlegung eines Rechtsmittels 
gleichfalls bereits anerkannten Grundſatze, daß die erhöhte Gebühr 
auch ſchon vor Einlegung des Rechtsmittels zur Anwendung 
kommt, falls die fragliche Tätigkeit zu deren Vorbereitung dient 
(Friedlaender a. a. O., § 52 Anm. 7; Merzbacher, 5. Aufl., 
352 Anm. 1). 

Die in der Entſch. zugebilligte Gebühr entfällt, wenn der 
Prozeß bevollmächtigte erſter Inſtanz in der Folge für die Rev⸗ 
Inſt. Anſpruch auf eine Prozeßgebühr (Einlegung zum BayOb eG.!) 
oder eine Verkehrsgebühr erlangt. Sie iſt dann durch die Pauſch⸗ 
gebühr mit abgegolten (8 49 NUGCHD.). 

RA. Dr. Krakenberger, Nürnberg. 


Zu 5. A. An dem Beſchl. des OLG. München iſt beſonders be⸗ 
grüßenswert die Theſe, daß die Grenzen des Ablehnungsrechts des 
Schiedsrichters nicht zu eng gezogen werden dürfen. In der Tat muß 
man die Ablehnung für begründet erachten, wenn nur einigermaßen 
beachtliche Bedenken geltend gemacht werden. Denn in überaus zahl⸗ 
reichen Fällen beſtehen ſtarke Bindungen zwiſchen der ernennenden 
Partei und „ihrem“ Schiedsrichter. Leider ſind dieſelben nicht 
immer erweislich, und nur ſelten beſitzt ein Schiedsrichter das er⸗ 
forderliche Pflichtgefühl, um ſolche Beziehungen aus eigenem An⸗ 
trieb zu offenbaren. Die zuſtändigen Gerichte ſollten dies nie aus 
den Augen verlieren, aber nicht nur im Ablehnungsverfahren, ſondern 
auch bei der Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs, nament⸗ 
lich hinſichtlich der ſog. Villigkeitserwägungen und der leider ober⸗ 
richterlich öfters gebilligten Befreiung von dem geſetzten Rechte. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich eine lehrreiche Rechts⸗ 
tatſache aus meiner Praxis anführen. Der von der Partei A. ernannte 
Schiedsrichter ſchrieb an den von der Partei B. ernannten Schieds⸗ 
richter folgenden Brief: 

„Im Beſitze Ihres Schreibens v. 14. d. M. beehre ich mich 
Ihnen mitzuteilen, daß ich das Amt eines Schiedsrichters in der 
Sache A. annehme. Ich habe Herrn A. ſofort von Ihrem Vorſchlag, 
Herrn RA. X. zum Obmann des Schiedsgerichtes zu beſtimmen, in⸗ 
formiert und ihn um ſeine Gegenäußerung erſucht. Herr A. ſtellt 
ſich auf den nicht ganz unbegründeten Standpunkt, daß es nicht 
vorteilhaft ſei, das Schiedsgericht in ſeiner Majorität aus Rechts⸗ 
gelehrten zuſammenzuſegzen. Er hat hiergegen mit Recht die Bedenken, 
daß Juriſten bekanntlich zu ſehr geneigt ſind, ſich auf den ſtarren 


Schiedsrichtern zu erwählenden Obmannes entgegengenommen hat, 
noch keinen hinreichenden Grund für die Kl. bilden, Mißtrauen in 
die Unparteilichkeit des von Z. ernannten Schiedsrichters B. zu 
ſetzen. Dagegen iſt dies hinſichtlich der Tatſache der Fall, daß ſich 
der Schiedsrichter B. in dem Eingange ſeines Schreibens an RA. X. 
als „Vertreter des Herrn Z. in der ſchwebenden Streitſache“ be⸗ 
zelchnet hat. Dieſe Bezeichnung, mag ſie auch in Wirklichkeit nur 
ein ſchiefer Ausdruck fein, konnte jedenfalls bei der Kl. berechtigtes 
Mißtrauen hinſichtlich der Unparteilichkeit des Schiedsrichters B. 
hervorrufen und hat es auch, wie die Ablehnung gezeigt hat, 
hervorgerufen. 

(Os G. München, Beil. v. 26. April 1928, BeſchwReg. 462/29 J.) 


Mitgeteilt von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Bamberg. 2. Gebührenrecht. 

6. 5 13 Nr. 4 RA Geb O.; § 272 b ZPO.; § 24 GKG. Be⸗ 
weisgebühr bei Verwertung beigezogener Akten und vor⸗ 
gelegter Urkunden. f) 

Wenn auch die einſchlägigen Beiakten auf Grund der unter 
§ 272 b 3PO., 8 24 GKG. fallenden Verfügung des Einzelrichters 
beigezogen wurden und dies, wie der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
ausführt, nur zur Information des Gerichts geſchehen ſein mag, 
ſo ergibt ſich doch aus dem Sitzungsprotokoll im Zuſammenhalt mit 
dem Tatbeſtand und den Gründen des Urteils, daß Urkunden aus 
jenen Beiakten und die weiter vom Anwalt des Bell. vorgelegten 
Verträge und Briefe verleſen und zum Gegenſtand einer Beweis⸗ 


Buchſtaben der Geſetze zu ſtellen und weniger allgemeine Uſancen und 
reine kommerzielle Erwägungen (11) in Betracht zu ziehen. 

Herr A. ſchlägt vor, lieber einen Fachmann bzw. Laienrichter 
zum Obmann zu beſtimmen, und bittet, einen der beiden nachſtehenden 
Herren ganz nach Ihrer Wahl als Obmann anzuerkennen. 

Ich bitte ferner im Hinblick darauf, daß Herr A. die An⸗ 
ſprüche der Klagepartei noch gar nicht einmal in ſeinem Umfange 
uſw. kennt, Ihren Auftraggeber (11) zu veranlaſſen, mir die Klage 
unter eingehender Begründung ſchriftlich, und zwar rechtzeitig, zu⸗ 
zuſtellen, ſo daß ich in der Lage bin, dieſelbe noch vor dem münd⸗ 
lichen Verhandlungstermin entſprechend zu beantworten.“ 

Gewiß artet nicht immer der geſunde Menſchenverſtand des 
nicht rechtsgelehrten Laienrichters ſo naiv aus. Gewöhnlich iſt man 
vorſichtiger. Aber die Darlegungen des Briefſchreibers ſind die 
communis opinio non doctorum. 

IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


B. Der Beſchluß iſt ein neuer Beleg für die bekannte Tat⸗ 
ſache, daß der Laienſchiedsrichter gar zu geneigt iſt, ſich als den 
Vertreter und Rechtsbeiſtand, mindeſtens aber als den Beauftragten 
der Partei anzuſehen, die ihn beſtellt hat. Selbſtverſtandlich gilt 
dies nicht für alle Laienſchiedsrichter; aber die Partei weiß vielfach 
nicht, welche Bindungen und Beziehungen zwiſchen dem Gegner int 
ſchiedsgerichtlichen Verfahren und dem von dieſem ernannten Schieds⸗ 
richter beſtehen, und iſt daher ſehr häufig der Gefahr ausgeſetzt, nicht 
einem Richter, ſondern einem Vertreter der Gegenpartei gegen⸗ 
überzuſtehen. 

Man darf nicht damit rechnen, daß auf dieſem Gebiete Er⸗ 
ziehung und Selbſterziehung geeignet find, die Mißſtände zu bes 
ſeitigen. Eine verſtändige, nicht am Buchſtaben klebende Praxis der 
Gerichte bei der Prüfung von Ablehnungsgeſuchen, vor allem 
aber eine Abänderung der geſamten geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Schiedsgerichtsbarkeit können 
hier allein helfen. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 6. Die Entſch. iſt zweifellos zutreffend, ſoweit es ſich 
um die Beweisaufnahme auf Grund der vom Richter beigezogenen 
Akten handelt (vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 813 
Anm. 77 u. Fußnote 92 a). Dagegen kann die Auslegung, die das 
OLG. Bamberg der Ausnahmevorſchrift des § 13 Nr. 4 Halbſ. 2 
NAGDD. gibt, nicht als richtig anerkannt werden. Der Vortrag 
oder die ſonſtige Verwertung von Urkunden, die der Beweisführer 
oder ſein Gegner ſelbſt dem Gerichte vorlegt, begründen niemals die 
Beweisgebühr des Anwalts. Der Wortlaut des Geſetzes iſt allerdings 
an der genannten Stelle nicht ganz genau: ſo iſt die Vorlegung der 
in den Händen des Beweisführers befindlichen Urkunden überhaupt 
niemals ein Teil der Beweisaufnahme, ſondern die Antretung 
des Beweiſes (8 420 ZPO.); der Fall, daß die Beweisaufnahme 
„bloß“ in der Vorlegung beſteht, it alſo hier gar nicht denke 
bar. Gerade den alltäglichen Fall, daß der Kl. einen Schuldſchein, 
einen Wechſel, eine Hypothekurkunde uſw. zum Beweiſe ſeiner For⸗ 
derung vorlegt und daß dieſe Urkunden dann durch Vortrag in 
der mündlichen Verhandlung zum Gegenſtande einer „Beweisauf⸗ 
nahme“ gemacht werden, will der Geſetzgeber mit ſeiner Aus⸗ 
nahmevorſchrift in erſter Linie treffen. Nach der Wortinterpreta⸗ 
tion des OSG. würde auch in dieſem Falle die Beweisgebühr ent⸗ 
ſtehen; die Ausnahmebeſtimmung wäre praktiſch jo gut wie gegen⸗ 
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aufnahme über die beſtrittenen Behauptungen der Parteien und der 
Schlußverhandlung gemacht und im Urteil auch gewürdigt und ver⸗ 
wertet wurden. Damit iſt für den Anwalt die Beweis⸗ und Schluß⸗ 
verhandlungsgebühr der §§ 13 Nr. 4, 17 RAcGebO. verdient, da 
die Beweisaufnahme nicht bloß in Vorlegung der in den 
Händen des Beweisführers oder des Gegners befindlichen Urkunden 
beſtand (vgl. KG.: JW. 1929, 130 21, 22 mit Anm. von Krämer). 
(OLG. Bamberg, FerSen., Beſchl. v. 7. Aug. 1929, BeſchwReg. 379/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Güntzer, Bamberg. 
* 
Breslau. 

7. § 13 RAGebO. Wann iſt die Beweisgebühr des 
Rechtsanwalts verdient? )) 

Die Gebühr des 813 Ziff. 4 RAchebO. ſteht dem RA. zu, 
ſobald ein Beweisbeſchluß ergangen und dem RA. vom Gericht 
mitgeteilt worden iſt. Denn ſchon mit der Empfangnahme des Be⸗ 
weisbeſchluſſes beginnt die Tätigkeit des RA. im Beweisaufnahme⸗ 
verfahren. Er hat pflichtgemäß alsbald zu prüfen, ob der Beweis⸗ 
beſchluß irgendwelche Unrichtigkeiten enthält und nötigenfalls An⸗ 
trag wegen Abänderung oder Ergänzung des Beweisbeſchluſſes zu 
ſtellen. Ob der RA. eine ſolche Prüfung vorgenommen hat, ent⸗ 
zieht ſich der Beurteilung des Gerichts und iſt daher für die Zu⸗ 
billigung der Beweisgebühr ohne Belang. Im vorliegenden Falle 
hat RA. B. eine Abſchrift des Beweisbeſchluſſes ſeiner Partei zur 
Kenntnisnahme übermittelt, und zum mindeſten war ſchon dieſe 
Tätigkeit ausreichend, den Anſpruch auf die Beweisgebühr zu be⸗ 
gründen. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 24. Juni 1929, 17 W 291/29.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


8. Gegen die Streitwertfeſtſetzung und die Ge⸗ 
bührenanſätze der Beſchwerdeſtelle iſt Beſchwerde an das 
OLG. unzuläſſig. 7) 

Die BeſchwSt. beim LG. Schw. hat auf die Veſchw. des Vermie⸗ 
ters den Beſchl. des MA., durch welchen der Antrag des Vermieters 
auf Neufeſtſetzung der Friedensmiete bez. der Wohnung des Mieters 
H. abgelehnt wurde, aufgehoben und die Sache an das MEN. zurück⸗ 
verwieſen und dem MEN. auch die Entſch. über die Koſten der 
BeſchwSt. übertragen. Der Urkundsbeamte bei der Geſchäftsſtelle 
des LG. Schw. hat vom Vermieter, der als Beſchw y. vorſchuß⸗ 
pflichtig iſt, unter Zugrundelegung eines Streitwerts von 912 Ab, 
welcher der vom MEX. früher feſtgeſetzten Friedensmiete entſpricht, 
eine Gebühr von 45% erfordert. Die hiergegen vom Vermieter 


ſtandslos. Den Anwälten könnte dies nur erwünſcht ſein; aber es 
würde nur teilweiſe der Billigkeit entſprechen, und es iſt jedenfalls 
nicht geltendes Recht (vgl. im einzelnen: Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, 8 13 Anm. 85 ff.). 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 7. Das OLG. Breslau: JW. 1929, 13637 hat die Anſicht 
vertreten, daß irgendeine Handlung des Gerichts zur Durchführung 
des Beweisbeſchluſſes (Terminsbeſtimmung, Alktenerholung uſw.) 
vorgenommen ſein müſſe, wenn die Beweisgebühr des Anwalts 
zur Entſtehung gelangen ſolle. Dieſe Meinung war früher die 
berrſchende. Auch in neuerer Zeit find ihr OLG. Königsberg (JW. 
1929, 138 45), OLG. Celle (Recht 1928 Nr. 935) und Celle v. 
16. Mai 1929 (3 II U 388/27) noch gefolgt. Mit Recht wenden ſich 
aber die Gerichte immer mehr der für die Praxis allein brauch⸗ 
baren, nun erfreulicherweiſe auch vom OLG. Breslau vertretenen 
Anſicht zu, daß mit der Erlaſſung des Beweisbeſchluſſes das Be⸗ 
weisaufnahmeverfahren i. S. des 8 13 Nr. 4 RAGebO. beginnt und 
daß daher die Kenntnisnahme des RA. von dieſem Beſchluſſe be⸗ 
reits eine Tätigkeit im Beweisaufnahmeverfahren darſtellt (Wal⸗ 
ter⸗Joachim⸗Friedlaender, 8 13 Anm. 78, 93). Dieſer 
Meinung hat ſich insbeſ. auch der Koſtenſenat des KG. (JW. 1928, 
2160 18) angeſchloſſen; Sonnen bezeichnet ſie (JW. 1929, 138 15 
ebenſo wie ſchon früher OLG. Nürnberg (JW. 1925, 237447 


jetzt als die herrſchende. 
RA. Dr. Friedlaender, Mürchen. 
1) Vgl. OLG. Hamm, unten Nr. 11. 


Zu 8. 1. Das MietSchc. beſtimmt in 8 46 Abſ. 1: 

„Für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle werden Gebühren erhoben. Die Höhe der Gebühren 
beſtimmt die oberſte Landesbehörde. Der Geſamtbetrag der Ge⸗ 
bühren darf das Dreifache, im Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle 
das Fünffache, der vollen Gebühr des 8 8 des Gerichtskoſtengeſetzes 
nicht überſteigen; der Berechnung darf kein höherer Wert zugrunde 
gelegt werden als der Jahresbetrag der geſetzlichen Miete (8 1 
des Reichsmietengeſetzes).“ 

Innerhalb dieſer Normativbeſtimmungen hat das Landesrecht 
freie Hand, es kann — unter Wahrung der Vorſchrift des obigen 
letzten Halbſatzes — regeln, welcher Wert der Berechnung der Ge⸗ 


eingelegte Erinnerung, welcher Berechnung der Gebühr nur nach 
einem Streitwert von 5—600 % begehrt, iſt vom LG. zurück⸗ 
gewieſen worden. Hiergegen hat der Vermieter Beſchwerde eingelegt. 
Dieſe iſt jedoch unzulaſſig. 

Das OLG. Breslau hat bereits in einem Beſchl. v. 17. Okt. 
1925 (JW. 1926, 1036 EA. S. 410) dieſen Standpunkt ver⸗ 
treten, und auch die gegenteiligen Ausführungen des KG. in den 
Beſchl. v. 26. Juli 1924 (JW. 1924, 2036) und 18. Juni 1929 
(Mietcger. 1929, 152) vermögen es nicht zur Aufgabe feines Stand⸗ 
punktes zu veranlaſſen. 

Bis zum MietShG. v. 1. Juni 1923 konnten die Entſch. des 
HEN. von den Parteien überhaupt nicht mit Rechtsmitteln an⸗ 
gefochten werden. Die Rſpr. hat lediglich, um die ſich daraus, 
namentlich bei offenbaren Fehlſprüchen, ergebenden Unzuträaglich⸗ 
keiten zu mildern, den ME. die Befugnis zuerkannt, ihre Entſch. 
ſelbſt abzuändern, wenn eine ſolche Anderung nach billigem Er⸗ 
meſſen geboten erſchien. Das Miet chG. hat dann ein Rechtsmittel⸗ 
verfahren eingeführt, aber nur in der Form der der Reviſion ähn⸗ 
lichen RBeſchw. und nur gegen fachliche Endentſch. des MEA. Einen 
Rechtsmittelzug in anderer Form und über die BeſchwSt. hinaus 
kennt das Miet Schc. nicht. Es hat auch den Ländern nicht die 
Befugnis eingeräumt, ihrerſeits gegen Entſch., welche nicht der 
RBeſchw. unterliegen, ein anderes Rechtsmittel zuzulaſſen. Eine 
ſolche Zulaſſung von Rechtsmitteln würde vielmehr dem mit der 
Einrichtung von MEN. verfolgten Beſtreben widerſprechen, das 
Verfahren möglichſt einfach zu geſtalten und zu beſchleunigen und die 
Einlegung von Rechtsmitteln zu beſchränken. Es iſt ſchon in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten nicht folgerichtig, daß der Geſetz⸗ 
geber in den Fällen, in denen ein Rechtsmittel gegen die ſachliche 
Endentſch. in der Hauptſache nicht zuläſſig iſt, vielfach gegen andere 
vorbereitende oder Nebenpunkte betr. Entſch. dieſer Inſtanz ein 
Rechtsmittel gewährt, und es liegt mangels einer ausdrücklichen 
Beſtimmung des Geſetzes keine Veranlaſſung vor, dieſe eigenartige 
Regelung auf das Verfahren vor der BeſchwSt. zu übernehmen. 

8 46 MietShG. räumt den Landern lediglich die Befugnis 
ein, die Höhe der Gebühren vor dem MEA. und der BeſchwSt. 
zu beſtimmen. Dieſe Beſtimmung iſt nun freilich nicht wörtlich da⸗ 
hin auszulegen, daß die Lander nur die Höhe der Gebühren be⸗ 
ſtimmen dürſen, ſondern gibt den Ländern auch die Befugnis, das 
ganze Gebührenweſen zu regeln, insbeſ. die Frage, wer Gebühren⸗ 
ſchuldner iſt, wie die Gebühren zu berechnen ſind, ſowie den Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit der Gebühren und die Art ihrer Einziehung 
zu beſtimmen, denn das ſind alles Fragen, welche unmittelbar mit 
der Feſtſetzung der Höhe der Gebühren zuſammenhangen. 

Anders liegt es dagegen mit der Frage der Zulaſſigkeit von 
Rechtsmitteln gegen die dabei vor der BeſchwSt. getroffenen Entſch., 


bühr zugrunde zu legen iſt, denn auch das betrifft die Beſtimmung 
der Höhe der Gebühren. Das Landesrecht muß aber ſicher auch in 
der Lage ſein anzuordnen, wie der maßgebliche Wert gefunden wird 
und welchem Organe die Feſtſtellung zukommt. Davon iſt untrenn⸗ 
bar die Frage, ob dieſe Feſtſtellung eine endgültige iſt oder ob ſie 
Rechtsbehelfen unterliegt. Mit der Frage, ob die Koſtenentſch. als 
ſolche der Anfechtung zugänglich oder ihr entzogen iſt, hat das 
nichts zu tun: ein Koſtenſchuldner kann keinerlei Anlaß haben, 
gegen die Koſtenentſch. ſelbſt vorzugehen und doch die Koſtenberech⸗ 
nung, insbeſ. die Wertbemeſſung, auf der ſie fußt, bekämpfen 
wollen. Wenn das Reichsrecht dem Landesrecht in 
gewiſſen Grenzen die Regelung der Wertbemeſſung 
überläßt, ohne ſelbſt deren Anfechtung zu regeln, 
muß angenommen werden, daß auch das Landesrecht 
zu beſtimmen hat, ob und in welcher Weiſe eine 
Anfechtung ſtattfindet. 

2. Die 2. AusfVO. des preuß. JuſtMin. v. 22. Okt. 1923 
(GS. 485) beſtimmt im 8 2: 

Abſ. 1: „Für das Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle werden 
Gebühren erhoben. Auf die Gebühren ſind die für die Berufungs⸗ 
inſtanz geltenden Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
in ſeiner jeweiligen Faſſung entſprechend anzuwenden mit der Maß⸗ 
e 

Abſ. 3: „Der Anſatz und die Einziehung der Koſten richtet 
ſich nach den für das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
geltenden Vorſchriften, ſoweit nicht der § 46 Abſ. 3 bis 5 des Ge⸗ 
ſetzes ein anderes beſtimmt.“ 

Der Abſ. 1 wendet auf die für das Verfahren vor der Beſchw⸗ 
St. zu erhebenden Gebühren die für die Berufungsinſtanz geltenden 
Vorſchriften des Ge. entſprechend an, Abſ. 3 ſieht die Anwendung 
des GRGS. für den Anſatz und die Einziehung der Koſten vor. Zu 
den Beſtimmungen über den Anſatz der Koſten gehören auch 
diejenigen, welche den Anſatz erſt ermöglichen, das ſind die Vor⸗ 
ſchriften über die Wertfeſtſetzung. Sind ſie aber anwendbar, 
ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb es nicht auch die 
Normen über die Möglichkeit und die Formen der 
Anfechtung dieſer Feſtſetzung ſein ſollten. Wie das 
preuß. Recht vorgeht, wenn es ſolche Anfechtung ausſchließen will 
zeigt 8 44 PrpachtſchbO., der auf die Berechnung, Feſtſetzung und 
Einziehung der Koſten die für das Verfahren in bürgerlichen echts⸗ 
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denn die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln gegen ſolche Entſch. fällt, 
wie vorher dargelegt iſt, eben aus dem Rahmen der für das Ver⸗ 
fahren vor dem MEN. und der BeſchwSt. geltenden Vorſchriften 
völlig heraus. 

Der preuß. Juſt Min. hat auch in feiner 2. AusfVO. z. MietSchch. 
v. 22. Okt. 1923 Keineswegs beſtimmt, daß gegen Enkſch. der BeſchwSt. 
über Koſtenfragen Beſchw. an das OLG. gegeben fein ſoll; denn eine 
ſolche Beſtimmung ift darin, daß er „für die Gebühren vor der 
BeſchwSt., für die Erhebung der baren Auslagen und für die An⸗ 
ſetzung und Einziehung der Koſten“ die Vorſchriften des Ga. für 
entſprechend anwendbar erklärte, nicht zu erblicken. Vorſchriften 
über die obengenannten Punkte ſind für eine einheitliche Hand⸗ 
habung des Koſtenweſens erforderlich, nicht dagegen die Zulaſſung 
von Rechtsmitteln. Das vom KG. geäußerte Bedenken, daß bei 
einer engen Auslegung des § 46 MietSchG., abgeſehen von der 
vom Lande zu ſchaffenden Regelung der Gebührenhöhe es an jeder 
Vorſchrift für das Koſtenweſen fehlen würde und daß die Länder 
auch über den Begriff und die Berechnung der in 8 46 Abſ. 2 
Miet Sch. erwähnten baren Auslagen nichts beſtimmen dürften, geht 
fehl. Die Ausſchließung der Befugnis, Rechtsmittel für das Koſten⸗ 
weſen einzuführen, hindert, wie oben dargelegt, die Länder nicht, 
im übrigen das Koſtenweſen im einzelnen eingehend wie in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zu regeln, und umgekehrt folgt daraus, 
daß man 8 46 in dieſem Sinne auslegt, nicht, daß die Länder auch 
befugt fein müſſen, ein dem Verfahren vor dem MEN. fremdes 
Rechtsmittel einzuführen. 

(DLS. Breslau, Beſchl. v. 23. Sept. 1929, 17 W 414/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 

Celle. 

9. 8 13 Ziff. 4 RA Gebo. Beweisgebühr bei Ver⸗ 
wertung der Beweisaufnahme eines anderen Prozeſſes. f) 

Die Parteien waren bei ihrer Erbſtreitigkeit darüber ein⸗ 
verſtanden, daß die Beweisaufnahme in einem anderen gleichliegen⸗ 
den Erbrechtsſtreite durchgeführt und deren Ergebnis in ihrem Pro⸗ 
zeſſe verwendet werden ſollte. In dieſem Sinne wurde verfahren. 
Nach Erlaß des Urteils verlangten die Armenanwälte die Beweis⸗ 
gebühr und die Gebühr für die weitere mündliche Verhandlung aus 
der Staatskaſſe erſetzt. Der Urkundsbeamte lehnte dies ab. Das 
LG. dagegen billigte ihnen die beanſtandeten Beträge zu. Die des⸗ 
wegen vom Juſtiz⸗ und Kaſſenrat erhobene Beſchwerde iſt nicht 
begründet. 
. Wenn die Parteien in einem Rechtsſtreite die Beweisaufnahme 
in einem anderen verwerten, ſo liegt darin die Erhebung eines 
Urkundenbeweiſes in erſterem Prozeſſe. Da es ſich dabei nicht bloß 
um die Vorlegung der in den Händen des Beweisführers oder des 


ſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften entſprechend anwendet, die ein⸗ 
ſchlägigen gerichtlichen Entſch. aber für endgültig erklärt. 

3. Danach iſt nicht dem Standpunkt des OLG. Breslau, den 
das OLG. Hamburg (OLG. 45, 263) teilt, ſondern demjenigen des 
KG. beizutreten. 

LG R. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


Zu 9. Das KG. (3. ZivSen.) hat in einem Beſchluſſe v. 
22. Dez. 1914 (OL GRſpr. 31, 225) den entgegengeſetzten Standpunkt 
eingenommen, und Willenbücher (10. Aufl., 8 13 Anm. 14 b) iſt 
ihm ohne ſelbſtändige Begründung gefolgt. Das KG. führt aus, 
daß die Verwertung der Beweisaufnahme eines anderen Prozeſſes 
regelmäßig in der Weiſe erfolge, daß die Anwälte die in ihren 
Händen befindlichen Abſchriften der Beweisaufnahmeprotokolle vor⸗ 
läſen. Wenn die zugehörigen Akten nicht vorlägen, handle es ſich 
dann nur um Mitteilung der in der Hand des Beweisführers oder 
des Gegners befindlichen Urkunden. Dann ſei die Beweisgebühr nicht 
verdient. Anders könne es auch nicht ſein, wenn die Akten zur 
Stelle ſeien. Das letztere iſt nicht richtig. Allerdings werden die An⸗ 
walte beim Vortrag aus Bequemlichkeit ſich auf die Abſchriften in 
ihren Handakten ſtützen. Dieſe Abſchriften haben aber keine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung. Bet Auslaſſungen und Fehlern erfolgt ohne 
weiteres die Richtigſtellung aus den Beiakten. Letztere find auch 
für die Tatſache maßgeblich, daß und in welcher Weiſe die vor⸗ 
getragene Beweisaufnahme ſtattgefunden hat. Die wahren Beweis⸗ 
inſtrumente ſind alſo die gerichtlichen Niederſchriften. 

Allerdings iſt es möglich, daß der Urkundenbeweis in der Vor⸗ 
legung und dem Vortrag von Abſchriften aus dem Beſitze des Be⸗ 
weisführers beſtehen kann. Dies ift z. B. geboten, wenn die Prozeß⸗ 
akten, aus denen ſie entnommen ſind, bereits vernichtet ſind. Auch 
wenn letztere Vorausſetzung nicht zutrifft, iſt es prozeſſual zuläſſig. 
In beiden Fallen muß dann aber ein weiterer Beweis darüber hinzu⸗ 
kommen, daß tatſächlich eine Beweisaufnahme nach Maßgabe der 
Abſchriften ſtattgeſunden hat und dieſe den gerichtlichen Nieder⸗ 
ſchriften entſprechen, oder es muß über dieſe beiden Punkte Einig⸗ 
keit unter den Parteien beſtehen. Nur unter den geſchilderten Vor⸗ 
ausfegungen liegt ein Urkundenbeweis vor, der nicht zum Anfall 
der Beweisgebühr führt. 

OLGR. Granzow, Eelle. 


Gegners befindlichen Urkunden handelt, ſondern um die Verwendung 
gerichtlichen Aktenmaterials, ergibt ſich der Anſpruch auf die Be⸗ 
weisgebühr aus § 13 Ziff. 4 RAGED. Eines beſonderen Beſchluſſes 
über die zwiſchen den Parteien ſtreitigen Behauptungen und die 
Heranziehung der Akten des Parallelprozeſſes bedarf es zum Anfall 
der Gebühr nicht. Die Gebühr für die weitere mündliche Verhand⸗ 
lung iſt nach $ 17 RAcGebO. zuſtändig. 

(OLG. Celle, 1. ZivSen., Beſchl. v. 1. Okt. 1929, 2 IW 252/29.) 


* 
Hamburg. 

10. $ 8 EntIBD. Die Verhandlungsgebühr ſteht dem 
Rechtsanwalt auch dann zu, wenn die Parteien gem. 87 
Entl VO. auf mündliche Verhandlung verzichten und vor 
Zuſtellung einer Entſcheidung ſich vergleichen. +) 

Der zur Endentſcheidung reife Rechtsſtreit wird durch ein 
Urteil abgeſchloſſen, das auf Grund des am Schluſſe der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorliegenden Prozeßſtoffs zu erlaſſen iſt (88 300, 
278 ZPO.). Wird das Urteil gem. 57 EntlV O. ohne mündliche 
Verhandlung erlaſſen, ſo tritt an die Stelle des Schluſſes der 
Verhandlung der Zeitpunkt, in dem die a. a. O. bezeichnete ſchriftliche 
Mitteilung der Entſcheidung abgeſendet wird; das Gericht 
ſchließt ſich inſoweit der bei Stein⸗Jonas, 3PO., Anh. zu 
8 128 III 4 wiedergegebenen herrſchenden Anſicht an. 

Nach 88 Entl VO. ſteht das ohne mündliche Verhandlung ge⸗ 
führte Verfahren hinſichtlich der Anwaltsgebühren einem Ver⸗ 
fahren mit mündlicher Verhandlung gleich. Der Anwalt erhält die 
Verhandlungsgebühr, wie wenn mündlich verhandelt worden wäre. 
Das begegnet (in der Regel) keinen Schwierigkeiten, wenn eine Ent⸗ 
ſcheidung mitgeteilt wird. Anders, wenn, weil die Parteien ſich vorher 
vergleichen, oder aus anderen Gründen eine Entſcheidung nicht mit⸗ 
geteilt wird. In ſolchen Fällen ſoll nach der herrſchenden Anſicht 
die Verhandlungsgebühr außer Anſatz bleiben (Friedlaender, 
RAchebO. § 13 Anm. 39 und JW. 1928, 2802; LG. München: 
JW. 1928, 2802). Das Gericht vermag der herrſchenden Anſicht in⸗ 
ſoweit nicht zu folgen. Die mündliche Verhandlung wird auf Grund 
des Einverſtändniſſes der Parteien durch die vorbereitenden 
Schriftſätze erfegt. Der Rechtsſtreit gilt als mündlich verhandelt. 
Daß weder das Gericht noch die Parteien an das „Einverſtändnis“ 
gebunden ſind, das Gericht mündlich verhandeln laſſen kann, die 
Parteien widerrufen können, vermag daran nichts zu ändern. Ebenſo 
auch nicht der Umſtand, daß die Parteien weitere Schriftſätze ein⸗ 
reichen können und das Gericht dieſe berückſichtigen muß; denn die 
Verhandlungsgebühr iſt nicht mit dem Schluſſe, ſondern mit dem 
Beginn der Verhandlung verdient. 


(OLG. Hamburg, 3. ZivSen., Beſchl. v. 10. Jan. 1929, Bf III 61/28.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Engels, Hamburg. 


* 
Hamm. 

11. 8 13 RAGebO. Die Beweisgebühr iſt verdient, 
fobald der RA. die Abſchrift des verkündeten Beweis- 
beſchluſſes in Empfang nimmt. f) 

Am 19. Juni 1928 wurde verhandelt und auf den 13. Juli 
1928 Verkündungstermin anberaumt. In dieſem wurde in Abweſen⸗ 
heit der Parteien ein Beweißbeſchluß verkündet, der nach den Ge⸗ 


Zu 10. Das OLG. Hamburg will auf Grund des 88 EntlVO. 
dem Anwalt die Verhandlungsgebühr in dem Augenblick zubilligen, 
in dem er in Übereinſtimmung mit der Gegenpartei die ſchriftliche 
Entſcheidung beantragt hat. Es meint, daß die mündliche Verhandlung 
auf Grund des Einverſtändniſſes der Parteien durch die vorbereitenden 
Schriftſätze erſetzt werde und der Rechtsſtreit als mündlich verhandelt 
gelte. Der erſte Geſichtspunkt erſcheint mir verfehlt, weil die vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze durch die Prozeßgebühr abgegolten werden. Der 
zweite Gefichtspunkt trifft nicht zu, weil die Frage, ob der Rechtsſtreit 
als mündlich verhandelt gelte, in dem Augenblick noch nicht entſchieden 
iſt, in dem die Pacteien ihr Einverſtändnis mit ſchriſtlicher Erklärung 
abgeben. Folgerichtig müßte das OLG. Hamburg die Verhandlungs- 
gebühr einem Anwalt, der die Einverſtändniserklärung gemeinſchaftlich 
mit der Gegenpartei abgegeben hat, auch dann zubilligen, wenn das 
Gericht ſchriftliche Entſcheidung ablehnt und mündliche Verhandlung 
anordnet, in dieſer aber ein anderer Prozeßbevollmächtigter die Partei 
vertritt. Dieſe Folgerung zeigt, daß die Anſicht des OLG. Hamburg 
nicht richtig ſein Kann. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 11. Ich trete der Entſch. unter Aufgabe meines, in 
Willenbüchers Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 10. Aufl., 
Anm. 14 Abſ. 2 im Anſchluß an die bisherige Rſpr. vertretenen 
Standpunktes bei. Die vom OLG. Hamm dargelegte Anſicht 
gibt einen feſten Zeitpunkt, in dem die Beweisgebühr als verdient 
zu gelten hat. Die bisherige Praxis ſtellte mehr oder weniger auf 
Zufälligkeiten ab. In der Tat iſt der Anwalt, dem ein Beweis⸗ 
beſchluß zugeht, von dieſem Augenblick an verpflichtet, ſich mit dem 
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richtsferien erledigt wurde. Abſchrift des Beweisbeſchluſſes erhielt der 
Beſchwy. am 20. Juli 1928. An dieſem Tage verfügte er ausweis⸗ 
lich ſeiner Handakten Überſendung einer Abſchrift des ergangenen 
Beweisbeſchluſſes an den örtlichen Vertreter ſeiner Partei, ſowie 
eine Friſt. Nach Erledigung des Prozeſſes — es handelt ſich um 
einen Streitwert von 2000 AM — beantragte der BeſchwF. u. a. Er⸗ 
ſtattung einer Beweisgebühr von 37,50 Al. Das LG. ſprach ihm 
dieſe nur in Höhe von 17,50 AA zu. Der Unterſchied von 20 AA 
(mit Umſatzſteuer) wird mit der Beſchwerde begehrt. 
Der Streit betrifft die Frage, ob in der Zeit v. 1. bis zum 
20. Juli 1928 (nach Ablauf des Geſetzes v. 14. Juli 1925) die 
Beweisgebühr bereits verdient iſt oder ſpäter. Der Beſchw§. ſteht 
unter Berufung auf Joachim-Friedlaenders 813 Anm. 78 
und 93 auf dem erſten Standpunkt, während das LG. ſich auf 
Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 10. Aufl., 8 13 Anm. 14. 
Abf. 2 und 15 beruft (vgl. auch Baumbach, Reichskoſtengeſetze, 
2. Aufl., 813 RAGebO., Anm. 6b). Von der Stellungnahme zu 
dieſen widerſtreitenden Anſichten hängt die Entſch. der Streitfrage ab. 
Der Senat hat ſich für den Standpunkt Friedlaenders ent⸗ 
ſchieden. Nach 8 13 RAGebO. entſteht die Beweisgebühr für die Ver⸗ 
tretung in einem Beweisaufnahmeverfahren. Die gegenteilige Anſicht 
macht einen Unterſchied zwiſchen der Anordnung der Beweisaufnahme 
und dem Beginn der Beweisaufnahme (z. B. Zeugenladung). Erſt von 
letzterer ab ſpricht ſie die Beweisgebühr zu. Im Geſetz iſt ein ſolcher 
Unterſchied nicht begründet. Ergeht, wie es die Regel iſt, ein Beweis⸗ 
beſchluß, ſo begründen alle ſpäteren dieſen betreffende Tätigkeiten 
des Anwalts die Beweisgebühr, weil der Anwalt einen Mehraufwand 
an Arbeit hat. Die Beweisgebühr iſt alſo bereits verdient, wenn der 
Anwalt die Abſchrift des verkündeten Beweisbeſchluſſes in Empfang 
nimmt. Denn nach einer ſolchen Empfangnahme des Beweisbeſchluſſes 
hat der Anwalt eine Prüfungstätigkeit, ehe es zur eigentlichen Aus⸗ 
führung des Beweisbeſchluſſes kommt. Er hat zu prüfen, ob der Be⸗ 
ſchluß die angetretenen Beweiſe richtig wiedergibt und das Gericht 
auf etwaige Irrtümer hinzuweiſen iſt, ob die Partei bei Mitteilung 
des Beſchluſſes auf gewiſſe Punkte, z. B. Angaben von Adreſſen, Zah⸗ 
lung von Auslagenvorſchüſſen, Annahme eines Korreſpondenzanwalts, 
hinzuweiſen iſt, ob ein Sachverſtändiger abzulehnen iſt n. dgl. m. 
Auch wenn — wie im vorliegenden Falle — der Beweisbeſchluß ein⸗ 
fach iſt und bis zu der Zeugenladung nichts zu veranlaſſen war, ſo 
it doch die Beweisgebühr ſchon mit der Empfangnahme des Beſchluſſes 
verdient, weil dem Anwalt eine Prüfungspflicht nach Eingang des 
Beſchluſſes oblag und eine ſolche ſtets anzunehmen iſt, wollte man 
nicht eine pflichtwidrige Amtsausübung des Anwalts annehmen. Es 
kann alſo nicht, wie dies die gegenteilige Anſicht tut, angenommen 
werden, daß die Weitergabe des Beſchluſſes an die Partei eine bloße 
Botentätigkeit darſtellt. Dieſe Anſicht nimmt auf die dem Anwalt 
obliegende Prüfungspflicht keine Rückſicht. 
Im vorliegenden Falle hat der Beſchwy. am 20. Juli 1928 
— zu einer Zeit, als die höheren Gebühren galten —, den Beweis⸗ 
beſchluß in Empfang genommen und, wie anzunehmen iſt, nach der 
ihm obliegenden Prüfung weitergegeben. Dies rechtfertigt den Anſatz 
der am 20. Juli 1928 geltenden höheren Gebühr nebſt Umſatzſteuer. 
(OLG. Hamm, 10. ZivSen., Beſchl. v. 14. Jan. 1929, 10 W 277/28.) 
Mitgeteilt von RA. Klems, Eſſen. 
* 


Königsberg. 

12. 8 86 R AGeb O. Es iſt nicht erforderlich, daß die 
Berechaung der Anwaltsgebühren im einzelnen dem Gericht 
mitgeteilt wird; denn die Mitteilung der Berechnung iſt 
lediglich Vorausſetzung der Einforderung gegenüber dem 
Gebührenſchuldner, aber nicht Vorausſetzung des An- 
ſpruchs (vgl. Jur. Woch. Schr. 1916 S. 63 und 1925 S. 602 
Nr. 5. E. und Walter⸗Joachim-⸗ Friedländer: RAGeb O. zu 
§ 86 Noten 4 und 6). Das Fehlen der Berechnung könnte 
höchſtens nach Anerkenntnis des Gegners die Koſtenfolge 
aus 8 93 3PO. haben. Es genügt zur Schlüſſigkeit der 
Klage die von den Klägern vorgetragene Behauptung, die 
eingeklagte Forderung ſei entſtanden, dem Gegner ſei die 
Gebührenrechnung gemäß $ 86 RA Geb O. überſandt. 

(OLG. Königsberg, 4. ZivSen., Urt. v. 30. Scpt. 1929, 5 U 239/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Werner Aron, Königsberg. 
* 


Inhalt des Beweisbeſchluſſes zu befaſſen. Damit erwächſt der Anſpruch 
auf die Beweisgebühr ohne Ruckſicht auf das weitere Schickfal der 
Beweisaufnahme. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 13. Die Entſch. iſt für die bayeriſche Praxis 
von beſonderer Bedeutung. 

1. In Bayern iſt das Rechtsmittel der Reviſion bei dem 
BayObLG. einzulegen. Dieſes hat zunächſt über feine Zuſtändig⸗ 
keit zu entſcheiden. Die Entſch. hierüber bindet auch das NG: 
(87 CG3 5). 

Bis zur Entſch. über die Zuſtändigkeit braucht ein beim 
Rev. (RG. oder BayOHLG.) zugelaſſener Anwalt nicht beſtellt 


Nürnberg. > 

13. Der beim LG. oder OLG. zugelaffene Anwalt, der 
die Reviſion beim BayObLG. einlegt und begründet, hat 
Anſpruch anf die volle — auch erſtattungsfähige — Ge⸗ 
bühr aus 8 13 Nr. 1 und 8 52 RAGeb O. f) 

Im Anſchluß an die auch vom Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle angeführten Beſchlüſſe des OLG. Zweibrücken v. 
12. Jan. 1905 (Bang. 1905, 181) und des OLG. München v. 
6. März 1916 (Rſpr. 33, 193; JW. 1917, 981) war allerdings in 
der Rſpr. überwiegend die Meinung vertreten, daß der beim LO. 
oder OLG. zugelaſſene Anwalt, der gem. 88 EGZRDO. die Rev. 
beim Bay Obe. eingelegt und begründet hat, nur die 3/1 Ger 
bühr aus § 23 Nr. 7 NAGEBD. zur Erſtattung verlangen kann. 
Dieſe Meinung iſt jedoch im Schrifttum mit guten Gründen be⸗ 
kämpft worden, insbeſ. von Friedlaender in den Erläuterun⸗ 
gen zur NAGEbD. § 26 A. 16 und von Harburger: AWNachr. 
3, 65. Es hat daher auch das OLG. Augsburg in einem eingehend 
begründeten Beſchluß v. 6. Juli 1928 (Bayg. 1928, 290; JW. 
1928, 19451) dieſe Rſpr. verlaſſen und dem Auwalt, der die Rev. 
eingelegt und begründet hat, die volle Gebühr aus 8 13 Nr. 1 
mit § 52 RAcGebd. zugebilligt und dieſe Gebühr als erſtattungs⸗ 
fähig bezeichnet. Der Senat ſchließt ſich dem an. N 

Angeſichts der geſetzlichen Beſtimmungen des SEEHZRD. iſt 
der Land⸗ und OLGAnwalt, welcher die Reviſion einlegt und bes 
gründet, bis zum Erlaß des Zuſtändigkeitsbeſchluſſes des Bay⸗ 


zu werden. Die bis zu dieſer Entſch. erforderlichen Prozeß⸗ 
handlungen können durch jeden Kollegialgerichtsanwalt vorge⸗ 
nommen werden ($ 8 Abſ. 1 EGgZPO.). | 

Hierin liegt eine Durchbrechung der Grundſätze des 8 78 
Abſ. 1 ZPO., § 27 RAO. Denn ſämtliche Prozeßhandlungen, die 
die Revnſt. eröffnen und in ihr bis zur Entſch. über die Zur 
ſtändigkeit erforderlich werden, können hier ausnahmsweiſe von 
einem beim Rev. nicht zugelaſſenen Anwalt vorgenommen werden. 

Die RevInſt. wird durch Einlegung der Reviſion eröffnet. 
Erfolgt die Einlegung der Reviſion zuläſſigerweiſe durch einen beim 
Rev. nicht zugelaſſenen Kollegialgerichtsanwalt, fo hat er in 
dieſem Stadium des Verfahrens die gleiche Rechtsſtellung wie ein 
beim Rev. zugelaſſener Anwalt, der Reviſion einlegt. Wie dieſer 
kann er die Reviſion zurücknehmen. Er iſt Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigter u. dgl. mehr. Er hat alſo bis zur Entſch. über die 
Zuſtändigkeit die Rechtsſtellung eines Prozeßbevollmächtigten für 
die RevInſt. 

2. Dieſe Regelung beruhte auf Zweckmäßigkeitsgründen. 
Wie ſich aus den von Hahn veröffentlichten Materialien zur 
3 PO. ergibt, ſollten durch dieſe Beſtimmung Unzuträglichkeiten 
vermieden werden, die ſich für die Partei aus dem Beſtehen zweier 
zunächſt gleichberechtigter Revch ergeben. 

Bei Durchführung des Prinzips des Anwaltszwangs müßte 
zum Zweck der Einlegung der Reviſion ſtets ein beim BayObLG. 
zugelaſſener Anwalt beſtellt werden. Denn nur dieſer könnte zu⸗ 
läſſigerweiſe die Reviſion bei dieſem Gerichtshof einlegen. Dieſer 
Zwang erſchien aber für den Fall als zu weitgehend, in dem das 
BayObLG. feine Zuſtändigkeit verneinte. Denn man konnte und 
wollte es einer Partei nicht zumuten, für die Revnſt. zwei An⸗ 
wälte beſtellen zu müſſen, einen beim BayObLG. und einen beim 
Reichsgericht. 

Man wollte der Partei die Koſten für einen beim BaydbLG. 
zugelaſſenen Anwalt erſparen, wenn der Rechtsſtreit wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit des Bay obs. ans NG. verwieſen werden mußte. 

Andererſeits muß aber die Reviſion durch einen Anwalt ein« 
gelegt werden. Deshalb beſtimmte man, daß ſie zuläſſigerweiſe auch 
durch einen Kollegialgerichtsanwalt eingelegt werden könne. 

3. Der Kollegialgerichtsanwalt, der die Reviſion beim Bay⸗ 
Ob ech. einlegt, hat bis zur Entſch. über die Zuſtändigkeit die 
Stellung eines Prozeßbevollmächtigten für dieſe Inſtanz. Erſt auf 
Grund der Entſch. über die Zuftändigkeit wird ein Anwaltswechſel 
notwendig. Denn von dieſem Zeitpunkt an greifen wieder die 
Regelvorſchriften über den Anwaltszwang Platz. 

Für die Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigter kann der An⸗ 
walt die Prozeßgebühr beanſpruchen (8 13 Ziff. 1 RAGEbD.), die 
ſich für die Revnſt. um 5/10 erhöht (8 52 NAGEbD.). Die Ger 
bühr iſt eine Pauſchgebühr. Es kommt daher nicht auf den Umfang 
der entfalteten Tätigkeit an. Sie fallt an, gleichgültig, ob ſich die 
Tätigkeit lediglich auf die Anfertigung der Reviſionsſchrift be⸗ 
ſchränkte oder ob der Anwalt auch eine umfangreiche und ſchwie⸗ 
rige Reviſionsbegründung ausgearbeitet hat. 

Dieſe Koſten konnten der Partei durch die Regelung in 88 7 
und 8 EGZPD. nicht erſpart werden. Denn wenn ihr geſtaktet 
wurde, ſich eines Kollegialgerichtsanwalts zum Zweck der Re⸗ 
viſionseinlegung zu bedienen, ihn alſo als Prozeß bevollmächtigten 
für die Rev Inſt. zu beſtellen, ſo mußten ihr auch die Koſten zur 
Laſt fallen, die auf Grund dieſer Tätigkeit erwuchſen. Es hätte 
einer ausdrücklichen gebühren rechtlichen Beſtimmung be⸗ 
durft, wenn eine Ausnahme von den allgemeinen Grundſätzen 
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OLE. Prozeßbevollmächtigter für die Rev nſt., welche mit der 
Einreichung der Reviſionsſchrift eröffnet wurde; es obliegt ihm 
bis zum Erlaß des Zuſtändigkeitsbeſchluſſes der Geſchäftsbetrieb 
i. S. des 8 13 Nr. 1 RAcgeb d., und er hat demgemäß Anſpruch 
auf die zu deſſen Abgeltung dienende Prozeßgebühr. Die Gebühr 
des 15 Nr. 7 RAcgebO. kann nicht in Frage kommen, da ſich 
die Tätigkeit des Anwalts, der die Reviſion einlegt und be⸗ 
gründet, weder auf die Zuſtändigkeit des BayObL&. beichränkt, 
noch auch überhaupt die kraft Geſetzes ohnedies zu entſcheidende 
Frage der Zuſtändigkeit zum Ziel und Zweck hat. Die Gebühr 
muß auch als erſtattungsfähig erachtet werden, da vermöge des in 
$ 8 EEZRDO. begründeten Rechtes der Partei, ſich zur Einlegung 
und Begründung der Reviſion eines beliebigen, bei feinem LG. oder 
OLG. zugelaſſenen Anwalts zu bedienen, der Anwaltswechſel als 
notwendig i. S. des 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. erſcheinen muß (ſo 
auch Kann, BRD. II S. 1061 zu 88 EOZPD.; vgl. auch Stein⸗ 
Jonas zu 87 Einfcz. Anm. VI bei Fußn. 10). 

(OLG. Nürnberg, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Mai 1929, BR 324/29.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Krakenberger, Nürnberg. 


Berlin. 3. Armenrecht !). 


14. Wenn der Armenanwalt die Koſten auf den Namen 
der Partei feſtſetzen läßt, den feſtgeſetzten Betrag durch 
Vollſtreckung in einem Dritten gehörigen Gegenftände 
beitreibt und zur Deckung feiner Koſten für ſich behält, 
iſt die arme Partei als bereichert anzuſehen. f) 

„Die Beßl. haben mit den am vorliegenden Rechtsſtreit nicht be⸗ 
teiligten Eheleuten St. einen Prozeß geführt, in welchem ſie obgeſiegt 
haben. Für den Prozeß war ihnen das Armenrecht bewilligt worden. 
Ein Beſchluß, der fie zur Nachzahlung der entſtandenen Koſten ver⸗ 
pflichtete, iſt bis jetzt nicht ergangen. Ihr damaliger Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter, RA. P., erwirkte am 13. Juli 1927 in ihrem Namen 
einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß und ließ auf Grund dieſes Beſchluſſes 
die Mieten des Hauſes B.⸗T., H.ſtraße 32, pfänden. Er erwirkte 
am 1. Okt. 1927 beim AG. N. einen Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß hinſichtlich der Mieten. Daraufhin wurden im ganzen 
2641,50 K. % an Rel. P. gezahlt, und zwar, wie der Kl. jetzt be⸗ 
hauptet, von den Mietern ſelbſt, während die Bell. behaupten, daß 
der damals auf Grund einer EinſtwVerf. vom Gericht beſtellte Ver⸗ 
walter W. dieſen Betrag gezahlt habe. RA. P. führte das Geld nicht 
an die Bekl. ab, ſondern behielt es in Anrechnung auf feine Ge⸗ 
bührenforderung. 


hätte aufgeſtellt werden wollen. Eine ſolche Beſtimmung wurde 
aber nicht erlaſſen. 

Deshalb iſt auch die Beweisführung der früheren Rſpr. 
(OLG. Zweibrücken und OLG. München) irrig. Richtig iſt, daß bei 
Schaffung der Beſtimmung der 88 7 und 8 EOZPD. auch der 
Geſichtspunkt der Koſtenerſparung eine Rolle ſpielte. Man wollte 
der Partei die Koſten der Beſtellung eines Anwalts beim Bay⸗ 
Obs. erſparen, wenn dieſes Gericht ſich für unzuſtändig erklärte. 

Dagegen war keine Rede davon, daß der Partei auch die 
Koſten erſpart werden ſollten, die anläßlich der Reviſionseinlegung 
anfallen würden. Am allerwenigſten konnte aber aus den Ge⸗ 
ſetzesmaterlalien die Auffaſſung entnommen werden, daß die 
Koſtenerſparnis zu Laſten desjenigen Anwalts gehen ſollte, dem 
bei ln der Ausfichten und Begründung der Reviſion die 
ſchwierigſte Arbeit in der RevInſt. obliegt. 

4. Doppelt irrig war es, wenn dieſe nunmehr überholte 
Rſpr. dem Kollegialgerichtsanwalt nur die 10⸗Gebühr aus 523 
Ziff. 7 RAcheb O zubilligte. Sie fällt nur daun an, wenn die Tätig- 
keit des Anwalts ſich auf die Herbeiführung einer Entſch. über 
die Zuſtändigkeit beſchränkt. Die Entſch. des OLG. Zweibrücken 
mußte aber ſelbſt zugeben, daß die Tätigkeit dieſes Anwalts eine 
weitergehende ſei, daß die Reviſionsſchrift in erſter Linie den 
Zweck verfolge, eine neue Inſtanz zu eröffnen. Dann durfte aber 
119 15 mehr nur die Gebühr aus 8 23 Ziff. 7 RUGCHD. zugebilligt 

erden. 

Der jetzigen Rſpr. (OLG. Augsburg und Nürnberg) iſt daher 
vollauf beizupflichten, wenn ſie die volle Prozeßgebühr 
zubilligt. 

5. Die beiden letztgenannten Entſch. ſtehen auch mit Recht 
auf dem Standpunkt, daß dieſe Gebühr erſtattungsfähig 


1) Es füllt auf, daß ſich jetzt die Zahl der Entſcheidungen, die 
Armenrechtsfragen betreffen, überaus häuft. Hiervon legen auch die 
nachfolgenden Entſcheidungen Zeugnis ab, die nur einen geringen 
Bruchteil der der Schriftleitung aus dieſem Gebiete zugegangenen Ent⸗ 
ſcheidungen darſtellen und ſelbſtverſtändlich nur einen noch viel kleineren 
Bruchteil der überhaupt ergangenen Entſcheidungen. Wohl aber reicht 
es aus, um daraus einen Schluß zu ziehen, welch eine Bedeutung das 
Armenrecht hat; Rückſchlüſſe auf die Wirtſchaftslage des deutſchen 


Volkes und ihre Auswirkungen auf die Anwaltſchaft mü ät 
Erörterungen vorbehalten bleiben. i a le 


Eigentümer des Hauſes und Gläubiger der Mietforderungen iſt 
unſtreitig ſeit dem 15. Dez. 1926 der Kl., der nunmehr mit der Klage 
die Rückforderung der gepfändeten Mieten als ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung verlangt. 

Die Bekl. verweigern die Rückzahlung, da RA. P. und nicht 
ſie ſelbſt die Zahlung erhalten haben, während andererſeits ihre Be⸗ 
reicherung dadurch ausgeſchloſſen ſei, daß ihnen das Armenrecht für 
den Prozeß bewilligt worden ſei und aus dieſem Grunde für ſie keine 
Verpflichtung zur Bezahlung der Gebühren des Prozeß bevollmächtigten 
beſtehe. 

Das LG. hat nach dem Klageantrage erkannt. 

Zur Begründung der Berufung führen die Bekl. aus, daß die 
Zahlung an RA. P. keine Leiſtung des Kl. geweſen ſei, da der Ver⸗ 
walter W. ſich nicht als ſein Vertreter, ſondern als Vertreter der 
Eheleute St. betrachtet, im übrigen die Zahlung völlig ſelbſtändig 
vorgenommen habe. RA. P. habe die Koſtenbeitreibung zwar in ihrem 
Namen vorgenommen, auch Vollmacht dazu gehabt, ſei aber ausdrück⸗ 
lich angewieſen worden, Reine Koſtenbeitreibung, insbeſ. keine Miets⸗ 
pfändung vorzunehmen, bis die Rechtsverhältuiſſe bezüglich des Hauſes 
geklärt ſeien. Wenn RA. P. die Mieten gleichwohl in Unkenntnis 
der Bekl. gepfändet habe, fo habe er das Kraft eigenen Rechtes getan 
und auch kraft eigenen Rechtes das Geld in Empfang genommen. 
Selbſt wenn man aber annehmen wollte, daß RA. P. in ihrem Namen 
gehandelt hätte, ſo ſeien ſie nicht um eine Geldſumme, wie ſie der Kl. 
verlangt, ſondern höchſtens um einen Rückforderungsanſpruch gegen 
RA. P. bereichert. Wenn das LG. eine Bereicherung der Bekl. durch 
die Tilgung ihrer — wenn auch geſtundeten — Gebührenſchuld an 
RA. P. konſtruierte, fo enthalte dies eine Verkennung ihres Rechts- 
verhältniſſes zu RA. P. Solange ein Beſchluß nach 8125 ZPO. noch 
nicht ergangen ſei, beſtehe überhaupt keine Gebührenſchuld der armen 
Partei, auch Reine befriſtete. 

Die Berufung iſt unbegründet. 

Der Klageanſpruch auf Rückzahlung der zu Unrecht gepfändeten 
Mieten iſt aus ungerechtfertigter Bereicherung begründet. Ob die 
Mieter ſelbſt oder der gerichtlich beſtellte Verwalter die Zahlung an 
den Prozeßbevollmächtigten der Bekl. bewirkt hat, und ob RA. P. 
die an ihn gezahlten Beträge zur Tilgung eines Gebührenanſpruchs 
gegen die Bekl. benutzt hat, iſt für die Frage der Bereicherung 
gleichgültig. 

Allein weſentlich iſt, daß die dem Kl. zuſtehenden Mieten durch 
die Leiſtung eines Dritten an RA. P. als den bevollmächtigten Ver⸗ 
treter der Beh. gezahlt, alſo in ihr Vermögen überführt worden ſind, 
ohne daß für dieſe Zahlung ein rechtlicher Grund vorlag. Dieſe 
Vorausſetzungen einer ungerechtfertigten Bereicherung der Bekl. find 


ſei. Denn wenn der Partei kraft Geſetzes das Recht zuſteht, ſich 
für die wichtigſten Prozeßhandlungen der RevInſt. eines Kol⸗ 
legialgerichtsanwalts zu bedienen, fo iſt deſſen Tätigkeit als not⸗ 
wendig, die anläßlich dieſer Tätigkeit anfallende Prozeßgebühr 
als erſtattungsfähig anzuſehen. 

Eine frühere Rſpr. (OLG. Bamberg: OLchRſpr. 3, 215) ver⸗ 
neinte die Erſtattungsfähigkeit in einem Fall, der nach landes⸗ 
rechtlichen Normen zu beurteilen war. Es habe damit gerechnet 
werden müſſen, daß das BayObL®. feine Zuſtändigkeit bejahe. 
Deshalb hätte unbedenklich die Reviſion durch einen bei dieſem 
Gericht zugelaſſenen Anwalt eingelegt werden können. Wenn ſie 
gleichwohl durch den Prozeß bevollmächtigten der BerInſt. eingelegt 
worden ſei, ſo könne die Gebühr nicht als erſtattungsfähig an⸗ 
geſehen werden. 

Dieſe Entſch. verkannte den maßgebenden Geſichtspunkt. Nach 
der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſollte die Partei der Prüfung 
der Zuſtändigkeitsfrage enthoben fein. Dann brauchte ſich aber auch 
ihr Vertreter, welcher die Reviſion einlegte, nicht die Frage vor⸗ 
zulegen, ob das BayObL®. feine Zuſtändigkeit bejahen oder ver⸗ 
neinen werde. Wenn er die Zuſtändigbeitsfrage nicht zu prüfen 
hatte, ſo brauchte er auch nicht zum Zweck der Reviſionseinlegung 
einen beim BayObLG. zugelaſſenen Anwalt zu beſtellen. Dann 
war aber die von ihm vorgenommene Reviſionseinlegung not⸗ 
wendig und die anläßlich dieſer Tätigkeit anfallende Prozeßgebühr 
erſtattungsfähig. 

Rel. Merkel II. Augsburg. 


Zu 14. Die Entſch. iſt zutreffend. Sie ift auch gerecht. Denn 
die Bekl. hätten ſofort, als die Rückzahlung von ihnen begehrt wurde, 
den RA. P. veranlaſſen können und ſollen, dieſe Rückzahlung bei 
Meidung der perſönlichen Haftung zu betätigen. Sie hätten ihm im 
Falle der Weigerung im Prozeß den Streit verkünden können, und 
ihr Regreßanſpruch gegen den Armenanwalt iſt, jedenfalls in der 
Hauptſache, auch ohne Streitverkündung begründet. Vgl. Fried⸗ 
laender, Komm. zur RUDI 834 Anm. S ff., 13. 

Der Fall iſt übrigens rechtlich einfach gelagert. Bedeutend 
ſchwierigere Fragen ergeben ſich, wenn der Armenanwalt ſelbſt 
in einem Falle wie dem vorliegenden oder gem. 88 717, 945 3 PO. 
auf Rückzahlung belangt wird. Hierzu vgl. OLG. Frankfurt a. M. 
und meine Anm. JW. 1928, 752 40. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
398. 


3180 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrif 


gegeben. Die Bekl. bemängeln zu Unrecht, daß die Zahlung keine 
Leiſtung des Kl. darſtelle. Das iſt keine Vorausſetzung des Kon⸗ 
diktionsanſpruchs. Auch ein Dritter kann die Leiſtung bewirken, ſofern 
ſie nur eine Vermögensminderung des Kl. und eine Bereicherung der 
Bekl. zur Folge hat, wie dies im vorliegenden Falle geſchehen iſt. 
Ebenſowenig kann den Bekl. der Nachweis gelingen, daß die 
Zahlung an RA. P. ihr Vermögen nicht berührt hat. Sie müſſen 
zugeben, daß RA. P. in ihrem Namen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
erwirkt und vollſtreckt hat und daß er hierzu nach außen bevoll⸗ 
mächtigt war. Er hat alſo die Zahlung im Namen der Bekl. entgegen⸗ 
genommen und die Bekl. find im Augenblick der Zahlung Eigentümer 
des Geldes geworden. Ob RA. P. damit gegen die im Innenverhält⸗ 
nis gegebenen Weiſungen der Bekl. verſtoßen hat, berührt das Ver⸗ 
hältnis der Prozeßparteien zueinander nicht. Die Bereicherung der 
Bekl. iſt auch nicht etwa fortgefallen, denn RA. P. war vor Er⸗ 
wirkung eines Beſchluſſes nach 8 125 ZPO. nicht berechtigt, die bei⸗ 
getriebenen Beträge auf ſeine Gebührenforderung zu verrechnen. Die 
Bekl. können alſo jederzeit den Betrag von ihm einfordern. Dieſe 
Forderung iſt an die Stelle des ausgegebenen Geldes getreten, ohne 
daß jedoch die Bekl. den Kl. auf dieſe Forderung verweiſen können. 


(KB., 29. Senat, Urt. v. 13. Juli 1929, 29 U 1487/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Arthur Elſaß, Berlin. 
* 


15. Aus dem Umſtande, daß in dem Gef. v. 20. Dez. 1928 
eine Beſtimmung wie die des Art. V Abf. III des Gef. v. 
28. Jan. 1927 (RG Bl. I, 53) fehlt, iſt nicht zu ſchließen, daß 
der Armenanwalt in Rechtsſtreitigkeiten, die am 1. April 
1929 noch nicht beendet waren, keinesfalls höhere Gebühren 
als die des RGeſ. v. 20. Dez. 1928 von der Staatskaſſe er- 
ſetzt verlangen kann. f) 


Wenn der Art. V Abi. 3 GKG. und die RA Gebo. v. 28. Jau. 
1927 (RGBl. I, 53) beſtimmt: „Sofern in den Fällen des Abſ. 2 
der Betrag einer dem RA. vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes er⸗ 
wachſenen Gebühr auf Grund der bisherigen Vorſchriften höher iſt 
als auf Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes, ſteht dem RA. der 
höhere Betrag zu“, ſo hat in dieſer Beſtimmung nur ein allgemein⸗ 
gültiger Rechtsgedanke ſeinen Niederſchlag gefunden. 

Es kann daher aus der Tatſache, daß eine ſolche Beſtimmung 
im Art. II Gef. betr. die Erſtattung v. 20. Dez. 1928 (RGBl. I, 411) 
nicht vorhanden iſt, nicht geſchloſſen werden, daß für das NGef. v. 
20. Dez. 1928 etwas anderes gelten ſoll, als im Art. V Abſ. 3 Gef. 
v. 28. Jan. 1927 beſtimmt worden iſt. 

Im vorliegenden Rechtsſtreite iſt der Erinnerungsführer am 


Zu 15 u. 16. Das neue ArmAnwG. v. 28. Dez. 1928 beſtimmt 
in Art. II Abſ. 2, daß ſeine Vorſchriften auf die vor ihrem Inkrafttreten 
anhängig gewordenen Rechtsſachen Anwendung finden, „ſoweit 
nicht die Inſtanz vor dieſem Zeitpunkt (d. h. dem 1. April 
1929) beendet war“. Eine Legaldefinition, was als Inſtanz⸗ 
beendigung im Falle eines Urt. anzuſehen iſt, fehlt in dieſem 
Geſetz im Gegenſatz zu verſchiedenen gebühren rechtlichen RGeſ. und 
O., die ſeit dem Auguſt 1923 erlaſſen wurden. Denn nicht nur 
Art. V Abſ. 2 Satz 2 Ref. v. 28. Jan. 1927 (RG Bb. I, 53), den das 
KG. in der vorliegenden Entſch. erwähnt, ſondern bereits Art. VIII 
Abſ. 4 des Gef. v. 18. Aug. 1923 (RGBl. I, 813) und Art. VII 
Abſ. 4 der 13. VO. über die Geb. d. RA. v. 13. Dez. 1923, ſog. 
„Goldgebührenordnung“ (RGBl. I, 1188) enthalten gleichlautende 
Beſtimmungen über den Begriff der Inſtanzbeendigung, wie ſie in 
obigem Beſchluß zur Begründung der Entſch. der Geſchäftsſtelle 
wörtlich wiedergegeben ſind. Es kann alſo nicht ohne weiteres mit 
dem KG. angenommen werden, daß es ſich hierbet um eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift handelt, die einer analogen Anwendung nicht fähig 
ſei. Im Gegenſatz zum KG. nimmt Friedlaender (JW. 1929, 
84) an, daß durch die vorerwähnten Geſetze der Begriff der Inſtanz⸗ 
beendigung für das Übergangsrecht nunmehr endgültig feſtgelegt 
ſei und daher die bereits eingebürgerte authentiſche Interpretation 
auch im neuen Armenrechtsgeſetz gelten müſſe, ſo daß alſo bezüglich 
der Anwaltskoſten die Inſtanz als vor dem 1. April 1929 beendigt 
anzuſehen ware, wenn die Zuſtellung des Urt. vor dieſem Tage 
oder bei Unanfechtbarkeit des Urt. deſſen Verkündung 
vorher ſtattgefunden habe. 

Zwiſchendurch ſei bemerkt, daß in dem zur Entſch. ſtehenden 
Falle m. E. auch die analoge Anwendung der erwähnten geſetzlichen 
Beſtimmungen über den Begriff der Inſtanzbeendigung zu keinem 
anderen Ergebnis führen könnte, da es ſich hier offenbar nicht um 
ein mit der Verkündung rechtskräftiges BU. handelt, ſondern um 
ein OLG.⸗Urteil, gegen welches mangels Erreichung der Reviſions⸗ 
ſumme ein Rechtsmittel nicht gegeben iſt. Sonſt hätte nämlich das 
KG. nicht über die Erinnerung zu entſcheiden gehabt. Derartige 
Urt. werden aber nicht mit der Verkündung rechtskräftig, ſondern 
erſt nach Ablauf der Reviſionsfriſt, da immer noch die Einlegung der 
Rev. aus einem der Gründe des 8 547 ZPO. möglich iſt und die 
Entſch. über die Zuläſſigkeit der Rev. nur dem Rev. zufteht (RG. 
70, 431, Förſter⸗Kann, Anm. 1d zu 8705 ZED.). 

Unanfechtbar i. S. der oben angeführten Übergangsbeſtim⸗ 


9. Juli 1928 im Beweisaufnahmeverfahren tätig geworden und hat 
auch an dieſem Tage verhandelt. Er hat daher zweifelsfrei bereits vor 
dem Inkrafttreten des Geſ. v. 20. Dez. 1928 das Recht erworben, 
die Prozeß⸗, die Verhandlungs⸗, die Beweis⸗ und die weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr, nach den höheren Sätzen des RGeſ. v. 6. Febr. 
1923 (RGBl. I, 103) berechnet, von der Staatskaſſe erſetzt zu ver⸗ 
langen (vgl. den Beſchl. des 20. ZivSen. des KG. v. 20. Sept. 1928, 
20 W 8359/28: ZW. 1928, 2790). Dieſes Recht kann dem Erinne⸗ 
rungsführer gem. Art. 153 Abſ. II Satz 2 RVerf. nur gegen an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung enteignet werden, ſofern nicht ein Reichs⸗ 
geſetz eiwas anderes beſtimmt. Das RGeſ. v. 20. Dez. 1928 beſtimmt 
aber nicht, daß von RA. erworbene Rechte entſchädigungslos ent⸗ 
eignet werden dürfen. Da das RGeſ. v. 20. Dez. 1928 auch nicht 
mit der gem. Art. 76 RVerf. für Verfaſſungsänderungen vorgeſchrie⸗ 
benen Zweidrittelmehrheit beſchloſſen worden it — die RT Druckſ. IV 
1928 Nr. 511 uſw. ergeben dies nicht —, ſo erſcheint es nicht als 
angängig, den Art. II RGeſ. v. 20. Dez. 1928 dahin auszulegen, 
daß durch ihn der dem Anwalte bereits erwachſene Gebührenanſpruch 
entſchädigungslos zu kürzen iſt. Daß es ſich hier um eine entſchädi⸗ 
gungsloſe Enteignung handeln würde, kann einem Zweifel nicht 
unterliegen, da bei der Beantwortung der Frage, ob eine ent⸗ 
ſchädigungsloſe Enteignung vorliegt, auf den einzelnen Fall ab⸗ 
geſtellt werden muß. Aus all dieſen Gründen hat die Staatskaſſe 
dem Erinnerungsführer die Prozeß⸗, die Verhandlungs⸗, die Beweis⸗ 
und die weitere Verhandlungsgebühr, nach den Süßen des RGeſ. v. 
6. Febr. 1923 (RGBl. I, 103), die in der Zeit v. 1. bis 20. Juli 
1928 wieder in Kraft geweſen ſind, zu erſtatten. 


(KG., 20. BivSen., Beſchl. v. 2. Mai 1929, 20 Wa 91/29.) 
* 


16. Ende der Inſtanz im Sinne des Art. II Abſ. II 
des Geſetzes betreffend die Erſtattung von Rechtsanwalts- 
gebühren und Anderung des Gerichtskoſtengeſetzes vom 
20. Dez. 1928 (RG Bl. I, 411). ) 

Das Urt. der BerInſt. iſt am 7. März 1929 verkündet worden. 
Es iſt dem Armenanwalte der Berufungsbeklagten erſt am 4. April 
1929 zugeſtellt worden. 

Der Armenanwalt der Berufungsbeklagten verlangt, daß ihm 
die Prozeßgebühr nach den Sätzen des Geſetzes betreffend die Er⸗ 
ſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen und Anderung 
des GKG. v. 20. Dez. 1928 (RGBl. I, 411) erſetzt werde, weil die 
BerInſt. nicht vor dem 1. April 1929 beendet geweſen ſei. 

Der Urkundsbeamte ſteht demgegenüber auf dem Standpunkte, 
daß zur Beantwortung der Frage, in welchem Zeitpunkte nach dem 
mungen ſind z. B. die BU. der LG., die Urt. der RevInſt. und 
Schiedsurteile. Da aber im vorliegenden Falle ein Urt. des KG. in der 
Ber Inſt. ergangen iſt und dieſes erſt nach dem 1. April 1929 zugeſtellt 
wurde, war die Inſtanz auch dann erſt nach dem Stichtag beendet, 
wenn man Art. V Abſ. 2 Satz 2 des Geſ. v. 28. Jan. 1927, wie 
Friedlaender es tut, für anwendbar erklärt. Im Ergebnis 
iſt daher dem KG. im vorliegenden Falle unbedingt beizutreten. 
Daß die Partei kein Intereſſe an der Zuſtellung des Urt. habe, kann 
aus den erörterten Gründen nicht angenommen werden (a. M. Fried- 
laender, JW. 1928, 6924). 

Aber auch die in den Gründen des Kammergerichtsbeſchluſſes 
niedergelegten Gedanken verdienen volle Anerkennung, nicht 
nur wegen des tiefen Verſtändniſſes, das der Senat für die Intereſſen 
des Anwaltsſtandes und den Sinn des neuen Armenrechtsgeſetzes zeigt. 
Sie decken ſich auch in bezug auf die Prozeßgebühr mit den Aus⸗ 
führungen von Friedlaender: JW. 1928, 2791 (Anm. zu Nr. 9) 
und IW. 1928, 1923 ff., woſelbſt gerade für das Übergangsrecht aus⸗ 
geführt wird, daß eine Erhöhung der Prozeßgebühr einzutreten hat, 
wenn die auf den Prozeßbetrieb gerichtete Tätigkeit des Anwalts 
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Geſetzes hinaus ans 
dauert, auch wenn keinerlei gerichtliche Tatigkeit mehr ausgeübt wird, 
vorausgeſetzt, daß keine anderweitigen poſitiven Übergangsbeſtim⸗ 
mungen vorliegen. Da letztere im Geſ. v. 20. Dez. 1928 jedenfalls 
bezüglich des Begriffes der Inſtanzbeendigung fehlen, erſcheint es 
durchaus berechtigt, das Ende der Inſtanz für die Anwaltskoſten erſt 
in den Zeitpunkt zu verlegen, in welchem alle auf die Inſtanz 
bezüglichen Tätigkeiten des Anwalts abgeſchloſſen ſind, bzw. 
eine weitere Tätigkeit des Anwalts für die Inſtanz nicht mehr 
erwartet werden kann. 

Wie derſelbe Senat des KG. in feinem Beſchl. v. 29. Nov. 1928 
(JW. 1929, 131) in Übereinſtimmung mit Friedlaender: JW. 
1928, 1924 ausgeführt hat, ſind derartige Tätigkeiten normalerweiſe 
auch nach Zuſtellung des Urt. möglich, ſei es durch mündliche oder 
ſchriftliche Beratung der Partei über die Zuläſſigkeit oder Ausſichten 
eines Rechtsmittels, über die Zweckmäßigkeit eines Vergleichs, ſowie 
auch infolge der Erwirkung eines Rechtskraftatteſtes. Auch hier kann 
wiederum auf die trefflichen Darlegungen von M. Friedlaender 
(JW. 1928, 1923 ff.) verwieſen werden, wo — allerdings nur für die 
Verfahrensgebühr — das Ende der Inſtanz dann angenommen 
wird, wenn „nach vernünftigem Ermeſſen und bei rich⸗ 
tiger Würdigung der Stellung des Anwalts keine 
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Art. II Abſ. 2 des Gef. v. 20. Dez. 1928 die Inſtanz beendet iſt, auf 
den Art. V Abſ. 2 Satz 2 des RGeſ. über die Gerichtskoſten und Ge⸗ 
bühren der RA. v. 28. Jan. 1927 (RCG Bl. I, 53) zurückzugreifen ſei, 
der beſtimmt: „Als Ende der Inſtanz i. S. dieſer Vorſchrift gilt in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, ſofern die Inſtanz mit einem Urt. 
abſchließt, hinſichtlich der Gerichtskoſten der Zeitpunkt der Verkündung 
und hinſichtlich der Anwaltskoſten der Zeitpunkt der Zuſtellung und, 
wenn ein Rechtsmittel gegen das Urt. nicht ſtattfindet, der Zeitpunkt 
der Verkündung.“ 

Da im vorliegenden Rechtsſtreite das Urt. der BerInſt. un⸗ 
anfechtbar ſei, liege das Ende der Inſtanz hinſichtlich der Anwalts⸗ 
koſten vor dem 1. April 1929. Dementſprechend hat der Urkunds⸗ 
beamte die dem Erinnerungsführer zu erſetzende Prozeßgebühr nach 
den Sätzen der RGeſ. v. 14. Juli 1928 (RGBl. I, 197) und v. 14. Juli 
1925 / 17. Dez. 1926 berechnet. 

Die Erinnerung hatte Erfolg: Die Vorſchrift des Art. J Abf. 2 
Satz 2 des Geſ. v. 28. Jan. 1927 (RGBl. I, 53) it eine Ausnahme⸗ 
vorſchrift, die bereits als ſolche einer analogen Anwendung nicht fähig 
iſt. Sie kann insbeſ. nicht auf den Art. II Abſ. 2 des RGeſ. v. 
20. Dez. 1928 (RGBl. I, 411) entſprechend angewendet werden, weil 
ſie dem Geiſte dieſes Geſetzes zuwiderläuft. Dieſes Geſetz iſt mit aus 
der Erwägung heraus beſchloſſen worden, daß die Notlage eines großen 
Teiles der Anwaltſchaft eine Beſſerſtellung der Rechtsanwälte in 
Armenſachen dringend erheiſche, und daß das Reich zu dieſer Beſſer⸗ 
ſtellung nach Kräften helfen müſſe. 

Es braucht hiernach nur geſagt zu werden, daß es dem Sinne 
des Geſ. v. 20. Dez. 1928 in keiner Weiſe entſpricht, das Ende der 
Inſtanz hinſichtlich der Anwaltskoſten zum Nachteil der Rechtsanwälte 
abweichend von der NAGEHD. zu beſtimmen. 

Was als Ende der Inſtanz i. S. des Art. II Abſ. 2 des RGeſ. 
v. 20. Dez. 1928 anzuſehen iſt, beſtimmt ſich mithin hinſichtlich der 
Anwaltskoſten lediglich nach der RAcGebO. Nach dieſer iſt aber die 
Verkündung des Urt. nicht das Ende der Inſtanz. Soweit der Be- 
griff der Inſtanz für die Prozeßgebühr des Rechtsanwalts von 
Bedeutung ift, hat der Senat in ſtändiger Rſpr. den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß weder die Verkündung noch die Zuſtellung des Urt. ihren 
Endpunkt bedeutet, ſondern daß bis zur Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels oder der Feſtſtellung der Rechtskraft der Entſch. noch ver⸗ 
ſchiedene Tätigkeiten des Anwalts denkbar find und in der Praxis 
täglich vorkommen, die im Rahmen des Geſchäftsbetriebes der Inſtanz 
liegen und durch die Prozeßgebühr abgegolten werden (vgl. hierzu 
den Beſchluß des 20. ZivSen. des KG. v. 29. Nov. 1928, 
20 W 10 092/28: JW. 1929, 131 26). 

Nach alledem iſt im vorliegenden Rechtsſtreite, in dem das Urt. 
der Ber Inſt. erſt am 4. April 1929 dem Erinnerungsführer zugeſtellt 
worden iſt, die Inſtanz hinſichtlich der Anwaltskoſten nicht vor dem 
J. April 1929 beendet geweſen. Der Erinnerungsführer hat daher die 
Prozeßgebühr, nach den Sätzen des Ref. v. 20. Dez. 1928 (RGSBl. J, 
11) berechnet, von der Staatskaſſe erſetzt zu verlangen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 25. April 1929, 20 Wa 79/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Katzman, Berlin. 
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weitere Tätigkeit des Anwalts für die Partei mehr 
vorzunehmen war“. 

Daß beiſpielsweiſe die Erwirkung eines Rechtshraftzeugniſſes 
für ein landgerichtliches BU., das mit der Verkündung rechtskräftig 
wird, nicht unter die notwendigen Alte fällt, ergibt ſich aus dem 
Vorgeſagten von ſelbſt. Einer Feſtſtellung der Rechtskraft bedarſ es 
in dieſem Falle nicht, einer Zuſtellung wohl nur im Hinblick auf 
9 750 Abi. 1 ZPO., falls eine Zwangsvollſtreckung aus dem Urt. er⸗ 
folgen ſoll. Da in dieſem Falle die Zuſtellung aber gleichzeitig mit 
der Vollſtreckung erfolgen kann, wird man ſie zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsinſtanz rechnen können. 

Zu beachten ift jedoch, daß das neue ArmAnwG. inſofern von 
den früheren Geſetzen abweicht, als es dem Armenanwalt im Falle der 
Beendigung der Inſtanz nach dem 31. März 1929 alle Gebühren 
nach den neuen Sätzen zubilligt, alſo auch die Aktgebühren, 
ſelbſt wenn die ſie begründende Tätigkeit vor dem Stichtag 
beendet war. Dies kann nach der Faſſung des Art. II Abſ. 2 des Geſ. 
v. 20. Dez. 1928 im Gegenſatz zu derjenigen des Art. II Abſ. 1 Satz 2 
des Geſ. v. 14. Juli 1928 keinem Zweifel unterliegen. Das KG. 
hatte im vorliegenden Beſchluſſe keine Veranlaſſung gehabt, hierauf 
einzugehen, da die Erinnerung ſich nur auf die Prozeßgebühr 
beſchränkte. 

Wohl aber erſcheint es zutreffend, eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatz dann zuzulaſſen, wenn dem Anwalt infolge des für 
die Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928 geltenden Übergangsrechts bereits 
höhere Gebühren erwachſen ſind, als ihm nach dem Geſ. v. 20. Dez. 
1928 zuſtehen, denn es widerſpricht dem Grundgedanken des Rechts⸗ 
anwaltsgebührenrechts, wohlerworbene Anſprüche durch Geſetzesände⸗ 
rung nachträglich zu kürzen, ebenſo auch — wie das KG. mit Recht 
hervorhebt —, den Art. 153 Abs. II Satz 2 Nerf. Ich habe aller⸗ 
dings in Nachtrag zu meinem Komm. zur NAGED. (Anm. 2 zu 
Art. II des Geſ. v. 28. Dez. 1928) mich der von Friedländer: 


Braunſchweig. 


17. 58 114 ff., 519 ZPO. Dem Berufungsbeklagten 
kann das Armenrecht ſchon während des Laufes der Friſt 
zur Zahlung der Prozeßgebühr bewilligt werden. 1 

Nachdem der Bekl. am 5. März 1929 gegen das ihn nach 
dem Klagantrage verurteilende Erkenntnis des LG. v. 16. Jan. 
d. J. Berufung eingelegt hatte, hat der Kl. am 12. März durch 
RA. M. neben dem Antrage auf Zurückweiſung der Berufung um 
Bewilligung des Armenrechts nachgeſucht. Durch Verfügung des 
Vorſitzenden v. 28. desſ. Mon. iſt ihm aufgegeben, ein Armuts⸗ 
zeugnis aus neuerer Zeit einzureichen. Dieſer Auflage iſt er am 
18. April d. J. nachgekommen. Am gleichen Tage hat der BeRl., 
der zwar den angeforderten Prozeßkoſtenvorſchuß rechtzeitig ge⸗ 
zahlt, aber die Berufung innerhalb der Friſt des $ 519 Abſ. 2 ZPO. 
nicht begründet hatte, das eingeführte Rechtsmittel zurückgenommen. 
Die Unzuläſſigkeit der Berufung gem. $ 519 b ED. hindert nicht 
deren Zurücknahme (vgl. Baumbach!, Anm. 2 a. E. zu 8 515 
ZPO.; Sellner, Anm. 3 zu 8 515 ZPO.; Os. 15, 150; a. A. 
Och. Stettin: 33P. 50, 218). In der Rſpr. beſteht aber Streit, 
ob die Bewilligung des Armenrechts an den VerBekl. erſt dann zu 
erfolgen hat, wenn feſtſteht, daß die Berufung nicht wegen formaler 
Mängel zu verwerfen iſt (jo OL. Frankfurk: Recht 1925 Nr. 723; 
München: JW. 1928, 744 22 Köln: 23.1928, 1566; Hamburg: 
HanſgiZ. 1928, 782; Dresden: JW. 1929, 12110, a. A. KG.: JW. 
1928, 1872 6; auch Stein⸗Jonas 14, Bem. II a. E. zu 8 114 
ZPO). Der Senat ſchließt ſich der Anſicht des KG. an, und zwar 
aus folgenden Erwägungen: 

Dem BerBekl. muß es unbenommen fein, ſich der Anwalts⸗ 
hilfe zu bedienen, ſobald ihm die Berufungsſchrift des Gegners 
mitgeteilt worden iſt. Von dieſem Zeitpunkt an beſteht für ihn das 
Rechtsſchutzbedürfnis im Berufungsverfahren. Nur mit Hilfe eines 
RA. kann er etwaigen verzögerlichen Handlungen des Berl. (Ar⸗ 
menrechtsgeſuch, Geſuch um Erſtreckung der Friſten zur Ein⸗ 
zahlung des Prozeßkoſtenvorſchuſſes und zur Berufungsbegründung) 
entgegengetreten und bei Zurücknahme des Rechtsmittels den An⸗ 
trag aus 8 515 Abſ. 3 ZPO. ſtellen. Es iſt ihm nicht zuzumuten, 
mit der Inanſpruchnahme eines RA. zu warten, bis die Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung feſtſteht. 

(OLG. Braunſchweig, 1. ZivSen., Beſchl. v. 2. Mai 1929, I V 57/29.) 
* 


Breslau. 

18. Erſtattungsfähigkeit der Koſten für Benutzung 
eines Autos zu einem Ortstermin durch einen Armen» 
anwalt. ) 

Einem Anwalt kann bei Ortsterminen, die in einer Großſtadt 
ſtattfinden, namentlich wenn der aufzuſuchende Ort nicht ſelbſt un⸗ 
mittelbar in der Nähe einer Halteſtelle der Straßenbahn gelegen iſt, 
die Benutzung des zeitraubenderen Verkehrsmittels der Straßen⸗ 
bahn nicht zugemutet werden, wenn er ſich ohne erheblich größeren 
Kostenaufwand und mit weſentlicher Zeiterſparnis eines Autos be⸗ 
dienen kann, dies insbeſ. dann nicht, wenn der Termin in die 


JW. 1929, 84 und Jacobi, Rechtsanwaltsgebührenerſtattung 2 S. 16 
vertretenen Gegenanſicht angeſchloſſen, kann aber bei näherer Prü⸗ 
fung der Rechtslage meinen früheren Standpunkt nicht 
aufrechterhalten und ſchließe mich dem KGG. an. Ebenſo 
LG. III Berlin (KGBl. 1929, 81). 

RA. Dr. Carlebach, Berlin. 


Zu 17. Die Entſch. ſetzt ſich erfreulicherweiſe in Widerſpruch 
mit der m. W. bei den meiſten OLG. herrſchenden Praxis. Dieſe 
Praxis ſtützt ſich offenbar auf die gleiche Praxis beim RG., ver⸗ 
kennt aber, daß die Frage für das BG. und das Rev. verſchieden 
liegt. Trotz der durch die Prozeßnov. von 1924 eingeführten Be⸗ 
ſchränkungen eröffnet die Ber Inſt. grundſätzlich ein novum judi⸗ 
cium, in dem die Anführung neuer Tatſachen und neuer Beweis⸗ 
angebote zuläſſig iſt. Auch der Ber Bekl. kann deshalb ein ſehr 
erhebliches Intereſſe daran haben, möglichſt frühzeitig mit ſeinen 
neuen Tatſachen und neuen Beweisangeboten in dem prozeßord⸗ 
nungsmäßigen Verfahren des vorbereitenden Schriftſatzes hervor⸗ 
zutreten. Das kann er prozeßordnungsgemäß nur durch einen beim 
Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt. Hinzu kommen die in der 
Entſch. hervorgehobenen Geſichtspunkte. Im Reviſionsverfahren 
kommt in der Tat bis zur Entſch. über die Zuläſſigkeit der Re⸗ 
viſion die Tätigkeit eines Prozeßbevollmächtigten des Revell. 
nicht in Frage. Sollte übrigens ausnahmsweiſe ein beſonderes In⸗ 
lereſſe des RevBekl. an Aufſtellung eines Prozeßbevollmächtigten 
dargetan werden, wird m. M. nach auch das Rev. keinen Anſtand 
nehmen, ſchon vor der Entſch. über die Zuläſſigkeit der Revision 
dem Rev Bekl. einen Armenanwalt beizuordnen. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 18. Die Entſch. iſt To zweifellos richtig, daß man ſich 
nur bedanernd fragen kann, warum es nötig wurde, daß fie in 
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Sprechſtundenzeit des Anwalts fällt. Der Zeitverluſt durch den Weg 
zur und von der Halteſtelle der Straßenbahn und das Warten auf 
letztere bedingt in der Regel gegenüber der Benutzung eines Kraft⸗ 
wagens namentlich bei verhältnismäßig kurzer Entfernung des 
Terminsorts von dem Büro des Anwalts einen ſehr viel höheren 
Zeitaufwand. Die geringfügigen Mehrkoſten, die für die zwei 
Fahrten mit dem Auto entſtanden ſind und die Koſten für die 
Benutzung der Straßenbahn nur um insgeſamt 1,20 % überſteigen, 
find daher dem Armenanwalt aus der Staatskaſſe zu erſetzen. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 19. Sept. 1929, 17 W 451/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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Darmſtadt. 


19. Die Armenanwaltsgebühren werden nicht fällig, 
wenn ein Urteil über den Grund des Anſpruchs ergangen 
und Berufung eingelegt iſt. f) 


Nach 88 1, 3 d. Geſ. v. 6. Febr. 1923 werden die Gebühren 
des Armenanwalts gegenüber der Staatskaſſe fällig, wenn über die 
Verpflichtung, fie zu tragen, eine Entſch. ergangen iſt, und bei Ber 
endigung der Inſtanz ($ 85 RA O., deſſen analoge Anwendung das 
Geſetz vorſchreibt). Ferner tritt die Fälligkeit der Gebühren auch 
dann ein, wenn das Verfahren länger als drei Monate ruht. 

Ein Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs beendet 
die Inſtanz nicht, der Rechtsſtreit bleibt vielmehr wegen der Höhe 
des Anſpruchs in der Inſtanz anhängig. Auch der Umſtand, daß 
ein ſolches Zwiſchenurteil hinſichtlich der Rechtsmittel dem End⸗ 
urteil gleichſteht und ſelbſtändig mit Berufung angefochten werden 
kann, begründet keine andere Aufſaſſung (vgl. Friedlaender, 
RAGebO. Anhang II zum erſten Abſchn. IV, 3 Note 19). Mit der 
„Beendigung der Inſtanz“ kann alſo der Auſpruch auf Koſten⸗ 
erſtattung nicht gerechtfertigt werden. 

Aber auch ein Ruhen des Verfahrens iſt nicht eingetreten. 
Der Senat lehnt die analoge Ausdehnung der Vorſchr. des 8 1 
d. Geſ. v. 6. Febr. 1923 ab. Gemeint iſt nur das Ruhen des Ver⸗ 
fahrens im techniſchen Sinn (88 251, 2513 ZPO.), ein rein tatſäch⸗ 
licher Stillſtand ſteht dem Ruhen nicht gleich. Vielmehr wird in 
ſolchen Fällen der Anſpruch an die Staatshaſſe nicht fällig. Der 


der BeſchwInſt. ergangen iſt und daß die Vorinſtanz ſich nicht zu 
dieſer ſelbſtverſtändlichen Entſcheidung aufgeſchwungen hat. 

Daß die Koſten, Schreibgebühren und Mühen, die hierdurch 
entſtanden ſind, unverhältnismäßig größer ſind als der geforderte 
Betrag, mag hingenommen werden, wenn das LG. die Entſch. für 
einen Prinzipienfall hielt. Aber eben dieſes Prinzip des LG. iſt 
ungeſund. In unſerer Zeit, in der alles auf Rationaliſierung, auf 
möglichſte Ausnutzung der Arbeitskraft des einzelnen drängt und 
drängen muß, ſollten auch ſämtliche Gerichte einſehen, daß auch der 
Anwalt dem Rechnung tragen muß, man ſollte nicht durch Abſetzung 
eines ſo geringfügigen Betrages zum Ausdruck bringen, daß man die 
Aufwendung dieſes Betrages nicht für zweckentſprechend hält. Es 
iſt nicht der landgerichtliche Beſchluß ſelbſt als die Einſtellung und 
Geſinnung, aus der er entſprungen iſt, der ſolche Entſcheidungen 
fo bedauerlich erſcheinen läßt und die einem ſcheinbar jo hleinlichen 
Fall wie dem vorliegenden eine gewiſſe Bedeutung verleiht. 

Magnus. 


Zu 19. Der erſte Teil der Entſch. iſt richtig. Der zweite 
ſträubt ſich mit rein formaliſtiſcher Begründung gegen eine dem 
praktiſchen Bedürfnis entſprechende Löſung, die m. W. zuerſt von 
Kraemer (JW. 1924, 1624) gefunden und ſeitdem vielfach von 
den Gerichten angenommen worden iſt. Dabei beruft ſich das 
OLG. Darmſtadt auf eine frühere Entſch. v. 12. Aug. 1925 (JW. 
1925, 2366 20), in der es ſogar bei beſchlußmäßiger Aus ſetzung 
des Verfahrens den § 1 Abſ. 2 Satz 2 Arm Anw. v. 6. Febr. 1923 
für nicht anwendbar erklärte. Intereſſant iſt die Begründung dieſer 
Entſch. Es wird auf die ſtrenge Terminologie des Geſetzes hin⸗ 
gewieſen, das Unterbrechung, Ausſetzung und Ruhen ausdrücklich 
unterſcheide. Auch ſei es nicht richtig, daß im Falle des Ruhens 
jederzeit durch einſeitigen Antrag das Verfahren wieder aufgenom⸗ 
men werden könne; nach der Nov. v. 13. Febr. 1924 ſei hierzu vor 
Ablauf von drei Monaten die Zuſtimmung des Gerichts nötig. 
„Aus dieſem Grunde“, fährt die Entſch. fort, „hat auch der 
Abſ. 2 des § 1 d. Gef. v. 6. Febr. 1923 ein längeres als dreimonat⸗ 
liches Ruhen für die Fälligkeit des Erſatzanſpruches beſtimmt. Auch 
aus dieſer Zeitbeſtimmung geht hervor, daß das Geſetz v. 6. Febr. 
1923 nur das Ruhen des Verfahrens nach $ 251 38O., das 
regelmäßig ſtets drei Monate dauert, gemeint hat.“ 

Aber wie ſollte der Geſetzgeber v. Febr. 1923 geahnt haben, 
daß ein Jahr ſpäter die ganz neue Regelung hinſichtlich des Ruhens 
des Verfahrens — Beſchränkung der Wiederaufnahme durch die 
Dreimonatsfriſt, evtl. die Zuſtimmung des Gerichts uſw. — ein⸗ 
treten werde? Gerade weil damals das Ruhen des Verfahrens ein 
Zuſtand war, der ohne Beſchlußfaſſung des Gerichts eintrat und 
fortdauerte, alſo im weſentlichen ein Zuſtand tatſächlicher 
Art, ſollte man auch unter der Geltung der Nov. von 1924 die 


Senat vermag ſich in der Entſch. des OLG. Breslau v. 12. April 
1927 (JW. 1927, 1655) und der von Friedlaender, NW 
GebO. Anhang II zum erſten Abſchn. IV, vertretenen abweichenden 
Anſicht nicht anzuſchließen, bleibt vielmehr bei dem in der Entſch. 
des FerSen. des erk. Gerichts v. 12. Aug. 1925 (JW. 1925, 
2366 20) ausgeſprochenen Grundſatz, wonach eine ausdehnende Aus⸗ 
legung der Beſtimmung d. Gef. v. 6. Febr. 1923 über die Fällig⸗ 
keit des Erſatzanſpruchs beim Ruhen des Verfahrens nicht möglich iſt. 
(OLG. Darnıftadt, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Juli 1929, 2 W 126/29.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Lichten, Mainz. 
* 
Düſſeldorf. 

20. Erhält der Armenanwalt vom Staat die Ver- 
gleichsgebühr, wenn er nach Verkündung des Endurteils 
im Urteilsergänzungs verfahren beim Abſchluß des Ber: 
gleichs mitwirkt? Begriff der Inſtanz. f) 

Die Antragſtellerin hat gegen den Antragsgegner den Erlaß 
einer EinſtwVerf. beantragt. Nachdem das LG. die EinſtwVerf. 
durch Beſchl. v. 15. März 1929 erlaſſen hatte, hat es auf den 
Widerſpruch des Antragsgegners die EinſtwVerf. durch Urt. v. 
6. Juni 1929 aufgehoben. Da in dem Urteil verſehentlich die Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung gem. 8 708 Ziff. 5 ZPO. unterblieben war, 
ſo hat der Antragsgegner die Antragſtellerin zwecks Ergänzung des 
Urteils vor das LG. geladen. In dem Termine zur Verhandlung 
über dieſen Antrag haben die Parteien einen Vergleich geſchloſſen. 

Der Prozeßbevollmächtigte des Antragsgegners RA. O., der 
dieſem nach Erlaß der EinſtwVerf. als Armenanwalt beigeordnet 
war, verlangt von der Staatskaſſe gem. Art. I 8 1 Geſ. v. 20. Dez. 
1928 die Zahlung der Vergleichsgebühr. Das LG. hat dieſe mit 
61 % dem RA. O. zugebilligt. Die Beſchwerde des Rechnungsamts 
des OLG. gegen dieſen Beſchluß kann keinen Erfolg haben. 

Dem Autragſteller war in vorliegendem Falle das Armenrecht 
für die erſte Inſtanz ſchlechthin, d. h. ohne Einſchränkung bewilligt 
worden. Die Bewilligung umfaßt ſomit den ganzen Prozeßbetrieb 
innerhalb der Inſtanz bis zu deren Abſchluß. Die Inſtanz iſt aber 
im vorliegenden Falle nicht bereits mit dem Urt. v. 6. Juni 1929, 
durch welches die EinſtwVerf. des LG. aufgehoben wurde, abgeſchloſſen 
worden. Da das LG. es nämlich verſäumt hatte, das Urteil für vor⸗ 


formellen Anforderungen hinſichtlich des Ruhezuſtandes nicht über⸗ 
ſpannen, ſondern den klar erkennbaren Zweck der Beſtimmung (die 
übrigens wörtlich meinem Vorſchlage in JW. 1921, 446 entnom⸗ 
men iſt) im Auge behalten. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 20. Nach 8 119 ZPO. erfolgt die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für jede Inſtanz beſonders, für die erſte Inſtanz einſchließlich 
der Zwangsvollſtreckung. Der Begriff der Inſtanz, der ja in den ver⸗ 
ſchiedenen Geſetzen und zuweilen ſelbſt innerhalb des gleichen Ge⸗ 
ſetzes in verſchiedenem Sinne gebraucht wird, iſt hier i. S. des Ge⸗ 
richtskoſtenrechts zu verſtehen, weil das Weſen des Armenrechts zu⸗ 
nächſt und in allen Fällen in koſtenrechtlichen Vorteilen hin⸗ 
ſichtlich der Gerichts koſten beſteht (jo die herrſch. Meinung, z. B. 
Stein⸗Jonas 14, 8 119 Anm. II; Baumbach, ZPO 8119 
Anm. I). Dabei iſt nun aber zu beachten, daß $ 119 Abſ. 1 ZPO. 
nur die Abgrenzung der einzelnen Inſtanzen gegeneinander 
regelt: die Armenrechtsbewilligung erfolgt „für jede Inſtanz be⸗ 
ſonders“; ſie wirkt alſo z. B. nach Rüchverweiſung vom RG. an das 
OLG. bei dieſem fort, wenn fie ſchon im früheren Berufungsver⸗ 
fahren erfolgt war, weil nach 8 27 Abſ. 2 GKG. die beiden Ver⸗ 
fahren vor dem OLG. eine Inſtanz bilden. Das gleiche gilt von 
dem Nachverfahren im Verhältnis zum Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß 
(8 25 Abſ. 2 GG.). Hinſichtlich der Abgrenzung der einzelnen 
Inſtanzen gegeneinander gelten nun in gleicher Weiſe die Regeln 
des GKG. für den Umfang der Beiordnung des Armen⸗ 
anwalts: wer für den Wechſelprozeß beigeordnet iſt, hat die 
arme Partei auch im Nachverfahren zu vertreten, und der Staat 
haftet auch in dieſem Verfahren für ſeine Koſten nach Maßgabe des 
Arm Anw. v. 20. Dez. 1928 (vgl. Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laenders, Anh. II zum I. Abſchn. Anm. 8). 

Dagegen ſagt weder die ZPO. noch das ArmAnwG. irgend 
etwas über die Frage, wann die einzelne Inſtanz, für die der Armen⸗ 
anwalt beigeordnet iſt, inhaltlich erſchöpft iſt, welche Tätigkeiten 
mithin zu den Obliegenheiten des Armenanwalts gehören und vom 
Staate zu honorieren ſind. Daß für dieſe Frage nicht der In⸗ 
ſtanzbegriff des GͤGG. maßgebend fein kann, ergibt ſich ſchon aus 
der unbeſtreitbaren Tatſache, daß wichtige Prozeßhandlungen, die 
zweifellos zu den Pflichten des Armenanwalts gehören, erſt nach 
Verkündung des Endurteils (das die Inſtanz i. S. des Ga. ab⸗ 
ſchließt) vorzunehmen ſind: z. B. die Zuſtellung des Urteils, die 
Tatbeſtandsberichtigung, die Urteilsergänzung uſw. Es kann ja 
ſogar vorkommen, daß ein Armenanwalt oder ein neuer Armen⸗ 
anwalt zum Zwecke der Vornahme dieſer Handlungen erſt nach 
Urteilsverkündung beſtellt wird: zu welcher Inſtanz ſollte ſeine 
Tätigkeit gehören, wenn nicht zu der des vorausgehenden Ver⸗ 
fahrens? Auch die Mitwirkung zu einem Vergleichsabſchluſſe vor Er⸗ 
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läufig vollſtreckbar zu erklären, und dem Antragsgegner die Antrag⸗ 
ſtellerin zwecks Ergänzung des Urteils vor dem LG. geladen hatte, 
fo wurde die Inſtanz jedenfalls nicht vor Erledigung dieſes Er⸗ 
gänzungsantrages beendet. Der Vergleich, der von den Parteien in 
dem zur Fortſetzung der Verhandlung über den Ergänzungsantrag 
beſtimmten Termine abgeſchloſſen wurde, iſt aber nicht nach der 
Beendigung der Inſtanz, gleichgültig, mit welchem Zeitpunkt man 
die Inſtanz als beendet anſieht (vgl. OLG. Kiel, 1 U 43/28: Ztſchr. 
des Bundes deutſcher Juſtizamtmänner 1929, 281), ſondern vor 
deren Beendigung abgeſchloſſen. Dem Armenanwalt ſteht daher die 
Vergleichsgebühr gegen die Staatskaſſe zu (vgl. JW. 1925, 1895). 
(OLG. Düſſeldorf, 1. Fer ZivSen., Beſchl. v. 13. Sept. 1929, 5 W 196/29.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. W. Oppenheimer, Duisburg. 

* 

Frankfurt a. M. 


21. 88 115 ff. ZPO. Armenrechtsbewilligung zu einem 
Bruchteil. Berechnung der zu erſtattenden Gebühren. f) 

Wird in dem Beſchluß über die Bewilligung des Armenrechts 
gem. 8 115 II 3PO. angeordnet, daß wegen eines beſtimmten 
Bruchteils die einſtweilige Befreiung von der Berichtigung der Ge⸗ 
richtskoſten ſowie der Gebühren und Auslagen des Anwalts nicht 
eintritt, ſo beſchränkt ſich die Erſtattungspflicht des Staates auf den 
reſtlichen Bruchteil der RAcheb. (Stein⸗Jonas, 1928, 8 115 IV; 
Jonas, GRG. 1927, 335; RG. 109, 272%). Da im vorliegenden 
Falle der Kl. zu ein Drittel und der Bell. zur Hälfte keine Be⸗ 
freiung erhalten haben, ſtehen dem Armenanwalt des Kl. gegen⸗ 
über dem Staat nur zwei Drittel, dem des Bekl. nur die Hälfte 
derjenigen Gebühren zu, die ſie bei unbeſchränkter Bewilligung des 
Armenrechts erhalten hätten. Wie der hiernach zu erſtattende Be⸗ 
trag zu berechnen iſt, iſt ſtreitig. 

Schon unter der Geltung des Gef. v. 6. Febr. /18. Aug. 1923, 
das die Gebühr von einem Streitwert von 2000 % als höchſte er⸗ 
ſtattungsfähige Gebühr einführte, war ſtreitig, ob der Armenanwalt 
bei teilweiſer Bewilligung des Armenrechts nur den entſprechenden 
Bruchteil dieſer Höchſtgebühr erhalten konnte (OLG. Breslau 2. Ziv⸗ 
Sen.: ZJuſtAmtm. 1926, 480), oder ob dieſe Höchſtgebühr nur 
eine oberſte Grenze für die Erſtattung der im übrigen nach 89 
RAGED. zu beſtimmenden Gebühr darſtellte (OS. Breslau 
3. Ziv Sen.: Recht 1925, 240; Königsberg: JW. 1926, 71; Celle: 
75 197 849; Kaſſel: JW. 1925, 828; Frankfurt: Jurgdſch. 1925 

eil. 5 

Nach dem Inkrafttreten des weiteren Geſ. v. 14. Juni 1925, 
das einen beſonderen Gebührentarif für die Erſtattung der Arm⸗ 
Anwcheb. an Stelle der Staffel des 8 I NAGEbD. einführte, werden 
ſogar drei Wege bei der Berechnung der Gebühren eingeſchlagen. 

Während eine in der Hauptſache von den Komm. vertretene 
Anſicht auch in dieſer neuen Gebührenſtaffel nichts anderes ſehen 
will als eine Höchſtgrenze der ſtaatlichen Erſtattungspflicht, die es 
nicht verbiete, bei teilweiſer Armenrechtsbewilligung den entſpre⸗ 
chenden Bruchteil der Gebühren zunächſt nach der unbeſchränkten 
Staffel des 8 9 NAGED. zu berechnen und erſt dann auf die Sätze 
des Art. I des Gef. v. 14. Juli 1925 zu ermäßigen, wenn die dort 


öffnung einer neuen Inſtanz gehört zweifellos zu dem Aufgaben⸗ 
kreis des Armenanwalts der Vorinſtanz, und es ware unbegreiflich, 
wenn der Staat die Vergütung für dieſe pflichtgemäße und der 
Rechtspflege in hohem Maße dienende Tätigkeit verweigern könnte. 

Die Entſch. des OLG. Düſſeldorf ift alſo richtig. Ebenſo RO. 
und Striemer: JW. 1925, 1895; KG. und Fürſt: Buſchs Z. 49, 
225 KG Bl. 1925, 39. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 21. Die Entſch. iſt nicht zutreffend. Den maßgebenden Ge⸗ 
ſichtspunkt hat ſie nicht gewürdigt. Das Quotenarmenrecht (8 115 
Abſ. 2 ZPO.) berückſichtigt ausſchließlich die Verhältniſſe der 
Partei und beſchränkt um ihretwillen das Armenrecht auf 
einen Teil der Anwalts- und Gerichtskoſten. Die hiernach der 
Partei geſtundete Quote wie die vorzeitig von ihr zu bezahlende 
Quote find ſelbſtverſtändlich von den ganzen, nach der AAGED. 
aus dem wirklichen Streitwerte ſich ergebenden Anwaltskoſten 
zu berechnen. Dagegen ſteht die dem Staat durch die Gel. 
v. 18. Aug. 1923, 14. Juli 1925, 20. Dez. 1928 uſw. einge⸗ 
räumte Vergünſtigung, insbeſ. die niedrigere Gebührenſtaffel 
der beiden zuletzt genannten Geſetze, in gar keinem inneren 
Zuſammenhauge mit dem Gedanken des Quoten⸗ 
armenrechts. Es gibt gar keinen Sinn, wenn man die Quote 
aus den Gebühren berechnet, für die der Staat dem Armenauwalt 
haftet; denn ſie dient doch nur der Berechnung derjenigen Koſten, 
von deren Bezahlung die Partei einſtweilen befreit iſt (8 115 Abſ. 2 
ZPO.), und dieſe Koſten können aus der beſonderen Armenrechts⸗ 
ſkala nie gefunden werden. Durchaus treffend ſagt Granz o w 
in einem Aufſatz 23.1928, 380 ff, der dem Od. Frankfurt a. M. 
anſcheinend entgangen iſt: „Die Beſchränkung des Armenrechts auf 
einen Bruchteil erfolgt um der Verhältniſſe desjenigen willen, der 


1) JW. 1926, 705. 


geſetzte Höchſtgrenze überſchritten werde (fo Friedlaender, 
RAGHD. S. 112 u. Note 23 a; Willenbücher S. 180; Mer z⸗ 
bacher, RAGED. 1927, Anm. 9; OLG. Hamm 10. BivSen.: 
ZJuſtAmtm. 1926, 479; Frankfurt 5. ZivSen.: 8. der Franff. 
Anw. 1929, 54), werden nach richtiger Anſicht der ArmAnwseb. 
nur nach dem Sondertarif des Gef. v. 14. Juni 1925 berechnet und 
dem Armenanwalt bei teilweiſer Bewilligung des Armenrechts nur 
der entſprechende Bruchteil dieſer Gebühren erſetzt (Rittmann⸗ 
Wenz 1928, 380; (OLG. Köln: JJuſtAmtm. 1928, 464; Stettin: 
Buſchs Z. 52, 103; Dresden: Sächſ⸗Thur Arch. 1928, 19; Nürnberg: 
Bay Z. 1928, 25; Frankfurt a. M. 2. Ziv Sen., 2 W 85/29). 

Von anderer Seite wird ſchließlich ein mittlerer Weg ein- 
geſchlagen, der jedoch bei hohen Streitwerten zu den gleichen Er⸗ 
gebniſſen führt wie die erſtgenannte Berechnungsweiſe. Jonas, 
1927, S. 340, teilt den zunächſt nach $ I RACE). errechneten Ge⸗ 
bührenbetrag entſprechend dem Bruchteil der Armenrechtsbewilligung, 
ermittelt dann, welchem Streitwert dieſer Bruchteil ebenfalls nach 
8 9 RAGED. entſpricht, und erſetzt dem Armenanwalt dann die 
volle Gebühr des Art. I des ErſtattG., berechnet nach dem jo ge⸗ 
fundenen neuen Streitwert (fo auch KG.: JW. 1929, 134). 

Der letzteren Anſicht kann der Senat nicht beitreten, weil ſie 
im Geſetz keine Stütze findet. Die Zugrundelegung eines nur ge⸗ 
dachten beſonderen Streitwertes für die Erſtattung der Arm Anw⸗ 
Geb. iſt willkürlich und kann auch nicht, wie Jonas meint, als 
„entiprechende Anwendung des Geſ. v. 14. Juli 1925“ bezeichnet 
werden. 

Die Möglichkeit der teilweiſen Armenrechtsbewilligung nach 
§ 115 II ZPO. war ſeit dem Gef. v. 18. Dez. 1919 (RGBl. 2113) 
gegeben, lag alſo bei Erlaß der Geſetze über die Erſtattung der 
ArmAnwceb. ſchon vor. Da dieſe Geſetze keine ausdrückliche Rege⸗ 
lung für den Fall der teilweiſen Bewilligung vorſehen, iſt zu er⸗ 
mitteln, welche Schlüſſe aus dem Schweigen des Geſetzgebers zu 
ziehen ſind. 

Nach 8 1 des Gef. v. 6. Febr. 1923 werden dem Armenanwalt 
grundſätzlich die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RA⸗ 
GebO. und der fie ergänzenden Vorſchriften von der Staats kaſſe 
erſetzt. Durch Art. I des Geſ. v. 14. Juli 1925 wird die Erſtattung 
jedoch dadurch beſchränkt, daß „an die Stelle der vollen Gebühr“ (89 
RAGebO.) andere niedrigere Gebühren treten. Zweifellos iſt dem⸗ 
nach Art. I eine Beſchränkung der Regel, iſt alſo keiner ausdehnen⸗ 
den Auslegung zugänglich. Bei unbefangener Betrachtung kann 
Art. 1 aber nur dahin verſtanden werden, daß für die Erſtattung 
der ArmAnwGeb. die Sätze des 8 9 RAGED. ausgeſchaltet und 
durch die beſonderen Sätze des Art. I erjet werden ſollen. Daß dieſe 
Ausſchaltung der allgemeinen Gebührenſtaffel nicht auch dann ein⸗ 
treten, ſoll, wenn das Armenrecht nur teilweiſe bewilligt iſt, hätte 
im Geſetz ausdrücklich beſtimmt werden milffen. Mangels einer der⸗ 
artigen Beſtimmung muß Art. I auf alle Fälle der Erſtattung von 
ArmAnwGeb. angewandt werden. Beſchränkt ſich der Erſtattungs⸗ 
anſpruch des Armenanwalts gem. $ 115 IT 3PO. auf einen Bruch⸗ 
teil ſeiner Gebühren, ſo iſt auch dieſer Bruchteil aus der Gebühren⸗ 
ſtaffel des Art. zu berechnen. 


das Armenrecht nachgeſucht hat, und nicht im Hinblick auf die Be⸗ 
ziehungen des beigeordneten Armenanwalts zur Staatskaſſe. Wenn 
ſich letztere alſo darauf beruft, daß das Armenrecht nur zu einem 
Bruchteil bewilligt ſei, ſo bringt ſie in ihr Rechtsverhältnis zum 
Armenanwalt einen Geſichtspunkt aus den Umftänden, die in einer 
dritten Perſon begründet find. Nicht der Staatskaſſe iſt das Teil⸗ 
armenrecht bewilligt, ſondern der Partei.“ 

Ich ſtimme mit Granzow und ebenſo mit OLG. Celle: 
VurBl. 1928, 78 auch bezüglich der weiteren Folgerungen aus dem 
Geſagten durchaus überein. Nehmen wir an, der Streitwert betrage 
5000 RA; das Armenrecht fei zu einem Drittel bewilligt; entſtanden 
fei nur eine Prozeßgebühr. Sie beträgt nach der RAGebO. 145 RM. 
Das Armenrecht bezieht ſich alſo hinſichtlich der Anwaltskoſten auf 
ein Drittel von 145 = 48,35 RM. Da der Staat bei einem Streit⸗ 
wert von 5000 AM bis zu einer Gebühr von 60 RAM (nach Gef. v. 
20. Dez. 1928) haftet, ſo erhält hier der Armenanwalt vom Staat 
48,35 RM. Eine Umrechnung nach irgendwelchen fiktiven Streit⸗ 
werten — wie ſie z. B. vom KG. und von Jonas (der übrigens 
verſehentlich meine Ausführungen bei Walter ⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, Anh. II zum I. Abſchn. Anm. 14 Fußnote 23 a, 
in ſeinem Sinne auffaßt) vorgenommen wird — findet nicht ſtatt. Das 
ArmaAnwcß. kennt nur wirkliche Streitwerte, und § 115 Abſ. 2 
ZPO. kann nie zu einer Teilung des Streitwerts, ſondern nur zu 
einer Teilung der Koſten führen. — 5 

Beträgt der Streitwert in unſerem Beiſpiel 2000 AM, die 
Gebühr nach der RAGeb OO. alſo 75 RA, fo hat der Staat nur ein 
Drittel hiervon 25 Nell zu erſtatten, nicht etwa den vollen Betrag 
der Armenrechtsgebühr (50 Rd), Denn er haftet nur für die Koſten 
des Armenanwalts als ſolchen; beim Quotenarmenrecht alſo 
höchſtens bis zur Höhe der Quote aus den geſamten Anwalts⸗ 
Roſten der Partei. Die reſtigen 50 K. „ ſchuldet dieſe ohne die Wohl⸗ 
taten des Armenrechts. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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Hierin liegt keine das Gef. v. 14. Juli 1925 ausdehnende 
weitere Beſchränkung der Erſtattungspflicht des Staates (fo 
Kraemer: Buſchs Z. 52, 103; Willenbücher S. 180). Im 
Gegenteil würde es eine Erhöhung der Erſtattungspflicht bedeuten, 
wenn der Staat da, wo er nur einen Bruchteil der Gebühren zu 
erjegen hat, den gleichen Betrag erſtatten ſollte, wie bei unbe⸗ 
ſchränkter Armenrechtsbewilligung. 

Es iſt auch nicht einzuſehen, daß die uneingeſchränkte An⸗ 
wendung der ermäßigten Gebührenſtaffel dem Sinn und Zweck des 
Geſetzes nicht gerecht werde. Hat der Geſetzgeber die Sätze des 
Art.! als eine der Notlage des Staates entſprechende angemeſſene 
Abgeltung der vollen Gebühr angeſehen, ſo braucht er nicht von 
einem höheren Grundbetrag auszugehen, wenn er nur zum teil⸗ 
weiſen Erſatz der Gebühren verpflichtet iſt. 

Der hier vertretenen Berechnungsweiſe iſt auch das RG. in 
ſeiner Entſch. v. 20. Febr. 1925 (RG. 111, 36) gefolgt, in der es 
dem Armenanwalt einen Anſpruch gegen das Neich auf vier Fünftel 
ſeiner Gebühren zuſprach und dieſen Bruchteil nach dem ermäßigten 
Satz des Erftatt®. errechnete. 

Da im vorliegenden Falle der Streitwert 5100 RM betrug, 
erhält der Armenanwalt des Kl. zwei Drittel, der des Bekl. die 
Hälfte der bei dieſem Streitwert nach dem Geſ. v. 14. Juli 1925 
zu erſtattenden Gebühren. 

Das Geſ. v. 20. Dez. 1928 findet keine Anwendung, da die 
Inſtanz vor ſeinem Inkrafttreten beendet war. 

(OLG. Frankfurt a. M., 3. ZivSen., Beſchl. v. 14. Juni 1929, 3 U 
256/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Dallwig, Frankfurt a. M. 


* 
Hamm. 

22. 88 13 Ziff. 4, 14 Abſ. 1 RA Geb O. Zur Frage der 
Entſtehung von Prozeß⸗ und Beweisgebühr zugunſten des 
Armenanwalts. f) 

Durch Beſchl. v. 19. Jan. 1929 hat das 2. den Beſchwx. 
(RA. K.) der Bekl. als Armenanwalt zugeordnet. Am 7. Febr. 
1929 hat der Kl. mitgeteilt, daß die Parteien ſich ausgeſöhnt 
hätten. In der Zwiſchenzeit hat RA. K. am 31. Jan. 1929 in einer 


Zu 22. Soweit ſich die obige Entſch. mit der Prozeßgebühr 
befaßt, wird ſie nach dem mitgeteilten Tatbeſtande nicht zu bean⸗ 
ftanden ſein. Es ergibt ſich daraus die Mahnung an die Kollegen, 
die Anwaltsbeſtellungsanzeige an den Gegner auch im Falle ihrer 
Beiordnung im Armenrechte nicht zu unterlaſſen oder zu ver⸗ 
zögern. Wäre ſie im vorliegenden Falle erfolgt, ſo hätte die volle 
Prozeßgebühr zugebilligt werden müſſen. Daß die Unterſcheidungen 
des § 14 RAGebO. nicht immer ſinnvoll und feine Vorſchriften da⸗ 
her reformbedürftig ſind, erhellt gleichfalls aus obigem Tatbeſtand. 

Soweit ſich die Entſch. mit der Beweisgebühr befaßt, 
iſt ſie entſchieden abzulehnen. Sie ſetzt ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit der ſeit Jahrzehnten herrſchenden Praxis. 
Es handelt ſich hier nicht um die Frage, wann das gerichtliche Beweis⸗ 
verfahren i. S. d. 8 13 NAGEHD. beginnt. Die überwiegende Meinung 
nimmt jetzt an, daß dieſer Zeitpunkt jedenfalls mit Verkündung eines 
Beweisbeſchluſſes eintritt (vgl. z. B. KG. 1928, 2160 1s; Sonnen: 
JW. 1929, 138%). Aber auch vom Standpunkt derer aus, die an⸗ 
nehmen, daß noch irgendeine beſondere Handlung des Gerichts zur 
Durchführung des Beſchluſſes hinzukommen muſſe (OLG. Breslau: 
JW. 1929, 13637), peſteht kein Zweifel darüber, daß im vorliegenden 
Falle durch Anberaumung und Mitteilung des Beweistermins das 
Beweisverfahren eröffnet war. Das OLG. Hamm verſagt gleich⸗ 
wohl die Beweisgebühr, weil der Armenanwalt als ſolcher keine 
Vertretung der Partei im Beweisaufnahmeverfahren geführt habe. 
Zwar genüge jede Tätigkeit, die der RA. im Beweisaufnahme⸗ 
verfahren im Intereſſe feiner Partei ausübe; aber die Verſtändigung 
der Partei von dem Beweistermin ſei eine reine Botentätigkeit, und 
dieſe ſei nicht geeignet, die Beweisgebühr zu begründen. 

Mit dieſem Satz wird das Grundprinzip des Pauſchalſyſtems 
verleugnet, auf dem unſere GebO. beruht. Wenn der Anwalt für 
ſeine Partei während des Beweisaufnahmeverfahrens irgendeine 
Tätigkeit entfaltet, die auf dieſes Verfahren Bezug hat, ſo iſt er 
„im Beweisaufnahmeverfahren“ tätig geworden. Ob dieſe Tätigkeit 
ſchwierig oder leicht, umfangreich oder geringfügig, mechaniſch oder 
mit beſonderem Nachdenken verbunden iſt, darf nicht berücksichtigt 
werden; es darf ja auch zum Vorteil des Anwalts nicht be⸗ 
achtet werden, wenn er etwa — wie es unendlich oft der Fall iſt — 
bei kleinem Streitwert mühſame und langwierige geiſtige Arbeit 
leiſten muß. Es liegt in der Natur der Sache, daß der Anwalt nach 
Beginn des Beweisverfahrens ſeine Tätigkeit auf die beſonderen 
Ziele dieſes Verfahrens einſtellen muß. Deshalb erhält er für 
jede dieſes Verfahren betreffende Tätigkeit die Gebühr des 8 13 
Nr. 4 RAcGgeb O., die eine Pauſchalgebühr wie jede andere, übrigens 
— trotz der beſonderen Bedeutung gerade dieſes Verfahrensabſchnittes 
— nur halb ſo hoch iſt wie die ſonſtigen Normalgebühren. Die Be⸗ 
achtung der Beweistermine, die Sorge für ihre Wahrnehmung und 
für die Verſtändigung der Partei von ihrem Stattfinden ſind zwar 
keine ſchwierige, aber eine wichtige und verantwortungsvolle Auf⸗ 
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Zuſchrift an das LG. in Erledigung einer Erinnerung erwidert, daß 
ein vorher geſtellter Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens nicht 
aufrechterhalten werde, und hat unter Hinweis auf die inzwiſchen 
erfolgte Bewilligung des Armenrechts gebeten, dem Verfahren Fort⸗ 
gang zu geben. Im ferneren hat der BeſchwF. laut ſeiner in ber 
Beſchwerdeſchrift enthaltenen Angabe ſeiner Partei am 5. Febr. 
1929 von der Anſetzung des auf den 13. Febr. 1929 anberaumten 
Beweistermins Mitteilung gemacht. Der Beſchw. hat alsdann um 
Erſtattung ſeiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe er⸗ 
ſucht und hat u.a. eine volle Prozeßgebühr und die halbe Beweis⸗ 
gebühr des § 13 Ziff. 4 RAGED. liquidiert. Durch Beſchl. v. 
1. März 1929 hat der Urkundsbeamte des LG. nur eine halbe Prozeß⸗ 
gebühr zugebilligt und hat den Gebührenanſpruch des BeſchwF. im 
übrigen abgewieſen. LH. und OLG. haben in gleicher Weiſe ent⸗ 
ſchieden. Was zunächſt die Prozeßgebühr anlangt, ſo entſpricht die 
Zubilligung einer halben Prozeßgebühr in einem Falle wie dem 
vorliegenden der Praxis des unterzeichneten Senats. Durch die 
Beſtellung zum Armenanwalt erlangt der RA. einen Anſpruch gegen 
die Staatskaſſe hinſichtlich ſeiner Gebühren nur, ſoweit ſie nach 
ſeiner Beiordnung entſtanden bzw. neu entſtanden ſind. Auch 
hinſichtlich der Prozeßgebühr bleibt die vor ſeiner Beiordnung ent⸗ 
faltete Tätigkeit außer Betracht. Es iſt alſo zu prüfen, ob die den 
Geſchäftsbetrieb umfaſſende Tätigkeit, ſoweit ſie nach der Bei⸗ 
ordnung ſtattgefunden hat, die volle Gebühr nach 8 13 Ziff. 1 
oder nur die halbe Gebühr nach 8 14 Abſ. 1 ausgelöſt hat. Letz⸗ 
teres iſt dann der Fall, wenn der RA. nach feiner Beiordnung einen 
Schriftſatz nicht hat zuſtellen laſſen. Daß die Mitteilung des Be⸗ 
weistermins an die Partei nicht als Zuſtellung eines Schriftſatzes 
i. S. von § 14 Abſ. 1 anzuſehen iſt, iſt ohne weiteres klar. Aber 
auch die an das Prozeßgericht gerichtete Zuſchrift v. 31. Jan. 
bedeutet nicht die Zuſtellung eines Schriftſatzes. Die Zuſtellung 
eines Schriftſatzes liegt nur dann vor, wenn ſie an die Gegen⸗ 
partei erfolgt iſt. Daß eine ſolche Zuſtellung geſchehen ſei, hat der 
BeſchwF. nicht geltend gemacht. Im ferneren iſt auch ein Anſpruch 
auf die Beweisgebühr nach der Zuordnung des BeſchwF. nicht zur 
Entſtehung gelangt. Zwar iſt zur Entſtehung der Gebühr für aus⸗ 
reichend erachtet, wenn der RA. in dem Beweisaufnahmeverfahren 
irgendeine Tätigkeit im Intereſſe ſeiner Partei vorgenommen hat. 


gabe des Prozeß bevollmächtigten, deren Vernachläſſigung die ſchwer⸗ 
ſten Folgen haben kann. 

Wenn man die bloße Mitteilung von Tatſachen, die ja auch 
ſonſt im Anwaltsberufe praktiſch eine große und wichtige Rolle 
ſpielt, im Gebührenrecht als nicht zur anwaltſchaftlichen Berufs⸗ 
tätigkeit gehörig ausſchalten wollte, ſo käme man zu höchſt merk⸗ 
würdigen und ungerechten Ergebniſſen. Das bedarf wohl keiner wei⸗ 
teren Darlegung. Gerade die Benachrichtigung der Partei von der 
Terminsanberaumung iſt bisher ſtets als ein typiſcher Fall äußer⸗ 
lich ſichtbarer Tätigkeit im Beweisverfahren angeſehen worden. 
RG. 44, 399 JW. 1899, 493 30 ſagt, eine ſolche Benachrichtigung 
begründe auch dann die Beweisgebühr, wenn „ſich eine weitere 
Mitteilung über den Stand der Sache und die bei der Beweisauf⸗ 
nahme etwa beſonders zu beachtende Momente nicht damit ver⸗ 
bindet, ſondern das weitere lediglich dem eigenen Ermeſſen und 
der eigenen Kenntnis der Partei von der Sachlage anheimgeſtellt 
und überlaſſen bleibt. Auch dieſe, wenngleich mit geringer Mühe⸗ 
waltung verbundene Tätigkeit dient dem Intereſſe der Partei in 
unmittelbarer Beziehung zur Beweisaufnahme ...“. Ebenſo hat 
ſich das RG. ſchon in früheren Entſch. ausgeſprochen, fo in JW. 
1896, 150 29, 32112; 1898, 390 1; in den beiden erſtgenannten 
auch für den Fall der Wiederaufhebung eines Beweistermins 
und der hierauf bezüglichen Verſtändigung der Partei. In anderen 
hat es die Empfangnahme der Ladung zum Beweistermin durch 
den Anwalt für genügend erklärt (JW. 1884, 21415; ebenſo aus 
neueſter Zeit OLG. Celle: Recht 1928 Nr. 935; JW. 1929, 136 38). 
Die bloße Auftragserteilung oder Aktenüberſendung an einen aus⸗ 
wärtigen Kollegen zwecks Wahrnehmung des Beweistermins wurde 
— ohne Unterſuchung der Frage, ob eine ſachliche Informations⸗ 
erteilung erfolgte — als ausreichend bezeichnet vom RG. 26, 376; 
die Einzahlung des geforderten Auslagenvorſchuſſes durch den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vom DLG. Düſſeldorf: JW. 1922, 14059 uſw. 
Würde die Anſicht des OLG. Hamm Schule machen, fo kämen wir 
zu einer dem Syſtem des Geſetzes und der ganzen bisherigen Praxis 
widerſprechenden, für die Anwaltſchaft untragbaren qualitativen Wer⸗ 
tung und quantitativen Abmeſſung ihrer prozeſſualen und außer⸗ 
prozeſſualen Handlungen durch die Geſchäftsſtellen und Gerichte; 
die nichtsſagende Floskel würde als „Beratung“ bewertet, die ſach⸗ 
liche Pflichterfüllung als „Botentätigkeit“ abgetan werden. Während 
ſonſt gerade hinſichtlich der Beweisgebühr in den letzten Jahren 
deutlich eine fortſchrittliche Entwicklung in der Rſpr. wahrnehmbar 
war, gekennzeichnet durch die Abkehr von lebensfremden und klein⸗ 
lichen Unterſcheidungen (vgl. etwa KG.: JW. 1928, 216018), be⸗ 
deutet die Entſch. des OLG. Hamm einen bedauerlichen Rückſchritt 
und eine Wiederaufrollung von Fragen, die ſeit mehr als einem 
Menſchenalter keine Fragen mehr ſind. 

RA. Dr. Friedlaender, Münden. 
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Eine ſolche liegt aber nicht vor, wenn ſie in einer bloßen Boten⸗ 
tätigkeit beſteht. Nach Vortrag des BeſchwF. ift nach feiner Zu⸗ 
ordnung nur die Mitteilung v. 5. Febr. 1929 an die Partei er⸗ 
folgt, daß ein Beweistermin auf den 13. Febr. anberaumt ſei; 
dieſe Mitteilung kann aber nicht anders als eine reine Boten⸗ 
tätigkeit bewertet werden. 


(OLG. Hamm., 10. Ziv Sen., Beſchl. v. 16. Mai 1929, 10 W 144/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kaiſer, Hamm i. Weſtf. 


* 

23. 8 13 Ziff. 4 RAGeboO. Vorausſetzungen für die 
Entſtehung des Anſpruchs des Armenanwalts auf Erſtat⸗ 
tung einer Beweisgebühr gegenüber der Staatskaſſe. 5) 

Der BeſchwF. iſt durch Beſchl. des LG. in Dortmund vom 
17. Dez. 1928 der Kl. für die erſte Inſtanz als Armenanwalt bei⸗ 
geordnet worden. Im Verhandlungstermine v. 22. Febr. 1929 iſt 
Beweisbeſchluß ergangen. Dieſer iſt dem BeſchwF. abſchriftlich über⸗ 
ſandt worden, der alsdann feinerjeit3 eine Abſchrift des Beweis⸗ 
beſchluſſes der Kl. erteilt hat. Im ferneren hat der Beſchwy. 
nach Anberaumung des Termins zur Beweisaufnahme auf den 
26. März 1929 die Ladung zum Beweistermin entgegengenommen 
und ſeine Partei von dem Termin benachrichtigt. Der Beweis⸗ 
aufnahme ſelbſt hat er jedoch nicht beigewohnt. Am 2. Mai 1929 
iſt alsdann weiterverhandelt worden und Urteil ergangen. 

Der BeſchwF. fordert Gebührenerſtattung nach einem Objekt 
von 2000 AM, und zwar neben der Prozeßgebühr und der Verhand⸗ 
lungsgebühr u. a. auch eine Beweisgebühr ($ 13 Ziff. 4 RAGebdO.) 
ſowie eine weitere Verhandlungsgebühr (8 17 RAGebO.). Der 
Urkundsbeamte und LG. haben die beiden letztgenannten Gebühren 
nebſt der entſprechenden Umſatzſteuer abgeſetzt. Die Beſchwerde iſt 
begründet. 

Nach § 13 Ziff. 4 RAGebO. hat der BeſchwF. einen Anſpruch 
auf die Beweisgebühr, wenn er die Partei in einem Beweisauf⸗ 
nahmeverfahren vertreten hat, ſofern die Beweisaufnahme nicht 
bloß in der Vorlegung der in den Händen des Beweisführers oder 
ſeines Gegners befindlichen Urkunden beſteht. Die bezeichnete Gebühr 
ſoll nach den Motiven ein Entgelt darſtellen „für den Mehraufwand 
an Zeit und Tätigkeit, welche unzweifelhaft eine Beweisaufnahme 
bedingt“. Eben darum iſt eine die Beweisgebühr auflöſende Ver⸗ 
tretung i. S. § 13 Ziff. 4 in jeder beſonderen Tätigkeit des Anwalts 
zu erblicken, die mit der Beweisaufnahme in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhaug ſteht (vgl. Willenbücher, § 13 Anm. 15 RU 
GebO.; Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 8. Aufl., Anm. 90). 
Eine ſolche Tätigkeit hat hier aber ſtattgefunden, indem der Beſchwỹ. 
den Beweisbeſchl. v. 22. Febr. 1929 entgegengenommen, ihn durchgeſehen 
und die Kl. von ſeinem Inhalt in Kenntnis geſetzt hat. Dieſe Hand⸗ 
lungen enthalten nicht etwa, wie das LG. unzutreffend annimmt, 
nur eine mechaniſche Botentätigkeit: vielmehr hat der 
Anwalt bei Entgegennahme des Beweisbeſchluſſes pflichtgemäß zu 
prüfen, ob der ihm mitgeteilte Beſchluß nach jeder Richtung hin 
den an ihn zu ſtellenden Anforderungen entſpricht, insbeſ. die zu 
erhebenden Beweiſe richtig wiedergibt, die Anträge der Parteien zu⸗ 
treffend berückſichtigt uſw. und auf Grund dieſer Prüfung ſeine Ent⸗ 
ſchließungen zu treffen. Alles dies ſtellt eine beſondere ſelbſtändige 
und verantwortliche Tätigkeit, eine Intereſſenvertretung der Partei 
innerhalb des Beweisaufnahmeverfahrens dar, die nach der Praxis 
des Senats die Beweisgebühr des § 13 Ziff. 4 RAGGebO. begründet. 

Wenn das LG. demgegenüber ſeine entgegengeſetzte Auf⸗ 
faſſung durch den von ihm angezogenen Beſchluß des Senats vom 
16. Mai 1929 beſtätigt glaubt, ſo beruht dieſer Hinweis auf einer 
mißverſtandenen Auslegung der letztgenannten Entſch. In dem dort 
zur Entſch. ſtehenden Falle beſtand die Tätigkeit des Anwalts nach 
ſeiner Beiordnung als Armenanwalt lediglich darin, daß er die 
Mitteilung von der Anberaumung des Beweistermins entgegen⸗ 
nahm und ſeiner Partei davon eine entſprechende Nachricht zu⸗ 


Zu 23. Die Entſch. muß im Anſchluß an den von mir bes 
ſprochenen Beſchl. desſ. Sen. v. 16. Mai 1929 geleſen werden. 
Es ſcheint, daß dieſer Beſchluß bereits begonnen hatte, verhängnis⸗ 
volle Folgen und Folgerungen herbeizuführen. Die gegenwärtige 
Entſch. lehnt dieſe Folgerungen ab und weiſt darauf hin, daß es 
ſich damals um einen Ausnahmefall gehandelt habe, in dem der 
Armenanwalt als ſolcher im Beweisverfahren eine reine Boten⸗ 
tätigkeit ausgeübt habe. Daß die Unterſcheidung überhaupt nicht 
gerechtfertigt iſt, wurde bereits dargetan; das RG. verwirft ſie aus⸗ 
drücklich mit Bezug auf die bloße Mitteilung des Beweistermins 
oder ſeiner Abſetzung. Auch wenn man eine „Intereſſenvertretung 
der Partei in bezug auf das Beweisverfahren“ nur in „ſelbſtändigen 
und verantwortlichen“ Handlungen des Anwalts erblicken will, jo 
iſt nicht einzuſehen, warum eine ſolche Handlung zwar in der Enk⸗ 
gegennahme und Übermittelung des Beweisbeſchluſſes liegen ſoll, 
nicht aber in der Annahme und Mitteilung der Terminsbeſtimmung. 
Auch hier hat der Anwalt zu erwägen, welche Mitteilungen er der 


Partei in bezug auf den Termin, ſeine Wahrnehmung, ſeine evtl. 
notwendige Verlegung uſw. machen ſoll, ob er ſich auf die bloße 
Übermittelung beſchränken oder Weiſungen und Ratſchläge bei⸗ 


fügen ſoll uſw. Die Unterlaſſung dieſer Erwägungen kann zu Er⸗ 
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kommen ließ. Eine Entgegennahme, Durchſicht und Weitergabe 
des Beweisbeſchluſſes hatte dagegen durch den Armenanwalt 
nicht ſtattgefunden. Gerade dieſe aber iſt, wie oben ausgeführt, eine 
ſelbſtändige und verantwortliche Intereſſenvertretung innerhalb des 
Beweisaufnahmeverfahrens, die als ſolche die Gebühr des 8 13 
Ziff. 4 RAGebO. zu begründen geeignet iſt. , 

Dem BeſchwF. ſteht ein Anspruch auf Erſtattung der Beweis⸗ 
und weiteren Verhandlungsgebühr zu. 

(Od. Hamm, Beſchl. v. 11. Juli 1929, 10 W 229/29.) 
Mitgeteilt von RA. Silbermann, Dortmund. 
* 
Jena. 

24. 8 11 RA Geb O. Die Streitwertfeſtſetzung iſt für die 
RA Geb. nicht maßgeblich, wenn nach Beendigung der In⸗ 
ſtanz für das Gericht, aber vor Beendigung der anwalt⸗ 
lichen Tätigkeit ein neues Koſtengeſetz in Kraft tritt. f) 

Der Senat hat am Schluſſe ſeines Urt. v. 21. Febr. 1929 den 
Streitwert auf 1500 RA feſtgeſetzt. Die RA. &. bitten, unter Be⸗ 
rufung auf das Geſ. v. 20. Dez. 1928 über Erſtattung von RAGGeb. 
in Armenſachen und Anderung des Ga G., daß der Streitwert auf 
2000 RA feſtgeſetzt werde. Das können ſie aber nicht verlangen. 
Freilich beſtimmt Art. 1 8 6 d. Geſ., das nach Art. II am 1. April 
1929 in Kraft getreten iſt, daß in nichtvermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten der Streitwert regelmäßig 2000 AA beträgt und in Ehe⸗ 
ſachen auch nicht niedriger feſtgeſetzt werden darf. Trotzdem bleibt 
für das Gericht der vor 1. April 1929 feſtgeſetzte Streitwert 
maßgebend. Für das Gericht wird der Streitwert durch das Inkraft⸗ 
treten des Geſ. v. 29. Dez. 1928, hier jedenfalls, nicht geändert. 
Denn nach Art. II Abſ. 2 d. Geſ. gilt der § 11 in der neuen Faſ⸗ 
ſung für die vor Inkrafttreten des Geſetzes anhängig ge⸗ 
wordenen Rechtsſachen nur, ſoweit nicht die Inſtanz vor dem 
1. April 1929 beendet war. Für das Gericht war aber die Inſtanz 
vor dem 1. April 1929 beendet. 

Art. II des neuen Geſ. erläutert freilich nicht, wann die In⸗ 
ſtanz beendet ſei. Man wird aber die Übergangsvorſchrift des Art. IV 
d. Geſ. v. 28. Jan. 1927 (RGBl. I, 53) entſprechend anzuwenden 
haben. Da heißt es: „Als Ende der Inſtanz gilt in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, ſofern die Inſtanz mit einem Urteil ab⸗ 
ſchließt, hinſichtlich der Gerichts koſten der Zeitpunkt der Ver⸗ 
kündung und hinſichtlich der Anwaltsgebühren der Zeit⸗ 
punkt der Zuſtellung ...“ Eine gleichlautende Vorſchr. hatte ſchon 
das Gef. v. 18. Aug. 1923 in ſeinem Art. WII Abſ. 4 für den da» 
maligen Übergang. Verkündet iſt hier aber das Urt. am 21. Febr. 
1929. Damit war für das Gericht die Inſtanz beendet. Und ſetzte 
es da den Streitwert auf 1500 RA feſt, fo ändert das neue Geſetz 
daran nichts. Das Gericht ſetzt den Streitwert für ſeine Koſten 
feſt und hat keinen Anlaß, ihn für die Gebühren des RA. be⸗ 
ſonders feſtzuſetzen. 

Zwar beſtimmt § 11 NAGED., daß die für die Berechnung 
der Gerichtsgebühren maßgebende Streitwertfeſtſetzung für die Be⸗ 
rechnung der Anwaltsgebühren maßgebend ſei. Das kann aber nur 
für die Fälle gelten, wo Gericht und Anwälte die Koſten nach einem 
gleich hohen Streitwert zu berechnen haben, wie das ja regelmäßig 
ſein wird. Wird aber durch die Geſetzgebung eine Lage geſchaffen, 
daß das Gericht nach einem anderen Streitwerte zu berechnen hat, 
als der Anwalt, dann kann 8 11 RAGebO. nicht mehr gelten. Dann 
kann der Anwalt ſeine Gebühren nach ſeinem anderen, höheren 
Streitwert berechnen, ohne daß das Gericht die für die Berechnung 
ſeiner Koſten maßgebende Wertfeſtſetzung zu ändern braucht 
(Art. II Abſ. 2). Das neue Geſetz hat eine ſolche Lage geſchaffen. 
Das Urt. v. 21. Febr. 1929 iſt erſt am 11. April 1929, alſo nach 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes zugeſtellt worden. Darum endet 
für den Anwalt die Inſtanz nach der Übergangsvorſchr. des Geſ. 
v. 28. Jan. 1927 erſt am 11. April 1929. Und der Anwalt darf feine 


örterungen, Vorwürfen, Haftungen führen. Das Kriterium der Selb⸗ 
ſtändigkeit und Verantwortung liegt alſo auch hier genau ſo vor, 
wie in den Fällen, die das OL. Hamm in feinem obigen Beſchluſſe 
anführt. Es iſt zu hoffen, daß es bei nächſter Gelegenheit die 
frühere Praxis uneingeſchränkt wieder herſtellen wird. 

RA. Dr. Friedlaender, Münden. 


Zu 24. Der Entſch. ift beizutreten. Für die Feſtſetzung des 
Streitwertes kommt lediglich das Geſetz in Betracht, das zur Zeit 
der Beendigung der Inſtanz für das Gericht gilt. Endet die 
Inſtanz für die Tätigkeit des RA. erſt ſpäter, und iſt inzwiſchen 
ein anderes Koſtengeſetz in Kraft betreten, ſo liegt der Fall vor, 
daß 8 11 RAchebO. nicht anwendbar iſt. In dem nicht mit ab⸗ 
gedruckten Schlußabſatz der Entſch. hat das OG. denn auch zu⸗ 
treffend darauf hingewieſen, daß dem Armenanwalt die Erſtattung 
der Armenrechtsgebühren nach dem neuen Geſetz zukommt, und ihn 
für den Fall, daß die Geſchäftsſtelle mangels Feſtſetzung des Streit⸗ 
werts auf 2000 RA die Erſtattung nach dieſem Streitwert ablehnen 
ſollte, auf den Weg der Beſchwerde gegen die Geſchäftsſtelle ver⸗ 
wieſen. RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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Gebühren deshalb auf der Grundlage des Art. I 88 1—6 des neuen 
Gef. berechnen, alſo nach einem Streitwert von 2000 RM und 
nach einer höheren Staffel, als ſie in den bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften über die Erſtattung von RAGeb. in Armenſachen vorge⸗ 
ſehen war. Und zwar darf der Anwalt alle Gebühren nach dem 
neuen Geſetz berechnen. 4 

(OLG. Jena, 3. BivSen., Beſchl. v. 25. April 1929, 3 U 114/29. 

Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 
* 

Karlsruhe. 

25. 8 18 RAO. Reiſekoſten des Armenanwalts. 1) 

Kl. iſt ein minderjähriges Kind, vertreten durch das Stadt⸗ 
jugendamt Baden. Der der Kl. als Armenanwalt beigeordnete RA. 
v. K. wohnt gleichfalls in Baden. Dieſer hat in ſeiner Liquidation, 
mit der er die Erſtattung der RAGeb. durch den Staat geltend macht, 
auch Reiſekoſten für die vor dem LG. Karlsruhe abgehaltenen Ter⸗ 
mine v. 8. u. 31. Aug. und v. 6. Sept. 1928 aufgenommen. Das 
LG. hat mit Beſchl. v. 30. Okt. 1928 die Erinnerung des klägeriſchen 
Vertreters gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß der Geſchäftsſtelle 
v. 2. Okt. 1928, in welchem die genannten Reiſekoſten geſtrichen 
waren, zurückgewieſen. 

Gegen dieſe Entſch. legte der klägeriſche Vertreter Beſchwerde 
ein mit dem Antrag, die Reiſekoſten ihm zur Zahlung durch die 
Staatskaſſe anweiſen zu laſſen. 

Für die Entſch. ſind folgende Geſichtspunkte maßgebend: 

I. Grundlage für den Anſpruch des RA. auf Erſtattung feiner 
Gebühren und Auslagen in Armenſachen gegen den Staat iſt der 
Beiordnungsbeſchluß und das Geſetz über Erſtattung von RAGeb. 
in Armenſachen v. 6. Febr. 1923 nebſt Anderungen. 

II. Der BeſchwF. iſt der Anſicht, daß durch die Beiordnung der 
Staat in gebührenrechtlicher Hinſicht ſelbſt als Auftraggeber oder als 
Dienſtberechtigter auftritt, indem er der armen Partei einen der 
ſeinen Dispoſitionen unterworfenen Anwälte zur Verfügung ſtellt 
und dabei gleichzeitig es übernimmt, dieſen für ſeine Anſprüche an 
Gebühren und Koſten nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen, 
nämlich der RAGebO. und der Geſetze über Erſtattung von RA⸗ 
Geb. in Armenſachen zu befriedigen. Der Staat befinde ſich alſo 
hinſichtlich des von ihm beſtellten Armenanwalts in der gleichen 
Rolle, wie die vermögende Prozeßpartei dem von ihr erwählten 
Vertreter gegenüber. Deshalb habe der Staat dem Armenanwalt 
die Reiſekoſten zu den landgerichtlichen Terminen zu erſetzen, wenn 
er einen nicht am Sitze des LG. wohnhaften RA. in einem vor dem 
LG. zu verhandelnden Rechtsſtreit einer Partei als Armenanwalt 
beiordnet. 

III. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Denn der 
Beiordnungsbeſchluß ſtellt für den beigeordneten RA. weder 
in Beziehung zu der armen Partei noch in Beziehung zu dem 
Staat ein privatrechtliches Verhältnis her. Vielmehr bedeutet er 
nur den öffentlich⸗rechtlichen Zwang für den Anwalt, ſich zum 
Vertragsſchluß mit der Partei bereitzuhalten. Aus der Bei⸗ 
ordnung ſelbſt kann alſo ein Anſpruch des RA. auf Erſatz ſeiner 
Gebühren und Auslagen nicht abgeleitet werden. Nun beſtimmt 
allerdings das Gef. v. 6. Febr. 1923 über die Erſtattung von 
NUGE. in Armenſachen, daß dem für die arme Partei beſtellten 
RA. die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RAGebO. und 
der ſie ergänzenden Vorſchriften von der Staatskaſſe erſetzt werden. 

Bei Auslegung dieſes Geſetzes iſt aber zu beachten, daß es 
nicht nur die RAGebO., die das zivilrechtliche Verhältnis des RA. 
zu ſeiner Partei hinſichtlich der ihm zuſtehenden Gebühren und 
Auslagen regelt, ſondern auch die dieſe RAGebO. ergänzenden Vor⸗ 
ſchriften für anwendbar erklärt. Zu den letzteren gehört im regel⸗ 
mäßigen Koſtenfeſtſetzungsverfahren auch die Vorſchrift des 8 18 
Abſ. 6 RA., die nicht die Verpflichtung der eigenen Partei gegen⸗ 


Zu 25. Die Beſtellung eines nicht am Sitze des LG. wohn⸗ 
haften RA. zum Prozeß bevollmächtigten vor dem LG. laßt die 
Frage entſtehen, wie es mit den Reiſekoſten des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zum Prozeßgericht zu halten ſei: Hat der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte feiner Partei gegenüber einen Anſpruch auf Entrichtung 
dieſer Reiſekoſten? hat der unterliegende Gegner die Verpflichtung, 
dem Auftraggeber des nicht am Sitze des LG. wohnhaften Prozeß⸗ 
bevollmächtigten die Reiſekoſten zu erſtatten? Die zweite Frage 
wird durch 8 18 NAD. unbedingt in verneinendem Sinne entſchieden 
(vgl. hierzu Friedlaender, RAD. 2. Aufl., Anm. 13; Wil⸗ 
lenbücher, 10. Aufl., S. 182 Ziff. 5). Die erſte Frage iſt ebenſo 
unbedingt zu bejahen. Dahingeſtellt bleiben mag, ob gegebenenfalls 
der Anwalt die ihn beauftragende Partei darauf hinweiſen muß, 
daß zu den Gebühren des Rechtsſtreits, die jedem Prozeßbevollmächtig⸗ 
ten erwachſen, die Reiſekoſten hinzutreten. Da nach $ 1 des Gef. über 
die Erſtattung von RAGeb. in Armenſachen im Falle der Be⸗ 
willigung des Armenrechts dem für die arme Partei beſtellten RA. 
die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RAGGebO. und der 
fie ergänzenden Vorſchriften von der Staatskaſſe erſetzt werden, 
ſollte eigentlich kein Zweifel daran ſein, daß die Reiſekoſten des 
nicht am Sitze des Prozeßgerichts wohnhaften Armenanwalts von 
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über ihrem RA., ſondern die Erſtattungspflicht des Gegners betrifft. 
§ 18 Abſ. 6 RAD. beſtimmt nämlich, daß die Mehrkoſten, welche 
bei der Vertretung einer Partei vor einem Kollegialgericht durch 
einen bei demſelben zugelaſſenen RA. dadurch entſtehen, daß der 
letztere ſeinen Wohnſitz nicht am Orte des Gegners hat, die Gegen⸗ 
partei zu erſtatten nicht verpflichtet iſt. 

1. Der Senat hat in Übereinſtimmung mit der Entf. des 
NG. 2. ZivSen. v. 22. Sept. 1885 (RG. 14, 377) in ſtand. Rſpr. 
daran feſtgehalten, daß nach dieſer Geſetzesbeſtimmung der Unter⸗ 
liegende die Koſten, die dem Gegner durch Aufſtellung eines nicht 
am Gerichtsſitze wohnenden Anwalts entſtehen, bis zu demjenigen 
Betrag zu erſetzen hat, bis zu welchem auch die Beſtellung eines 
am Gerichtsſitze wohnenden Anwalts erſtattungsfähige Koſten er⸗ 
wachſen wären (Bad. Rechtspraxis 1915, 137). 

Die Folge dieſer Auslegung des § 18 Abſ. 6 NAD. iſt die, 
daß zwar nicht Erſatz der Koſten verlangt werden kann, die durch 
tatſächliche Reiſen des nicht am Gerichtsfig wohnhaften RA. ent⸗ 
ſtanden ſind, daß aber an Stelle dieſer Reiſekoſten der Betrag 
— ſoweit er dieſe Reiſenkoſten nicht überſteigt — zu erſetzen iſt, 
den die koſtenpflichtige Partei zu erſtatten hätte, wenn der RA. des 
Gegners ſeinen Wohnſitz am Sitze des Gerichts gehabt hätte. Zu 
ſolchen zu erſtattenden Reiſekoſten würden alſo gehören die Koſten 
von zu unterſtellenden Reiſen der Partei zu dem am Sitze des 
Gerichts wohnhaften RA., ſoweit ſie erforderlich wären, und die 
Koſten von den zu unterſtellenden Reiſen des am Sitze des Gerichts 
wohnhaften RA. zu auswärtigen Beweisaufnahmeterminen, ſoweit 
ſie die Koſten eines hierfür ſubſtituierten RA. nicht überſteigen. 
Dem Erſatz ſolcher ſog. fingierter Reiſekoſten ſteht die Tatſache 
nicht entgegen, daß hiernach bei Berechnung der zu erſtattenden 
Reiſekoſten ſolche Reiſen Berückſichtigung finden, die in Wirklich⸗ 
keit nicht gemacht wurden. Auch die Entſch. der VerZivSen. des 
RG. v. 21. Juni 1902 (RG. 51, 11) zieht die Berechnung der Ge⸗ 
bühren und Auslagen eines zur Vertretung einer Partei in einem 
auswärtigen Beweisaufnahmetermin ſubſtituierten RA. die in Wahr⸗ 
heit nicht entſtandenen Reiſekoſten und Tagegelder des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten herbei. 

2. In Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Komm. zur 
RAGebO., 8. Aufl., Anh. II zu Abſchn. 1, Note 11 (S. 110) iſt ge⸗ 
fagt, der Fall, daß die Reiſekoſten nicht erforderlich find, werde 
niemals vorliegen, wenn ein ſimultan zugelaſſener AG Anwalt beim 
LG. als Armenanwalt beigeordnet wird und es ſich um Reiſen 
zu landgerichtlichen Terminen handelt. In dieſem Sinne komme 
auch die Einſchränkung des § 18 Abſ. 6 NAD, die nur für die 
Erſatzpflicht des Prozeßgegners gelte, nicht zur Anwendung (vgl. 
auch die da zit. Gerichtsentſch.). 

Der Senat kann ſich aber der Anſicht, daß 8 18 Abſ. 6 RAD. 
i. S. des Geſ. über die Erſtattung von RAGeb. in Armenſachen v. 
6. Febr. 1923 nicht zu den die NAGED. ergänzenden Vorſchriften 
gehöre, nicht anſchließen, und zwar deshalb nicht, weil 8 18 
Abi. 6 RAD. die NAGEGD. zweifellos ergänzt, ſoweit die letztere 
außerhalb des Gef. v. 6. Febr. 1923 Anwendung zu ſinden hat, 
und weil die Entwicklung, die zu dem Geſ. v. 6. Febr. 1923 ge⸗ 
führt hat, geradezu dazu zwingt, eine die RAGebO. im übrigen er⸗ 
gänzende Vorſchrift, welche die Anſprüche des RA. einſchränkt, auch 
bei Anwendung des Gef. v. 6. Febr. 1923 gelten zu laſſen. Denn 
während es urſprünglich als Berufspflicht der RA. betrachtet wurde, 
die arme Partei zunächſt unentgeltlich zu vertreten, billigte das 
Geſ. v. 18. Dez. 1919 (RGBl. 2113) dem RA. nur einen Anſpruch 
an die Staatskaſſe auf Erſatz der Auslagen zu, bis dann das Gel. 
v. 6. Febr. 1923, aber auch nur in beſchränkter Weiſe, dem RA. 
einen Anſpruch auf Erſatz von Gebühren und Auslagen gegenüber 
dem Staat gab, welcher Anſpruch dann durch die folgenden Gef. 
v. 18. Aug. 1923 (RGBl. I, 813) und v. 14. Juli 1925 (RGBl. I, 
136) eingeſchränkt blieb. Auch das neueſte am 1. April 1929 in 


der Staatskaſſe zu tragen find. Darüber, daß die Reiſen des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten zur Wahrnehmung der Termine notwendig ſind, 
kann ein Zweifel nicht beſtehen. Die obige Entſch., die zunächſt 
ganz zutreffend hervorhebt, daß 8 18 RADO. nicht die Verpflichtung 
der eigenen Partei gegenüber ihrem RA., ſondern die Erſtattungs⸗ 
pflicht des Gegners beträfe, kommt dann mit einem Gedanken⸗ 
ſprunge doch zu der Anſicht, daß 8 18 RAO. i. S. d. Gef. über die 
Erſtattung von RAGeb. in Armenſachen zu den die RAGebO. er⸗ 
gänzenden Vorſchriften gehöre. Das iſt zweifellos rechtsirrig, da 
die RAGebO. und die fie ergänzenden Vorſchriften nur das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen der Partei und ihrem RA. betreffen, nicht auch 
das in der ZPO. grundſätzlich geregelte Verhältnis zwiſchen den 
Prozeßparteien. Vollends abwegig iſt der Gedanke der Entſch., 
daß die Reiſekoſten aus der Staatskaſſe nicht zu erſetzen ſeien, 
weil auch der von der Partei beſtellte, nicht am Sitze des Prozeß⸗ 
gerichts wohnhafte RA. nicht ſelten Bedenken tragen müſſe, ſeinen 
Anſpruch auf Reiſekoſten geltend zu machen. Schon die Aus⸗ 
führungen des OLG. zu dieſem Punkte zeigen, daß es ſelbſt dieſen 
Verzicht nur für beſtimmte Fälle vorausſetzt. Auf derartige Einzel⸗ 
fälle aber kann die Auslegung des Geſetzes unmöglich geſtützt werden. 
RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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Kraft tretende Geſ. v. 20. Dez. 1928 kennt nur einen beſchränkten 
Anſpruch des RA. gegenüber dem Staat. Gerade hinſichtlich der 
Reiſekoſten fordert das Geſ. v. 6. Febr. 1923, wie auch das v. 
20. Dez. 1928, durch die Beſtimmung, daß Reiſekoſten nicht ver⸗ 
gütet werden, wenn die betreffende Reiſe nicht erforderlich war, zu 
beſonders ſtrenger Prüfung auf. 
. Dabei iſt noch zu beachten: Der nicht am Landgerichtsſitze an⸗ 
ſäſſige Anwalt hat zwar einem Auftraggeber gegenüber Anſpruch 
auf Erſatz aller ſachgemäßen Reiſekoſten. Er wird aber nicht ſelten 
Bedenken tragen müſſen, dieſen Anſpruch auch dann geltend zu 
machen, wenn dadurch ſeine Gebührenforderung größer würde, als 
die Forderung eines am Landgerichtsſitze anſäſſigen Kollegen. 
Solche Bedenken werden gerade bei Klienten Platz greifen, auf 
deren Erhaltung der Anwalt beſonderen Wert legt. Daß der Staat 
ſich ſelber ungünſtiger ſtellen wollte, als ſolche Auftraggeber vom 
Anwalt wohl nicht ſelten im eigenen wohlverſtandenen Intereſſe 
geſtellt werden müſſen, kann nicht angenommen werden. 

Nach alledem läßt ſich nicht annehmen, daß das Geſetz die Er⸗ 
ſatzpflicht des Staates gegenüber dem Armenanwalt in weiterem 
Umfange begründen wollte, als der Anſpruch des nicht als Armen⸗ 


anwalt beigeordneten RA. auf Koſtenerſtattung gegenüber dem 
Gegner reichen würde. 
3. Inſoweit aber muß andererſeits die Erſatzpflicht des 


Staates gegenüber dem Armenanwalt anerkannt werden. Es geht 
nicht an, aus der Tatſache, daß es ſich aus dem Gef. v. 6. Febr. 1923 
um ein den augenblicklichen anormalen Wirtſchaftsverhältniſſen ange⸗ 
paßtes Ausnahmegeſetz handelt, den weiteren Schluß zu ziehen, daß 
Reiſekoſten, die nach der herrſchenden Meinung im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zu berückſichtigen ſind, nach dem Gef. v. 6. Febr. 1923 
dem als Armenanwalt beigeordneten RA. aus der Staatskaſſe zu 
erſetzen feien. Sieht man § 18 Abſ. 6 RAGGebO. als eine die RA⸗ 
Geb O, ergänzende Vorſchrift i. S. des Geſ. v. 6. Febr. 1923 an, 
ſo muß man bei Anwendung des § 1 des Geſ. v. 6. Febr. 1923 
auch die Auslegung gelten laſſen, die 8 18 Abſ. 6 RAD. im übri⸗ 
gen, nämlich bei der Frage der Koſtenerſtattungspflicht des Geg⸗ 
ners, findet. 

Zu demſelben Ergebnis iſt der Senat in der in BadRechtspraxis 
1926, 106 abgedr. Entſch. v. 1. April 1926 gelangt. 

Die abweichende Anſicht insbeſ. des 4. Sen. (ſ. Beſchl. v. 
20. Febr. 1929, IV BS 33/29) wird zu Unrecht auf die Ausführungen 
geſtützt, es ſei ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber andere als wirk⸗ 
liche Reiſekoſten aus der Staatskaſſe erſetzen wollte. Gewiß iſt 
dies nicht anzunehmen. Aber der Anwalt erhält bei der Zu⸗ 
billigung der fingierten Koſten in Wahrheit ſtets nur die wirklich er⸗ 
wachſenen Koſten erſetzt, dieſe jedoch nur in Höhe der fingierten 
Koſten. Auch entbehrt es der Überzeugungskraft, wenn der ange⸗ 
führte Beſchluß meint: Wenn das neueſte Geſetz über Erſtattung 
der Armenanwaltskoſten die Streitfrage über Anrechnung privater 
Zahlungen an den Armenanwalt zugunſten der Anwälte regelte 
und nicht ſo die Streitfrage über den Erſatz fingierter Reiſekoſten, 
ſo ſei hiermit der dem Anwalt günſtigere Standpunkt verworfen. 
Dieſe Folgerung iſt abzulehnen. Höchſtens könnte in dem Schwei⸗ 
gen des neuen Geſetzes die Anerkennung eines von den höchſten 
Gerichten feſtgelegten Standpunktes liegen. Eine ſolche feſtgelegte 
Anſicht fehlt. Das Schweigen des Geſetzes iſt deshalb ohne jede 
Bedeutung. 

IV. Im vorliegenden Fall lag der Rechtsſtreit zwar ſehr ein⸗ 
fach; gleichwohl hätte aber, wenn für die Kl. ein am Gerichtsſitz 
wohnhafter RA. beſtellt worden wäre, wegen eventueller Vergleichs⸗ 


Zu 26. Um den Schwierigkeiten, die ſich bei Bewilligung des 
Armenrechts für einen Teil des Anſpruchs — nicht zu verwechſeln 
mit dem Quotenarmenrecht nach $ 115 Abſ. 2 ZPO. — ergeben 
Können, hat kürzlich Sachs: JW. 1929, 1636 berichtet. Die Rſpr. 
des OLG. Karlsruhe zeigt wieder andere Schwierigkeiten desſelben 
Rechtsgebietes auf. 

Es iſt richtig, daß vor der Bewilligung des Armenrechts auch 
die ſachliche Zuſtändigkeit des Gerichts zu prüfen iſt. Die Möglichkeit 
ſpäterer Prorogation genügt nicht; nur wenn behauptet wird, daß 
fie bereits erfolgt ſei, ift das Armenrecht zu bewilligen; denn maß⸗ 
gebend iſt der Zeitpunkt der Beſchlußfaſſung: Jukunftsmöglich⸗ 
Reiten dürfen nicht ausſchlaggebend fein (fo die herrſchende Meinung. 
A. M.: Stein⸗Jonas, 8 118 Anm. I). Wenn nun ein Anſpruch 
von 700 % geltend gemacht werden ſoll, ſo iſt hierfür das LG. zu⸗ 
ſtändig. Es tritt alſo in die materielle Vorprüfung des Anſpruchs 
ein. Führt dieſe zu dem Ergebnis, daß höchſtens 400 6 vertret⸗ 
bar ſeien, ſo kann das LG. für mehr als 400 % das Armenrecht 
nicht geben; es kann es aber auch für 400 A nicht gewähren (ſofern 
nicht Prorogation dargetan wird), weil ſonſt der Kl. dazu angehal⸗ 
ten würde, einen Anſpruch (von 400 %) beim unzuſtändigen Ge 
richte einzuklagen. Der Staat müßte überdies die Koſten des Ar⸗ 
menanwalts erſtatten. Soweit wird man dem OLG. Karlsruhe 
folgen müſſen. Dagegen ſcheint mir der oben wiedergegebene Beſchluß 
in ſeinen ferneren Schlußfolgerungen zu weit zu gehen. Wenn der 
Kl. neben den 400 %, die das LG. auf Grund der Vorprüfung für 
materiell begründet hält, die weiteren 300 % ohne Armenrecht ein⸗ 
klagen will, fo kann der Einwand der Unzuſtändigkeit nicht gebracht 


verhandlungen eine Reiſe eines Vertreters des Stadtjugendamtes 
Baden nach Karlsruhe zur Inſtruktion des RA. als erforderlich und 
deshalb erſtattungspflichtig betrachet werden müſſen. 
(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 19. April 1929, ZI B 8 25228.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. v. Kuſenberg, Baden⸗Baden. 
* 


26. 88 114 ff. 3PO. Will der Kl. einen zur Zuſtändig⸗ 
keit des LG. gehörenden Anſpruch geltend machen, kommt 
aber die Bewilligung des Armenrechts nur für einen die 
Zuſtäandigkeit des LG. nicht erreichenden Teil in Frage, jo 
iſt die teilweiſe Bewilligung des Armenrechts vor dem LG. 
auch dann zu verſagen, wenn der Kl. — zum Teil außer⸗ 
halb des Armenrechts — insgeſamt einen die Zuſtändig⸗ 
keit des LG. erreichenden Anſpruch geltend machen will. f) 

Der Antragſteller beantragte Bewilligung des Armenrechts 
für eine Feſtſtellungsklage. Außerdem verlangt er Schadenserſatz 
in Höhe von 749 N.. Das LG. hat die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts verſagt, da nach den Erhebungen der Anſpruch des Antrag⸗ 
ſtellers die Zuſtändigkeitsgrenze des LG. nicht erreiche und inſofern 
alſo eine Rechtsverfolgung beim LG. ausſichtslos ſei. Der Antrag⸗ 
ſteller hat hiergegen Beſchwerde eingelegt. Nachdem das LG. nur einen 
die landgerichtliche Zuſtändigkeit nicht erreichenden Anſpruch des An⸗ 
tragſtellers für gegeben halte, wolle er den übrigen Teil ſeiner 
Forderung im gleichen Mechtsſtreit außerhalb des Armenrechtsverfah⸗ 
rens geltend machen. Für die einzureichende Geſamtklage ſei aljo 
das LG. zuſtändig und die Rechtsverfolgung wegen des die land⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit nicht erreichenden Teils könne im Rahmen 
einer die Zuständigkeit des LG. überſchreitenden Klage nicht als 
ausſichtslos bezeichnet werden. Das OLG. hat die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Das LG. hatte vor der Entſch. über das Armenrechts⸗ 
geſuch vor allem ſeine ſachliche Zuſtändigkeit zu prüfen. Wenn es 
nun, wie es geſchehen iſt, auf Grund dieſer Prüfung zu der An⸗ 
ſicht gelangte, daß unter keinen Umſtänden und auch nicht in dem 
für den Kl. günſtigſten Falle dem Kl. ein die amtsgerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit überſteigenden Betrag zugeſprochen werden könne, fo 
hatte es pflichtgemäß das Armenrecht zu verſagen, weil dann ein 
zur ſachlichen Zuſtändigkeit der LG. gehöriger Anſpruch nicht vor⸗ 
lag. Dahin geht die feſtſtehende Rſpr. des Senats. Die ihr entgegen⸗ 
ſtehenden Bedenken werden dabei nicht verkannt. Ausſchlaggebend 
aber erſcheint die Erwägung, daß eine andere Sachbehandlung ohne 
ſachlich rechtfertigenden Grund den Gegner zwingt, einen — meiſt 
endgültig von ihm zu honorierenden — Anwalt zu beſtellen; gleich⸗ 
zeitig muß die Staatskaſſe Koſten eines Armenanwalts des Kl. 
tragen. Beides wird vermieden, wenn der allein begründet erſchei⸗ 
nende Anſpruch im Parteiprozeß geltend gemacht wird. Soweit 
möglich muß das unangemeſſene Ergebnis vermieden werden. 


(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 11. April 1929, 2 I BS 82/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz Oppenheimer, Karlsruhe. 
*. 


27. Zum Übergangsrecht des Geſetzes v. 20. Dez. 1928. 
(Inſtanzbeendigung für Armenrechtsgebühren). f) 


Der Senat tritt der Auffaſſung Friedlaenders: JW. 
1929, 84 bei, daß der Rechtszug für die Anwaltsgebühr als vor 
dem 1. April 1929 beendigt anzuſehen iſt, wenn das Urkeil vor 
dieſem Tage zugeſtellt oder bei Unzuläſſigkeit eines Rechtsmittels 
vorher verkündet worden iſt: Darüber, wann der Rechtszug im 
Falle eines Vergleichs beendet ſei, ſpricht ſich Friedlaender 


werden; deshalb iſt auch die Geltendmachung der 400 % beim LG. 
nicht mehr ausſichtslos. Das Armenrecht iſt alſo auf Antrag für 
400 % zu bewilligen für den Fall, daß ein höherer Betrag als 
500 % eingeklagt wird. Der Gedanke, daß der Bekl. ſpeziell vor 
dem Anwalts prozeſſe geſchützt werden müſſe, iſt ſchon deshalb 
praktiſch abwegig, weil er ſich ſehr häufig gar nicht durchführen 
ließe. Denn was wird durch die Verweigerung des Armenrechts 
wegen Unzuſtändigkeit in ſolchen Fällen erreicht? Der Kl. geht nun 
mit feinem Auſpruch zu 400 % ans AG. Das Armenrecht wird ihm 
natürlich — ſchon auf Grund des landgerichtlichen Beſchluſſes — 
gewährt. Dann erhöht er die Klage auf 700 % und beantragt Ver⸗ 
weiſung. Das Armenrecht wirkt, da die Inſtanz dieſelbe bleibt, für 
die 400 % fort. Es kann dem Kl. auch jetzt wegen Unzuſtändigkeit 
micht mehr entzogen werden, da Unzuftändigkeit des LG. nicht vor⸗ 
liegt. Eine Maßnahme, die ſo leicht rite umgangen werden kann, 
paßt nicht in das Syſtem des Geſetzes. Den Bedenken, die das 
OLG. ſelbſt erwähnt, hätte es ſtattgeben ſollen. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 27. Die Entſch. iſt von grundſatzlicher Bedeutung, weil 
fie die Anſicht als richtig anerkennt, daß für das Übergangsrecht des 
Geſ. v. 20. Dez. 1928 (in dem der Begriff der Inſtanz nicht 
ausdrücklich beſtimmt wurde) die Vorſchriften der Art. VIII Abſ. 4 
d. Geſ. p. 18. Aug. 1923, J Abſ. 2 Satz 2 d. Geſ. v. 28. Jan 1927 
uſw. analog anzuwenden ſeien, daß alſo bei Beendigung der Inſtanz 
durch Urteil hinſichtlich der Anwaltskoſten regelmäßig die Zu⸗ 
ſtellung des Urteils und nur, wenn „ein Rechtsmittel gegen das 
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nicht hier, wohl aber an der vom LG. angeführten Stelle im § 75 
Abſ. 8 GKG. aus, wonach der Vergleich beendigend wirkt. An⸗ 
genommen, er vertrete eine andere Auffaſſung für die Tätigkeit 
des RA., wenn er im 8 29 Abſ. 5 RAGebO. ausgeführt: „Die 
Inſtanz iſt für den Gebührenbezug nicht ſchon beendet mit dem Er⸗ 
laß oder der Zuſtellung des Endurteils, ſondern es gehört dazu 
beiſpielsweiſe noch die Anwaltstätigkeit, die darin beſteht, das 
Prozeßergebnis dem Auftraggeber zugänglich zu machen ., fo 
folgt daraus für unſeren Fall nichts anderes. Die Bell. haben 
ſchon am 20. März 1929 angezeigt, daß ſie den Vergleich v. 20. März 
1929 nicht widerrufen, und davon haben die BeſchwF. ihre Auf⸗ 
traggeber gewiß noch vor dem 1. April 1929 benachrichtigt. Die 
Zuſtellung des Vergleichs war aber keine für die Inſtanz nötige 
Maßnahme. Der Rechtszug war daher auch für den RA. vor dem 
1. April 1929 beendigt. 


(DLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 10. Juli 1929, 4 ZB 8 185/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Weißmann, Mannheim. 
* 
Kaſſel. 


28. Art. 18 1 Arm Anw.; 8 115 ZPO. Die rückwir⸗ 
kende Beiordnung eines Armenanwalts vom Fall der Be⸗ 
willigung des Armenrechts an mit der Folge der Er- 
ſtattungsfähigkeit der ſeit der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts entſtandenen Gebühren des Anwalts der armen 
Partei iſt zuläſſig. f) 

Der Kl. hatte im Verlauf des Rechtsſtreits um das Armenrecht 
nachgeſucht. Ihm wurde durch Beſchl. des OLG. v. 25. Jan. 1929 
das Armenrecht für den erſten Rechtszug bewilligt und die Ausfüh⸗ 
rung dieſes Beſchluſſes dem LG. übertragen. Auf Grund der münd⸗ 
lichen Verhandlung v. 28. Febr. 1929, in der der Kl. durch ſeinen 
ſeitherigen Wahlanwalt, RA. M. in H., vertreten wurde, erging am 
7. März 1929 ein bedingtes Endurteil. Am 9. März 1929 erließ das 
LG. folgenden Beſchluß: 

„In Sachen ... wird dem Kl., nachdem ihm durch Beſchluß 
des OLG. Kaſſel v. 25. Jan. 1929 für die erfte Inſtanz ... das 
Armenrecht bewilligt worden iſt, zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung feiner Rechte ... der durch den Vorſitzenden ausge⸗ 
wählte RA. M. in H. beigeordnet ... Der Beſchluß hat rüchwir⸗ 
kende Kraft. Die Kammer hat die Vertretung des Kl. durch RA. M. 
ſtillſchweigend gebilligt und zugelaſſen.“ 

Dem RA. M. wurde daraufhin auf ſeinen Antrag für die 
Verhandlung am 28. Febr. 1929 eine Verhandlungsgebühr aus der 
Staatskaſſe erſtattet. Nach erfolgloſer Erinnerung begehrt nun⸗ 
mehr der Leiter des Rechnungsamtes beim OLG. mit feiner Be⸗ 
ſchwerde die Abſetzung dieſer Verhandlungsgebühr. Die Beſchwerde iſt 
gem. Art. I 8 4 Abſ. 3 d. Geſ. v. 20. Dez. 1928 i. Verb. m. § 4 
Abſ. 2 GKG. zuläſſig, ſachlich aber nicht begründet. 

Es trifft zwar zu, daß, wie in der Beſchwerdeſchrift ausge⸗ 
führt wird, den meiſten Entſch. die Anſicht zugrunde liegt, daß 
die Beiordnung eines Armenanwalts keine rückwirkende Kraft habe. 
Alle dieſe Entſcheidungen betreffen jedoch nur die Frage, ob Ge⸗ 
bühren zu erſtatten ſind, die nach Bewilligung des Armen⸗ 
rechts nicht mehr entſtehen konnten. Im vorliegenden Falle iſt 
dagegen die Frage zu entſcheiden, ob das Gericht bzw. der Vor⸗ 
ſitzende mit Rückwirkung vom Tage der Bewilligung des 
Armenrechts an den ſeitherigen Wahlanwalt der armen Partei 
beiordnen darf. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Zwar liegt die Sache 


Urteil nicht ſtattfindet“, die Verkündung das Ende der Inſtanz 
beſtimme. 

Daß hinſichtlich des Übergangs rechts der erwähnten Geſetze, 
alſo auch des Geſ. v. 20. Dez. 1928, die Meinung des Berichterſtat⸗ 
ters mit der des OLG. Karlsruhe bezüglich der inſtanzbeendigenden 
Wirkung des Vergleichs übereinſtimmt, ergibt ſich aus den Dar⸗ 
legungen bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Anh. I 3. 
1. Abſchn. Anm. 9 u. 15. An der letztgenannten Stelle heißt es: 
„Wird ein gerichtlicher Vergleich geſchloſſen, ſo endigt damit die In⸗ 
ſtanz; die Zuſtellung dient hier nur der Vollſtreckung. Der bedingte 
Vergleich beendigt erſt mit ſeiner Rechtskraft die Inſtanz.“ 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 28. Die Frage, ob bei verſehentlicher Unterlaſſung der 
Beiordnung eines Armenauwalts trotz Bewilligung des Armen⸗ 
rechts im Anwaltsprozeſſe die Koſten des in Erwartung der Bei⸗ 
ordnung für die arme Partei auftretenden RA. vom Staate zu er⸗ 
ſtatten ſeien, iſt ſehr beſtritten. Vgl. die Nachweiſungen bei Walter⸗ 
Jbachim⸗Friedlaender, Anh. II zum J. Abſchn. Fußnote 5; 
ferner OLG. Königsberg: Bur Bl. 1929, 199; KG.: 3 DJuſtAmtm. 
1929, 41. 

Hier handelte es ſich darum, daß nachträglich die Beiordnung 
angeordnet wurde, daß ihr vom Gerichte ausdrücklich rückwirkende 
Kraft beigelegt und feſtgeſtellt wurde, die Kammer habe die Ver⸗ 
tretung durch RA. M. (ſoll heißen: als Armenauwalt) ſtillſchwei⸗ 
gend gebilligt und zugelaſſen. Der Anwalt ſelbſt hat durch ſein Er⸗ 
ſtattungsgeſuch klar zu erkennen gegeben, daß er ebenfalls als 
Armenanwalt behandelt ſein wollte. Bei dieſer Sachlage 


hier anders als in dem vom OLG. Kiel entſchiedenen Fall (vgl. 
JW. 1929, 25418), wo lediglich die ordnungsmäßige Zuſtellung des 
(nicht verkündeten) Beiordnungsbeſchluſſes nach dem Termin er⸗ 
folgte. Gleichwohl muß man auch im vorliegenden Falle zu dem⸗ 
ſelben Ergebnis kommen. Durch die Bewilligung des Armenrechts 
erlangt die arme Partei, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte 
geboten iſt, das uneingeſchränkte Recht auf Beiordnung eines RA. 
( 115 Abſ. 1 Ziff. 3 ZPO.). 

Dieſe Wirkung tritt unmittelbar kraft Geſetzes ein, und das 
Gericht kann ſie weder ausſchließen noch beſchränken. Es muß 
deshalb dem Gericht bzw. dem Vorſitzenden jederzeit — auch noch 
nachträglich — möglich ſein, in Ausführung des Bewilligungs⸗ 
beſchluſſes die zur vollſtändigen Verwirklichung dieſes Rechts 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Dazu gehört aber die 
Anordnung der Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Bewilligung 
des Armenrechts, wobei der Geſichtspunkt, daß nach Erlaß des 
Urteils eine „beabſichtigte“ Rechtsverfolgung oder »verteidigung 
nicht mehr in Frage ſteht, nicht ausſchlaggebend ſein kann. 

Auch das etwaige weitere Bedenken, daß der Armenanwalt in⸗ 
folge der Rückwirkung verpflichtet wird, für die von ihm bisher 
im freien Auftragsverhältnis vertretene arme Partei vorläufig un⸗ 
entgeltlich aufzutreten, und die Anordnung der Rückwirkung daher 
einen unzuläſſigen Eingriff in ſeine privaten Forderungsrechte ent⸗ 
halten könnte, inſofern er bereits verdiente Gebühren von der Partei 
nicht mehr gezahlt verlangen kann, kann hier ſchon deshalb nicht 
durchſchlagen, weil RA. M. in dem Termin in der — auch vom 
Gericht geteilten — Annahme, er ſei als Armenanwalt beige⸗ 
ordnet, aufgetreten iſt und auch durch ſeinen Erſtattungsantrag 
die nachträgliche Beiordnung jedenfalls gebilligt hat 

War aber hiernach die Anordnung der Rückwirkung rechtlich 
zuläſſig, ſo iſt für die Vertretung in der mündlichen Verhandlung 
v. 28. Febr. 1929 die Verhandlungsgebühr zu Recht als aus der 
Staatskaſſe erſtattungsfähig feſtgeſezt worden. Die Beſchwerde war 
daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


(Os G. Kaſſel, Fer ZivSen., Beſchl. v. 5. Sept. 1929, 2 W 207/27.) 
Mitgeteilt von Ref. Schwalbe, Marburg. 
* 


29. 51 Abſ. 3 S. 2 Geſ. v. 20. Dez. 1928. Der Begriff des 
Ruhens des Verfahrens iſt nicht in dem engen Sinne des 
8 251 der 3 PO. v. 13. Febr. 1924 aufzufaſſen. 1) 

Dies ergibt ſich daraus, daß ſich dieſe Vorſchrift bereits in 
dem Arm AnwG. v. 6. Febr. 1923 befand, alſo zu einer Zeit, als 
es eine gerichtliche Anordnung des Ruhens noch nicht gab, ſondern 
das Ruhen noch der Parteivereinbarung unterlag. Deshalb kann 
mit der ſtreitigen Vorſchrift nur gemeint ſein, daß in der Sache 
ſelbſt, ſeit gewiſſer Zeit nichts geſchehen iſt. Das muß auch jetzt 
gelten. Unterſtützt wird dieſe Auffaſſung durch die Erwägung, daß 
dem Armenanwalt, der von ſeiner Partei keinen Vorſchuß erhält, 
die Möglichkeit gegeben werden muß, angemeſſene Zeit nach dem 
tatſächlichen Stillſtand des Prozeſſes ſeine Gebühren von der 
Staatskaſſe zu fordern. Die ausdehnende Auslegung des Begriffes 
des Ruhens i. ©. des § 1 Abſ. 3 Satz 2 des Geſ. v. 20. Dez. 1928 
äußert ſeine Wirkung auch dann, wenn ein Teil⸗, Zwiſchen⸗ oder 
bedingtes Endurteil die Inſtanz nicht beendet und das Verfahren 
tatſächlich dadurch zum Stillſtand kommt, daß es durch Rechts⸗ 
mitteleinlegung in die höhere Inſtanz geht (Sydow-Buſch⸗ 


halte ich die Koſteuerſtattungspflicht des Staates 
für gegeben. Dagegen könnte das Gericht den Anwalt nicht 
nachträglich zwingen, Handlungen, die er vor ſeiner Beiordnung 
— ſei es auch in ihrer Erwartung — vorgenommen hat, als „vor⸗ 
läufig unentgeltliche“ gegenüber der Partei gelten zu laſſen. 
(Ob ſich dieſe vorläufige Unentgeltlichkeit etwa aus anderen Er⸗ 
wägungen, z. B. aus ſtillſchweigender Vereinbarung mit der Partei, 
alſo aus Treu und Glauben, ergibt, iſt eine andere Frage; vgl. 
hierzu Friedlaender, RAO.3, Exkurs II zu § 28 Anm. 3. Hier 
handelt es ſich nur um die Wirkung des Gerichtsbeſchluſſes). Vgl. 
auch KG.: IW. 1928, 15198; Dig. 1929, 580; LGG. Fürth: 
Bay. 1925, 155. 

Das OLG. Kaſſel erwähnt auch den Beſchluß des OLG. Kiel 
(4. Sen.): JW. 1929, 25418, den ich gleichfalls für zutreffend und 
auch für richtig begründet halte. Ich möchte nur erwähnen, daß 
der erſte Senat desſelben Gerichts am 27. Juni 1929 leider in einem 
gleichgelagerten Falle (1 W 261/29) die umgekehrte Entſch. gefällt 
hat: der nicht verkündete und noch nicht zugeſtellte Beſchluß könne 
überhaupt noch gar keine Wirkung äußern. Es kann nicht nach⸗ 
drücklich genug darauf hingewieſen werden, daß dieſe Lehre — 
jedenfalls in ſolcher Allgemeinheit — nicht zutreffend iſt und in 
der Praxis zu den größten Unbilligkeiten führt (vgl. Fried⸗ 
laender, GG, § 29 Anm. 9; Förſter⸗Kann, 8 329 
Anm. 3e; Friedlaender, RAO. , 83 Anm. 9). 

RA. Dr. Friedlaender, München 


Zu 29. Vgl. OLG. Darmſtadt nebſt Anm. Friedlaender 
oben S. 3182 Nr. 19 und OLG. Königsberg unten S. 3189 Nr. 32, 
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Krug, 81 Anm. 13 des Gef. v. 20. Dez. 1928 und W. J. Fried⸗ 
laender, RAGebO., 8. Aufl., S. 114 Anm. 19 letzter Teil). 
(OLG. Kaſſel, Beſchl. v b. Okt 1929, 2 W 238/29.) 
Mitgeteilt von RA. Müller, Hanau. 


* 
Kiel. 

30. Vergleichsgebühr und Untervollmacht. f) 

Der Beſchw§. ift der Kl. als Armenanwalt beigeordnet worden. 
Er hat, nachdem der Rechtsſtreit durch Vergleich erledigt war, Er⸗ 
ſtattung feiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe be⸗ 
antragt und in jenem Geſuch auch einen Betrag von 78 K. als 
Vergleichsgebühr liquidiert. Die Geſchäftsſtelle hat dieſen Betrag ab⸗ 
geſetzt. Dagegen richtet ſich die Erinnerung des Armenanwalts. Dieſe 
Konnte keinen Erfolg haben. 


Die Akten ergeben, daß der Senat noch vor der erſten münd⸗ 
lichen Berufungsverhandlung einen auswärtigen Sühnetermin an⸗ 
geordnet hatte, und daß zu dieſem Termine die — in der BerInſt. 
durch den BeſchwF. vertretene — Kl. mit dem RA. B. aus M. 
erſchienen war. RA. B. hat Untervollmacht des BeſchwF. vorgelegt. 
Der BeſchwF. hat zur Begründung ſeiner Forderung auf die Ver⸗ 
gleichsgebühr nur angeführt, daß er dem RA. B. Untervollmacht er⸗ 
teilt habe, und daß RA. B.s Auftreten im Vergleichstermine dem 
Beim. gebührenmäßig ebenſo zugerechnet werden müſſe, wie es 
hinſichtlich der Verhandlungsgebühr als Tätigkeit des BeſchwF. an⸗ 
geſehen werde, wenn vor dem Senat einer der beim OLG. zugelaſſenen 
Anwälte für ihn aufträte. Dieſen Ausführungen kann nicht bei⸗ 
getreten werden. 

Wenn auch der RA., um Anſpruch auf die Vergleichsgebühr zu 
haben, nicht unmittelbar bei Abſchluß des Vergleichs tätig zu ſein 
braucht, ſondern es nur erforderlich iſt, daß er irgendwelche Be⸗ 
mühungen in Richtung auf den Vergleich aufgewendet hat, ſo kann 
doch die Erteilung einer Untervollmacht für den Vergleichstermin nicht 
als ſolche Bemühung angeſehen werden. Es kann alſo nur darauf 
ankommen, ob die Tätigkeit des Unterbevollmächtigten ohne weiteres 
dem Prozeßbevollmächtigten zuzurechnen iſt. Das wird vielfach der 
Fall ſein, wird vor allem meiſt da zutreffen, wo ein RA. ſich durch 
einen Generalſubſtituten oder einen beim ſelben Gericht zugelaſſenen 
Kollegen vertreten läßt. Doch muß davon der Fall unterſchieden 
werden, daß die Untervollmacht nur erteilt iſt, um den Unter⸗ 
bevollmächtigten zu legitimieren oder um ihn zur Wahrnehmung von 
Terminen oder Vornahme von Prozeßhandlungen, die nur der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte wirkſam wahrnehmen oder vornehmen durfte, zu be⸗ 
fähigen. Solch ein Fall liegt hier vor. RA. B. hatte die Kl. ſchon 
im Mahnverfahren und im Verfahren vor dem AG., in einem 
Parallelprozeß auch im Armenrechtsverfahren vertreten. Er war der 
Vertrauensanwalt der Kl., derjenige Anwalt, den ſie mit der Wahr⸗ 
nehmung des wichtigſten Termins, des Sühnetermins, beauftragte. 
Dann aber kann nicht angenommen werden, daß RA. B. im Sühne⸗ 
verfahren nur als Unterbevollmächtigter aufgetreten iſt, und für den 
Prozeß bevollmächtigten die Vergleichsgebühr verdient hat, zumal er 
zu dem Termine aus R. nach A. herüberkommen, alſo einen ganzen 
Tag aufwenden mußte; ſondern er iſt nur formell für den BeſchwF., 
in erſter Linie aber in ſeiner Eigenſchaft als ſelbſtändiger Bevoll⸗ 
mächtigter der Kl. aufgetreten und daher berechtigt, von der Kl. 
— und, ſofern der Gegner die Prozeßkoſten übernommen hätte, 


Zu 30. Das OLG. Kiel hat die maßgebenden Gedankengänge 
ſehr richtig herausgearbeitet. Es handelt ſich im weſentlichen um die⸗ 
ſelben Fragen, die ich bei Beſprechung einer Entſch. des OLG. Jena 
(JW. 1928, 279619) näher erörtert habe. Damals forderte der Armen⸗ 
anwalt vom Staat die Koſten ſeines Unterbevollmächtigten, die durch 
Wahrnehmung eines auswärtigen Beweistermins entſtanden waren. 

ie ſind ihm als Auslagen des Armenanwalts, nicht etwa dem 
Unterbevollmächtigten als deſſen Gebühren zugebilligt worden. 
Im vorliegenden Fall handelt es ſich um die Vergleichsgebühr. Eine 
Mitwirkung des Prozeß bevollmächtigten bei einem Vergleiche würde 
vorliegen, wenn er mit ſeiner Vertretung einen Kollegen beauftragt 
hätte, der alſo entweder aus Gefälligkeit die Vertretung übernimmt 
oder von dem Prozeßbevollmächtigten zu honorieren iſt, 
mit dem allein er auch in einem Vertragsverhältnis ſteht. Eine Mit⸗ 
wirkung beim Vergleiche kann auch dann vorliegen, wenn der Anwalt, 
der den Vergleich perſönlich abſchließt, zur Partei in einem unmittel⸗ 
baren Vertragsverhältniſſe ſteht (wie etwa der für die auswärtige 
Beweiserhebung ſubſtituierte Kollege); z. B. dann, wenn der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte mit der Partei die Einzelheiten eines beabsichtigten 
Vergleichs beraten hat und ſeine Beratung für den beim auswärtigen 
Beweistermin zuſtande gekommenen Vergleich kauſal war, oder wenn 
er ſelbſt den Subſtituten in einer für den Vergleichsſchluß urſachlichen 
Weiſe inſtruiert hat. Keine Mitwirkung i. S. des § 13 Nr. 3 
RASED. kann aber in der bloßen Tatſache erblickt werden, 
daß der RA. namens und für Rechnung der Partei einen anderen 
Anwalt zum Vergleichstermin ſubſtituierk, d. h. daß er lediglich die 
Übernahme der Parteivertretung durch den auswärtigen RA. ver⸗ 
mittelt hat. 


RA. Dr. Friedlaender, München. 


von dieſem — die Vergleichsgebühr zu verlangen (88 89, 13 Nr. 3 
NAGED.; vgl. Friedlaender, RAGebdO., 8. Aufl., 813 Bem. 64). 
Es lag keine Veranlaſſung vor, daß hier zwei Rechtsanwälte für 
den Vergleich tätig wurden, und es iſt auch nur ein Anwalt, aber 
nicht der BeſchwF., tätig geworden. Den gleichen Standpunkt hat 
auch bereits der 3. Sen. (Beſchl. v. 18. Febr. 1928, 3 U 64/27) 
vertreten. 


(Os G. Kiel, 1. ZivSen., Veſchl. v. 19. Sept. 1929, 1 U 14/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


* 
Königsberg. 

31. § 1 Abi. 4, S. 2. Der Erſatzanſpruch wird auch 
fällig, wenn das Verfahren länger als 3 Monate ruht. 
Dies iſt ſchon dann der Fall, wenn nach Erlaß des Zwiſchen⸗ 
urteils der Prozeß entweder von den Parteien wegen der 
Höhe des Anſpruches nicht fortgeſetzt wird oder infolge 
Rechtsmitteleinlegung nicht fortgeſetzt werden kann oder 
ſoll. 5) 

In beiden Fällen tritt ein Stillſtand des Prozeſſes in der 
Inſtanz ein, der als ein Ruhen i. S. des §8 1 ArmAnwcg. an⸗ 
zuſehen iſt. Denn da der Zweck dieſer Beſtimmung lediglich der 
iſt, den Armenanwälten in den Fällen des tatſächlichen Still⸗ 
ſtandes des Prozeſſes während einer längeren Dauer einen An⸗ 
ſpruch auf ihre Gebühren zu geben, können die Beſtimmungen der 
3PO., die in den 88 251, 251 a Abſ. 2 nur noch ein Ruhen kraft 
Gerichtsbeſchluſſes kennt, zur Auslegung des Begriffs des Ruhens 
i. S. des ArmAnwch. nicht herangezogen werden; vielmehr begrün⸗ 
det ſchon ebenſo wie die Ausſetzung und Unterbrechung auch der 
tatſächliche Stillſtand während länger als drei Monate die Fällig- 
keit der Gebühren des Armenanwalts. 

(OLG. & önigsberg, Beſchl. v. 7. 10. 1929, 7 W 5/29.) 
Mitgeteilt von RA. Walter Eichelbaum, Königsberg. 
*. 


32. § 99 Ab ſ. 3 ZPO. Gegen ein Urteil, das über einen 
auf die Koſtenentſcheidung beſchränkten Widerſpruch gegen 
eine einſtweilige Verfügung entſcheidet, iſt keine ſofortige 
Beſchwerde, ſondern nur Berufung gegeben. ) 

Durch das angefochtene Urteil ſind auf den gegen die Einſtw⸗ 
Verf. des AG. G. v. 30. Juni 1928 erhobenen, auf die Koſten⸗ 
entſcheidung beſchränkten Widerſpruch des Antragsgegners 
die Koften des ganzen Verfahrens der Antragſtellerin auferlegt. 
Gegen dieſes Urteil iſt die von der Antragſtellerin geführte Be⸗ 
ſchwerde nicht gegeben. Nach § 925 3PO. iſt über den Widerſpruch 
gegen eine EinſtwVerf. durch Endurteil zu entſcheiden. Dieſes 
Urteil kann nach den prozeſſualen Vorſchriften in der Regel nur 
durch das Rechtsmittel der Berufung, mit der ſofortigen Beſchwerde 
dagegen gem. § 99 Abſ. 3 3PO. nur dann angefochten werden, 
wenn eine Entſch. in der Hauptſache nicht ergangen iſt. Letztere 
Vorausſetzung liegt hier nicht vor. Die EinſtwVerf. bildet mit dem 
Verfahren nach erhobenem Widerſpruch eine einheitliche Inſtanz, 
und in dieſer iſt über die Hauptſache bereits durch Beſchluß v. 
30. Juni 1928 entſchieden worden. Die Rechtslage liegt nicht an⸗ 
ders, als wenn gegen ein Verſäumnisurteil nur wegen der Koſten 
des Rechtsſtreits Einſpruch erhoben iſt und das darauf ergehende 
Urteil angefochten werden ſoll. Auch hier iſt die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde nicht gegeben (Stein, Komm. zur ZPO., Note V, 1 zu 
§ 99; Kann, Komm. zur ZRO., Note 2b, aa B zu $ 99; OLG⸗ 
Rſpr. 20, 308: 33 ß. 50, 206; Soergel: Rſpr. 1926, 8 99 
Ziff. 2; Seuff Arch. 64 Note 178). Der hiervon anſcheinend ab⸗ 
weichenden Anſicht des KG.: JW. 1925, 2018, vermag ſich der 
Senat ſchon deshalb nicht anzuſchließen, weil dieſe Entſch. den ihr 
zugrunde liegenden Tatbeſtand nicht klar erſehen läßt. Sie iſt auch 
lediglich auf Billigkeitserwägungen aufgebaut. Solche 
können aber gegenüber der jedes Rechtsmittel ausſchließenden 
poſitiven Beſtimmung des § 99 Abſ. 1 3PO., der hier zu⸗ 
trifft, da eine Entf). in der Hauptſache ergangen ift und dieſe 
nicht auf einem Anerkenntnis beruht, nicht Platz greifen. 

Die ſofortige Beſchwerde war daher unzuläſſig. 

(OLG. Königsberg, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Jan. 1929, 3 W 523/28.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Kaßnitz, Inſterburg. 


Zu 31. Vgl. OLG. Darmſtadt nebſt Anm. Friedlaender 
oben S. 3182 Nr. 19 und OLG. Kaſſel oben S. 3188 Nr. 28. 


Zu 32. Die Entſch. iſt nicht unbedenklich, weil die in 8 99 
Abſ. 3 ZPO. vorgeſehene Entſch. zur Hauptſache eine ſolche durch 
Urteil auf Grund mündlicher Verhandlung ſein ſollte. Inſofern 
unterſcheidet ſich der Fall von dem des Verſäumnisurteils, gegen 
das nur wegen der Koſten des Rechtsſtreits Einſpruch erhoben 
worden iſt. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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Augsburg. a) Zivilſachen. 

1. 88 93, 771, 769 ZPO. Erkennt der Beklagte nach 
eidlicher Vernehmung des Ehemannes der einer Pfändung 
widerſprechenden Ehefrau des Schuldners deren Eigentum 
an, fo ift das Anerkenntnis ein „ſofortiges“ i. S. 8 93 3 PO. 

Die Hauptſache hat ſich durch die Pfandfreigabe nach der Klage⸗ 

zuſtellung erledigt. Die Pfandfreigabe enthält, wenn auch das Proto⸗ 
koll kein ausdrückliches Anerkenntnis aufweiſt, eine Anerkennung 
des Klageanſpruchs (JW. 1925, 2340). 
. Zur Widerſpruchsklage gibt der Pfandgläubiger dann Anlaß, 
wenn er trotz genügender Glaubhaftmachung die Pfandobjekte nicht 
freigibt. Ob in dieſer Weiſe das Eigentum des Kl. glaubhaft ge⸗ 
macht iſt, iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu entſcheiden. 
Wie bei Sicherungsübereignungsverträgen, ſo darf man auch bei 
nachträglich während der Ehe abgeſchloſſenen Gütertrennungsver⸗ 
trügen, in denen das Eigentum eines Ehegatten an den Gegen⸗ 
ſtänden feſtgeſtellt wird, weiteſtgehend Mißtrauen hegen und über⸗ 
zeugende Glaubhaftmachung verlangen. 

Letztere Glaubhaftmachung wurde nicht dadurch erbracht, daß die 
Kl. beim Antrag auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung den Güter⸗ 
trennungsvertrag v. 29. Aug. 1922 vorzeigte, in dem der Ehemann 
anerkannt hat, daß alle Möbel, mit Ausnahme der zum perſönlichen 
Gebrauch des Mannes beſtimmten, Eigentum der Frau ſeien und daß 
in dem der Bekl. zugeſtellten Einſtellungsbeſchluß hierauf zur 
Glaubhaftmachung verwieſen iſt. Denn ein ſolcher Vertrag wird nur 
zu häufig zum Schein und zur Gläubigerbenachteiligung abge⸗ 
ſchloſſen. Ein ſolcher Vertrag darf daher mit Recht als nicht ge⸗ 
nügende Glaubhaftmachung erachtet werden, hier um ſo mehr, als 
der Vertrag nicht vorgelegt war und der Gläubiger nicht erſah, ob 
die gepfändeten Gegenſtände im Ehevertrag enthalten ſeien. 

Dazu hat die Kl. die Bekl. gar nicht zur Pfandfreigabe auf⸗ 
gefordert. Die Klage war daher durch die Bekl. nicht veranlaßt, 
denn dies iſt erſt der Fall, wenn der Gläubiger auf Glaubhaft⸗ 
machung nicht freigibt. Im Prozeß hat die Kl. durch ihren Ehe⸗ 
mann als Zeugen Beweis angeboten. 

Mangels weiterer Behelfe braucht ſich der Gläubiger angeſichts 
des nahen Verhältniſſes zwiſchen dem Zeugen und der Kl. nicht 
mit deſſen unbeeidigter Ausſage zu begnügen. Es kann zwar nach 
8 294 ZPO. eine unbeeidigte Ausſage als Glaubhaftmachung an⸗ 
geſehen werden, aber gerade bei der Ausſage des Ehemannes der 
Kl., der in hervorragender Weiſe an dem Ausgang der Sache inter⸗ 
eſſiert iſt, wird der Gläubiger auch die Beeidigung der Ausſage des 
Mannes fordern und zu einer genügenden Glaubhaftmachung ab⸗ 
warten dürfen. 

Unmittelbar nach dieſer Beeidigung hat die Bekl. die Gegen⸗ 
ſtände freigegeben. Sie hat damit den Klageanſpruch ſofort anerkannt, 
weshalb nach 8 95 38D. die Klägerin die Koſten treffen. 

(LG. Augsburg, Beſchl. v. 14. März 1928, BeschwR II 44/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. J. Fiſcher, Augsburg. 
* 
Berlin. 


2. Der Armenrechtsbeſchluß hat ausnahmsweiſe 
dann rückwirkende Kraft, wenn er fie ſich ſelbſt beilegt. f) 

Nachdem die Parteien in der Hauptſache und in der EinſtwVerf. 
letztmalig am 23. April 1928 zur Sache verhandelt haben, hat das 
AG. in dem Verkündungstermin v. 30. April 1928 neben dem Urt. 
in der EinſtwVerf Sache den Beſchl. verkündet, daß der Kl. „vom 
Beginn des Verfahrens“ das Armenrecht bewilligt und RA. A. bei⸗ 


Zu 2. Der Entf. ſelbſt iſt zuzuſtimmen. Es iſt als ausge⸗ 
ſchloſſen zu betrachten, daß die Geſchäftsſtelle im Feſtſetzungsverfahren 
den Inhalt des ergangenen Beſchl. unbeachtet laſſen oder im Wege 
der Auslegung abändern könnte. Derſelbe iſt, ſo wie er ergangen iſt, 
maßgebend, mag er von der Geſchäftsſtelle für zutreffend oder un⸗ 
richtig erachtet werden, wie ja auch die ſonſtigen Eutſch. des Gerichts 
Anſpruch auf unbedingte Beachtung haben. Dagegen muß zu der in 
den Gründen enthaltenen Bemerkung, der Beiordnungsbeſchluß habe 
auch bei Verſehen des Gerichts keine rückwirkende Kraft, Stellung 
genommen werden. Es iſt nicht völlig klar, ob dieſer Satz der Entſch. 
materiell- oder nur formellrechtlich gemeint iſt. In fachlicher Hinſicht 
verdient die Anſicht den Vorzug, daß die Armenrechtsbewilligung 
auf den Zeitpunkt zurückzubeziehen iſt, in dem die Vorausſetzungen 
für die Gewährung vorlagen: alſo ordnungsmäßiges Zeugnis und 
Feſtſtehen der Nichtausſichtsloſigkeit. Iſt ſie formell gemeint, wie ich 
nach der Wortfafiung annehmen möchte, jo muß den Kollegen emp⸗ 
fohlen werden, darauf zu halten, daß zutreffendenfalls der Zeitpunkt, 
von dem ab das Armenrecht als bewilligt zu gelten hat, vom Gerichte 
feſtgeſtellt werde, erforderlichenfalls im Wege der Ergänzung oder 
Berichtigung des ergangenen Beſchl. Soweit dabei dem Antrage des 
Rechtsanwalts nicht entſprochen wird, iſt nach 8 127 ZPO. die Be⸗ 


ſchwerde zuläſſig. 
NA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


geordnet wird. Dieſen Beſchl. hat das AG. durch Beſchl. v. 23. Sept. 
1928 dahin berichtigt, daß ſich die Bewilligung des Armenrechts und 
die Beiordnung außer auf die Hauptſache auch auf die EinſtwVerf. 
bezieht. Der Urkundsbeamte hat den Antrag des RA. A., ihm die 
Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr für die EinſtwVerf. aus der Staats⸗ 
Raſſe zu erſtatten, durch Beſchl. v. 23. Juli 1928 zunächſt gänzlich 
abgewieſen, dann jedoch der Erinnerung des RA. A. hinſichtlich der 
Prozeßgebühr ſtattgegeben, nachdem inzwiſchen der Beſchl. v. 23. Sept. 
1928 ergangen war. Das AG. hat hierauf durch den angefochtenen 
Beſchl. den Urkundsbeamten angewieſen, der Erinnerung auch hin⸗ 
ſichtlich der Verhandlungsgebühr abzuhelfen. Der hiergegen von dem 
Vertreter der Staatskaſſe eingelegten Beſchwerde war der Erfolg zu 
verſagen: Allerdings hat nach der ſtändigen Rſpr. der Beſchwerde⸗ 
kammer der Armenrechtsbeſchluß außer im Falle der Berichtigung 
grundſätzlich keine rückwirkende Kraft, und zwar auch dann nicht, 
wenn die verſpätete Bewilligung des Armenrechts auf einem Ver⸗ 
ſehen des Gerichts beruht. Dies kann jedoch dann nicht gelten, wenn 
ſich der Armenrechtsbeſchluß, wie hier durch die Worte „vom Beginn 
des Verfahrens“ ſelbſt rückwirkende Kraft beilegt; denn in dieſem 
Falle bilden die Worte „vom Beginn des Verfahrens“ einen Teil 
der von dem Prozeßrichter über das Armenrechtsgeſuch getroffenen 
Entſch. Als ſolche unterliegt ſie jedoch nicht der Nachprüfung im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren und iſt für dasſelbe bindend. Sie iſt auch 
ſonſt der Beſchwerde nicht zugänglich ($ 127 ZPO.). Ob fie, falls 
ſie materiell unrichtig iſt, zu Regreßanſprüchen der Staatskaſſe gegen 
den Prozeßrichter führen könnte, iſt hier nicht zu entſcheiden. Zufolge 
der bindenden Kraft der rückwirkenden Bewilligung des Armenrechts 
ſteht daher dem RA. A. auch hinſichtlich der Verhandlungsgebühr ein 
Erſtattungsanſpruch gegen die Staatskaſſe zu. 
(26.1 Berlin, Beſchl. v. 1. Dez. 1928, 29 T 894/28.) 


Mitgeteilt von LER. Friedrich Müller, Berlin. 
* 


3. Art. 13 PreGeb O. f. RA.; 88 9, 5 PrGeb O. f. Not.; 
88 20, 34 PrGKG.; §8 566, 580 BGB. Gebührenanſpruch 
des RA. für den Entwurf eines Mietvertrags. Berechnung 
des Gegenſtandswertes. Dem Formzwang der 88 566, 580 
BGB. unterliegen nicht Vereinbarungen; die nach den 
Parteiwillen keinen Teil des Mietvertrages bilden, ſondern 
erſt den Mietvertrag ermöglichen ſollen. f) 


Die Bekl. ſtanden im April 1928 mit dem Hauseigentümer R. 
wegen des Abſchluſſes eines Mietvertrages über Geſchäftsräume in 
Verhandlungen. Ein von den Bekl. unter Zuziehung eines Syndikus 
hergeſtellter Vertragsentw. v. 25. April 1928 fand nicht die Billi⸗ 
gung des Vermieters R. Dieſer wollte vielmehr den Mietvertrag nur 
unter Zuziehung ſeines RA., des Kl., abſchließen. Auf Veranlaſſung 
des R. begaben ſich deshalb beide Vertragsparteien in das Büro des 
Kl. Dieſer verhandelte mit den Erſchienenen und entwarf ſodann am 
30. April 1928 einen Mietvertrag nebſt Anhang und Nachtrag, der 
von R. und den Bekl. unterzeichnet wurde. Bei dem Entw. des 
Mietvertrages fand ein gedrucktes Mietvertragsformular, zu dem 
noch Zuſätze gemacht wurden, Verwendung. Durch den Vertrag miete⸗ 
ten die Bekl. Räume von R. auf 4 Jahre 11 Monate und erhielten 
ein Optionsrecht auf weitere 5 Jahre. Wenn der Vertrag nicht gewiſſe 
Zeit vor ſeinem Ablauf gekündigt wurde, verlängerte er ſich ſtets 
um 6 Monate. 

Der Kl. behauptet, es ſei vor Unterzeichnung des Vertrages 
zwiſchen R. und den Bekl. vereinbart worden, daß die Mieter den 
Mietſtempel ganz und die Vertragskoften zur Hälfte tragen ſollten. 
Er führt aus, daß die Bekl. durch dieſe Vereinbarung unmittelbar 
ſeine Schuldner geworden ſeien; er hat ſich aber für jeden Fall auch 
von R. deſſen Erſtattungsanſprüche gegen die Bekl. abtreten laſſen. 


Zu 3. 1. Was das Urteil betreffs der Frage der Haftung der 
Bekl. und der Gültigkeit der mündlichen Abrede über die Tragung 
der Koſten ausführt, trifft durchaus zu. 

2. Aber auch der Standpunkt, den das Urteil hinſichtlich des 
für die Berechnung der Anwaltsgebühren maßgebenden Gegenſtauds⸗ 
werts einnimmt, kann nur gebilligt werden. Nach Art. 13 Pr⸗ 
LGebO. i. Verb. m. 885,9 PrNotebO. kommt für die Berech⸗ 
nung der Gebühr nach 88 32, 34 PrGKG. der $ 20 Abſ. 6 Pr. 
zur Bemeſſung des Gegenſtandwerts in Betracht. Hiernach beſtimmt 
ſich der Wert eines Mietrechts nach dem zuſammenzurechnenden 
Werte aller Leiſtungen des Mieters während der ganzen Vertrags⸗ 
zeit. Bei unbeſtimmter Dauer des Vertrags erfolgt die Berechnung 
bei ländlichen Grundſtücken unter Zugrundelegung dreier Jahre, 
in allen anderen Fällen unter Zugrundelegung eines Jahres; kann 
jedoch bei Verträgen, deren Dauer von einer Kündigung abhängt, 
die Auflöſung des Vertragsverhältniſſes erſt zu einem ſpäteren 
Zeitpunkte geſchehen, ſo iſt dieſer Zeitpunkt maßgebend. 

Das hier in Frage ſtehende Mietverhältnis iſt ein ſolches von 
unbeſtimmter Dauer. Einmal können die Bell. durch Ausübung 
des Optionsrechtes das Mietverhältnis um fünf Jahre verlängern, 
und ferner erſtreckt ſich der Vertrag ſtets auf weitere ſechs Monate, 
wenn er nicht rechtzeitig gekündigt wird. Die zuletzt gedachte Be⸗ 
ſtimmung gilt auch für die an ſich vorgeſehene Vertragsdauer von 
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Er verlangt nun von den Bekl. als Geſamtſchuldnern Zahlung von 
318,60 RA als Vertrags koſtenhälfte nebſt 8% Verzugszinſen. Er legt 
der Berechnung ſeiner Gebühren als Gegenſtandswert den zuſammen⸗ 
gerechneten Mietzins während der Vertragszeit von 4 Jahren 11 Mo⸗ 
naten (145 604 AA), vermehrt um die Hälfte des in der Options⸗ 
zeit zu zahlenden Mietzinſes (77 680 AM) und um weitere 3000 RM 
für Nebenleiſtungen, zuſammen alſo 226 284 RA, zugrunde. 

Die Bekl. haben beſtritten die Hälfte der Vertragskoſten über⸗ 
nommen zu haben. Sie haben ferner beſtritten, Auftraggeber des 
Kl. geweſen zu ſein; der Kl. ſei ausſchließlich auf Erſuchen des R. 
tätig geworden. Sie haben ausgeführt, daß eine etwaige mündliche 
Vereinbarung über die Koſtentragung wegen Formmangels nichtig 
ſein würde. Sie haben auch die Koſtenberechnung bemangelt. Sie 
haben beſtritten, daß der Kl. einen Vertragsentw. gefertigt habe; er 
habe vielmehr den R. nur beraten, worauf dann der bereits verein⸗ 
barte Vertrag ergänzt worden ſei. Als Gegenſtandswert halten ſie 
nur 145 604 AM für gerechtfertigt. 

Das AG. hat nach Beweisaufnahme die Klage abgewieſen. Es 
hat ausgeführt, daß die Bekl. nicht Auftraggeber des Kl. geweſen 
ſeien und daß eine etwaige mündliche Vereinbarung über die Tra⸗ 
gung der halben Vertragskoſten nichtig ſein würde, weil der ſchrift⸗ 
liche Mietvertrag dieſe Vereinbarung nicht enthält. Andererſeits iſt 
im § 11 Mietvertrages die Verpflichtung der Mieter zur Tragung des 
Mietvertragsſtempels erwähnt; ferner beſagt 8 12, daß mündliche 
Nebenabreden keine Gültigkeit haben und ebenſo Vereinbarungen, 
die nicht ſchriftlich in dem Vertrage niedergelegt ſind, ungültig ſind. 
Das AG. hält auch die vom Kl. behauptete Vereinbarung nicht für 
erwieſen. 

Die Berufung iſt zum Teil begründet. 

Der Kl. kann aus eigenem Recht Vergütung ſeiner Tätigkeit 
von demjenigen verlangen, in deſſen Auftrag er tätig geworden iſt. 
Mit Recht entnimmt das AG. aus den Umſtänden, daß nicht die 
Bekl., ſondern nur R. der Auftraggeber des Kl. war. R. war es, der 
in ſeinem Intereſſe die Aufſetzung des Vertrages durch den Anwalt 
ſeines Vertrauens verlangte; nur zu dieſem Zwecke, einer Aufforde⸗ 
rung des R. nachkommend, erſchienen die Bell. im Büro des Kl. 
Daß auch das Intereſſe der Vertragsgegner des R. klare Vertrags⸗ 
beſtimmungen erforderte, daher inſoweit die Tätigkeit des Kl. auch 
= 11 zugute kam, macht dieſe noch nicht zu Auftraggebern 
es Kl. 

Wenn die Bekl. mit R. Tragung der Hälfte der Vertrags koſten 
vereinbart haben, ſo enthält dieſe Vereinbarung auch keine teilweiſe 
Schuldübernahme i. S. von $ 415 Abſ. 1 BGB. Zu einer anderen 
Auslegung kann auch 8 4 Pr&K®., der ſich nur auf die Gerichts⸗ 
Koften bezieht, wegen der Verſchiedenheit der tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe nicht führen. Aus der behaupteten Vereinbarung wäre daher 
nur R. den Bekl. gegenüber berechtigt worden. R. hat aber ſeine 
Anſprüche aus dieſer Vereinbarung an den Kl. abgetreten, wie ſeine 
erſtinſtanzliche Zeugenausſage ergibt. Aus dieſer Abtretung geht die 
Berechtigung des Kl. zur Geltendmachung des Klageanſpruchs hervor. 

Die mündliche Vereinbarung der Bekl. mit R. iſt auch formlos 
gültig. 88 566, 580 BGB. erfordern allerdings für Mietverträge 
über Grundſtücke oder Räume, die für längere Zeit als ein Jahr ge⸗ 
ſchloſſen werden, die ſchriftliche Form. Unter dieſem Formzwang 
ſtehen, wie das NG. wiederholt ausgeführt hat (RG. 51, 181; 118, 
108), alle Vereinbarungen, die das abzuſchließende Geſchäft betreffen 
und aus denen ſich nach dem Willen der Parteien der zu ſchließende 
Vertrag zuſammenſetzen ſoll. Dahin gehören alle Abreden, welche 
die Verpflichtung des Vermieters zur Gewährung des Gebrauches 
der Mieträume und die Verpflichtung des Mieters zur Zahlung 
eines Entgelts für dieſe Gebrauchsgewährung betreffen. 
Dahin gehören aber nicht, wie in RG. 123, 173 ausgeführt iſt, ſolche 
Vereinbarungen, die nach dem Parteiwillen überhaupt keinen Teil 
des Mietvertrages bilden, ſondern ihn erſt ermöglichen, herbeiführen 
ſollen. Insbeſ. kann eine einmalige Leiſtung, die ausſchließlich die 
Bereitwilligkeit des Vermieters zum Abſchluß des Mietvertrages ab⸗ 
zugelten beſtimmt ift, nicht als Leiſtung aus dem Vertrag angeſehen 
werden. Sie iſt vielmehr Beſtandteil eines Sonderabkommens, das 
nur wirtſchaftlich mit dem Mietvertrag im Zuſammenhang ſteht. Ent⸗ 
ſprechendes gilt auch für die Koſtentragungsabrede. Sie betrifft nicht 
den Inhalt des Mietverhältniſſes als eines Dauerverhältniſſes, ſon⸗ 
dern gilt nur die Bereitſchaft des Vermieters zum Abſchluß eines 


4 Jahren 11 Monaten. Es liegt alſo auch der Fall des letzten 
Halbſatzes in § 20 Abſ. 6 Pro. vor. Deshalb iſt der Geſamt⸗ 
wert der Leiſtungen des Mieters bis zu dem Zeitpunkte maßgebend, 
auf den die erſte Kündigung zuläſſig iſt. Dieſer Termin iſt das 
Ende der 4 Jahre 11 Monate, der Gegenſtandswert beträgt daher 


145604 K. Eine Berückſichtigung der Miete, die im Falle der, 


Ausübung des Optionsrechts noch weiter zu zahlen wäre, iſt nicht 
angängig: $ 20 Abſ. 6 PrGgKG. enthalt eine abſchließende Regelung. 
Sein letzter Halbſatz weicht von dem ihm voraufgehenden Halbſatze 
nur für den Fall ab, daß eine beſtimmte Mindeſtdauer des Ver⸗ 
trags feſtſteht. Dem iſt die bloße Möglichkeit der Verlängerung 
der urſprünglichen Vertragsdauer nicht gleichzuſtellen. 

Der Kl. wollte noch 3000 RM „für Nebenleiſtungen“ berück⸗ 
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förmlichen, einmalige Koſten verurſachenden Vertrages ab. Sie iſt 
insbeſ. auch, was im Hinblick auf die Ausführungen des AG. betont 
werden muß, kein Schenkungsverſprechen. Sie bedurfte daher weder 
kraft Geſetzes noch nach § 12 Mietvertrages, nach dem mündliche 
Nebenabreden keine Gültigkeit haben ſollten, der Schriftform. Denn 
auch 8 12 des Vertrages kann ſich nur auf ſolche Nebenabreden be⸗ 
ziehen, die nach dem Parteiwillen Beſtandkeil des Mietvertrages ſein 
ſollen. übrigens ſtand es, wie in NG. 95, 1757) ausgeführt iſt, den 
Vertragsparteien jederzeit frei, den 8 12 des Mietvertrages für ein⸗ 
zelne Nebenabreden außer Kraft zu ſetzen. Der Kl. iſt hiernach als 
Zeſſionar des R. berechtigt, die Hälfte der ihm für ſeine Tätigkeit 
zuſtehenden Gebühren von den Bell. zu verlangen. 

Die Gebühren ſtehen ihm aber nicht in der vollen von ihm ge⸗ 
forderten Höhe zu. Der Kl. hat die Parteien nicht nur beraten, ſon⸗ 
dern er hat einen Mietvertrag für R. entworfen. Daß er hierbei für 
die typiſchen Vertragsbedingungen ein gedrucktes Mietvertragsformu⸗ 
lar benutzt hat, beeinträchtigt ſeinen Gebührenanſpruch nicht; denn 
wie der vorgelegte Vertrag ergibt, iſt der formularmäßige Vertrag 
weſentlich durch Anhang und Nachtrag, die individuelle Vertrags⸗ 
beſtimmungen enthalten, vom Kl. erganzt worden. Dem Kl. ſteht da⸗ 
her auf Grund des Art. 13 LGebDO. für RA., §8 9, 5 Bröebd. für 
Not., § 34 ProK. das Zweifache der vollen in 8 32 PrGgKG. ge⸗ 
nannten Gebühr für den Entw. des Mietvertrages zu. Aber die Be⸗ 
rechnung des Gegenſtandswertes durch den Kl. iſt irrig. Nach 8 20 
Abſ. 6 Pr®KG. beſtimmt ſich der Wert des Mietrechts nach dem 
zuſammengerechneten Wert aller Leiſtungen des Mieters während der 
ganzen Vertragszeit; bei unbeſtimmter Dauer des Vertrages erfolgt 
die Berechnung bei nicht Ländlichen Grundſtücken unter Zugrunde⸗ 
legung eines Jahres; hängt aber die Auflöſung von einer Kündigung 
ab und kann dieſe erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt erfolgen (Verträge 
von unbeſtimmter Dauer, aber beſtimmter Mindeſldauer), fo iſt dieſer 
Zeitpunkt (die Mindeſtdauer) maßgebend. Der vom Kl. entworfene 
Vertrag iſt nur auf 4 Jahre 11 Monate feſt abgeſchloſſen. Die Hinzu⸗ 
fügung der Option macht den Vertrag zu einem ſolchen von unbe⸗ 
ſtimmter Dauer, da es ungewiß iſt, ob die Mieter von ihrem Options⸗ 
recht Gebrauch machen werden. Zudem tritt nach 8 10 des Vertrages 
ſtets eine Verlängerung des Vertrages um 6 Monate ein, wenn er 
nicht gewiſſe Zeit vor ſeinem Ablauf gekündigt wird. Da in dem 
Vertrage aber zugleich eine beſtimmte Mindeſtdauer (4 Jahre 11 Mo⸗ 
nate) vereinbart iſt, fo ift nach 8 20 Abſ. 6 Satz 3 Halbſ. 2 Pr. 
als Gegenſtandswert nur die Summe der Leiſtungen der Mieter wäh⸗ 
rend der erſten 4 Jahre 11 Monate zugrunde zu legen — ebenſo 
Beſchl. des KG. v. 2. Dez. 1927 (Ia X 1143/27). Als Gegenſtanbs⸗ 
wert find alſo nur 140 000 —150 000 RA anzunehmen. Unter Zu⸗ 
grundelegung dieſes Wertes betragen die Gebühren des Kl. gem. 
88 32, 34 PröͤKG. 440 AA, wozu noch 3,30 RM Umſatzſteuer und 
0,45 AM Portoauslagen treten. 

(SG. I Berlin, Urt. v. 20. Juni 1929, 46 8 51/29.) 
Mitgeteilt von LER. Hans Schneider, Berlin. 
* 

4. 88 3, 4 ff. ZPO. Streitwert für das Verfahren 
auf Vollſtreckbarkeitserklärung eines auf Hauptſumme, 
Zinſen und Koſten ergangenen Schiedsſpruchs iſt letzterer 
in ſeiner Totalität. Die Koſten des ſchiedsgerichtlichen 
Verfahrens ſind daher für das Vollſtreckbarkeitsverfahren 
nicht Nebenkoſten, ſondern Teile des Geſamtanſpruchs. 7) 

Durch Beſchluß des AG. iſt auf Antrag der Antragſtellerin ein 
Schiedsſpruch des Vereins Berliner Getreide⸗ und Produßten⸗ 
händler E. V. wegen 52,65 2X Hauptforderung und 24,75 RU 
Koſten des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens für vollſtreckbar erklärt 
worden. Die Koſtenberechnung für das Verfahren auf Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung hat der Urkundsbeamte der Geſchaftsſtelle des 
AG. nach dem Wert der Hauptforderung von 52,65 RN vorge⸗ 
nommen, dagegen es abgelehnt, dieſem Betrage den Betrag der 
ſchiedsgerichtlichen Koſten hinzuzurechnen. Die Erinnerung iſt zurück⸗ 
gewieſen; die ſofortige Beſchwerde hatte Erfolg. 5 

Die Anſicht des AG. geht dahin, daß es ſich bei den ſchieds⸗ 


gerichtlichen Koſten um eine Nebenforderung i. S. des § 4 SPD. 


handele, die deshalb bei der Wertberechnung außer Betracht bleiben 
müſſe. Dieſe Anſicht hat die beſchließende Kammer des LG. u. a. 
in ihrem Beſchl. v. 12. April 1928 (44 T 105/28 = 76 H 154/28, 


1) JW. 1919, 446. 


ſichtigt wiſſen. Es erhellt aber nicht, ob es ſich dabei um „Lei⸗ 
ſtungen des Mieters“ handelt. Nur wenn dies der Fall wäre, kämen 
ſie mit in Anſatz. ß 

TER. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


Zu 4. Das LG. hat in dieſer Entſch. im Hinblick auf eine 
bisher m. W. nicht abgedruckte Entſch. des KG. ſeine frühere Praxis 
aufgegeben. Die kammergerichtl. Entſch. iſt allerdings nicht von 
dem ſonſt in Koſtenſachen zuſtändigen Senat ergangen. Es iſt aber 
zu hoffen, daß die Streitfrage mit der Entſch. des KG. wenigſtens 
für deſſen Bezirk endgültig geregelt ſein wird. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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AG. Berlin-Mitte) geteilt. Die Anſicht kann jedoch im Hinblick 
auf den am 7. Juli 1928 ergangenen Beſchl. des KG. (22 W 
6329/28) nicht mehr aufrechterhalten werden. Das KG. hat in 
dieſem Beſchluß geſtützt auf die Entſch. des RG. v. 12. Juni 1900 
(GruchBeitr. 45, 1125) und des BayObLG. (Recht 1915 Nr. 905) 
und entgegen der in OLG. 40, 342 und ſeiner eigenen im Beſchl. 
v. 23. März 1928, 22 W 183/28, 44 As 337/27 LG. I nieder⸗ 
gelegten Anſicht ausgeführt: Ein Schiedsſpruch, der auf Haupt⸗ 
ſumme und Zahlung von Zinſen und Koſten ergehe, ſei ein Ganzes. 
Seine Vollſtreckbarkeitserklärung umfaſſe ihn deshalb auch in ſeiner 
Totalität. Einzelforderungen des Schiedsverfahrens verlören ſomit 
für das Vollſtrechbarkeitserklärungsverfahren ihren urſprünglichen 
Rechtsgrund. Sie würden daher in dieſem Verfahren nicht mehr als 
Nebenforderungen, ſondern ebenſo wie die Hauptforderung als Teil 
ee Geſamtanſpruchs auf Vollſtreckbarkeitserklärung geltend ge⸗ 
macht. 

Danach rechtfertigt ſich auch im Vorliegenden die Hinzu⸗ 
rechnung der ſchiedsgerichtlichen Koſten mit 24,75 RM zu der Haupt⸗ 
forderung von 52,65 2X, fo daß ſich ein Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes von 77,40 RX ergibt. 


(LG. I Berlin, Beſchl. v. 20. Sept. 1928, 44 T 306/28.) 
Mitgeteilt von AGR. Wunderlich, Berlin. 
* 


3.8299 ZPO. Akteneinſicht und Erteilung von Ab⸗ 
ſchriften. f) 

Der Kl. hat nach § 299 ZPO. ein Recht auf Erteilung der 
beantragten Abſchriften. Richtig iſt allerdings, daß mutwillige 
dahingehende Anträge nicht zu berückſichtigen ſind. An⸗ 
dererſeits iſt es aber auch richtig, daß der Berechtigte ein beſon⸗ 
deres Intereſſe an der Erteilung der Abſchriften nicht nach⸗ 
zuweiſen braucht. Der Kl. hat dargelegt, weshalb er an der Er⸗ 
teilung der Abſchriften ein Intereſſe hat. Im Hinblick auf dieſe 
Darlegung kann ſich das BeſchwG. nicht der Auffaſſung des Vorder⸗ 
richters anſchließen, daß ſich der Kl. bei dem Beharren auf dem ihm 


durch 8 299 ZPO. gewährten Recht eines Rechtsmißbrauchs ſchuldig' 


macht. Der angefochtene Beſchluß läßt in ſeiner Begründung einen 
Hinweis darauf vermiſſen, ob die Gewährung der Akteneinſicht an 
den Kl. zu dem Zwechke erfolgt iſt, dem Kl. Kenntnis von dem ihm 
offenſichtlich intereſſierenden Geſchäftsgang zu verſchaffen. Selbſt 
wenn dies auch der Fall geweſen iſt, ſo beſteht für den Kl. trotz 
Kenntnisnahme noch immer ein Intereſſe an der Er⸗ 
teilung von Abſchriften durch den Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle, da ſolchen Abſchriften eine ganz andere Be⸗ 
weis kraft beizulegen iſt als etwaigen Privatnotizen. 
Die Erteilung von Abſchriften der an Zahl und Umfang nur ge⸗ 
ringen Verfügungen und Ausführungsvermerke kann zudem nicht 
eine erhebliche, wenn überhaupt eine Beläſtigung 
der Gerichtsbeamten zur Folge haben 
(LG. II Berlin, Beſchl. v. 5. Juni 1929, 25 T 932/29.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Sell, Berlin. 
* 


6. 88 43ff. RA Geb. Gebührenanſpruch für die Tätig⸗ 
keit des zweitinſtanzl. Anwalts während der Reviſions⸗ 
inſt anz. f) 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt eine volle Gebühr für 


Zu 5. Nach dem Beſchl. des LG. handelte es ſich um Ab⸗ 
ſchriften von geringer Zahl und geringem Umfang. Statt nun ein⸗ 
fach dieſe Abſchriften zu erteilen, wenden die Geſchäftsſtellen und das 
AG. Zeit, Arbeit und Scharfſinn, die für andere Dinge beſſer nutzbar 
gemacht werden könnten, an, um einen Ablehnungsgrund darzulegen. 
Dann muß erſt wieder eine Beſchwerdekammer Zeit, Arbeit und 
Scharfſinn für die entgegengeſetzte Entſcheidung aufwenden. 

In einem Bruchteil der Zeit, die zu alledem nötig 
war, wären wahrſcheinlich die Abſchriften hergeſtellt 
und verſandt geweſen. 

Hat es denn wirklich Sinn und Zweck, derlei Schwierigkeiten 
und Zweifel überhaupt erſt in die Welt zu ſetzen, ſtatt einen harmloſen 
Antrag harmlos zu erledigen? 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 6. Daß die Schriftſätze, die eingereicht wurden, um die 
Unzuläſſigkeit der Rev. darzutun, nicht zur BerInſt., ſondern zur 
Revnſt. gehörten, unterliegt keinem Zweifel. Auch die Dar⸗ 
legungen des KG.: JW. 1929, 13128, auf die ſich der Nevfl. 
berufen hat, ſtehen dieſer Annahme in keiner Weiſe entgegen. 
Gewiß können bis zur Rechtskraft (und ſelbſt nach der Rechts⸗ 
kraft) Handlungen vorkommen, die zur unteren Inſtanz zu rechnen 
find; ich erinnere nur an die Streitwertfeſtſetzung nach 8 18 
ORG. u. ä. Daß aber die Bekämpfung eines Rechtsmittels gegen⸗ 
über dem Rechtsmittelgerichte auch zur Rechtsmittelinſtanz gehört, 
iſt begrifflich ſelbſtverſtändlich. Auch der vom LG. aufgeſtellte Satz, 
„Vorausſetzung iſt allerdings, daß die Inſtanz, für die er Prozeß⸗ 
bevollmächtigter war, auch bereits im gebührenrechtlichen Sinne 
beendet war“, iſt irreführend: die hier zu beurteilende Tätigkeit 
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Tätigkeit des Anwalts zweiter Inſtanz in der Revnſt. (An⸗ 
fertigung zweier Schriftſätze) als erſtattungspflichtig feſtgeſetzt wor⸗ 
den, dazu die entſprechende Koſtenfeſtſetzungsgebühr und auch die 
der eingelegten Erinnerung. 

Sie erſcheint unbegründet. 

Der Anwalt zweiter Inſtanz war nicht zum Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten für die RevInſt. beſtellt worden und konnte es auch 
nicht, da er nicht beim RG. zugelaſſen iſt. Wenn er nun in der 
RevInſt. tätig wurde, fo beſtimmen ſich feine Gebühren nach den 
Sätzen der 88 43 ff. RAGebdO., die Gebühren für Einzeltätigkeiten 
des nicht zum Prozeßbevollmächtigten beſtellten Anwalts regeln. 
Ob der Anwalt in einer früheren Inſtanz zum Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt war, ſteht der Anwendung der genannten Para⸗ 
graphen auf ſeine Tätigkeit in ſpäterer Inſtanz nicht entgegen. 
Vorausſetzung iſt allerdings, daß die Inſtanz, für die er Prozeß⸗ 
bevollmächtigter war, auch bereits in gebührenrechtlichem Sinne be⸗ 
endet war. 

Dies iſt vorliegendenfalls zu bejahen. Es handelte ſich nicht 
mehr um Prüfung und Beurteilung eines von der vertretenen 
Partei oder dem Gegner einzulegenden Rechtsmittels, ſondern dar⸗ 
um, zu der Zuläſſigkeit eines bereits eingelegten Rechtsmittels 
Stellung zu nehmen, wie es in den zwei Schriftſätzen v. 15. Okt. 
und 16. Nov. 1928 geſchehen iſt. Es entſteht für jeden dieſer 
Schriftſätze je eine Gebühr von 0 des 8 46 NUNGEbDO. mit der 
Höchſtgrenze des § 48, alſo nicht mehr als 1%ͥ. Dieſe find auch 
nur liquidiert. 

Der Bekl. macht weiter geltend, daß die Einreichung dieſer 
Schriftſätze nicht zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung not⸗ 
wendig geweſen ſei, da das RG. die Zuläſſigkeit der Rev. von 
Amts wegen prüfe. Dieſer Einwand Kann aber nicht durchgreifen, 
da die Geltendmachung auch der von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigenden Punkte immer als zweckentſprechend anzuſehen iſt. 

Fraglich könnte nur fein, ob die eine 5/10-Gebühr für den 
zweiten Schriftſatz erſtattungsfähig iſt, da er verſpätet war. Der 
Bekl. hat aber dies nicht gerügt, auch konnte der Kl. noch damit 
rechnen, daß eine Entſch. des NG. noch nicht alsbald ergehen 
würde, während er andererſeits von dem einen Tag vorher er⸗ 
gangenen Beſchluß des RG. naturgemäß noch keine Kenntnis haben 
konnte. Gegen die Koſtenfeſtſetzungsgebühr beſtehen ebenfalls keine 
Bedenken, da ſie ſich auf Koſten einer neuen Inſtanz bezieht und 
auf Koſten, die nach Feſtſetzung der früher entſtandenen Koſten 
entſtanden ſind. 

(2. III Berlin, 18. g., Beſchl. v. 15. Febr. 1929, 30 0 214/89 

Mitgeteilt von RA. Dr. Sokolowski⸗Mirels, Berlin. 

* 


Darmſtadt. 


7. Koſtenerſtattung der Gebühren aus den 88 42, 43, 
44 RA Gebo. }) 


Der beſchwerdeführende Berliner RA. hat Namens des Kl. 
beim AG. Darmſtadt einen Zahlungsbefehl erwirkt. Nach Erhebung 
des Widerſpruchs hat er einen Darmſtädter RA. als Unterbevollmäch⸗ 
tigten in Darmſtadt beſtellt. Der Bekl. hat auf Grund eines 
Vergleichs die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. 

Es beſteht Streit über die zu erſtattenden Koſten. Der be⸗ 
ſchwerdeführende Berliner RA. verlangt als Prozeßbevollmächtigter 


gehört auch dann zur RevInſt., wenn etwa daneben noch in der 
Vorinſtanz Tätigkeiten ausgeübt werden, die gebührenrechtlich zu 
dieſer gehören (3. B. die Urteilszuſtellung, Tatbeſtandsberichtigun⸗ 
gen, Wertfeſtſetzungsanträge nach $ 18 GKG. uſw.). 

Intereſſanter als die bisher behandelte Frage erſcheint mir 
aber die weitere: können die Schriftſatzgebühren hier als er⸗ 
ſtattungsfähig angeſehen werden, obwohl die Schriftſätze von einem 
nicht beim RG. zugelaſſenen RA. abgegeben wurden, alſo pro⸗ 
zeſſual ungültig waren? Eine Bejahung dieſer Frage könnte zu 
außerordentlich bedeutſamen Konſequenzen führen, zumal unter der 
Geltung des neuen Reviſionsverfahrens nach dem Geſ. v. 8. Febr. 
1929 (RGBl. I, 19). Der Rev Bekl. könnte ſeine Rechtsausführun⸗ 
gen durch jeden deutſchen Anwalt vorbringen laſſen und bei Er⸗ 
folgloſigkeit der gegneriſchen Rev. Erſtattung der Koſten dieſes 
Anwalts verlangen; dieſe Koſten wären übrigens (nach $ 46 RA⸗ 
Gebo. und wegen Wegfalls der Verhandlungsgebühr) regelmäßig 
niedriger als die Koſten des RG Anwalts. 

Eine ſolche Sachbehandlung verträgt ſich nicht mit dem Grund⸗ 
fa der Lokalifation. Die Koſten nichtiger Prozeßhandlungen 
können nicht erſtattungsfähig ſein. Aus dieſen Gründen, die an⸗ 
ſcheinend gar nicht geltend gemacht wurden, iſt die Entſch. des 
LG. abzulehnen. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 7. Die Begründung, mit der das LG. dem Berliner 
RA. die Vergleichsgebühr verſagt hat, iſt zweifellos unzulänglich. 
Mag man auch grundſätzlich nur eine Vergleichsgebühr zubilligen, 
fo ſind zweifellos Fälle denkbar, in denen ſowohl der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte als auch der Korreſpondenzanwalt die Vergleichs⸗ 
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die Erſtattung einer vollen Prozeßgebühr, der Verhändlungsgebühr 
gem. § 42 zu ½ und der Vergleichsgebühr; er verlangt ferner für 
den unterbevollmächtigten Darmſtädter RA. die Erſtattung von 
fa Prozeßgebühr gem. 8 43, der vollen Verhandlungsgebühr und 
der Vergleichsgebühr. 

Das AGG. hat die Verhandlungs⸗ und Vergleichsgebühr des 
Beſchw§. mit der Begründung abgeſetzt, daß die Beibehaltung des 
Beſchwß. als Prozeßbevollmächtigter und Beſtellung des Darm⸗ 
ſtädter RA. als Unterbevollmächtigter nicht erforderlich geweſen ſei. 
Der Kl. habe den Berliner RA. zwar als Verkehrsanwalt beibe⸗ 
halten dürfen, die Prozeßvollmacht hätte er jedoch nach erfolgtem 
Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl dem Darmſtädter RA er⸗ 
teilen müſſen. 

Das BeſchwGer. iſt mit dem angefochtenen Beſchluß der Auf⸗ 
faſſung, daß die Beſtellung des beſchwerdeführenden RA. als Pro⸗ 
zeßbevollmächtigter und des Darmſtädter RA. als Unterbevollmäch⸗ 
tigter zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht erforderlich 
war. Angeſichts des verhältnismäßig einfachen Streitſtoffes hätte 
es genügt, wenn der Kl. den am Sitz des ProzGer. wohnenden 
RA. zum Prozeßbevollmächtigten nach Erhebung des Widerſpruchs 
beſtellt und ſich zu deſſen Information des Berliner RA. als Ver⸗ 
kehrsanwalt bedient hätte. Dieſer Standpunkt entſpricht auch der 
herrſchenden Praxis (LG. III Berlin: JW. 1915, 1548; vgl. auch 
Friedläender, 8. Aufl., S. 383). 

Bei Berechnung der erſtattungsfähigen Gebühren ſind danach 
die Grundsätze anzuwenden, welche im Falle der Zuziehung eines 
Verkehrsanwalts gelten. Der Berliner RA. hat danach Anſpruch 
auf die volle Prozeßgebühr (§ 44). Die von ihm angeſetzte halbe 
Verhandlungsgebühr iſt dagegen vom AG. mit Recht geſtrichen 
worden. Dasſelbe gilt von der Vergleichsgebühr. Nach Fried⸗ 
laender S. 386 kann zwar der Verkehrsanwalt, der am Vergleich 
mitgewirkt hat, neben dem Prozeßbevollmächtigten die Vergleichs⸗ 
gebühr liquidieren. Das Gericht vermag ſich dieſer Anſicht jedoch 
nicht anzuſchließen. Es iſt vielmehr mit OLG. Darmſtadt: JW. 
1917, 774 der Auffaſſung, daß grundſätzlich nur eine Vergleichs⸗ 
gebühr verlangt werden darf, die allerdings dem Verkehrsanwalt zu⸗ 
kommt, wenn dieſer, nicht der Haupfprozeßbevollmächtigte, den 
Vergleich durch unmittelbare Verhandlungen mit dem Gegner zu⸗ 
ſtande gebracht hat. Im vorliegenden Falle iſt bereits eine Ver⸗ 
gleichsgebühr für den Darmſtädter RA. verlangt und feſtgeſetzt. 
Auf den vom beſchwerdeführenden RA. angebotenen Beweis, daß 
er bei den Vergleichsverhandlungen hauptſächlich mitgewirkt habe, 
kann es daher nicht ankommen. Auf der anderen Seite hat der 
Darmſtädter RA. bei Anwendung der Grundſätze für die Zuziehung 
eines Verkehrsanwalts Anſpruch nicht nur auf eine halbe, ſondern 
die volle Prozeßgebühr. Inſoweit erhöht ſich der erſtattungsfähige 
Anſpruch. 

(LG. Darmſtadt, 1. Z., Beſchl. v. 1. Mai 1929, 1 T 47/29.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Georg Loewenſtein, Berlin. 
+ 


Düſſeldorf. 


3 8. Zwangsvollſtreckung des Abzahlungsverkäufers 
in die unter Eigentums vorbehalt verkauften Sachen. f) 

ö Die auf § 767 ZRO. geſtützte Klage wäre begründet, wenn 
in der Zwangsvollſtreckung der Bekl. in das unter Eigentums⸗ 
borbehalt gegen Ratenzahlungen verkaufte Fahrrad ein Rücktritt 
vom Vertrage zu erblicken wäre. Dieſer, in der Literatur und teil⸗ 


gebühr beanſpruchen kann. Eine andere Frage iſt dann natürlich 
noch, ob beide Vergleichsgebühren von der die Koſten des Prozeſſes 
übernehmenden Prozeßpartei zu erſtatten ſind. Aber auch dieſe Frage 
ann nicht damit abgetan werden, daß bereits eine Vergleichs⸗ 
gebühr für den Prozeßbevollmächtigten verlangt und feſtgeſetzt wor⸗ 
den ſei, und daß es deshalb auf den von dem Korreſpondenzanwalt 
angebotenen Beweis, daß er bei den Vergleichsverhandlungen haupt⸗ 
ſächlich mitgewirkt habe, nicht ankommen könne. Das LG. mußte 
vielmehr zunächſt prüfen, ob dem Korreſpondenzanwalt die Ver⸗ 
gleichsgebühr im gegebenen Falle erwachſen war, und bei Bejahung 
dieſer Frage weiter erwägen, ob die Gegenpartei zur Erſtattung 
auch der zweiten Vergleichsgebühr verpflichtet war. 
RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 8. Daß für die Zulaſſung einer Pfändung der unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt verkauften Sache durch den Verkäufer ein praktifches 
Bedürfnis beſtehe, wird durch die zahlreichen mit dieſer Frage befaßten 
Erkenntniſſe erwieſen. Vollſtändige Ablehnung ſolcher Vollſtreckung 
findet ſich in der neueren Rechtſprechung und Wiſſenſchaft nur noch 
ſelten — mit Recht! Auch das vorliegende Erkenntnis verdient mit 
ſeiner Bejahung ſomit im Ergebnis ſicher Beifall. Deſto ſchwieriger iſt 
freilich die Begründung (ſ. die Angaben bei Hellwig⸗Oert⸗ 
mann, Syſtem II S. 314, neueſtens beſonders die tüchtige und um⸗ 
faſſende Diſſertation von Etzold, Frankfurt 1928). Unſer Er⸗ 
kenntnis macht es ſich dabei reichlich leicht, indem es, faſt ohne Aus⸗ 
einanderſetzung mit den Anhängern gegneriſcher Meinungen, die ſog. 
Verzichtstheorie heranzieht. Gegenüber meiner älteren Anſicht, aber 


weiſe auch in der Rſpr. vertretenen Rechtsauffaſſung kann aber 
nicht beigetreten werden. Die Beſtimmung des § 5 AbzG., auf 
die dieſe Meinung ſich ſtützt, ſetzt nach ihrem Wortlaut zu ihrer 
Anwendung voraus, daß der Verkäufer die auf Abzahlung ver⸗ 
kaufte Sache auf Grund des ihm vorbehaltenen Eigen⸗ 
tums wieder an ſich genommen hat. Dieſe Vorausſetzung iſt aber 
nicht gegeben, da die Bekl. das Fahrrad nicht auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts an ſich genommen, ſondern auf Grund eines 
vollſtreckbaren Titels wegen des reſtlichen Kaufpreiſes hat pfänden 
und verſteigern laſſen. Sie will ſogar im Gegenteil aus dem 
Eigentumsvorbehalt keine Rechte herleiten, da ſie an eigener Sache 
kein Pfändungspfandrecht hätte erwerben können (vgl. Stein⸗ 
Jonas zu 8 804 ZPO. Anm. II). 

Ebenſowenig kann auch in der Empfangnahme des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes durch die Bekl. der Rücktritt vom Kaufvertrage 
erblickt werden. Das Prinzip der Surrogation gilt für das bürger⸗ 
liche Recht nicht allgemein, ſondern nur in dem jeweils beſonders 
hervorgehobenen Fällen. Das Abzcß. kennt es in vorl. Falle 
nicht. Aus § 5 AbzG. können demnach die Kl. keine Einwendungen 
gegen die Zwangsvollſtreckung der Bekl. herleiten (vgl. Püſchel: 
28. 1914, 1785). 

Die Kl. Können ſich aber auch nicht darauf berufen, die Bekl. 
habe ſich durch ihr Vorgehen die ihr aus dem Kaufvertrage ob⸗ 
liegende Verpflichtung auf übertragung des Eigentums an dem 
Fahrrade infolge eines von ihr zu vertretenden Umſtandes un⸗ 
möglich gemacht und ſie — die Kl. — könnten infolgedeſſen gem. 
88 325, 323 BGB. die Zahlung der noch ausſtehenden Kauf⸗ 
preisraten verweigern. Zwar gilt auch für den Verkauf unter 
Eigentumsvorbehalt gemäß $ 455 BGB. die Regelvorſchrift des 
8 433 BGB., wonach der Verkäufer feine Vertragspflicht exit 
dann erfüllt hat, wenn er den Käufer das Eigentum an der Kauf⸗ 
ſache verſchafft hat (RG. 95, 106). Dieſer Verpflichtung iſt aber 
der Bekl. nachgekommen. Wenn nicht ſchon in der Vornahme der 
Pfändung, ſo iſt doch zum mindeſten in der Verſteigerung des 
Fahrrades durch die Bekl. und in der Verrechnung des Erlöſes 
auf die Kaufpreisforderung der Verzicht auf den Eigentums⸗ 
vorbehalt zu erblicken, der durch dieſe Maßnahme auch den Kl. 
genügend kundgegeben iſt. Dieſe Kundgabe genügt aber zu feiner 
Wirkſamkeit, da es nach Lage der Sache der ausdrücklichen Au⸗ 
nahme von ſeiten der Kl. nicht mehr bedurfte (vgl. RG. 66, 349 1) 
Späteſtens zur Zeit der Verſteigerung waren alſo die Kl. die Eigen⸗ 
tümer des Fahrrades geworden und damit die Verpflichtungen der 
Bekl. aus dem Kaufvertrage endgültig erfüllt. Dem Umſtand, daß 
die Kl. durch die Tatſache der Zwangsvollſtrechung das Eigentum 
ſofort wieder verloren haben, kommt keine rechtliche Bedeutung 
zu. Die von Püſchel in 23. 1914, 1785 vertretene Auffaſſung, 
der Abzahlungskäufer ſei unter allen Umſtänden nur ſo lange zur 
Zahlung der Kaufpreisraten verpflichtet, als der Verkäufer ihn im 
Genuß der Kaufſache belaſſe, findet im Geſetz keine Stütze. Dieſe 
Auffaſſung würde auch im Ergebnis zu einer nicht begründeten 
Sonderbehandlung des Kreditkaufs mit Eigentumsvorbehalt des 
Verkäufers führen; denn darüber, daß der Verkäufer einer 
ohne den Eigentumsvorbehalt verkauften Sache unbeſchadet ſeines 
Rechtes auf den vollen Kaufpreis dieſes wegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Gegenſtand des Kaufes betreiben kann, können 
keine Bedenken beſtehen. 


(LG. Düſſeldorf, 7. Ziv Sen., Urt. v. 26. April 1929, 7a 8 75/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Joſef Franken, Düſſeldorf. 
* 


1) JW. 1907, 743. 

im Einklang mit Etzold, möchte auch ich dieſe jetzt für möglich und 
vielfach durchgreifend erachten. Es iſt vor allem nicht anzuerkennen, 
daß der Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt, ſeine unſtreitige 
Möglichkeit unterſtellt, notwendig zur Herrenloſigkeit der Sache 
führen. Dabei wurde vergeſſen, daß dem Käufer infolge der bedingten 
Übereignung bereits eine Anwartſchaft zuſteht, die durch Maß⸗ 
nahmen des bedingten Veräußerers nicht mehr erſchüttert werden kann 
($ 161 BGB.). Die Herrenloſigkeit würde alſo, wenn überhaupt, nur 
unvorgreiflih jener Anwartſchaft eintreten. Man wird aber wohl 
weitergehend ſagen dürfen: was dem Kaufer am Vollerwerb hindert, 
war nur das noch fortbeſtehende Eigentum des Veräußerers, und ſo⸗ 
bald dieſes aus irgendeinem Grunde, alſo auch durch Verzicht, weg⸗ 
fällt, entfaltet ſich die Anwartſchaft des Käufers ſofort zum Voll⸗ 
eigentum. - 

Sit ſomit die Verzichtstheorie möglich, fo möchte ich doch im 
Einklang mit Etzold (f. bei. S. 98 f.) nicht für alle Fälle für an⸗ 
wendbar und überhaupt nicht für die einzig mögliche erachten. Daneben 
muß dem Verkäufer⸗Eigentümer unbedingt freiſtehen, die Erwerbs⸗ 
anwartſchaft des Käufers als ſolche zu pfänden. 

Judes der Statthaftigkeit der Verzichtstheorie im allge⸗ 
meinen tritt das, wie geſagt, für die Regel der Fälle nicht zu 
nahe, und auch in dem hier zu beurteilenden ſcheinen mir Bedenken 
nicht vorzuliegen. Inſofern wird man auch der, zugegeben etwas 
mageren Begründung des Urteils beipflichten dürfen. 

Geh. SR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 
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9. Gebühren des Anwalts nach der LGebd. Zur 
Frage der Gebühren für einen Termin, den der Anwalt 
nicht perſönlich wahrgenommen hat. f) 

I. Nach Art. 8 LandRAGebO. v. 28. Okt. 1922 erhält der 
Anwalt für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden bei Behörden 
acht Zehntel der vollen Gebühren. Ein Unterſchied, ob die Beſchwerde 
mit einer Begründung verſehen iſt oder nicht, iſt nicht gemacht. Ein 
ſolcher Unterſchied wäre auch nicht berechtigt. Denn die Einlegung 
eines Rechtsmittels iſt das Ergebnis einer geiſtigen Tätigkeit des 
RA. Er muß, bevor er ſich dazu entſchließt, die Ausſichten des 
Rechtsmittels prüfen und die dadurch neu entſtehenden Koſten in 
Betracht ziehen. Dieſe Arbeit muß dem Anwalt vergütet werden, 
gleichgültig, ob ſie in dem Schriftſatz ſichtbar hervortritt oder ob 
die Begründung nachträglich geliefert wird, wie es hier der Fall 
iſt. Die Gebühren hierfür können alſo nicht deswegen abgeſetzt wer⸗ 
den, weil die Beſchwerdeſchrift keine näheren Ausführungen enk⸗ 
hält. Die Beſchwerdeſchrift gehört auch nicht zu den „bloßen Be⸗ 
nachrichtigungen, Beſchleunigungsgeſuchen, kurzen Anzeigen und 
Schreiben ähnlicher Art“, die Art. 8 ausdrücklich als gebührenfrei 
bezeichnet. 

II. Die Gebühr für den Termin v. 13. Dez. 1927 hat das 
AG. deswegen abgeſetzt, weil dieſer Termin nicht vom Anwalt ſelbſt 
wahrgenommen iſt, ſondern von feiner Angeſtellten. Das AG. 
führt aus, daß die GebO. nur die Vergütung für die Tätigkeit 
ganz beſtimmter Perſonen regele, nämlich des Anwalts ſelbſt oder 
ſeines beſtellten Vertreters. Dieſem Standpunkt iſt grundſätzlich 
beizutreten. Die Kammer vermag weder den Ausführungen Fried⸗ 
laender, Anm. 8 zu 8 1, noch denen Richters im AnwBl. 
1928, 28 zu folgen. Sie it vielmehr aus den vom OL. Kiel: 
JW. 1929, 69 überzeugend ausgeführten Gründen der Anſicht, daß 
die Reb O. ſowohl wie die LandGchd. grundſätzlich nur für die 
perſönliche Tätigkeit des Anwalts berechnet it. 

Hieraus folgt aber nicht, daß jeder Vergütungsanſpruch des 
Anwalts entfällt, wenn er nicht ſelbſt tätig wird, ſondern nur, 
daß ein folder Anſpruch ſich nicht auf die GebDd. fügen kann. 

Der zwiſchen dem Anwalt und ſeinem Vollmachtgeber beſtehende 
Dienſtvertrag muß aber nach Treu und Glauben dahin ausgelegt 
werden, daß auch für die durch Angeſtellte des Anwalts geſtellten 
Dienſte eine Vergütung zu gewähren iſt, ſofern dieſe Tätigkeit 
nicht etwa durch die geſetzlichen Gebühren des Anwalts mit abge⸗ 
golten iſt. Es entſpricht nicht dem Rechtsempfinden billig und 
gerecht denkender Menſchen, eine ſolche Dienſtleiſtung völlig un⸗ 
bezahlt anzunehmen. Hinzu kommt, daß der Anwalt für die Aus⸗ 
wahl ſeines Angeſtellten und für deſſen Tätigkeit die Verantwor⸗ 
tung trägt und auch deswegen Anſpruch auf eine Gegenleiſtung hat. 

Eine Ausnahme hiervon könnte nur dann gelten, wenn in der 
Übertragung der Dienſtleiſtung an den Angeſtellten eine Vertrags⸗ 
verletzung zu finden wäre und der Auftraggeber des Anwalts hier⸗ 
durch einen Schadenserſatzanſpruch gegen den Anwalt erhalten Hätte. 
Denn dann würde die Bezahlung der Dienſtleiſtung weder nach 
Treu und Glauben zu rechtfertigen ſein, noch wäre fie zur zivech- 
entſprechenden Rechtsverfolgung nötig geweſen. Indeſſen bieten im 
vorliegenden Fall die Akten keinen Anhaltspunkt dafür, daß es 
vertragswidrig geweſen wäre, den Termin durch eine Angeſtellte 
wahrnehmen zu laſſen. Es iſt alſo eine Vergütung dafür zu 
gewähren. 

Die Höhe der Vergütung kann ſich nach dem Geſagten nicht 
nach der LandGebd. richten, ſondern muß ebenfalls nach Treu und 
Glauben bemeſſen werden. Indeſſen rechtfertigt es gerade dieſe 
Rückſicht auf Treu und Glauben, die Vergütung niedriger zu be⸗ 


Zu 9. 1. Soweit die Entſch. den Art. 8 PrLandGebO. be⸗ 
trifft, iſt ſie richtig. Den Bemerkungen des LG. iſt nichts hinzu⸗ 
zufügen. 

2. Wegen der Frage, ob der AU. für Tätigkeiten, die er durch 
Hilfsperſonen wahrnehmen läßt, die Gebühren der RAGebO. oder 
LandcßebO. erhält, iſt dagegen dem Standpunkte des LG. nicht bei⸗ 
zutreten. Es entſpricht nicht der Bedeutung einer BeſchwEntſch., 
wenn das Behr. — wie es hier das LG. Halle getan hat — 
lediglich ſagt, es halte die eine Anſicht für richtig und die andere 
für unrichtig. Von einer Beſchwentſch. iſt zu verlangen, daß ſie 
ich wenigſtens einigermaßen mit Rſpr. und Schrifttum ausein⸗ 
anderſetzt, andernfalls kann ihr eine wiſſenſchaftliche Bedeutung nicht 
zuerkannt werden. Deshalb genügt es, gegenüber dem obigen Be⸗ 
ſchluſſe auf Walter ⸗Joachim⸗ Friedlaender, RAGED,, 
81 Anm. 8, und gegenüber dem Beſchluſſe des OLG. Kiel: JW. 
1929, 693 auf die Anm. von Fürſt ebenda zu verweiſen. Es mag 
übrigens darauf hingewieſen werden, daß nach dem nicht abgedruckten 
Teil der Entſch. die Achtzehntelgebühr 8 AM betrug, die Termins⸗ 
gebühr alſo 10 RM betragen hätte. Dieſe bei einem Streitwerte 
von 10001500 RA ſchon recht geringe Gebühr hat das LG. auf 
6 RAM herabſetzen zu müſſen geglaubt. 

LR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


meſſen, als ſie der Anwalt durch perſönliche Tätigkeit verdient 
haben würde. 
(LG. Halle, Beſchl. v. 1. Aug. 1929, 6 T 173/29.) 
Mitgeteilt don LER. Dr. Weißler, Halle. 
* 


Koblenz. 


10. 8 233 3PO. Unabwendbarer Zufall bei Verſehen 
des Büroperſonals eines Rechtsanwalts. f) 


Dem Antrag der Bekl. zu 1, ihr Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt zu ge 
währen, iſt ſtattzugeben. Denn der Eiuſpruch iſt bereits vor der 
Verkündung des Verſäumnisurteils eingelegt. Da aber die Bell. 
zu 1 vor dem Erlaß des Verſäumnisurteils noch gar nicht be 
ſchwert war und die bedingte Einlegung des Einſpruchs als unzu⸗ 
läſſig angeſehen werden muß, ſtellt die Einſpruchseinlegung v. 
23. Jau. 1929 eine wirkſame Einſpruchseinlegung nicht dar (ſ. auch 
RG. 110, 1691). Auch nach der Zuſtellung des Verſäumnisurteils 
v. 5. März 1929 iſt innerhalb der Einſpruchsfriſt ein erneuter Ein⸗ 
ſpruch nicht eingelegt worden. Die Bekl. zu 1 tragt jedoch unbe⸗ 
ſtritten vor, daß ihre Prozeß bevollmächtigten ihren Bürovorſteher 
mit der Kontrolle der Notfriſten beauftragt habe. Weiterhin iſt un⸗ 
beſtritten, daß dieſer Bürovorſteher durchaus zuverläſſig und von 
den Prozeßbevollmächtigten der Bekl. zu 1 genügend unterrichtet 
iſt und auch zuweilen bei der Kontrolle der Notfriſten durch die 
Prozeß bevollmächtigten ſelbſt überprüft wird. Bei dieſer Sachlage 
iſt das Verſehen des Bürovorſtehers, der von ſich aus den Zeit⸗ 
punkt des Erlaſſes des Verſäumnisurteils und damit die Ord⸗ 
nungsmäßigkeit der Einſpruchseinlegung v. 23. Jan. 1929 hätte 
nachprüfen und jedenfalls nach der Zuſtellung des Verſäumnis⸗ 
urteils v. 5. März 1929 erneut eine Einſpruchseinlegung hätte 
veranlaſſen müſſen, als unabwendbarer Zufall für die Bekl. zu 1 
anzuſehen. Denn weder die Bekl. zu 1 ſelbſt noch deren Prozeß⸗ 
bevollmächtigten, die ſich auf die Tätigkeit ihres Bürovorſtehers 
verlaſſen und ſich auf die gelegentliche Überprüfung ſeiner Tätigkeit 
beſchränken konnten, trifft unmittelbar ein Verſchulden an der 
Verſäumung der Einſpruchsfriſt. Eine abſolute Unabwendbarkeit iſt 
keineswegs Vorausſetzung für die Gewährung der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand, es genügt vielmehr, daß die Einhaltung der 
Friſt auch dann nicht möglich geweſen wäre, wenn ſowohl die 
Partei, wie ihr Vertreter das ihnen vernünftigerweiſe zuzumutende 
Maß von Vorſicht und Sorgfalt aufgewandt hakten. An dieſer Vor⸗ 
ſicht und Sorgfalt haben es weder die Bekl. zu 1 noch deren un⸗ 
mittelbarer Vertreter fehlen laſſen. Dem Wiedereinſetzungsantrag 
der Bekl. zu 1 war daher ſtattzugeben (ſ. auch RG. 96, 3222); 
105, 11; JW. 1923, 14; 1924, 1986), und zwar durch Zwiſchen⸗ 
urteil gem. 8 303 3PO. 

(LG. Koblenz, 1. ZR., Zwiſchenurt. v. 9. Juli 1929, 1 0 631/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dronke, Koblenz. 


* 
Stettin. 


II. 8 45 RAGEbD. Bei mehreren Aufträgen wächſt die 
10 Gebühr auf %o an. f) 


Der nur in einem Beweistermin tätige RA. erhält nach 
§ 45 RAGED. neben der Beweisgebühr eine halbe Prozeßgebühr. 
Eine ausdrückliche geſetzliche Regelung, ob dieſe Prozeßgebühr 
mehrfach entſtehen kann, fehlt. Nach $ 25 NAGED. kann der RA. 
jede der im § 13 dieſer VO. benannten Gebühren in jeder Inſtanz 
nur einmal beanſpruchen. Der nicht zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellte RA. erhält gem. 8 48 RAGEbD. höchſtens die für den 
Prozeßbevollmächtigten beſtimmte Gebühr. 

Es kann deshalb zweifelhaft fein, ob die Kl. hochſtens eine 


1) JW. 1925, 766. ) JW. 1920, 142. 


Zu 10. Die Entfch. folgt der neueren reichsgerichtlichen Rſpr., 
die dem Anwalt auch in Friſtſachen geſtattet, ſich bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade auf zuverläſſiges, allgemein inſtruiertes und gelegent⸗ 
lich kontrolliertes Büroperſonal zu verlaſſen. Dieſer Grundſatz 
kann nicht oft genug hervorgehoben werden, da ſeine Befolgung 
dazu dient, den Anwalt von Arbeiten zu entlaſten, die auch von 
anderen geleiſtet werden können und die ihn ſeinen eigentlichen, 
wichtigeren Aufgaben zu entziehen geeignet ſind. Gerade die 
Richter, die für ſich ſelbſt mit Recht Entlaſtung von 
fubalterner Arbeit fordern, jollten ſich dieſen Ge⸗ 
danken immer mehr zu eigen machen. Auch in ſolchen 
Fragen bilden Richter und Rechtsanwälte eine 
Schichſalsgemeinſchaft. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 11. Die Streitfrage, ob die in 8 45 neben der Beweis⸗ 
gebühr zugebilligten fünf Zehntel bei wiederholten Aufträgen auf 
zehn Zehntel anwachſe, iſt oft erörtert. Das Schrifttum war ziemlich 
einmütig für die Erhöhung, die Rſpr. war ſchwankend. Der 825 
KAGTD., auf den die Gegenmeinung ſich ſtützt, iſt jedenfalls un⸗ 
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halbe oder höchſtens eine ganze Prozeßgebühr beanſpruchen können. 
Das RG. 47, 413 hat aus dem Grundſatz der Pauſchalvergütung 
für RA. entnommen, daß auch bei mehreren Aufträgen uur einmal 
die halbe Prozeßgebühr des 8 45 RAGED. entſtehe. Dieſem Stand⸗ 
punkt vermag ſich die Kammer nicht anzuſchließen. 

Der nicht zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte RA., der auf 
mehrere getrennte Aufträge hin mehrere Beweistermine wahrnimmt, 
iſt durch 8 48 RAGeboO. entſprechend dem Grundſatz der Pauſchal⸗ 
entſchädigung auf die Gebühren des Prozeßbevollmächtigten be⸗ 
ſchränkt. Einen Verſtoß gegen 8 25 ſtellt es nicht dar, wenn man 
ihm die volle Gebühr des § 13 d. Geſ. zubilligt. Es beſteht viel⸗ 
mehr kein erſichtlicher Grund, einen ſolchen Anwalt für ſeine Tätig⸗ 
keit auf Grund mehrfacher Aufträge nicht wenigſtens die nach 
88 13, 48 d. Geſ. höchſtmögliche Gebühr zuzuſprechen, da eine fort⸗ 
laufende Abwicklung eines Auftrags nicht vorliegt, und das Geſetz 
erf 19 über das Maß des 848 nicht ausdrücklich 
orſieht. 

Mit Recht verlangen deshalb die Kl. eine zweite halbe Prozeß⸗ 
gebührt (jo Rittmann⸗Wenz, Anm. 1 zu 8 45 RAGebdO.; 
Friedlaender, Anm. 13 zu 88 45, 46 d. Geſ.; OLG. Düſſel⸗ 
dorf: Bürobl. 1922, 121; OLG. Hamburg, Kaſſel und Breslau: 
DLENIp. 31, 243; 42, 64; 19, 258; a. A. Willenbücher). 

(28. Stettin, 5. ZR., Urt. v. 27. Mai 1929, 3 2 8 124/29.) 
Mitgeteilt von RA. Rudolf Witkows ki, Stettin. 
* 
Stuttgart. 

12. 88 840, 845 3PO. Im Falle einer Pfändungs- 
ankündigung iſt die Zuſtellung einer Aufforderung nach 
8840 ZPO. auch dann unzuläſſig, wenn ſie in die Form einer 
Bitte gekleidet wird. f) 

Der Gerichtsvollzieher hat es abgelehnt, eine Pfändungs⸗ 
ankündigung der Gläubigerin (8 845 ZPO.) an gewiſſe Pächter 
und Mieter des Schuldners zuzuſtellen, weil derſelben ein Schluß⸗ 
ſatz folgenden Inhalts beigefügt war: 

„Den Pächter bzw. die Mieter bitte ich um ihre Erklärung, 
ob und inwieweit ſie die Pfändung als begründet anerkennen und 
Zahlung zu leiſten bereit ſind, ob und welche Anſprüche andere 
Perſonen an die Forderung machen, ob und wegen welcher An⸗ 
ſprüche die Forderung bereits für andere Gläubiger gepfändet iſt.“ 

Das AG. hat dieſe Stellungnahme des Gerichtsvollziehers 
gebilligt, ebenſo das LG., mit folgenden Gründen: Eine gem. 
8 840 3PO. ergehende Aufforderung an den Drittſchuldner zur 
Auskunft über die gepfändete Forderung ſetzt eine wirkliche Pfän⸗ 
dung voraus; die bloße Ankündigung der Pfändung nach 8 845 
ZRO. genügt nicht (Stein⸗Jonas, ZPO, 8 840 J Note 5; 
Falkmann, Die Zwangsvollſtreckung, Bd. 2 S. 839). Es kann 
nicht der Sinn des Geſetzes ſein, einen Drittſchuldner unter An⸗ 
drohung der Schadenserſaßpflicht zur Auskunft zu verpflichten, ſo⸗ 
lange nicht feſtſteht, daß die Pfändung auch durchgeführt wird. 
Hat aber das Verlangen der Gläubigerin gegenüber den Dritt⸗ 
ſchuldnern im Geſetz keine Stütze, ſo darf der Gerichtsvollzieher 
die Zuſtellung eines ſolchen Verlangens nicht vornehmen, da er 
den Aufträgen der Parteien nur im Rahmen des Geſetzes nach⸗ 
zukommen hat. Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß die 


mittelbar nicht anwendbar. Für den Fall des § 45 gibt vielmehr 
8 48 die maßgebende Grenze, und es kann daher nicht eine noch 
weitergehende Beschränkung als zuläſſig anerkannt werden. Die 
Beweisführung der von dem LG. Stettin abgelehnten Anſicht 
würde, wenn fie für 845 zuträfe, auch auf die übrigen Vor⸗ 
ſchriften über die Gebühren des nicht zu Prozeß bevollmächtigten beſtell⸗ 
ten RA. ausgedehnt werden können und müſſen; dies würde aber zu 
der unannehmbaren Folge der Ausſchaltung des 8 48 führen. 


RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Zu 12. Die Rechtsanſicht des Beſchluſſes, daß gem. 8 840 ZPO. 
das Verlangen nach Auskunftserteilung an den Drittſchuldner bei einer 
Vorpfändung nicht geſtellt werden kann, iſt zutreffend. Dies er⸗ 
gibt ſich ſchon aus dem Geſetz, da dieſes die Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes für den Lauf der zweiwöchigen Friſt und für die 
Beurkundung der Aufforderung zur Abgabe der Erklärung ent⸗ 
ſcheidend fein läßt. In der Literatur und Rſpr. iſt deshalb hier⸗ 
über auch kein Zweifel. Ich halte die Entſch. jedoch inſofern für 
fehlgehend, als es dem Gerichtsvollzieher das Recht einräumt, den 
Inhalt der Pfärdungsankündigung auf ſeine Richtigkeit nachzu⸗ 
prüfen und die Zuſtellung abzulehnen, wenn er ſeine inhaltliche 
Unrichtigkeit glaubt feſtſtellen zu können. Der Gerichtsvollzieher 
hat für die Pfändungsankündigung lediglich beurkundende 
Tätigkeit, er iſt nur Zuſtellungsorgan, nicht Voll⸗ 
ſtreckungsorgan (vgl. Kann, Anm. 1 zu 8 845). Die Voll⸗ 
ſtreckungshandlung ſelbſt liegt in den Händen des Gläubigers, 
welcher ein Zahlungsverbot durch die Benachrichtigung von der be⸗ 
vorſtehenden Pfändung erläßt. Das Zuſtellungsorgan iſt auch ſonſt 
nicht befugt, die Richtigkeit des zuzuſtellenden Schriftſtücks nach 
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Gläubigerin die Aufforderung in die Form einer Bitte gekleidet 
hat. Nach dem Vericht des Gerichtsvollziehers iſt der Vertreter 
der Gläubigerin zu dieſer Form erſt übergegangen, nachdem ſein 
Antrag auf Zuſtellung der Pfändungsankündigung mit Auf⸗ 
forderung an den Drittſchuldner in früheren Fällen abgelehnt 
worden war. Die Gläubigerin will nunmehr mit der gewählten 
Form unzweifelhaft dasſelbe erreichen, wie mit der unzuläſſigen 
Aufforderung. Da nun der Ausdruck „Bitte“ bei der amtlichen 
Zustellung den Drittſchuldner ſehr leicht dahin irreführen kann, 
daß er glaubt, zu der Auskunft verpflichtet zu ſein, ſo muß auch 
die Zustellung in dieſer Form für unzuläſſig angeſehen werden. 
Eine Zuſtellung nach 8 132 BGB. kommt nicht in Frage, da das 
Erſuchen an einen Drittſchuldner um Auskunft über eine Forderung 
ſich nicht als Willenserklärung i. S dieſer Geſetzesbeſtimmung dar⸗ 
ſtellt. Das bloße Intereſſe der Gläubigerin an der Erſparung von 
Arbeit und Koſten vermag ihr ungeſetzliches Verlangen nicht zu 
einem geſetzlich begründeten zu machen. Es bleibt der Gläubigerin 
unbenommen, gleichzeitig mit der Zuſtellung der Pfändungs⸗ 
ankündigung an den Drittſchuldner die außeramtliche Bitte um 
Auskunft zu richten. Damit iſt dann klargeſtellt, daß es ſich wirk⸗ 
lich um eine gloße Bitte handelt, deren Erfüllung der Dritt⸗ 
ſchuldner auch ohne Gefahr verweigern kann. 
(LG. Stuttgart, Beſchl. v. 17. April 1929, T 160/29.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Weigelin, Stuttgart. 


München. b) Strafſachen. 


13. Gebühr des Rechtsanwalts für Veröffentlichung 
eines Strafurteils nach 8 200 StGB. 

Die Veröffentlichung eines Strafurteils auf Grund des § 200 
StGB. hat nach der herrſchenden Rſpr. des RG. und des Bay⸗ 
OHLG. den rechtlichen Charakter einer Nebenſtrafe (vgl. RGSSt. 
6, 180 und Ztſchr. f. Rechtspfl. i. Bayern 9, 426). Die Herbei⸗ 
führung dieſer Veröffentlichung bildet daher einen Teil der Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils, die Tätigkeit eines RA., welcher fi dem 
Auftrag unterzieht, eine ſolche Veröffentlichung herbeizuführen, ſtellt 
fü ſomit als ein Akt der Zwangsvollſtreckung dar, der als ſolcher 
beſonders zu vergüten iſt, und zwar nicht nur demjenigen RA., 
welcher ausſchließlich mit dem Betriebe dieſer Vollſtreckungsmaßregel 
betraut worden iſt, ſondern auch demjenigen, welcher bereits vorher 
während des Hauptverſahrens für den Auftraggeber tätig war. 
Auf dieſe anwaltſchaftliche Tätigkeit findet 8 70 RAceb D. keine 
Anwendung, und fie wird durch die Gebühr der 89 63 ff. NAGED. 
nicht mitabgegolten, da fie erſt nach erlangter Rechtskraft des Ur⸗ 
teils einſetzt und daher nicht mehr zur Inſtanz gehört. Darüber, 
wie dieſe beſondere Gebühr ihrer Höhe nach zu beſtimmen iſt, 
gehen die Meinungen im Schrifttum und in der Rſpr. ausein⸗ 
ander (vgl. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 10. Aufl., 
Anm. 2b zu 869 NAGED., und Friedlaender, RAsGebO., 
8. Aufl., Vorbem. IV zum 4. Abſchn.). Das BayObLG. hat in einem 
Beſchl. v. 3. Sept. 1913 (ſ. Ztſchr. f. Rechtspfl. i. Bayern 9, 426) 
dem RA. für dieſe Tätigkeit auf Grund des § 89 RAcGebO. die 
5/10 Gebühr des 8 23 zugebilligt. Das Gericht ſchließt ſich dieſer 


ſeiner materiellen Seite hin feſtzuſtellen. Selbſt im Falle der Zu⸗ 
ſtellung würde die in der Pfändungsankiindigung enthaltene Auf⸗ 
forderung zur Auskunftserteilung unwirkſam ſein, fie könnte nicht 
Schadenserſatzanſprüche auslöſen, denn es fehlen die weſentlichen 
Vorausſetzungen, insbeſ. die Aufnahme der Aufforderung zur Ab⸗ 
gabe der Erklärungen in die Zuſtellungsurkunde des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes. Die Rechtswirkungen, welche ſich durch das zuzu⸗ 
ftellende Schriftſtück ergeben, darf das Zuſtellungsorgan nicht 
nachprüfen, dies kann lediglich im Falle eines Streites durch das 
Prozeßgericht erfolgen. Man wird dem Gerichtsvollzieher als Zu⸗ 
ſtellungsorgan wohl das Recht zuerkennen müſſen, das Verlangen 
eines Gläubigers abzulehnen, daß in die Zuſtellungsurkunde der 
Pfändungsankündigung die Aufforderung zur Abgabe der Er⸗ 
Rlärungen gem. 8 840 ZPO. aufgenommen wird. Dies Verlangen 
eines Gläubigers würde dem Geſetz widerſprechen und, da es die 
Tätigkeit des Zuſtellungsorgans betrifft, von dieſem auf ſeine 
Rechtmäßigkeit hin zu prüfen ſein. Iſt aber die Aufforderung vom 
Gläubiger in die Pfändungsankündigung ſelbſt aufgenommen, und 
ſtellt der Gläubiger nicht das Verlangen, dieſe Aufforderung noch 
in die Zuſtellungsurkunde aufzunehmen, ſo muß der Gerichts⸗ 
vollzieher die Zuſtellung vornehmen. Der Glaubiger iſt ja nicht 
daran gehindert, in die Pfändungsanlündigung auch noch andere an 
den Drittſchuldner beſtimmte Mitteilungen aufzunehmen. Sollte 
etwa der Gerichtsvollzieher befugt ſein, die Zuſtellung einer 
Pfandungsankündigung auch dann abzulehnen, wenn auch andere 
als die im 8 845 35D. aufgeführten Erklärungen in dem zu⸗ 
zuſtellenden Schriftſtück enthalten find? Dieſe Frage iſt natürlich 
zu verneinen. Das LG. hätte deshalb den Gerichtsvollzieher an⸗ 
weiſen müſſen, die Zuſtellung vorzunehmen. 
RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 
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Auffaſſung an. Der Berechnung der /10-Gebühr iſt, da es ſich um 

ein Strafverfahren handelt, die Gebühr des § 63 RAGebdO. zugrunde 

zu legen, ſie beträgt alſo bei amtsgerichtl. Sachen 404 /ö10 12 4. 

Dieſe Gebühr iſt nach 8 471 SPD. § 91 38 O. erſtattungsfähig. 

(LG. München II, Beſchl. v. 7. Okt. 1929, BeſchwReg. Nr. 899/29.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Ellinger, München. 


Berlin-Mitte, Amtsgerichte. 


1. 88 495, 271, Abi. 3 ZPD. Bei Rücknahme dees 
Güteantrages vor dem Amtsgericht kann der Gegner wegen 
der Koſten Eintritt in Streitverfahren beantragen und 
iſt ein Koſtenurteil zu erlaſſen. f) 

Es iſt im Schrifttum und in der Rſpr. ſtreitig, ob nach er⸗ 
folgter Rücknahme des Güteantrages im amtsgerichtlichen Güte⸗ 
verfahren für eine Koſtenentſcheidung Raum iſt. Stein⸗Jonas 
(8 499 e Anm. II ZRD.) wendet ſich dagegen, da eine entſprechende 
Anwendung des § 271 Abſ. 3 ZPO. im Güteverfahren nicht in 
Frage komme. Dieſer Anſicht hat ſich die Rſpr. in einer Anzahl 
von Entſch. angeſchloſſen (vgl. u. a.: JW. 1925, 841, 1927; 1926, 
883; KGBl. 1928, 63). Das Gericht hat ſich jedoch der in der 
Rſpr. ebenfalls in einer Reihe von Entſch. vertretenen entgegen⸗ 
geſetzten Anſicht angeſchloſſen (vgl. u. a.: KGBl. 1927, 876; JW. 
1925, 846, 2305; 1926, 275, 2593), indem es die entſprechende 
Anwendung des 8 271 Abſ. 3 ZRO. für zuläſſig hält. Wollte man 
eine ſolche entſprechende Anwendung ablehnen, ſo würde der An⸗ 
tragsgegner, dem durch Beauftragung eines Anwalts und Wahr⸗ 
nehmung des Termins Koſten entſtanden ſind, genötigt ſein, nach 
Rücknahme des Güteantrages dieſe Koſten in einem beſonderen 
Prozeß einzuklagen, was vielfach aussichtslos wäre, weil der An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der im Güteverfahren entſtandenen Koſten weder 
auf Vertrag noch auf unerlaubte Handlung geſtützt werden kann 
(vgl. hierzu JW. 1929, 824, 825; KGBl. 1924, 114). Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen ſprechen daher für eine entſprechende An⸗ 
wendung des 8 271 Abſ. 3 ZPO. im Güteverfahren. Die Kl. hat 
daher nach Rücknahme ihres Güteautrages die Koſten zu tragen. 
Zweifelhaft könnte noch fein, ob dieſe Entſch. durch Beſchluß oder 
durch Urteil auszuſprechen iſt. Das Gericht iſt der Anſicht, daß nach 
Rücknahme des Güteantrages auf Antrag des Antragsgegners in 
das Streitverfahren wegen der Koſten eingetreten werden kann 
und dann ein Koſtenurteil nach 8 271 Abſ. 3 380. zu erlaſſen iſt 
(vgl. hierzu JW. 1929, 825; KGBl. 1927, 86; JW. 1926, 2595). 

(Urt. des AG. Berlin Mitte 37 C 275/29 v. 11. April 1929.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bruno Wohl, Charlottenburg. 


B. Arbeitsgerichte. 


Osnabrück. Landesarbeitsgerichte. 


1. 88 11, 67 ArbGG. Es iſt nicht erforderlich, daß die 
Behauptung, der Prozeßbevollm. ſei gemäß § 11 ArbGG. 
zur Einlegung der Berufung legitimiert, in die Berufungs⸗ 
Schrift aufgenommen wird. 5) 

Gegen die Entſch. des ArbG. hat der Bekl. durch einen von 
Syndikus Dr. W. unterzeichneten und mit dem Kopfdruck „Nieder⸗ 
ſächſiſcher Handwerkerbund, Landesverband Osnabrück, e. V.“, ver⸗ 
ſehenen Schriftſatz Berufung eingelegt. 


Zu 1. Ebenſo Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 838 a 
Anm. 4 Abſ. 3). 


Zu 1. Die Eutſch. iſt zutreffend. Auch im Arbeitsgerichts⸗ 
verfahren gilt hinſichtlich der formellen Erforderniſſe der Be⸗ 
rufungsſchrift nur 8 518 ZPO. Hiernach iſt es nicht erforderlich, 
daß die Behauptung, daß der Prozeßbevollmächtigte gem. 8 11 
Arbcßch. zur Einlegung der Berufung legitimiert ſei, in die Be⸗ 
rufungsſchrift aufgenommen wird. Die Legitimation des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten gehört übrigens auch nicht zu den neuen Tat⸗ 
ſachen, die gem. § 67 ArbGG. ſpäteſtens in der Berufungs⸗ 
begründung vorzutragen find. Sie iſt vielmehr vom LArbcg. gem. 
88 519 b, 88 Abſ. 2 3PO. von Amts wegen zu prüfen. Ob ſich 
das Gericht, wenn die Organiſationszugehörigkeit des Verl. von 
der Gegenpartei nicht beſtritten wird, mit der bloßen Erklärung 
des Kl. begnügen will, iſt Ermeſſensſache. Der Fall, daß entgegen 
8 11 ArbG. Angeſtellte einer wirtſchaftlichen Organiſation Außen⸗ 
ſeiter vertreten, dürfte in der Praxis wohl nur höchſt ſelten vor⸗ 
gekommen fein. Die Mißſtände, die bekannt geworden find, be⸗ 
ſtehen vielmehr meiſt darin, daß einzelne geſchäftstüchtige Per⸗ 
ſönlichkeiten angebliche „wirtſchaftliche Vereinigungen“ gründen, die 
in Wirklichkeit nur eine Zuſammenfaſſung von Mandanten zum 
Zwecke der Ermöglichung der Prozeßvertretung darſtellen. 

RA. Dr. Baum, Berlin. 
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Der Kl. bemängelt, daß die Berufungsſchrift die Behauptung 
nicht enthalte, daß der Bekl. Mitglied des Niederſächſiſchen Hand⸗ 
werkerbundes ſei. Ohne dieſe Behauptung ſei die Einlegung des 
Rechtsmittels durch den Syndikus des genannten Bundes wir⸗ 
kungslos. 

Der Bekl. hat die Behauptung, daß er Mitglied des Nieder⸗ 
ſächſiſchen Handwerkerbundes ſei, in der mündlichen Verhandlung 
nachgeholt. Der Kl. hat ſie nicht beſtritten. 

Der Anſicht des Kl., daß die Berufung aus dem Grunde zu 
verwerfen ſei, weil nicht ausdrücklich die Zugehörigkeit des Bekl. 
zum Niederſächſiſchen Handwerkerbund in der Berufungsſchrift be⸗ 
hauptet ſei, tft nicht beizutreten. Nach Anſicht des L ArbGG. genügt, 
daß die Berufungsſchrift den gedachten Zuſammenhang erkennen 
läßt. Das iſt vorliegend um ſo mehr der Fall, als Dr. W., nicht 
nur als Syndikus unterzeichnet, ſondern auch ein Formular mit 
dem Kopf des genannten wirtſchaftlichen Bundes verwandte. Ahn⸗ 
lich wie im landgerichtlichen Prozeß die Bevollmächtigung des An⸗ 
walts vermutet und daher von der Vorlage einer Vollmacht grund⸗ 
ſätzlich abgeſehen wird, kann auch im arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren davon ausgegangen werden, daß der Syndikus eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbandes im Prozeß nicht tätig wird, wenn es nicht 
für einen Angehörigen ſeines Verbandes geſchieht. Auch die von 
Amts wegen vorzunehmende Prüfung, ob der Niederſächſiſche 
Handwerkerbund unter die wirtſchaftlichen Verbande des 8 11 
ArbGG. einzureihen ſei, mußte nach ſeiner dem Gericht vor⸗ 
gelegten Satzung zur Bejahung dieſer Frage führen. 


(LArbGG. Osnabrück, Urt. v. 15. Aug. 1929, A 8 58/29.) 
Mitgeteilt von RA. Finkenſtaedt, Osnabrück. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfmanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. Ss 3, 26, 71 RBew G. Im Falle der Vereinigung 
mehrerer Rechtsanwälte zur gemeinſchaftlichen Ausübung 
des freien Berufs hat die Freigrenze von 6000 RM. für 
jeden der vereinigten Rechtsanwälte zu gelten. Sind an 
einer wirtſchaftlichen Einheit mehrere zur geſamten Hand 
oder zu Bruchteilen beteiligt, ſo iſt die Höhe der Anteile 
bei der Feſtſtellung des Einheitswerts für die wirtſchaft⸗ 
liche Einheit feſtzuſtellen. f) 

Die vier Beſchw§. betreiben eine Rechtsanwaltsſozietät; die 
Büroeinrichtung iſt Geſamteigentum, die Honorare gehen in eine 
gemeinſchaftliche Kaſſe und werden nach einem vereinbarten Schlüſſel 
verteilt. Von dem geſchätzten Betriebsvermögen der wirtſchaftlichen 
Einheit i. S. §8 3 Nr. 1, 9 u. 26 Abſ. 1 RBewG. in Höhe von 
18 000 AM hat der Gewerbeausſchuß den ſteuerfreien Vermögens⸗ 
teil von 6000 ./ i. S. des dritten Satzes des § 26 Abf. 1 a. a. O. 


Zu 1. Eine namentlich für die Anwaltsſozietät zwar nicht in 
ihrer Tragweite — denn die Steuererſparnis beträgt maximal 30 AH 
jährlich — bedeutſame, aber doch jedenfalls willkommene Entſch. 
Mehr als das, fie iſt auch ganz zweifellos richtig. Der NED. 
führt klar und überzeugend aus, daß Wortlaut und Zweck der 
geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung der Befreiungsvorſchrift 
auf jeden einzelnen Sozius führen muſſen. Eine große Reihe von 
ſchwebenden Rechtsmitteln wird ſich damit zugunſten der Steuerpflich⸗ 
tigen erledigen. Zu bemerken iſt, daß die Entſch. des RF. ſchon 
am 8. Nov. 1928 erlaſſen, aber erſt jetzt bekanntgegeben worden iſt. 
Auch im RStBl. ift die Entſch. erſt in der Nummer v. 20. Sept. 
1929 S. 503 abgedruckt. Die Entſch. iſt zum Abdruck in den 
„Amtl. Samml. beſtimmt“. 

Nach der Entſch. des NFH. find nun nicht fo oft 6000 A 
frei, als Sozien vorhanden ſind, ſondern, wie im übrigen auch 
ganz ſelbſtverſtändlich, die Anwendung der Steuerbefreiung iſt für 
jeden einzelnen Anwalt davon abhängig, daß er ſelbſt Eigentümer 
von Betriebsvermögen iſt. Das iſt dann verhältnismäßig einfach, 
wenn es ſich um zwei Sozien handelt, die gemeinſchaftlich die 
Praxis begonnen, gemeinſchaftlich das Inventar gekauft haben, 
und mit je 50% am Reingewinn beteiligt ſind. Sie gelten dann 
ſteuerlich (8 80? NAD.) als Miteigentümer zur Hälfte, und es 
iſt dann wie folgt zu rechnen: 
Gemeinſcha'tliches Betriebsvermögen 
Hiervon gehört jedem die Hälfte 


alſo ſind beide ſteuerfrei. 


10 000 AH 
5000 „ 
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nur im einfachen Betrag abgeſetzt, der vorläufige Beſcheid des Vor⸗ 
ſitzenden des Gewerbeausſchuſſes dagegen, indem er der Auffaſſung 
der Beſchw§. folgte, im vierfachen Betrage zugelaſſen; um dieſen 
Abzug geht der Streit. 

Die Vorſchrift des 8 26 Abſ. 1 RBewG. bezweckt (ſ. den Bericht 
des 6. Ausſch., RT., III. Wahlperiode 1924/25, Druckſ. Nr. 1237 
S. 30) nicht oder doch nicht ausſchließlich die Freilaſſung von kleinen 
Betriebsvermögen, ſondern ſie iſt eine Steuerermäßigungsvorſchrift, 
die den Angehörigen der freien Berufe ohne Rückſichk auf die Höhe 
ihres Betriebsvermögens zugute kommt. Von jedem der Ausübung 
eines freien Berufs gewidmeten Betriebsvermögen ſoll ein be⸗ 
ſtimmter Betrag ſteuerfrei bleiben. Da nun zur VermSt. nicht die 
Anwaltsgemeinſchaft als ſolche, ſondern der einzelne Anwalt ver⸗ 
anlagt wird, muß die Steuermäßigung allen Anwälten in derſelben 
Höhe gewährt werden. Es hätte keinen rechten Sinn, das einem 
freien Berufe gewidmete Betriebsvermögen ſtets um den feſten Be⸗ 
trag von 6000 AM zu kürzen, ohne Unterſchied, wieviel Inhaber 
daran beteiligt find. Hiernach iſt für jeden der an der Anwalts⸗ 
gemeinſchaft beteiligten Anwälte ein Betrag von 6000 RA bei der 
Feſtſtellung des Einheitswerts für das Betriebsvermögen außer 
Anſaß zu laſſen. Inſoweit iſt der Vorentſch. beizutreten. Jedoch 
wird dieſes Ergebnis auf dem vom Oberbewertungsausſchuß einge⸗ 
ſchlagenen Wege nicht erreicht. Falls man, wie es der Oberbewer⸗ 
tungsausſchuß getan hat, einfach ein der Anzahl der beteiligten 
Anwälte entſprechendes Vielfaches der 6000 l., d. h. im vor⸗ 
liegenden Falle 24 000 RA, vom gemeinſchaftlichen Betriebsver⸗ 
mögen abzieht, bleiben bei jedem Beteiligten nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung genau 6000 RA ſteuerfrei, daß die Anteile am Betriebs⸗ 
vermögen einander gleich ſind. Bei verſchieden hohen Anteilen 
würden dagegen die ſteuerfreien Beträge für die einzelnen Anteile 
verſchieden ſein. Wären z. B. von drei Anwälten der eine mit 
½ und die anderen beiden mit je ½ beteiligt, jo würden bei dem 
erſten ½ von dreimal 6000 AA = 9000 Adt und bei den anderen 
je ½ von 18000 RAM = 4500 RA ſteuerfrei bleiben. Infolgedeſſen 
müſſen die 6000 . bei den Anteilen jedes einzelnen beteiligten 
Anwalts abgeſetzt werden. 


n Das NBemG. enthält keine ausdrückliche Vorſchrift darüber, 
in welchem Verfahren bei Beteiligung mehrerer an einer wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit, z. B. einem Grundſtück oder einem gewerblichen 
Betriebe, die Höhe der einzelnen Anteile feſtzuſtellen iſt, ob bei 
der Feſtſtellung des Einheitswerts für die wirtſchaftliche Einheit 
oder bei Feſtſtellung des Einheitswerts für das Geſamtvermögen des 
Pflichtigen. Nur für einen Sonderfall iſt eine ſolche Regelung ge⸗ 
troffen, nämlich für den Fall, daß die Gebäude oder Betriebs⸗ 
mittel eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtne⸗ 
riſchen Betriebs nicht ſämtlich dem Eigentümer des Grund und 
Bodens gehören (88 12 Abſ. 2, 62, 63, 64, 71 Abſ. 2 RBewöG.). 
Dagegen fehlt es an einer entſprechenden Regelung für den Fall, 
daß eine wirtſchaftliche Einheit mehreren zur geſamten Hand oder 
nach Bruchteilen zuſteht. Hier iſt lediglich beſtimmt, daß der Ein⸗ 
heitswert allen Beteiligten gegenüber einheitlich feſtzuſtellen iſt 
(88 61, 71 R Bew.); über die Feſtſtellung der einzelnen Anteile 
an der wirtſchaftlichen Einheit iſt nichts geſagt. Auch die Durchf⸗ 
BD. und Ausf Beſt. z. R BewG. enthalten hierüber keine Anord⸗ 
nungen. Der Senat hat jedoch bereits ausgeſprochen, daß die Frage, 
wer Eigentümer einer wirtſchaftlichen Einheit, insbeſ. eines ge⸗ 
werblichen Betriebs iſt, bei der Feſtſtellung des Einheitswerts für 
die wirtſchaftliche Einheit entſchieden werden muß (RNFO. 22, 181). 
ierbei macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um einen oder um 
mehrere Eigentümer handelt. Dieſer Rechtsgrundſatz hat zur not⸗ 
wendigen Folge, daß in demſelben Verfahren auch die Anteile der 
mehreren Eigentümer feſtzuſtellen ſind. Es würde zu erheblichen 
Schwierigkeiten führen, wenn die Perſonen der Inhaber bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Einheitswerts für das Betriebsvermögen, die Höhe der 
Anteile aber bei der Bewertung des Geſamtvermögens feſtgeſtellt 


Anders aber in folgendem Falle: 
E Das geſamte Inventar gehört dem Sozius A.; der Sozius B. 
iſt nicht am Gewinn beteiligt, ſondern erhält ein Fixum von 
5000 Kt. Angenommen, das geſamte Betriebsvermögen (Inventar 
und Forderungen) betrage 15000 AM. Dann kann nur A einmal 
6000 RM abziehen, muß alſo 9000 AA verſteuern. B. hat über⸗ 
haupt kein Betriebsvermögen und iſt ſteuerfrei. 

Ein weiterer Fall: 

Das geſamte Inventar im Werte von 5000 AA gehört dem 
A. mit Ausnahme der Möbel im Sprechzimmer des B., die dieſem 
gehören und einen Wert von 1000 AM haben mögen. A. iſt mit 
750%, B. mit 250% beteiligt. Die ausſtehenden Forderungen mögen 
10000 AA betragen. Es iſt wie folgt zu rechnen: 


Gemeinſames Betriebsvermögen (Forderungen) 10000 24 

a) Anteil des A. am gemeinſamen Betriebsvermögen TEA eee . 
dazu Wert des ihm gehörigen Inventars. 4000 „ 
! 11500 ZA 
Ft er. 0:0... 2 0200 6000 „ 
ſteuerpflichtiges Betriebsvermögen des u. 5500 K. 


würden. Daher ſind die einzelnen Anteile bei der Feſtſtellung des 
Einheitswerts für das Betriebsvermögen feſtzuſtellen. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 63, 64 R BewG. werden inſoweit ſinngemäß an⸗ 
gewendet werden können. Die auf dieſe Weiſe feſtgeſtellten An⸗ 
teile der beteiligten Anwälte find im vorliegenden Falle um je 
6000 K j zu kürzen. 

(NZH., 1. Sen., Urt. v. 9. Nov. 1928, I A 416/28 S.) 


* 


2. 88 177, 191, 202, 233 Ab ſ. 1 R Abg. 

a) Die Erſuchen eines Fin A. an Reichs⸗, Staats⸗ und 
Gemeindebehörden, Beamte oder Notare um Hilfeleiſtung 
nach §8 191 R Abg. gehören nicht zu den erzwingbaren 
Anordnungen i. S. von $ 202 i. Verb. m. § 283 RAbg O. 

b) Gegen Angeſtellte von Ortskrankenkaſſen kann 
eine erzwingbare Anordnung aus $$ 191, 202 R Abg. 
nicht ergehen. 

Ein Fin A. richtete an die Verwaltung einer Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe unter Hinweis auf § 191 RAbgoO. das Erſuchen um 
Überſendung einer Überſicht über die Vergütungen, welche den Arzten 
der Stadt in den Kalenderjahren 1926 und 1927 für ihre Tätigkeit 
von der Ortskrankenkaſſe ausbezahlt worden ſind. Die Orts⸗ 
krankenkaſſe erwiderte, fie ſei nicht in der Lage, dieſem Erſuchen 
zu entſprechen, da nach § 115 RVO. für ſie nur bei den im Voll⸗ 
zuge der RVO. ergehenden Erſuchen eine Auskunftspflicht beſtehe. 
8 191 NAGgD. ſei auf die Auskunftspflicht der Kraukenkaſſe nicht 
anwendbar. 

Das Fin A. wiederholte daraufhin mit Schreiben v. 21. Mai 
1928, gerichtet an den Verwaltungsdirektor X., den Geſchäftsführer 
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe, ſein Erſuchen um Übermittlung 
der geforderten Überſicht unter Androhung einer Zwangsſtrafe 
nach $ 202 RAbgD. in Höhe von 20 RA oder 2 Tagen Haft. Dabei 
bemerkte es u. a., daß die Krankenkaſſen öffentlich⸗rechtliche Ge⸗ 
noſſenſchaften zur Erfüllung beſtimmter ſtaatlicher Aufgaben ſeien, 
deren Beiſtandspflicht nach 8 191 RAbgO. außer allem Zweifel 
ſtehen dürfte. Auch durch die Vorſchrift des § 209 Abſ. 1 RAbgO. 
werde die Beiſtandspflicht nicht eingeſchränkt. Das LFin A. hat 
die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 

I. Die RBeſchw. iſt zuläſſig. § 283 Abf. 1 Satz 1 RAbgd. 
gibt die RBeſchw. gegen Beſchwerdeentſch. der Link. über Anord⸗ 
nungen, die nach § 202 Abſ. 1 RAbgdDO. erzwungen werden können 
und über die Androhung eines Zwangsmittels zur Erzwingung 
einer ſolchen Anordnung. Die Vorinſtanzen betrachten das Er⸗ 
ſuchen an den BeſchwF. als eine „Anordnung“ aus den SS 202, 
191 RAbgO., die gegenüber dem BeſchwF. erzwungen werden kann, 
das LFin A. hat dann auch durch Zurückweiſung der Beſchwerde 
die Androhung einer Zwangsſtrafe gebilligt. In einem ſolchen 
Falle iſt die RBeſchw. zuläſſig, allein ſchon deshalb, weil das Fin A. 
mit Billigung des LFin A. eine Anordnung mit Androhung einer 
Zwangsſtrafe erlaſſen hat. 

II. Der 3. Sen. des RF. hat in dem Urt. III A 134/20 v. 
22. Dez. 1920 (RF. 4, 265) rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, daß 
i. S. § 283 Abſ. 1 Satz 1 AAdgD. eine erzwingbare Anordnung 
eine ſolche fei, die im allgemeinen (an ſich) nach $ 202 RAbgO. 
erzwungen werden könne und deshalb die RBeſchw. auch öffent⸗ 
lichen Behörden zuſtehe, obwohl gegen dieſe Zwangsmittel nach 
8 202 Abſ. 5 RAbgD. unzuläſſig ſeien, und auch dem Urt. desſelben 
Sen. III A 135/20 v. 24. Nov. 1920 (RStBl. 1921, 93) liegt die 
Anſicht zugrunde, daß das Auskunftsverlangen an eine öffentliche 
Behörde als Anordnung i. S. von $ 202 i. Verb. m. $ 283 RAbgO. 
aufzufaſſen ſei, „da es nicht wohl in der Abſicht des Geſetzgebers 
gelegen ſein kann, ſolche Anordnungen hinſichtlich der Rechts⸗ 
mittel ungünſtiger zu behandeln als die gegen andere Auskunfts⸗ 
ſtellen erlaſſenen Anordnungen“. Dieſe beiden Urteile betrafen 


b) Anteil des B. am gemeinſamen Betriebsvermögen 25% 1000 RM 
0 


Wert des ihm gehörigen Inventar . ...... 9 
ee or an ee ee 3500 AM 


B. iſt ſteuerfrei. 


Insgeſamt find alſo nicht 12 000 RA, ſondern nur 9000 K. 
ſteuerfrei. 


Die im Rahmen des Steueranpaſſungsgeſetzes in Ausſicht ge⸗ 
nommene AbändVorſchr. z. RBewG. kennt „ein Betriebsvermögen 
der freien Berufe“ nicht mehr, es ſei denn, daß Anſtalten oder Ein⸗ 
richtungen (3. B. Kliniken, Sanatorien oder Schulen) unterhalten 
werden. Andererſeits gelten „alle Gegenſtände, die der Ausübung 
eines freien Berufes dienen oder zu dienen beſtimmt ſind,“ als 
ſonſtiges Vermögen. An der Steuerpflicht an ſich wird alfo 
nichts geändert. Die bisherige Freigrenze von 6000 RM Toll 
fortfallen. 

RA. Dr. Paul Marcuſe, Berlin, 
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Auskunftserſuchen aus 8177 RAbgO. Im vorliegenden Falle iſt 
das Erſuchen nicht auf den 8 177, ſondern auf 8 191 MAbgO. 
geſtützt. 

Dieſe Vorſchrift führt als zur Hilfeleiſtung verpflichtet die 
Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, die Beamten und Notare 
ſowie die Verbande und Vertretungen von Betriebs⸗ und Berufs⸗ 
zweigen auf. Dabei iſt hinſichtlich der Verbände und Vertretungen 
kein Unterſchied gemacht, ob fie private oder öffentlich⸗rechtliche 
Organiſationen ſind (RF). 15, 306). Soweit es ſich um private 
Verbände und Vertretungen von Betriebs⸗ und Berufszweigen han⸗ 
delt, kann der mit dem NFH. (8 283 NAGGD.) endende ſteuer⸗ 
behördliche Rechtsmittelweg in Frage kommen. Dagegen nimmt der 
Senat an, daß Erfuchen um Hilfeleiſtung an Reichs⸗, Staats⸗ und 
Gemeindebehörden, Beamte und Notare nicht zu den erzwingbaren 
Anordnungen i. S. 88 202, 283 RAbgdO. gehören. Die Nichtig⸗ 
keit dieſer Auſicht ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: 8 202 
Abſ. 1 RAbgoO. ſpricht nur von „Anordnungen“. Eine Anordnung 
an eine Behörde kann immer nur ein Dienſtbefehl ſein, der von 
der Behörde, gegen die ſich die Anordnung richtet, befolgt werden 
muß, und der auch durchgeſetzt werden kaun. Eine Behörde kann 
aber eine gegenüber einer anderen ihr nicht untergebenen Behörde 
getroffene „Anordnung“ nicht durchſetzen. Sie kann an eine andere 
Behörde keine Anordnung, ſondern nur ein Erſuchen richten 
und, wenn dieſem Erſuchen nicht Folge geleiſtet wird, ſich bei der 
der erſuchten Behörde vorgeſetzten Stelle beſchweren. Bei erſuchten 
Reichsbehörden entſcheidet alſo letzten Endes darüber, ob einem 
Erſuchen der Behörde eines anderen Reſſorts ſtattzugeben iſt, der 
der erſuchten Reichsbehörde übergeordnete Reichsminiſter, der für 
feine Entſch. dem RT. gegenüber verantwortlich iſt. Wenn die 
88 202, 191, 283 RAbgoO. an dieſen verfaſſungs⸗ und verwaltungs⸗ 
rechtlichen Grundſätzen hinſichtlich der Beiſtandserſuchen der Fink. 
etwas hätten ändern wollen und die Entſch. über die Zuläſſigkeit 
und Maßgeblichkeit des Erſuchens eines Find. für die erſuchte 
Behörde und den Reſſortminiſter der erſuchten Behörde und damit 
im ſteuerbehördlichen Rechtsmittelweg letzten Endes auf den RF. 
hätte übertragen werden ſollen, fo hätte dies in der RAbgO. klar 
zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Dies iſt aber nicht geſchehen. 
8 202 Abſ. 1 RAbgO. ſpricht nur von erzwingbaren Anordnungen, 
beſtimmt aber im Abſ. 5, daß Zwangsmittel gegen öffentliche Be⸗ 
hörden nicht zuläſſig find. Damit ſchließt die RAbgO. die 
Anwendung des 8 202 gegen öffentliche Behörden überhaupt 
aus. Sie ſtellt damit nur etwas ganz Selbſtverſtändliches 
klar. 8 191 RAbgdO. beſtimmt lediglich die Beiſtands pflicht 
der dort aufgeführten Stellen, ſagt aber nicht, daß, wenn die 
Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, Beamten und Notare 
vom Fin A. um Hilfeleiſtung angegangen werden, das Fin A. oder 
die Beſchwerdeſtellen des Fin A. oder der RF. in einer die er⸗ 
ſuchte Stelle und deren vorgeſetzte Behörden bindenden Weiſe die 
Begründetheit des Erſuchens feſtſtellen darf. Schließlich bezieht ſich 
die Zuſtändigkeit des Re. nach § 283 RAbgoO. nur auf nach 
8 202 RUgD. erzwingbare Anordnungen, Erſuchen des Fin A. um 
Hilfeleiſtung an öffentliche Behörden ſind aber nicht erzwingbar. 
Die obengenannten Entſch. des 3. Sen. des RF. beziehen ſich auf 
die Auskunftspflicht nach S 177 RAbgO., nicht auf $ 191 RAbgO., 
ſchon deshalb ſcheidet eine Anrufung des Großen Sen. nach $ 46 
NAD. aus. Auch ſoweit in der von der Vorinſtanz angeführten 
Entſch. des RVerſA. v. 28. März 1923 (RVerſA. 15, 4) eine von 
den vorſtehenden Darlegungen abweichende Rechtsanſicht vertreten iſt, 
kann der Senat dem aus den oben dargelegten Gründen nicht folgen. 

III. Das LFin A. führt zur Begründung feiner Anſicht, daß 
das Erſuchen an den BeſchwF. eine aus 88 191, 202 RAD. er⸗ 
zwingbare Anordnung ſei, folgendes aus: „Der Vorſtand der 


Krankenkaſſen ſei keine öffentliche Behörde, doch hätten 


die „Krankenkaſſen“ die Aufgaben öffentlicher Behörden zu 
erfüllen, fie — die Krankenkaſſen — fielen daher unter die Bei⸗ 
ſtandspflicht des 8 191 RAbgO.; gegen öffentliche Behörden ſeien 
zwar Zwangsmittel nach $ 202 Abf. 5 RAbgO. nicht zuläſſig, des⸗ 
halb auch nicht gegen „Frankenkaſſen“. Wenn das Fin A. den 
Beiſtand einer Krankenkaſſe erzwingen wolle, jo habe es ſich an 
einzelne Perſonen zu halten, die vermöge ihrer Beſchäftigung bei 
der Kaſſe in der Lage ſeien, den verlangten Beſcheid zu leiſten; 
§ 202 Abſ. 5 RAbgd. hindere nicht, daß einzelne Beamte einer Be⸗ 
hörde durch Zwangsmittel zur Befolgung an ſich zuläſſiger An⸗ 
ordnungen des Fin A., die den Amtsbereich der Behörde treffen, 
angehalten werden, wie der 6. Sen. des RF. in dem Urt. v. 
25. Jan. 1928 VI A 771/27 (RStBl. S. 55 und Mrozek, Kartei, 
8 202, Rſpr. 27) bereits ausgeſprochen habe. Der BeſchwF. ſei zwar 
kein Beamter, darauf könne es aber nicht ankommen, denn die Bei⸗ 
ſtandspflicht gründe ſich in ſolchen Fällen nicht ſo ſehr auf die 
Eigenſchaft des Beteiligten als Beamten wie als Vertreter der bei⸗ 
ſtandspflichtigen Behörde. Das Fin A. brauche ſich nicht an die zur 
Vertretung der Behörde nach außen berufene Perſon zu halten — 
hier alſo wicht an den Vorſtand der Krankenkaſſe —, ſondern könne 
auch den Geſchäftsführer in Anſpruch nehmen, der vermöge feiner 
beſonderen Stellung bei der Behörde am beſten in der Lage ſei, 
den verlangten Beiſtand zu leiſten. 
Dieſe Ausführungen find nicht frei von Rechtsirrtum. 


Im 8 191 NAbgO. ſind als Beiſtandspflichtige nebeneinander 
aufgeführt. 

a) die Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, 

b) die Beamten und Notare, 

c) die Verbände und Vertretungen von Betriebs⸗ und Berufs⸗ 
zweigen. 

Was das Verhältnis des Begriffs „Beamten“ (zu b) zu den 
Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden betrifft, ſo ſind hier zwei 
Auslegungen möglich: 

1. Der Begriff „Beamter“ (zu b) erſtreckt ſich ſowohl auf die Be⸗ 
amten, die zu einer Behörde gehören, wie auch auf die Perſonen, 
die Beamteneigenſchaft haben, deren Amt aber nicht als Behörde 
bezeichnet wird. 

2. Unter Begriff Beamter (zu b) ſind nur ſolche Beamte zu ver⸗ 
ſtehen, deren Amt nicht als Behörde bezeichnet wird. 

Die Auslegung zu 1 vertritt der 5. Sen. des NFY. in dem 
die Reichsbahnſtellen betreffenden Gutachten RF. 17, 326, wo 
es heißt: „Darum find nach 88 191, 192 ... nicht nur die Or⸗ 
gane der öffentlichen Gewalt, die Behörden, zur Beiſtandsleiſtung 
gegenüber dem Fin A. verpflichtet, ſondern auch die Organträger, 
die Beamten.“ Ebenſo liegt dieſe Auffaſſung dem Urt. des 6. Sen. 
v. 25. Jau. 1928 VIA 771/27 (RStBl. 1928, 55 und Mrozek, 
Kartei, AUbgD. 8 202, Rſpr. 27) zugrunde, wo ausgeführt wird, 
der 8 202 Abſ. 5, nach dem Zwangsmittel gegen öffentliche Ve⸗ 
hörden nicht zuläſſig find, bedeute nur, daß gegen eine öffentliche 
Behörde als ſolche Zwangsmittel nicht angewendet werden dürfen, 
ſtehe aber dem nicht entgegen, daß einzelne Beamte einer Behörde 
durch Zwangsmittel zur Befolgung an ſich zuläſſiger Anordnungen 
des Fin A., die den Amtsbereich einer Behörde bet ffen, angehalten 
würden, das gelte auch, wo die Behörde nur durch einen Beamten 
vertreten werde. 

Gegen dieſe Auslegung ſprechen aber folgende Bedenken. 
Es widerſpricht den in der Natur der Sache begründeten Behörden⸗ 
gepflogenheiten, ein Beiſtandserſuchen an den einzelnen Beamten 
und nicht an die Behörde zu richten. Eine Behörde kann entweder 
büromäßig (bürokratiſch) oder kollegialiſch organiſiert fein. Im 
erſteren Falle ſteht, wenn bei der Behörde mehrere Beamte be⸗ 
ſchäftigt find, die Entſch. in allen zur Zuſtändigkeit der Behörde 
gehörenden Angelegenheiten lediglich dem Vorſtand derſelben zu, 
alle übrigen Mitglieder handeln und verfügen als deſſen Gehilfen 
und Vertreter. Beim Kollegialſyſtem kommen alle Entſch. und Ver⸗ 
fügungen durch gleichberechtigtes Zuſammenwirken mehrerer Per⸗ 
ſonen zuſtande. Handelt es ſich nun um eine büromäßig organi⸗ 
ſierte Behörde, bei der mehrere Beamte tätig ſind, ſo würde ein nicht 
an die Behörde oder den Vorſtand, ſondern an den einzelnen Be⸗ 
amten perſönlich gerichtetes Beiſtandserſuchen den einzelnen Be⸗ 
amten nur veranlaſſen können, als Vertreter des Vorſtandes zu 
handeln, es ſei denn, daß er nicht als Beamter, ſondern als Privat⸗ 
perſon vom Fin KA. in Anſpruch genommen wäre, in welch letzterem 
Falle er aber als Beiſtandsperſon aus § 191 RAbgd. ausſcheidet. 
Da beim bürokratiſchen Syſtem allein der Wille des Vorſtandes 
entſcheidet, kann der einzelne, von einer anderen Behörde an⸗ 
gegangene Beamte, gegen den Willen des Vorſtandes keinen Bei⸗ 
ſtand leiſten. Bei einer nach bürokratiſchen Grundſätzen eingerich⸗ 
teten Behörde ergibt ſich hieraus an ſich die begriffliche Unmöglich⸗ 
keit eines Handelns eines Beamten, der nicht Vorſtand iſt, für 
ſich als Beamter unter Ausſchaltung ſeiner Zugehörigkeit zur büro⸗ 
kratiſchen Vehörde. Noch weniger erſcheint das Mitglied einer 
Kollegialbehörde, bei der das gemeinſame Zuſammenwirken der Mit⸗ 
glieder notwendig iſt, als Beiſtandspflichtiger geeignet. 

Sodann aber iſt nicht zu verkennen, daß die vom 6. Sen. 
und von der Beſchwerdeinſtanz vertretene Auffaſſung zu unannehm⸗ 
baren Erlebniſſen führt. Wenn 8 202 Abſ. 5 RAbgO. vorſchreibt, 
daß gegen öffentliche Behörden Zwangsmittel nicht zulaſſig ſind, 
alſo eine Zwangsgewalt des Fin A. nicht beſteht, fo bedeutet es eine 
Umgehung des Geſetzes, wenn das Fin A. ſeine Anordnung um 
Hilfeleiſtung, die die Behörde verweigern zu müſſen glaubt oder 
deren Verweigerung zu erwarten iſt und die mit Zwangsmitteln der 
Behörde gegenüber durchzuſetzen dem Fin A. verſagt iſt, durch An⸗ 
ordnung an einen Beamten der Behörde erzwingen dürfte. Das 
kann nicht i. S. der RAbgO. liegen, und deshalb iſt auch aus⸗ 
geſchloſſen, daß gegen einen Beamten eine Erzwingungsſtrafe aus 
§ 202 Abſ. 1 RAbgO. angedroht werden kann, weun er ein Bei⸗ 
ſtandserſuchen aus 8 191 AND. nicht befolgt. Danach kann 
ebenſowenig wie gegen eine Behörde gegen einen Beamten eine 
Zwangsſtrafe aus 88 202, 191 RAbgO. feſtgeſetzt werden. In 
Übereinſtimmung hiermit hat dann auch gegen die Notare das Urt. 
des 5. Sen. VA 272/25 v. 13. Nov. 1925 (RF. 17, 313) die An⸗ 
drohung einer Erzwingungsſtrafe ſchlechthin für unzuläſſig erklärt. 

Dieſe Darlegungen ſprechen gegen die Auslegung des 5. Sen. 
in dem Gutachten RF. 17, 326 und des 6. Sen. in dem Urt. 
v. 25. Jan. 1928. Der Begriff „Beamter“ im $ 191 R Abg. kann 
vielmehr nur in der oben unter 2 angegebenen Auslegung ver⸗ 
ſtanden werden, nämlich als Beamter im ſtaatsrechtlichen Sinne, 
deſſen Amt aber nicht als Behörde bezeichnet wird. Daß unter den 
Begriff Beamte nur ſolche im ſtaatsrechtlichen Sinne zu verſtehen 
ſind, ergibt ſich aus den Darlegungen des Gutachtens des 2. Sen. 


88. Jahrg. 1929 Heft 45/46] 


des RF. v. 1. Febr. 1924 (RF. 13, 155), denen der Senat bei⸗ 
tritt. Eine Ausdehnung der Beiſtandspflicht allgemein auf öffent⸗ 
lich rechtliche Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechtes 
oder insbeſ. auf Krankenkaſſen, deren Vorſtand Reine öffentliche 
Behörde iſt (vgl. Hanow, RVO., 5. Aufl., S. 12) und auf die 
ertreter dieſer Körperſchaften und Anſtalten, insbeſ. auf die An⸗ 
geſtellten von Krankenkaſſen, die unſtreitig keine Beamten im 
ſtaatsrechtlichen Sinne find (vgl. PrO Vc. 20, 38; Re St. 62, 75; 
Breithaupt, Die Beamten und Angeſtellten der Reichsverſiche⸗ 
rung, S. 13, 19; Hanow, 85 Anm. 5 S. 12) erſcheint dem Senat 
nicht angängig. Legt ein Steuergeſetz ſteuerliche Beiſtandspflichten 
auf, ſo können ſich dieſe nur auf die im Geſetz Bezeichneten er⸗ 
ſtrecken, und es kann nicht über den Wortlaut des Geſetzes hinaus 
eine Ausdehnung der Verpflichteten vorgenommen werden, die doch 
mehr oder weniger willkürlich ſein würde. 

Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß eine Anordnung 
gegen den Beſchw., der Angeſtellter einer Ortskrankenkaſſe iſt, 
nicht auf Grund der 88 202, 191 RAbgO. getroffen werden kann. 

IV. Zu erwägen war aber noch, ob der Senat in eine Prü⸗ 
fung der Frage einzutreten hat, ob die Anordnung des Fin A. gegen 
den Beſchw§. aus den 88 177, 202 RAbgdO. aufrechtzuerhalten iſt. 
Der Senat lehnt eine Prüfung dieſer Frage ab. Allerdings hält 
die Uberſchrift des Urt. VA 430/22 v. 26. Sept. 1922 (RF. 10, 
209) es für zuläſſig, daß eine vom Fin A. an den Steuerpfl. unter 
Strafandrohung erlaſſene, auf eine beſtimmte Geſetzesvorſchrift ge⸗ 
ſtützte Anordnung vom LFin A. mit anderer Begründung aufrecht⸗ 
erhalten werden kann. In feinem Urt. VA 63/23 (RF. 12, 202) hat 
aber derſelbe Senat ſeinem Urt. RF. 10, 209 die Auslegung ge⸗ 
geben, daß ein für den Betroffenen erkennbares Vergreifen in der 
Anführung der Geſetzesſtelle die Anordnung nicht zu einer geſetz⸗ 
widrigen mache und daß daher die Begründung inſoweit in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz richtiggeſtellt werden könne, daß aber nicht zuläffig 
iſt, in der Beſchwerdeinſtanz einen anderen geſetzlichen Tatbeſtand der 
Anordnung des Fin A. zugrunde zu legen. Dem tritt der erk. Sen. 
bei (vgl. auch Becker, NAbgD., § 202 Anm. 5). 

Im vorliegenden Falle läßt das Erſuchen des Fin A. keinen 
Zweifel darüber zu, daß das Fin A. fein Verlangen ausſchließlich 
auf § 191 NAbgdO. ſtützen wollte. Dann iſt aber auch für den 
Senat die Prüfung nicht angängig; ob es etwa als Anordnung aus 
8 177 RAbgO. aufrechterhalten werden kann. 

N Hiernach war die Beſchwerdeentſch. und die Anordnung des 
Fin A. v. 21. Mai 1928, die allein den Gegenſtand der Entſch. 
bildet, aufzuheben. 


(REH., 4. Sen., Urt. v. 18. Sept. 1929, TV A 176/29 8.) 


Reichsverſicherungsamk. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. Lediglich wegen der Koſten des Verfahrens iſt die 
Reviſion nach allgemeinen prozeßrechtlichen Grundſätzen 
ausgeſchloſſen. f) 

Da die Rev. des Kl. in der Hauptſache unbegründet iſt, durfte 
auf feinen Reviſionsantrag hinſichtlich der Koſten des Verfahrens im 
Hinblick auf die Vorſchriften der 88 195 Abſ. 2 NnG,, 1707 RVO. 
nicht entſchieden werden; denn auch im Verfahren über Leiſtungen der 
kKnappſchaftlichen Penſionsverſicherung muß die Rev. lediglich wegen 
der Koſten des Verfahrens nach allgemeinen prozeßrechtlichen Grund⸗ 
fügen als ausgeſchloſſen gelten, wenngleich dies im RͤncG. nicht aus⸗ 


Zu 1. Die fee, Kurze Art der Begründung läßt nur vermuten, 
daß das RVerſA. unter den „allgemeinen prozeßrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen“ die im 899 38 O. niedergelegten verſtanden wiſſen will. 
Dieſe Auffaſſung würde ich nicht für zutreffend halten können. 
Die RVO. regelt das Verfahren vor ihren Spruchſtellen ſehr ein⸗ 
gehend und ſelbſtändig, ohne eine grundſätzliche ſubſidiäze Anwendung 
zivilprozeſſualer Normen auszusprechen. Sie verweiſt nur ganz 
ausnahmsweiſe auf Vorſchriften der ZPO. (vgl. z. B. in 81663 
Abſ. 2 [RG Bl. 1925, I, 760) oder das GVG. (vgl. $ 1664 a. a. O.). 
8195 Abſ. 2 RKnappſchc. (RGS Bl. 1926, I, 389) beſtimmt eben⸗ 
falls nur, daß für das Verfahren vor dem RVerſA. gegen den Be⸗ 
ſcheid des Ausſchuſſes des 8192 (Streit über Leiſtungen der 
Kraukenverſicherung) und den Beſcheid der Verwaltung der Be⸗ 
zirksknappſchaft bzw. des Ausſchuſſes des 8 193 (Leiſtungen aus 
der Penſionsverſicherung) die Vorſchriften des 6. Buches der RVO. 
und deren ſonſtige Vorſchriften über das Verfahren, ſoweit ſie die 
Feſtſtellung der Leiſtungen betreffen oder mitbetreffen, gelten. Unter 
II. des 6. Buches der RVO. werden aber unter 1 Kranken⸗ und 
Invalidenverſicherung und unter 2 Unfallverſicherung in dem Ver⸗ 
fahren vor dem NVerſA. geregelt, nicht aber die Penſionsverſiche⸗ 
rung des Rernappſchcd. Für den Streit über Leiſtungen der Kranken⸗ 
verſicherung aus 5 192 ReknappſchG. iſt nach 8 195 Ubi. 2 


Rechtſprechung 
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drücklich vorgeſchrieben iſt (vgl. die RevEntſch. 181 und 281, AN. 
des RVA. 1892, 130; 1893, 134; 1881 und 2019, AN. des RVA. 
1914, 639 ff.; 1915, 512). 

(RV A., 5. RevSen., Urt. v. 12. Mai 1927, IIa Kn 968/265.) 


* 


2. Die Reichsknappſchaft ift nicht berechtigt, gegen 
die von den Geſchäftsausſchüſſen innerhalb ihrer geſetz⸗ 
lichen Zuſtändigkeit getroffenen Entſcheidungen Rechts⸗ 
mittel einzulegen.!) 

Gegen einen Beſcheid des Geſchäftsausſchuſſes der Heſſ⸗Thür. 
Knappſchaft, durch den ein Beſcheid der Verwaltung der Heſſ.⸗Thür. 
Knappſchaft aufgehoben war, hat die Verwaltung der Heſſ.⸗Thür. 
. auf Weiſung der Reichsknappſchaft Berufung ein⸗ 
gelegt. 

Das Knappſch̃OVerfA. hat die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. 

Der von der Reichsknappſchaft eingelegten Reviſion mußte der 
Erfolg verſagt werden. 

Es handelt ſich um ein Streitverfahren über das Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis zur Kranken⸗ und Penſionsverſicherung, für 
das die Verfahrensvorſchriften der 88 194 und 195 RKnappſchc. 
gelten. Nach 8 194 iſt gegen den Beſcheid des Ausſchuſſes binnen 
einem Monat nach ſeiner Zuſtellung Berufung beim Knappſch⸗ 
OVerſA. zuläffig. Das Geſetz jagt nicht ausdrücklich, ob zur Ein⸗ 
legung der Berufung jede Partei oder nur die Gegenpartei der 
Neichsknappſchaft berechtigt iſt. Für die Entſch. der Frage, ob auch 
der Reichsknappſchaft das Recht der Berufung zufteht, iſt es von 
grundlegender Bedeutung, ob die Geſchäftsausſchüſſe eine gerichts⸗ 
ähnliche Einrichtung neben dem Vorſtand der Reichsknappſchaft 
und unabhängig von ihm, oder ob ſie Verwaltungsſtellen der 
Reichsknappſchaft ſind, welche ihnen geſetzlich übertragene Auf⸗ 
gaben des Verſicherungsträgers zu erfüllen haben. In Über⸗ 
einſtimmung mit dem BG. iſt das RVerſA. der Auffaſſung, daß 
dieſe Frage nach der geſchichtlichen Entwickelung der Geſchäfts⸗ 
ausſchüſſe und nach der Regelung, die ihre Einrichtung und ihr 
Aufgabenkreis im RKnappſchcz. gefunden hat, im letzteren Sinne 
zu beantworten iſt. 

In dem Pröknappſchch. v. 10. April 1854, das die Grund⸗ 
lage des preuß. Knappſchaftsrechts bildet, und in dem PraAllg⸗ 
Bergb. v. 24. Juni 1865, das im ſiebenten Titel die Knapp⸗ 
ſchaftsvereine regelt, iſt von einem Ausſchuß noch keine Rede. Die 
Einrichtung von Ausſchüſſen findet ſich zuerſt bei einigen größeren 
Knappſchaftsvereinen auf Grund von Satzungsbeſtimmungen dieſer 
Vereine. Dieſe Einrichtung der Geſchäftsausſchüſſe wurde dann 
durch die KnappſchRov. v. 19. Juni 1906 in das Allg Berg. 
übernommen. Nach 5 181 dieſ. Gef. i. d. Faſſ. der Nov. v. 
19. Juni 1906 vertritt der Knappſchaftsvorſtand den Verein ge⸗ 
richtlich und außergerichtlich. Er führt die laufende Verwaltung, 
ſoweit dieſe nicht durch die Satzung einem oder mehreren Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern oder Beamten übertragen iſt. Die Entſch. über 
Anträge auf Invaliditätserklärung ſowie die Feſtſetzung der aus 
der Penſtonskaſſe zu gewährenden Unterſtützungen bleibt indeſſen 
ſtets dem Vorſtand oder einem nach näherer Beſtimmung der 
Satzung beſtellten Ausſchuſſe vorbehalten. Auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſer Ausſchüſſe findet 8 180 Anwendung (d. h. ſie wer⸗ 
den je zur Hälfte aus Werksbeſitzern und Knappſchaftsälteſten ge⸗ 
wählt); ihre Wahl erfolgt durch die Generalverſammlung, ſofern 
ſie nicht durch die Satzung dem Knappſchaftsvorſtand übertragen 
iſt. Nach 8 186 finden gegen die unter Ziff. 1—3 daſelbſt bezeich⸗ 
neten „Entſch. der zuſtändigen Knappſchaftsorgane“, zu denen nach 


RKnappſchcz. hiernach ohne weiteres die Vorſchrift des 8 1695 
Ziff. 6 RVO. in Geltung geſetzt, nach der bei Anſprüchen auf 
Leiſtungen der Krankenverſicherung die Reviſion ausgeſchloſſen iſt, 
wenn es ſich handelt um Koſten des Verfahrens. Aus dem Wort⸗ 
laut des § 195 Abſ. 2 RKnappſchcg. iſt aber zu entnehmen, daß für 
das Verfahren bezüglich ſämtlicher Ausſchußbeſcheide der 88 192 bis 
194, mithin nicht nur für diejenigen, die den Streit über das Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis oder über die Leiſtungen oder Beiträge der 
Krankenverſicherung betreffen, die Vorſchriften des 6. Buches RVO. 
vor dem RVerfA. gelten. Damit it alſo für die Ausſchußbeſcheide 
über Leiſtungen aus der Penſionsverſicherung (8 193) ebenfalls die 
Vorſchrift des 81695 Ziff. 6 RVO. (vgl. auch 8 1696 Ziff. 3; 
81700 Ziff. 10) in Geltung geſetzt. Demnach it auch bei An⸗ 
ſprüchen aus der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung die Reviſion 
ausgeſchloſſen, wenn es ſich handelt um Koſten des Verfahrens. 
Diefer Ausſchluß ergibt ſich unmittelbar aus den Beſtimmungen des 
Renappſchch. und der RVO.; es bedarf dazu nicht der hilfsweiſen 
Heranziehung des 8 99 ABO. Im Ergebnis rechtfertigt ſich danach die 
Entſch. des RVerfA. aus 81707 RVO. 
LG R. Dr. Fraeb, Hanau. 


1) Wird in den MachrfaVerſ. abgedruckt. 
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Ziff. 2 die Entſch. der Ausſchüſſe gehören, die dort näher an⸗ 
gegebenen Rechtsmittel ſtatt. 

Den vorgenannten Vorſchriften des PrAllgBergG. ſchließen 
fi die Vorſchriften des PrKnappſchcd. i. d. Faſſ. v. 17. Juni 1912 
an (vgl. 88 56, 70); der $ 70 Abſ. 3 rechnet den Ausſchuß ebenfalls 
zu den Knappſchaftsorganen. In der Begr. zu dieſem Geſetz 
(Druckſ. 39 des preuß. Herrenhauſes, Seſſion 1912, S. 28) iſt aus⸗ 
drücklich betont, daß der Ausſchuß in ſeiner Geſtaltung als knapp⸗ 
ſchaftliches Organ erhalten bleiben ſolle, indem die Hinzuziehung 
eines außerhalb dieſes Organs ſtehenden Vorſitzenden abgelehnt 
und dazu bemerkt wird, als beſonderer Vorſitzender könnte füglich 
nur ein öffentlicher Beamter beſtellt werden; durch die Zuziehung 
eines ſolchen würde dem Ausſchuß eine behördenähnliche Stellung 
beigelegt werden, und man käme ſo zu einer Regelung, die aus 
dem Rahmen der bewährten bisherigen Organiſation der Knapp⸗ 
ſchaftsvereine völlig herausfiele und einen bedenklichen Eingriff 
in die Selbſtverwaltung bedeute. Über die Geſtaltung des Rechts⸗ 
zuges heißt es weiter in der Begründung wie folgt: „Wird ein 
Anſpruch von der Verwaltung ganz oder teilweiſe abgelehnt, ſo 
muß Vorſorge getroffen werden, daß der Beſcheid der Verwaltung 
einer Nachprüfung unter Beteiligung von Vertretern der Werks⸗ 
beſitzer und der Knappſchaftsälteſten unterzogen wird. Den Mit⸗ 
gliedern, die ſich durch den Beſcheid der Verwaltung beſchwert 
fühlen, iſt daher das Recht einzuräumen, die Entſch. des Vor⸗ 
ſtandes oder Ausſchuſſes anzurufen. Gegen die hierauf ergehende 
Entſch. der zuletzt genannten Organe iſt ſodann das Rechtsmittel 
der Berufung gegeben.“ 

In Aulehnung an die Vorſchriften des preuß. Rechts hält 
auch das Rennappſchch. an der Einrichtung der Geſchäftsausſchüſſe 
und ihrer Mitwirkung bei Entſch., insbeſ. über die Anſprüche der 
Verſicherten, feſt (8$ 143, 154 ff. AFaſſ.; 88 180, 192 ff. NFaſſ.). 
Die Begründung zum Entwurf bemerkt hierzu (S. 75), daß der 
Entwurf an dem bisher bewährten Verfahren feſthalte, wonach bei 
der Feſtſtellung der Leiſtungen an die Stelle des Verfa. — ge⸗ 
wiſſermaßen als erſte Inſtanz des ſonſt üblichen Rechtszugs — 
der Geſchäftsausſchuß trete. 

Durch das Anderungsch. v. 25. Juni 1926 hat die Zuſtändig⸗ 
keit der Verwaltung noch eine Erweiterung erfahren. 

Wenn auch das RKnappſchch. die Geſchäftsausſchüſſe nicht 
ausdrücklich als Organe bezeichnet, ſo läßt doch die Art, in der es 
die Bildung dieſer Ausſchüſſe und ihre Mitwirkung bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Leiſtungen und bei Beitragsſtreitigkeiten regelt, deutlich 
erkennen, daß es die Geſchäftsausſchüſſe nicht als behördenähnliche, 
etwa den Verſicherungsämtern vergleichbare Einrichtungen anſieht. 

Für dieſe Auffaſſung ſpricht zunächſt der Umſtand, daß 8 180 
NFnappih®., der die Bildung der Geſchäftsausſchüſſe vorſieht, zu 
den die Verwaltungseinrichtungen der Bezirksknappſchaften regeln⸗ 
den Vorſchriften gehört, und daß der die Ausſchüſſe für Arbeiter 
behandelnde § 45 der Satzung der Reichsknappſchaft ſich in einem 
Unterabſchnitt mit der Überſchrift „Der Bezirksabteilungsvorſtand 
für Arbeiterangelegenheiten“ beſindet (hinſichtlich des Ausſchuſſes 
für Angeſtellte $ 49 der Satzung). Nach der äußeren Einordnung 
im Geſetz und in der Satzung werden hiernach die Ausſchüſſe als 
Verwaltungsſtellen der Bezirksabteilungsvorſtände behandelt. 

Dieſe Eigenſchaft der Geſchäftsausſchüſſe erhellt weiter dar⸗ 
aus, daß § 180 Abſ. 2 RKnappſchcß. die Zuſammenſetzung der 
Ausſchüſſe nach den gleichen Grundſätzen vorſchreibt, die für die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Organe gelten (§ 169 a. a. O.). 

Für die Beurteilung der rechtlichen Natur der Geſchäfts⸗ 
ausſchüſſe iſt ferner von beſonderer Bedeutung, daß nach 8 191 
RaKnappſchcG. die Leiſtungen der Reichsknappſchaft durch die Be⸗ 
zirksknappſchaften (oder die beſonderen Krankenkaſſen) im Auftrag 
der Reichsknappſchaft feſtgeſtellt werden. Wenn im Anſchluß hieran 
8 192 vorſchreibt, daß bei Streit über Leiſtungen der Kranken⸗ 
verſicherung auf Antrag in erſter Inſtanz ein nach § 180 beſtellter 
Ausſchuß entſcheidet, ſo folgt aus dem Zuſammenhang mit § 191, 
daß die Entſch. des Ausſchuſſes eine Entſch. der Bezirksknapp⸗ 
ſchaft iſt, der Ausſchuß alſo bei der Feſtſtellung der Leiſtungen nicht 
als richterliche Behörde tätig wird, vielmehr kraft geſetzlicher Er⸗ 
mächtigung namens der Bezirksknappſchaft zur Erfüllung einer ihr 
durch das Geſetz übertragenen Verpflichtung handelt. Nicht anders 
iſt die Tätigkeit des Ausſchuſſes zu beurteilen, wenn ihm nicht die 
erſte Entſch. obliegt, ſondern wenn er auf Anrufen gegen einen 
Beſcheid der Verwaltung zu entſcheiden hat. Die Verwaltung hat 
hier eine Entſch. zu treffen, die an ſich dem Geſchäftsausſchuß ob⸗ 
liegen würde. Ihre Entſch. ſtellt ſich gewiſſermaßen als ein Vor⸗ 
beſcheid dar, der im Falle der Nichtanerkennung durch einen Be⸗ 
teiligten der Nachprüfung durch den Ausſchuß als die eigentliche 
zur Entſch. namens der Knappſchaft berufene Stelle unterliegt. 

Gegenüber dieſen Gründen, die gegen einen behördenartigen 
Charakter des Geſchäftsausſchuſſes ſprechen, kann nicht entſcheidend 
ins Gewicht fallen, daß das RKnappſchc. in § 225 dem Geſchäfts⸗ 
ausſchuß die Anordnung der Gewährung von Sachleiſtungen an 
Trunkſüchtige und die Entſch. von Streit hierüber zwiſchen der 
Gemeinde und dem Bezugsberechtigten übertragen und ihm damit 


Aufgaben zugewieſen hat, die an ſich über den Aufgabenkreis 
Eis Bertioe ingatzägers hinausgehen und nach der RBO. (88 120, 
121) dem Verf. obliegen. Es handelt ſich hier um eine beſondere 
Regelung, die für die Beurteilung der rechtlichen Natur der Ge⸗ 
ſchäftsausſchüſſe nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein kann. 

Muß man hiernach davon ausgehen, daß die Geſchäfts⸗ 
ausſchüſſe keine gerichtsähnliche Stellung einnehmen, ſondern Ver⸗ 
waltungsſtellen der Reichsknappſchaft find, welche kraft geſetzlicher 
Ermächtigung Entſch. namens dieſes Verſicherungsträgers zu treffen 
haben, fo folgt daraus nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, daß die 
Reichsknappſchaft an die von den Geſchäftsausſchüſſen innerhalb 
ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit getroffenen Entſch. gebunden iſt und 
nicht das Recht beſitzt, durch Einlegung eines Rechtsmittels die 
Abänderung oder Aufhebung einer ſolchen Entſch. durch ein ihr 
übergeordnetes Gericht zu verlangen. 


(RVerſel., 9. Rev Sen., Urt. v. 10. Juli 1929, Ia Kn 827/28.) [K.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Verlin. 


1. Leiſtungen auf Grund einer Entſcheidung, die im 
Wiederaufnahmeverfahren (SI 66 ff. Verf.) aufgehoben 
worden iſt, ſind zu Unrecht empfangen. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 4. Sept. 1929, M Nr. 8597, 10543/28 1, 
Grdſ. E.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Wann liegt Verfahrensmangel vor? Rezeß Schafft 
objektiv öffentliches Recht und kann Widmung zum öffent» 
lichen Wege erſetzen. Bei Wegen, die über Privateigentum 
führen, iſt beſonders ſtrenger Nachweis der Widmungs- 
vorgänge zu fordern. 

Die Kl. haben einen weſentlichen Mangel des Verfahrens in 
der Unterlaſſung weiterer Ermittlungen ſeitens des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes erblickt. Dem kann nicht beigetreten werden, ſoweit die 
Kl. ohne jede Angabe über Zeit, Ort oder ſonſtige nähere Umſtände 
der Widmung die „Erklärung des ſtrittigen Weges zu einem 
öffentlichen“ durch den Amtmann B. behauptet und zum Nachweiſe 
hierfür ganz allgemein die Heranziehung von Akten des LG. 
Münſter und des OLG. Hamm ſowie auch von Akten und einer 
Auskunft des Kulturamts Soeſt beantragt haben. Denn in einer 
derartig unbeſtimmten Angabe über eine Widmung kann in der 
Tat keine hinreichende Grundlage für eine Beweiserhebung über das 
Vorliegen einer Widmung gefunden werden. Ein Verfahrensmangel 
muß jedoch deshalb für vorliegend erachtet werden, weil der Vorder⸗ 
richter den nach dem Protokoll in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Bezirksausſchuſſe gemachten Angaben nicht nachgegangen iſt, 
durch welche in einer immerhin ausreichend beſtimmten Weiſe be⸗ 
hauptet wird, daß eine Widmung der Gemeinde im Jahre 1893 er⸗ 
folgt und aus den Akten des Landeskulturamts nachweisbar fei. 
Hiermit war offenbar die in dem Reviſionsſchriftſatze näher be⸗ 
zeichnete Verhandlung v. 20. Juli 1891 gemeint. Wegen dieſes 
weſentlichen Verfahrensmangels unterliegt die Vorentſcheidung der 
Aufhebung. 

Die freie Beurteilung der ſpruchreifen Sache führt jedoch zu 
keinem von der Vorentſcheidung abweichenden Ergebnis und daher 
zur Zurückweiſung der Reviſion. Insbeſ. kann dem Vorbringen der 
Kl. über die rechtliche Bedeutung der Verhandlung v. 20. Juli 1891, 
die ſie als Rezeßverhandlung bezeichnen, nicht beigepflichtet werden. 
Zwar trifft es nach der Rſpr. des OVG. zu, daß durch einen ord⸗ 
nungsmäßig zuſtande gekommenen und beſtätigten Rezeß, der ob⸗ 
jektives öffentliches Recht darſtellt, öffentliche Wege ohne Widmung 
der ſonſt hierzu berufenen Rechtsbeteiligten geſchaffen werden können 
(vgl. Seydel⸗Germershauſen, Wegerecht, 4. Aufl., S. 3). Im 
vorl. Falle handelt es ſich aber nach dem eigenen Vorbringen der 
Kl. nicht um Beſtimmungen des im Jahre 1838 aufgeſtellten 
Rezeſſes oder einer ſpäteren Anderung desſelben ſowie überhaupt 
nicht um eine Vereinbarung der Rezeßparteien. ... Auch der Be⸗ 
weis für eine etwa bereits früher erfolgte Widmung iſt damit beim 
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Fehlen jeglicher Anhaltspunkte in keiner Weiſe erbracht, zumal es 
ich hier um einen über Privateigentum führenden Weg handelt, 
hinſichtlich deſſen nach der ſtändigen Rſpr. des OVG. ein beſonders 
ſtrenger Nachweis der Widmungsvorgänge zu fordern iſt (PrVerwBl. 
40, 297, 298 und OG. 45, 249). 


(PrOBG,, 4. Sen., Urt. v. 27. Juni 1929, IV C 14/28.) 


* 


2. Rechtsbeſchwerde ift nur zuläſſig, wenn Beſchwer⸗ 
deführer die Entſcheidung in ihrem Ergebnis und nicht 
nur in ihren Gründen beſeitigen will. 7) 

Der Rechtsbeſchwerde des Vorſitzenden des Gewerbeſteueraus⸗ 
ſchuſſes war der Erfolg zu verſagen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nur zuläſſig, inſofern und inſoweit 
der BeſchwF. durch die angegriffene Entſch. beſchwert iſt. Eine 
Beſchwerde liegt aber nur dann vor, wenn es dem Beſchwß̃. darauf 
ankommt, die Entſch. in ihrem Ergebnis und nicht nur in 
ihren Gründen zu beſeitigen (vgl. Becker, NAbgD., 5. Aufl, 
Anm. 7 zu 8 217 S. 533 ff.; RF. 13, 228, 229; 14, 114/115). 

Zu Unrecht nimmt der BeſchwF. an, daß der Beſcheid des 
BerAusſch. v. 23. Jan. 1928, der der Steuerpflichtige gem. 8 2 
Gew StVO. i. d. Faſſ. der Bek. v. 6. Mai 1926 (GS. 149) Steuer⸗ 
freiheit gewährt, rechtsungültig ſei. Dieſe Entf. iſt auf die Be⸗ 
ſchwerde der Herangezogenen P. G. hin ergangen, nachdem der 
GewStAusſch. den Antrag auf Gewährung von Steuerfreiheit gem. 
82 GewSt. abgelehnt hatte. Als Beſchwerdeentſch. ift fie end⸗ 
gültig und daher jeglicher Anfechtung entzogen. Ob der Ber Ausſch. 
bei dieſer Entſch., wie der BeſchwF. geltend macht, miniſterielle Aus⸗ 
führungsanweiſungen nicht berückſichtigt hat, iſt belanglos. Der 
Ber Ausſch. entſcheidet über dieſe Beſchwerde nach eigenem freien 
Ermeſſen. 


Iſt der P. G. gem. $ 2 a. a. O. Steuerfreiheit gewährt worden, 
ſo iſt für die Zeitdauer der Gewährung ihre Heranziehung zur Ge⸗ 
werbeſteuer ausgeſchloſſen. Es müßte alſo, wenn ſie gleichwohl ver⸗ 
anlagt würde, infolge der ihr gewährten Steuerfreiheit ihre Frei⸗ 
ſtellung erfolgen. Nun iſt durch die Berkntſch. v. 20. Febr. 1928 
ihre Freiſtellung nicht aus dieſem Grunde erfolgt, ſondern 
deswegen, weil das Vorhandenſein eines gewerbeſteuerpflichtigen 
Betriebs i. S. § 1 a. a. O., insbeſ. des Abs. 3, verneint worden 
iſt. Der BerAusſch. hat angenommen, daß die P. G. überhaupt 
keine wirtſchaftliche Tätigkeit ausübe. 

Es iſt zwar richtig, daß — wie der BeſchwF. geltend macht — 
die Anwendbarkeit des 8 2 GewStVO. die Steuerpflicht nach 8 1 
a. a. O. vorausſetzt, daß alſo an ſich ein Widerſpruch darin liegt, 
wenn ein Unternehmen, das nach 8 1 a. a. O. überhaupt nicht 
ſteuerpflichtig iſt, auf Grund des § 2 a. a. O. Steuerfreiheit ge⸗ 
währt wird. Dadurch wird jedoch die Gewährung der Steuerfreiheit 
nicht etwa unwirkſam. Es bleibt vielmehr den Behörden, die auf 
Grund des § 2 a. a. O. über die Gewährung von Steuerfreiheit zu 
entſcheiden haben, unbenommen, auch dann Steuerfreiheit zu ge⸗ 
währen, wenn die Gewerbeſteuerpflicht eines Unternehmens an ſich 
zweifelhaft iſt, indem ſie die Frage, ob Gewerbeſteuerpflicht über⸗ 
haupt beſteht, auf ſich beruhen laſſen. 


Zu 2. Der StAusſch. hatte den Antrag der P. G. auf Ge⸗ 
währung von Steuerfreiheit abgelehnt; dieſe war ihr auf Beſchwerde 
vom Ber Ausſch. gewährt, indes mit der Begründung, daß die P. G. 
keine wirtſchaftliche Tätigkeit ausübe, danach überhaupt nicht 
ſteuerpflichtig ſei. Dieſen Beſcheid erachtete der Vorſitzende des 
StAusſch. als in ſich widerſpruchsvoll, weil, wenn Steuerpflicht 
überhaupt nicht beſteht, auch nicht Steuerfreiheit gewährt werden 
könne. Das OVG. erkennt einen ſolchen Widerſpruch als vor⸗ 
liegend an; indes ſei es zuläſſig, daß die zur Entſch. über die 
Steuerfreiheit berufenen Behörden dieſe auch bei Zweifelhaftigkeit 
der Steuerpflicht gewähren und die Frage, ob GewSt pflicht beſteht, 
unentſchieden laſſen. Dem iſt beizuſtimmen; ähnliche Fälle kommen 
auch ſonſt vor. Z. B. das Reg. hat nach 8 142 FG. angeordnet, 
daß meine Firma als geſetzwidrig eingetragen gelöſcht werde; ich 
führe hierüber Beſchwerde, und das LG. läßt dahingeſtellt, ob die 
Eintragung geſetzwidrig erfolgt iſt, hebt aber die Löſchungsanord⸗ 
nung auf, weil nach den Umſtänden des Falls kein Anlaß für das 
Reg. vorliege, von der Löſchungsbefugnis Gebrauch zu machen. 
Nun erachtete der BeſchwF. das ſtaatliche Intereſſe als beein⸗ 
trächtigt, weil die P. G., wenn fie nach Ablauf der Zeitdauer der 
Gewährung wieder zur GewSt. herangezogen würde, ſich prima 
kacie auf die Gründe der angefochtenen Entſch. ſtützen Könnte, durch 
die das Vorliegen eines ſteuerpflichtigen Gewerbes verneint war; 
und inſofern kann man alſo nicht mit dem OVG. ſagen, die 
beantragte Entſch. habe nur theoretiſches Intereſſe, jer aber prak- 
tiſch bedeutungslos. Wohl aber war die Rechtsbeſchwerde zu ver⸗ 
werfen, weil der BeſchwF. mit ihr geltend machte, daß einer der 
Gründe, auf denen die angefochtene Entſch, beruht, unrichtig ſei. 
Denn das Rechtsmittel ſetzt voraus, daß der BeſchwF. durch die 
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Ob die Gründe, aus denen der BerAusſch. zur Freiſtellung ge⸗ 
langt iſt, zutreffend ſind, kann dahingeſtellt bleiben. Es iſt nicht 
Aufgabe der Rechtsbeſchwerdeinſtanz, eine Entſch. zu treffen, die 
lediglich theoretiſches Intereſſe hat, praktiſch aber bedeutungslos 
iſt. Würde nämlich der Gerichtshof im Gegenſatz zum BerAusſch. 
die GewStpflicht des Unternehmens nach 8 1 GewSt O. bejahen, fo 
würde die Befugnis des BerAusſch., auf Grund § 2 a. a. O. Steuer⸗ 
freiheit zu gewähren, außer Zweifel geſtellt ſein, es müßte alſo 
gleichwohl eine Freiſtellung des Unternehmens von der GewSt. er⸗ 
folgen. Würde der Gerichtshof andererſeits der ſachlichen Begrün⸗ 
dung der BerkEntſch. beitreten und in Übereinſtimmung mit ihm 
die GewStpflicht nach § 1 a. a. O. verneinen, jo müßte es eben⸗ 
fall3 bei der Freiſtellung verbleiben. 


(MOL, Entſch. v. 30. April 1929, VIII G St 233/28.) 


Bayern. 
Bayerifcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 


3. 88 291, 288 BGB. Prozeßzinſen und Verzugs- 
ſchaden. 

Der BeſchwF. hat die Zuerkennung von 8% Zinſen beantragt. 
Nach 88291 und 288 Abſ. 1 BGB., die auch bei öffentlich⸗rechtlichen 
Anſprüchen zur Anwendung kommen, ſind Prozeßzinſen nur in der 
Höhe von 4% zu gewähren. Es iſt daher der Zinſenanſpruch auf 40% 
der zuerkannten Hauptſache vom Tage der Rechtshängigkeit, d. i. 
vom Tage des Einlaufs des Antrags auf verwaltungsrechtliche Ent⸗ 
ſcheidung bei der erſten Inſtanz zu beſchränken. 

Höhere Zinſen könnten im vorl. Falle auch dann nicht zu⸗ 
geſprochen werden, wenn der Anſpruch nicht auf Prozeßzinſen, ſon⸗ 
dern auf Verzugsſchaden i. S. des § 288 Abſ. 2 BGB. hätte erhoben 
werden wollen. Denn ſolchenfalls hätte der Nachweis erbracht 
werden müſſen, daß über 4% der Hauptſache hinausgehender Verzugs⸗ 
ſchaden entſtanden iſt. 


(BayV6H., 3. Sen., Entſch. v. 12. Nov. 1928, Nr. 20/28.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. Die Gültigkeit eines Schiedsvertrages erfordert 
nicht, daß eine vorher über denſelben Gegenſtand einge— 
brachte Klage vorher zurückgezogen wird. Ein ruhendes 
Verfahren begründet nicht unbedingt den Einwand der 
Streitanhängigkeit. Über die eigenen Koſten vermögen 
die Schiedsrichter keinen gültigen Schiedsſpruch zu fällen. f) 

Für die Entſcheidung des Streites iſt in erſter Linie maß⸗ 


Entſch., d. h. durch den verfügenden Teil der Entſch., be⸗ 
ſchwert iſt, nicht aber durch die Entſcheidungsgründe; dieſe bilden 
nur die Unterlagen für den Beſcheid. Daher kann keine Partei 
das Rechtsmittel geltend machen, um eine ihr genehmere Begründung 
zu erzielen, um einen ihr nachteiligen Entſcheidungsgrund zu be⸗ 
ſeitigen. Und das OVG. weiſt weiter mit Recht darauf hin, daß, 
wenn es entgegen der angefochtenen Entſch. die Gewerbe ſteuer⸗ 
pflicht des Unternehmens bejahen würde, der andere Teil der an⸗ 
gefochtenen Entſch. in Wirkſamkeit treten würde, wonach Steuer ⸗ 
freiheit bewilligt iſt, die vom BeſchwF. verlangte Aufhebung 
der Entſch. alſo keine praktiſchen Folgen haben würde. Zur Entſch. 
ſolcher Fragen iſt die Beſchwerdebehörde nicht berufen, ſelbſt wenn 
der BeſchwF. mit Rückſicht auf die Möglichkeit zukünftiger gleich⸗ 
artiger Fälle ein theoretiſches Intereſſe an der Sache hat. So auch 
für die freiw. Gerichtsbarkeit KG., OLG. 10, 437. Wenn ich alfo 
im obigen Beiſpiel Niederlaſſungen auch an anderen Orten habe, 
alſo alles Intereſſe daran habe, die Rechtsfrage nach der Zuläſſig⸗ 
keit der Firma allgemein zur Entſch. zu bringen, jo könnte ich 
dies nicht mit der weiteren Beſchwerde erreichen; denn die Be⸗ 
ſchwerdeentſch. war zu meinen Gunſten ergangen, ich war durch ſie 
nicht beſchwert, und das Rechtsmittelgericht iſt nicht berufen, Rechts⸗ 
fragen allgemein zur Entſch. zu bringen. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 1. In Hſterreich iſt zum erſtenmal die Frage entſchieden 
worden, für die es auch in der internationalen Schiedsgerichts Rſpr. 
Raum Präjudibate gibt, ob ein Schiedsverfahren während eines über 
denſelben Gegenſtand formell noch anhängigen (ruhenden) Gerichts⸗ 
verfahrens ſtattfinden kann. Der Kl. hatte ſich einverſtanden er⸗ 
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gebend, ob ein ruhendes Verfahren den Abſchluß eines Schieds⸗ 
vertrages über denſelben Streitgegenſtand und die Durchführung 
des ſchiedsrichterlichen Verfahrens hindert. Die Frage iſt von den 
Untergerichten ausführlich erörtert worden, fo daß für das Revch. 
im Weſen nur noch die Betrachtung aus einem Geſichtspunkte übrig 
bleibt, nämlich die Unterſcheidung zwiſchen 1. der Gültigkeit eines 
während des Ruhens des Verfahrens vor dem ordentlichen Gerichte 
abgeſchloſſenen Schiedsvertrages über denſelben Gegenſtand und 
2. der Zuläſſigkeit der Durchführung eines auf dieſen Schiedsvertrag 
geſtützten Schieds verfahrens. 

Gegen die Abſchließung eines Schieds vertrages 
während eines anhängigen Verfahrens iſt in der Erwägung nichts 
einzuwenden, als er ja ohne weiteres dadurch wirkſam gemacht 
werden kann, daß die Klage zurückgezogen wird. Auch wer der 
Anſicht iſt, daß das anhängige Verfahren die Erhebung der Klage 
vor dem Schiedsgericht hindert, kann gegen die Abſchließung des 
Schiedsvertrages nichts einwenden, weil auch für ihn der Schieds⸗ 
vertrag als ein Vertrag anzuſehen fein wird, der nach der Er⸗ 


klärt, die gerichtliche Klage ruhen zu laſſen, um einen Schieds⸗ 
vertrag zu ſchließen und die Angelegenheit im Schiedsverfahren aus⸗ 
zutragen; nachdem er in dieſem wider Erwarten ſchlecht ab⸗ 
geſchnitten hatte, focht er den Schiedsſpruch mit der Begründung an, 
daß zur Gültigkeit eines Schiedsvertrages die vorherige Rück⸗ 
ziehung der Gerichtsklage erforderlich ſei, weil ſonſt Streit⸗ 
anhängigkeit entgegenſtehe. Seitens des Geklagten wurde geltend 
gemacht, daß ein Schieds vertrag denſelben Charakter habe wie 
ein bedingter Vergleich und wie ein ſolcher auch während des 
Ruhens abgeſchloſſen werden könne; ja, daß anwaltliche Vigilanz 
gebiete, den Gerichtsprozeß nur ruhen zu laſſen und nicht die 
Klage zurückzunehmen, weil man doch nie vorausſehen könne, ob 
das Schiedsverfahren zum Ziele führen werde (Außerkrafttreten des 
Schiedsvertrages, ungültiger Schiedsſpruch u. dgl.) und dann das 
Gerichtsverfahren ebenſo weiter offen ſtehen müſſe wie nach Wegfall 
der Bedingung eines bedingt geſchloſſenen Vergleiches, was durch 
die Klagrücknahme verhindert würde. Das Schiedsverfahren 
werde aber nach den geltenden Beſtimmungen durch eine Verletzung 
der Streitanhängigkeit, ſelbſt wenn eine ſolche meritoriſch vorläge, 
nicht berührt. Eine poſitive geſetzliche Beſtimmung, ſei nur im bul⸗ 
gariſchen Recht zu finden, die aber ausdrücklich die Zuläſſigkeit 
ausſpreche, woraus hervorgehe, daß dies nicht dem Syſtem 
widerſpreche. 

Die erſte Inſtanz hat dem Kl. Recht gegeben, wogegen das 
BG. in einer ſehr eingehenden und in obiger Entſch. vom ObgH. 
gebilligten Begründung folgende Grundſätze ausſprach: 

a) In dieſer wichtigſten Streitfrage des gegenſtändlichen Pro⸗ 
zeſſes, über die auffallenderweiſe weder in der Literatur noch in 
der Judikatur Aufſchlüſſe und Anhaltspunkte zu finden ſind, hält 
ſich das BG. vor Augen, daß eine Ungültig keit des 
Schieds vertrages, wie fie nach 8595 Ziff. 1 ZPO. die Wir⸗ 
Rungsloſigkeit des darauf beruhenden Schiedsſpruches nach ſich zieht 
und gemäß 8596 3PO. zu deſſen Aufhebung im Klagewege führt, 
mit Rückſicht darauf, daß es ſich dabei um einen ſeiner Natur nach 
privatrechtlichen Vertrag handelt (§ 1391 ABG B., ogl. Pollaks 
Syſtem des öſterreichiſchen Zivilprozeßrechtes S. 680), wenngleich 
derſelbe ſeine Wirkung nur auf dem Gebiete des Prozeßrechtes 
äußert, weshalb er auch „ſeine nähere Beſtimmung in der Gerichts⸗ 
ordnung (88 577 ff. ZPO.) erhält“, nur dann anzunehmen it, wenn 
es an einem entweder im allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche für 
die Gültigkeit von Verträgen überhaupt oder im § 577 ZPO. für 
die Rechtswirkſamkeit des Schiedsvertrages, insbeſ. aufgeſtellten 
Erforderniſſe, ſei es in bezug auf Form oder Inhalt oder ſub⸗ 
jektive Fähigkeit der Kontrahenten fehlt (vgl. Pollak a. a. O. 
S. 680 und 682 ſowie Neumanns Kommentar zu 88 577 und 595 
3PO., insbeſ. S. 1495). 

b) Nach der Anſicht des BG. beſteht auch zwiſchen „Schieds⸗ 
vertrag“ und „Vergleich“ eine Weſensverwandtſchaft, die äußerlich 
dadurch zum Ausdrucke kommt, daß das ABGB. den Schieds⸗ 
vertrag im 8 1391 am Schluſſe der den „Vergleich“ (ſ. Marg. Rubr. 
zu 81380) regelnden Beſtimmungen der 88 1380 ff. ausdrücklich 
hervorhebt, innerlich (ogl. Neumann S. 1676) darin, daß die 
Parteien die zwiſchen ihnen ſtreitigen Rechte (8 1380) dergeſtalt be⸗ 
ſtimmen, daß ſie ſich dem hierüber von dritter Seite (Schiedsrichter) 
zu fällenden Spruche im voraus unterwerfen. Anſtatt alſo ſelbſt 
gleich dieſe Rechte zu beſtimmen (Vergleich), überlaſſen ſie die Be⸗ 
ſtimmung einverſtändlich einem bzw. mehreren Dritten (Schieds⸗ 
vertrag), was für beide Teile dann ebenſo verbindlich und wirkſam 
iſt wie etwa die Feſtſetzung des Kaufpreiſes durch dritte Perſonen 
gemäß 88 1056 ff. ABGB. Auch aus dieſer Parallele zum Ver⸗ 
gleiche müßte ſich aber die Gültigkeit des Schiedsvertrages über 
einen bereits beim ſtaatlichen Gerichte anhängigen Rechtsſtreit er⸗ 
geben; denn ſelbſtverſtändlich können auch über derarlige ſtreit⸗ 
verfangene Anſprüche zwiſchen den Parteien gültige Vergleiche ab⸗ 
geſchloſſen werden (88 204 ff. ZPO.), ohne daß eine vorherige 
oder gleichzeitige Zurücknahme der Klage hierzu erforderlich iſt. 

e) Ohne daß bisher je ein Anſtoß daran genommen worden 


füllung einer Bedingung Wirkung haben kann, und weil die Be⸗ 
dingung der Zurückziehung der Klage keine unerlaubte Be⸗ 
dingung iſt. 

Es kann ſich alſo nur darum handeln, ob ein ruhendes Ver⸗ 
fahren unter allen Umſtänden als ein die Einrede der Sei 
anhängigkeit begründendes anhängiges Verfahren anzuſehen iſt. 
Der D6GH. verneint dies in Übereinſtimmung mit dem BG. und 
aus deſſen Gründen zunächſt für den Fall, als der Schiedsvertrag 
erſt zu einer Zeit geſchloſſen wurde, wo das Verfahren beim ordent⸗ 
lichen Gericht ſchon anhängig war. Es iſt allerdings richtig, daß 
die Beſtimmungen über das zivilgerichtliche Verfahren dem öffent⸗ 
lichen Rechte angehören und daher im allgemeinen der Verfügung 
der Parteien entzogen ſind. Allein gerade bei dem ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren, das eben nicht zum ordentlichen Verfahren gehört, trifft 
dies nur inſoweit zu, als die Beſtimmungen der ZPO. über das 
ſchiedsgerichtliche Verfahren die Vorſchriften für das ordentliche 
Verfahren ausdrücklich auch zum zwingenden Recht für das Schieds⸗ 
verfahren erklärt. Wenn ſich nun die Parteien eines beim ordent⸗ 


wäre (was auch das gänzliche Fehlen einer Judikatur hierüber be⸗ 
weiſt), herrſcht die Praxis, anläßlich des Abſchluſſes eines Schieds⸗ 
vertrages über einen bereits vor Gericht verhandelten Anſpruch 
nicht die Klage zurückzuziehen, ſondern bloß das Ruhen zu verein⸗ 
baren, was für den Fall des Scheiterns des ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens — ganz gleichgültig aus welchem Grunde — für den Kl. 
gewiß von mannigfaltigem Vorteile ſein kann. 

d) Allerdings hebt das bloße Ruhen des Verfahrens die 
Streitanhängigkeit beim Gerichte nicht auf. Solange dieſer 
Zuſtand dauert, darf weder bei demſelben noch bet einem anderen 
Gerichte ein neuer Rechtsſtreit über denſelben geltend gemachten 
Anſpruch durchgeführt werden, worauf jederzeit von Amts wegen 
Rückſicht zu nehmen iſt (8 240 (3) 3PO.). Ein gültiger Schieds⸗ 
vertrag ſchließt zwiſchen den Parteien die Klagerhebung betreffs 
desſelben Anſpruchs beim ordentlichen Gerichte aus; doch würde die 
Anhängigkeit des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens keineswegs die Ein⸗ 
rede der Streitanhängigkeit oder der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
(wie z. B. Pollak in ſeinem Syſtem S. 682 meint), ſondern die 
der (ſachlichen) Unzuſtändigkeit des ordentlichen Gerichtes be⸗ 
gründen (JB. Nr. 26, Entſch. v. 27. März 1924, 82 VI 122 u. a.; 
vgl. auch Neumann S. 1479). Daher läßt die formelle Streit⸗ 
anhängigkeit die Durchführung eines ſchieds richterlichen Verfahrens 
über denſelben Streitgegenſtand nicht unzuläſſig erſcheinen, da 
ein Schiedsgericht nicht einem „anderen Gerichte“ i. S. der zit. 
Geſetzesſtelle gleichzuhalten iſt, mag auch in anderen Belangen ein 
privater Schiedsrichter nach 8577 3PO. als ein „Sondergericht“ 
(außerordentliches Gericht im Gegenſatze zu den im 81 J. N. be⸗ 
zeichneten „ordentlichen Gerichten“) anzuſehen ſein. 

e) Die Vorſchrift des 8 240 ZPO. über die Berückſichtigung 
der Litiſpendenz iſt eine Verfahrens vorſchrift, deren Verletzung 
ſeitens des ordentlichen Gerichtes allerdings mit beſtimmten 
Rechtsfolgen verknüpft iſt, gehört jedoch nicht zu jenen Vorſchriften, 
die Schiedsrichtern zwingend und bei ſonſtiger Ungültigkeit des 
Schiedsſpruches vorgeſchrieben ſind. 

1) Dem Grundgedanken der zivilprozeſſualen Vorſchriften über 
die Litiſpendenz würde wohl ein gleichzeitiges Verhandeln der⸗ 
ſelben Streitſache vor zwei verſchiedenen Stellen widerſprechen, 
nicht aber auch ſchon der Umſtand, daß darüber einzig nur beim 
Schiedsgerichte wirklich verhandelt wird, während das formell 
allerdings gleichfalls anhängige gerichtliche Verfahren tatſächlich ruht, 
d. h. (8168 ZPO.) eigentlich unterbrochen iſt. Gegen eine 
vorzeitige Wiederaufnahme des ruhenden Prozeſſes ſchützt die Ve⸗ 
ſtimmung des 8 159 3PO., wonach, falls eine Partei einen darauf 
gerichteten Antrag vor Ablauf der für das Ruhen des Verfahrens 
(ausdrücklich oder ſtillſchweigend) vereinbarten Zeit ſtellt, der Antrag 
auf Begehren des Gegners ohne Verhandlung zurückzuweiſen iſt. 

Mit der gleichen Entſch. hat der ObGH. an ſeiner früheren 
Rechtsanſicht feſtgehalten, daß das Schiedsgericht trotz ſeiner dahin⸗ 
gehenden Ermächtigung im Schiedsvertrag nicht bindend über ſeine 
eigenen Koſten abſprechen könne (nemo judex in causa propria). 
Ein ſolcher Ausſpruch genießt nicht die Exekutionsfähigkeit des 
ſonſtigen Schiedsſpruches, ſondern iſt als ein unverbindlicher Aus⸗ 
ſpruch über die veranſchlagte Höhe der Schiedsgerichtskoſten zu 
betrachten, beeinträchtigt aber auch nicht den ſonſtigen Inhalt (Obi. 
Brünn v. 29. Jan. 1929, Ry II 338/28, „daß ſich die Schiedsrichter 
Koſten zugeſprochen haben, begründet nicht die Aufhebung des 
Schiedsſpruches in der Hauptſache“). Vielmehr muß das Schieds⸗ 
gericht ſeine Koſten bei Gericht einklagen, wobei der Ausſpruch im 
Schiedsſpruch, wenn er von den Parteien nicht zivilrechtlich an⸗ 
genommen würde, keinerlei Bindung erzeugt. 

Wenn dagegen eine Partei Vorſchüſſe auf die Koſten des 
Schiedsgerichtes geleiſtet hat und ſie als Beſtandteile ihrer Koſten 
im Schiedsverfahren geltend macht, dann bildet der Zuſpruch des 
Schiedsgerichtes auf den Erſatz dieſer Koſten an die Parkei einen 
gültigen Vollſtreckungstitel. 

RA. Dr. Emil v. Hofmannsthal, Wien. 


58. Jahrg. 1999 Heft 45/46] 


Nechtſprechung 3203 


lichen Gericht anhängigen Streites dahin vereinigen, das ordentliche 
Verfahren nicht fortzuſetzen, ſondern die Sache einem Schiedsgericht 
zu überweiſen, ſo ſteht keine ausdrückliche Beſtimmung der 88 577 
bis 599 ZPO. entgegen und es geht nicht an, daß hinterher eine 
Partei, weil ſie vor dem Schiedsgericht unterlegen iſt, die Gültig⸗ 
keit des Schiedsſpruches unter Berufung auf die zwingende Kraft 
von Verfahrensvorſchriften beſtreitet, die das Geſetz in den Kreis 
der zwingenden Vorſchriften für das Schiedsverfahren nicht auf⸗ 
genommen hat. Wie die Sache läge, wenn die Klage beim ordent⸗ 
lichen Gericht erſt nach der Abſchließung des Schiedsvertrages ein⸗ 
gebracht worden wäre, kann hier außer Betracht bleiben. Im 
übrigen kann ſich das RevG. darauf beſchräuken, auf die zutreffen⸗ 
den Gründe des Bu. zu den Punkten zu verweiſen, wo die Revi⸗ 
ſionen behaupten, daß das Schiedsgericht Verſtöße gegen zwingende 
Rechtsvorſchriften begangen habe. 

Daß der Schiedsspruch in feinem aufgehobenen Teile, be⸗ 


“ 


treffend die Forderungen der Schiedsrichter gegen die Parteien, als 
unwirkſam erklärt werden muß, ergibt ſich aus den Gründen der 
den Parteien bekannten Entſch. SZ VIII/179. 


(ObGp. Wien, Urt. v. 18. Juni 1929, 4 Ob 312/29.) 


Die Seilerſchen Umwertungszahlen. 


Monats⸗ Wohlſtands⸗ Umwertungs⸗ 
ante Geldwertzahlen 1155 Waben 
Juli 1,544 Bill. 81,0 % 1,25 Bill. 
Auguſt 1,540 „ 81,5 % 128 
September 1,536 „ 82,0 % 1,26 „ 
Oktober 1,535 „ 82,5 % 1527 „ 


Neues Schrifttum über das Recht des Anwalts. 


Zuſammengeſtellt von Dr. Paul Güntzel, Oberbibliothekar beim Reichsgericht. 


Allgemeines. Umfaſſende Darſtellungen. 


Magnus, Julius. Die Rechtsanwaltſchaft. Leipzig, Moeſer 1929. 
(XII, 536 S.) Lw. 10,—, f. Mitgl. d. Dich. Anwaltvereins 6,—. 
Dieſes der Deutſchen Anwaltſchaft und dem Deutſchen Anwaltverein 

zum fünfzigjährigen Beſtehen der freien Advokatur im Deutſchen Reich 

gewidmete Werk enthält Berichte über die Anwaltſchaft aller Staaten. 

Auf die in ihm befindliche bibliographiſche Zuſammenſtellung des 

Schrifttums über die Rechtsanwaltſchaft ſet verwieſen. 

Friedlaender, Adolf, u. Max Friedlaender. Kommentar z. 
Rechtsanwaltsordnung v. 1. Juli 1878. 3., völlig neubearb. Aufl. 
Lig. no S.) München, Schweitzer 1930. (Ausg. 1929.) Vollſt. geb. 
etwa 25,—. 

Beſprochen von R. Robinow in JW. 1929, 2577/8. 

Dem XXIV. deutſchen Anwaltstag. Überreicht von hanſeat. Juriſten. 
an, Carl Peterſen.) Mannheim, Bensheimer 1929. (VIII, 455 ©.) 

w. 18,—. 

Enthält über Anwaltsrecht die folgenden Abhandlungen: Hor⸗ 
witz, Oscar: Das Recht u. die Pflicht d. Anwalts, die durch Akten- 
einſicht im Strafverfahren erlangten Kenntniſſe zu verwerten; Beh⸗ 
rend, Roland: Die Haftung d. Rechtsanwalts für fahrläſſig falſche 
Rechtsbelehrung; Darboven, N.: Paraſiten; Waſſermann, 
Martin: Der Rechtsanwalt als Hochſchullehrer; Haff, K.: Blaſius 
Ekenberger, der überſetzer d. jütiſchen Lawbokes, ein hanſeatiſcher 
Anwalt. 

Kiſch, Wilhelm. Der Anteil d. Rechtsanwaltſchaft an d. Reichsjuſtiz⸗ 
geſetzen. JW. 1929, 2557/6. 

Seelig, Geert. Die Neichsjuſtizgeſetze u. die Hanſeatiſchen Anwälte. 
Hanſ gig. 1929, 493/8. 

Feuchtwanger, Sigbert. Zum 50. Jahrestag d. deutſchen Anwalts⸗ 
verſaſſung. JurBlätter 1929, 381/. 

Fiſcher, Walther. 50 Jahre deutſche Rechtsanwaltſchaft. DIZ. 1929, 
1303/9. 


Axhauſen. Die Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht. Fünfzig Jahre 
Reichsgericht. Berlin, de Gruyter 1929. (S. 206/19.) 

Ebenda S. 412/7 eine Aufzählung der vom 1. Okt. 1904 bis 1. Juni 
1929 beim Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte mit Angaben 
über die Laufbahn vor d. Zulaſſung. 

Richtlinien für d. Ausübung des Anwaltberufs. Aufgeſtellt v. Deut⸗ 
ſchen Anwaltverein. Leipzig, Brandſtetter 1929. (14 S.) 

Grau, Richard. Reichstag u. Rechtsanwaltſchaft. JW. 1929, 2490/7. 

Bachrach, Adolf. Ethik d. Rechtsanwalts. Vortrag. Oſterr. Anwztg. 
1929, 101/13. 

Finger, Richard. Die Kunſt des Rechtsanwalts. 4. unveränd. Aufl. 
Berlin, Struppe & Winckler 1928. (XX, 423 S.) Lw. 15,—. 

Kneer, Auguſt. Der Rechtsanwalt. Eine kulturgeſchichtl. Studie. Mit 
6 Abb. (Erw. Ausg. von Staatsbürger⸗Bibliothek 162.) M.⸗Gladbach, 
Volksverein 1928. (130 S.) Lw. 6,—. 

2, Emil. Iſt Advokatur eine Kunſt? Internat. AnwBl. 1929, 
80 /. 

Calé, Richard. Anwalt u. Anwaltſchaft. — Mandat. Handwörterb. d. 
Rechtswiſſenſch. Bd. 1, 226/37 u. Bd. 4, 11/4. 

e Hans Fritz. Anwaltliche Fort- u. Fachbildung. DIZ. 1929, 

Haas, Ludwig. Anwalt u. Politik. Ru. v. 21. Febr. 1929, Nr. 8. 

Holzinger, Fritz. Anwaltſchaft u. Preſſe. AnwBl. 1929, 57/9. 

Vgl. dazu Otto Hecht u. Werner Krug ebenda 84/6. 

Weck. Internationale Rechtsanwaltſchaft. JW. 1929, 397/401. 

Frankenſtein, Ernſt. Tägliche Praxis u. internat. Privatrecht. 
JW. 1929, 401/2. 

Gottſchalk, Rudolf. Freizügigkeit d. deutſchen Anwalt „ 
1928, 981/A. f. Freizügig ſch tichaft. DIE 

Bevölkerungszahlen u. Anwaltszahlen. JW. 1929, 394/6. 

Terminkalender f. deutſche Rechtsanwälte u. Notare. Hrsg.: 
Heinrich Dittenberger. Ig. 69. 1929. Berlin, Heymann 1928. (XII, 
224, 218 S.) Lw. 4,50 


Verzeichnis der Rechtsanwälte, Notare u. Gerichtsvollzieher ge⸗ 
ordnet nach Gerichtsbehörden nebſt Mitteilungen über d. Organiſation 
d. Rechtsanwaltſchaft u. e. Verz. d. Gerichtsorte. Zugleich Verzeichnis 
d. Mitglieder d. Deutſchen Anwaltvereins. Geſchloſſen: 15. Juni 1929. 
Hrsg. vom Deutſchen Anwaltverein in Leipzig. Leipzig, Moeſer 1929. 
(534 S.) 6.—. 

Baum, Georg. Die Anwaltspraxis als wirlſchaftl. Wert. Denkſchrift 
anläßl. d. 10jähr. Beſtehens d. Arbeitsamtes d. Dtſch. Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft. 1929, S. 10/5. 

Kahn, Rudolf. Zweiteilung d. Deulſchen Anwaltſchaft nach engliſchem 
Vorbild. Berliner AnwBl. 1929, 185/7 u. 199/200. 

Abraham, Hans Fritz. Zweiteilung d. deutſchen Anwaltſchaft. Anw⸗ 
Bl. 1928, 260 /. 

Vgl. dazu Carl Neukirch ebenda 364/5 u. Jacques Bernays 365/7. 

Jeſſen. Anwälte im Nebenberuf. AnwBl. 1929, 80 /. 

Die ß. D. Feſtangeſtellte als Anwalt. JW. 1928, 92/4. 

Vgl. dazu Dollinger ebenda 303/4. 

Wolff, Bernhard. Das Syndikusproblem. Berl. AnwBl. 1929, 116/7. 

Recken, Fritz Rothenſtein u. Max Simon. Anwaltstitel. Berl. 
AnwBl. 1927, 9/12. 

Pollak, Richard. Rechtsanwälteverſicherung. Mitt. d. Wirtſch. Organi⸗ 
ſation d. Rechtsanwälte in Wien. 1929, 5/6. 

Wünſchmann. Außenſtände als Vermögen d. Rechtsanwalts. JW. 
1929 821/2. 


Organiſation der Auwaltſchaft. 


Stenographiſcher Bericht über d. Reichskonferenz d. deutſchen An⸗ 
waltſchaft v. 12. u. 13. Nov. 1927 zu Leipzig. Leipzig, Moeſer 1928. 
(190 S.) = Druckſchrift d. Deutſchen Anwaltvereins. Nr. 10. 2,50. 

Stenographiſcher Bericht über d. 23. Abgeordnetenverſammlung am 
28. April 1929 zu Dresden. (Deutſcher Anwaltverein.) Beilage z. 
AnwBl. 1928, H. 8. 

Abraham, Hans Fritz. Der 24. Deutſche Anivaltstag. DIE. 1929, 
1329,30. 

Dittenberger. 

Dir, Rudolf, u. 
1928, 174/68. 

Notwendigkeit, Aufgaben u. Organiſation einer Reichsanwalts⸗ 
kammer. Bericht d. Ausſchuſſes zur Vorbereitung d. Reichsanwalts⸗ 
kammer. AntwBf. 1928, 290/4, 

Robinow, R. Reichsanwaltskammer. Bericht für d. Abgeordneten 
verſammlung v. 28. April 1929. AnwBl. 1929, 124/9. 

Ruſtige, H. Zur Schaffung einer Reichsanwaltskammer. AnwBl. 
1929, 29/31. 

Materialien zum Problem d. Anwaltsgenoſſenſchaft. Hrög. von d. 
Arbeitsgemeinſchaft zur Förderung d. Problems d. Anpaltsgenoſſen⸗ 
ſchaft. Leipzig, W. Moeſer 1928. (80 S.) = Druckſchriften d. Deutſchen 
Anwaltvereins. Nr. 13. 2,50. 

0 Querſchnitt durch die Genoſſenſchaftsfrage. AnwBl. 1929, 
2. „ he 

Grau, Walter. Anwaltskammer u. Kammervorſtand. Berl. AntoBl, 
1929, 136/40. 

Jacobſon. Das Gebot d. Stunde. AnwBl. 1929, 19/22. 

Kaßler, Kurt. Zur Frage d. Bezirksgruppen. AnwBl. 1929, 162/4. 

Krauel, Max, u. Ih de. Gutachten zur Genoſſenſchaftsfrage. Anw⸗ 
Bl. 1929, 48/57. 

Denkſchrift anläßlich des zehnjährigen Beſtehens d. Arbeſtsamtes 
d. deutſchen Rechtsanwaltſchaft. Begr. von d. Vereinigung d. Vor⸗ 
ſtände d. deutſchen Anwaltskammern u. d. deutſchen Anwaltverein 
1918—1928. Berlin W 30, Luitpoldſtr. 20, Selbſtverlag d. Arbeits⸗ 
amts d. Dtſch. Rechtsanwaltſchaft 1929. (34 S.) 1.—. 

Hans Soldan ⸗Stiftung. Einundzwanzig Jahre wirtſchaftl. Ver⸗ 
band Dtſch. Nechtsanwälte. Leipzig, Selbſtverlag 1929. (47 S.) 
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Deutſcher Anwaltverein. JW. 1928, 3094/5. 
Hanns Franke. Reichsanwaltskammer. AnwBl. 
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Standesrecht. 


Kurlbaum. Der Ehrengerichtshof für d. deutſchen Rechtsanwälte. 
Fünfzig Jahre Reichsgericht. Berlin, de Gruyter 1929. (S. 70/102.) 
Ebenda S. 432, von Kurlbaum eine Aufzählung der Mitglieder 

d. Ehrengerichtshofs f. d. deutſchen Rechtsanwälte (18791929). 

Die Reform d. Ehrengerichtsweſens. Entwurf eines Geſetzes zur 
Anderung d. Rechtsanwaltsordnung. AnwBl. 1928, 322/8. 

Ablaß. Die Pflege d. Standesbewußtſeins d. Rechtsanwaltſchaft. 
Breslau. 1928, 127/31. 

Allgemeine Standespflichten d. Rechtsanwaltſchaft. (Feſtgeſtellt 
von d. Vereinigung d. Vorſtände d. Dtſch. Rechtsanwaltskammern an 
26. u. 27. Febr. 1927.) Naumb KZ. 1929, 37/8. 

Bauer⸗ Mengelberg, Rudolf. Standesgefühl u. Solidaritätsgefühl 
geſehen von d. Pſychologie d. jungen Anwalts. Leipzig, Moeſer 1929. 
(64 S.) = Deutſcher Anwaltverein. Druckſchriften. Nr. 19. 2,—. 

Vgl. dazu Jeſſen, Paul. Anwaltsjugend. AnwBl. 1929, 266/70. 

Kurzer Leitfaden f. Standesrecht. Hrsg. v. d. Hanſeat. Anwalts- 
kammer. BreslauAK. 1928, 153/4. 

Hofmannsthal, Emil. Angleichung d. anwaltlichen Standesrechtes. 
Internat. AnwBl. 1929, 150/1. 

Breslauer, Walter. Grundſätzliches zu d. Standesfragen d. An⸗ 
waltſchaft. Juſtiz. Bd. 4, 1928/29, 307/17. 

Hofmannsthal, Emil v. Von den Grenzen d. Anwaltsaufſicht. 
AnwBl. 1929, 121/38. 

Löwenſtein, Siegfried. Vorläufige Suspenſion von d. Rechts- 
anwaltſchaft. AnwBl. 1929, 164/5. 

Vgl. dazu Bachrach ebenda 173/5. 

Peſtalozza, Anton Graf v. Gerichtlicher Ausſchluß von d. Nechts⸗ 

anwaltſchaft. JW. 1929, 225/6. 


Anwaltsnot. 


Magnus, Julius. Die Notlage d. Anwaltſchaft u. Mittel zu ihrer 
Abhilfe. Vortrag. Berlin, Wirtſchaftl. Verband Dtſch. Rechtsanwälte 
1928. (29 S.) 

Beſprochen von Levin in JW. 1928, 1843; Friedländer in L3. 
1928, 1015; Hachenburg in DIZ. 1928, 1170 u. Heilberg in Breslau 
AK. 1928, 183. 

Anwaltshonorar — Anwaltsnot von Ernſt Langenbach, Kurt. 
er Heymann, Fritz Buchmaun, Noeſt. AnwBl. 1928, 

Biſchofswerder, Franz. 
1929, 91/3. 

Fuchs, Ernſt. Anwaltsnot u. Abhilfemittel. 83 P. 1928, 1/11. 

Garde Zur Linderung d. Anwaltsnot. AnwBl. 1928, 143/4. 

Löwenſtein, S. Ein neuer Gedanke zur Beſeitigung d. Anwaltsnot. 
AnwBl. 1928, 104/5. . 

Pinner, Albert. Anwaltsnot. Offener Brief an Herrn Rechtsanwal 
Dr. Darboven, Hamburg. AnwBl. 1928, 6/8. 

Simon, Otto. Anwaltsnot. AnwBl. 1928, 105/6. 

Solbrig. 3. wirtſchaftlichen Lage d. Anwaltſchaft. AnwBl. 1928, 144/5. 

Spitzer, Hans. D. Notlage d. Anwaltſchaft u. Mittel zu ihrer Ab⸗ 
hilfe. Oſterr. Anwgtg. 1928, 446/9. 

Lieban, Ludwig. Die Altersverſorgung d. Rechtsanwälte. Internat. 
AnwBl. 1929, 144/9. 


Der Notſtand d. Anwaltſchaft. AnwBl. 


Numerus clausus. 


Francke, Hanns. Zur Kontingentierung u. Anwaltsnot. AnwBl. 
1928, 227/9. 

Friedländer. Numerus claugus. Betrachtungen eines Verwaltungs- 
juriſten. Juſtiz. Bd. 4, 1928/29, 92/5. 

Gönner. Zulaſſungbeſchränkungen in d. Anwaltſchaft. Badgiechtſpr. 
1929, 81/2. 

Kottmeier. Zulaſſungsbeſchränkungen? AnwBl. 1929, 145/51. 

Noeſt. Numerus clausus. AnwBl. 1928, 194/6. 

Recken u. Seemann. Numerus clausus. AnwBl. 1928, 234/5. 

Reinhard. Numerus clausus. AnwBl. 1929, 132/3. 

Schultz, C. D. überfüllung. AnwBl. 1928, 239. 
Schweitzer, Ernſt Emil. Für d. Erhaltung d. Anwaltſchaft. AnwBl. 
1929, 118/21. 
Walther, Carl. 
1929, 33/7. 

Weyrauch, Friedr. Wilh. Gedanken zum Numerus olausus. AnwBl. 
1928, 56/8. 

Hennicke. Der „unlautere“ Numerus clausus. Naumb K. 1929, 81/8. 

Vgl. dazu Pyrkorſch ebenda S. 99. 

Schwering. Gebührenerteilung und Numerus 
1928/29, 7/9. 

Weyrauch, Friedr. Wilh. Numerus clausus u. Maudantenſeelenkunde. 
AnwBl. 1928, 332/½. 

Zulaſſung v. Rechksanwälten beim RG. DNZ. 1929, 72. 


Die freie Advokatur gefährdet! Der Referendar. 


Hamm AK. 


olausus. 


Anwalts verbindung. 


Jaffé, Eliſabeth. Die Beziehungen zwiſchen verbundenen Anwälten 
in Rſpr. u. Schrifttum. Denkſchrift anläßl. d. 10jahrigen Beſtehens d. 
Arbeitsamtes d. Dtſch. Rechtsanwaltſchaft. 1929, 16/28. 

Joſef, Eugen. Rechtsverhältuiſſe bei d. Haftpflichtverſicherung d. 
zur Berufsausübung verbundenen Anwälte. JurRdſch. 1929, 36/8. 

— Einfluß d. Eingehung einer Anwaltsverbindung auf d. beſtehende 
Haftpflichtverſicherung. Hanf. 1927, 371/6. 


Simultanzulaſſung. 


Reger. Bevorzugung d. ſimultan zugelaſſenen Rechtsanwälte. Bayg. 
1928, 389. 

Lange. Einige Zweifelsfragen aus d. Gebiet der Simultanzulaſſung. 
Mitt. f. Amtsgerichtsanw. 1929, 43/5. 

Heiling, Hans. Reiſekoſten d. Simultananwalts. AnwBl. 1929, 66/7. 

Gallien u. Hans Heiling. Reiſekoſten d. Simultananwalts. AnwBl. 
1929, 93/6. 

Feuchtwanger, Sigbert. Neiſekoſten d. Simultananwalts. Ge⸗ 
danken über die Grenzen d. Wirkſamkeit d. Standespolizei. AnwBl. 
1929 17/85. 

Held, Robert. Reiſekoſten d. Simultananwalts. AuwBl. 1929, 185/91. 

Pfeiffer. Zur Frage d. Erſtattbarkeit d. Reiſekoſten d. Simultan⸗ 
anwaltes. Mitt. f. Amtsgerichtsanw. 1929, 45/6. 

Vgl. auch Pfeiffer Nachrichtenbl. f. d. Mitgl. d. Vereins Deutſcher 
Landgerichtsanwälte 1929, 18/21 u. Goldſchmidt ebenda 33/7. 

Dehlſchläger. Simultanzulaſſung, Armenſachen u. Reiſekoſten. Anw⸗ 
Bl. 1929, 151/7. Nachwort dazu ebenda 157/9. 

Margraf. Die Simultanzulaſſung im Saargebiet. Mitt. f. Amts⸗ 
gerichtsanwälte 1929, 9/10. 

Lind, Gg. Zur Durchführung d. Simultanzulaſſung in Heſſen. Mitt. 
f. Amtsgerichtsanw. 1929, 34. 


Rechtsanwälte vor den Arbeitsgerichten. 


Bendix, Ludwig, u. Friedländer. Kann d. RA. als Partei im 
Arbeitsgerichtsverfahren Erſtattung ſeiner Gebühren verlangen? JW. 
1929, 823. 

Karger, Walter B. v. Der feſtangeſtellte Rel. u. 8 11 ArbGG. Arbg. 
1928, 413/5. 

Goldfeld u. Heß. Zulaſſung d. Rechtsanwälte auch bei d. Arbeits⸗ 
gerichten. (Nach geltendem Recht.) JW. 1929, 1283/4. 

Bol. auch W. Walder u. Max Wörmbcke JW. 1928, 2773/4. 

Harmſen, H. ABulaffung d. Rechtsanwälte vor d. Arbeitsgericht. 
3. 1929, 1120/1. 

Heß. Offener Brief an d. RArbM. betr. Ausſchluß d. Rechtsanwälte 
vor d. ArbG. JW. 1929, 19/20. 

Lucas, Hermann. Prozeßvertretung vor d. Arb®. u. RVerf. JW. 
1929, 1635/6. 

Simonſon. Der Ausſchluß d. Rechtsanwaltſchaft von d. ArbG. 
Mitt. f. Amtsgerichtsanwälte. 1929, 30/1. 

Waſſermann, Rudolf. Der Ausſchluß d. Rechtsanwälte vor d. 
Arbeitsgerichten im Lichte d. Arbeitgeberverbände. Nachrichtenbl. f. 
d. Mitgl. d. Vereins Deutſcher Landgerichtsanw. 1929, 25/7. 

Lackner. Rechtsanwälte vor d. Landes ArbG. AnwBl. 1928, 299/300. 

Lange. Die beſondere Zulaſſung (88 RAO.) von Rechtsanwälten bei 
d. Landes ArbG. JW. 1929, 92/3. 

v. Karger. Zur Auslegung d. 8 11 ArbGG. JW. 1929, 822/3. 

Weinberg, Siegfried. Die Zulaſſung d. Rechtsanwälte im Koſten⸗ 
feſtſeungsverfahren vor d. Arbc ß. JW. 1929, 2896/7. 


Fachanwaltſchaft. 


Ball, Kurt. Fachanwaltſchaft. Verl. AnwBl. 1929, 8/13. 

— Die Fachanwaltſchaft auf d. Hamburger Abgeordnetenverſammlung. 
Berliner AnwBl. 1929, 177/85. 

Waſſermann. Fachanwaltſchaft. Berl. AnwBl. 1929, 97/101. 

Oppenheimer, Arthur. Fachanwaltſchaft? AnwBl. 1929, 47/8. 


Notariat. 


Oberneck, Hermaun. Das Notariatsrecht d. deutſchen Länder, ins- 
beſ. Preußens, einſchl. d. Koſten⸗, Stempel⸗ u. Steuerweſens. 8.—10. 
verm. Aufl. Berlin, Heymann 1929. (XXIV, 586 S.) Geb. 26,50. 

Bemerkungen zu Obernecks Notariatsrecht v. Frieddrich Klau⸗ 

fing DRotV. 1929, 67/78. 

— Notariat. Handwörterb. d. Rechtswiſſ. Bd. 4, 219/33. 

Am Schluß Aufzählung d. Schrifttums. 

Callmann, Curt. Merkbuch f. d. preuß. Notare. Eine alphabet. 
Zſſtellg. d. einſchlägigen Vorſchriften d. Urkundsrechts, d. Gebühren 
u. Koſten, Stempel u. Steuern. 2. umgearb. Aufl. Berlin, Hey⸗ 
mann 1929. (XII, 188 S.) 6,50. 

Behre, Richard. Die Prüfung der Geſchäfte d. preuß. Notars. 
Syſtemat. Zſſtellg. aller d. preuß. Notariat betreffenden Verwaltungs⸗ 
beſtimmungen nebſt Einf. in d. Notariatstechnik u. d. notarielle 
Gebühren⸗ u. Stempelweſen. 3. neubearb. Aufl. Berlin, Vahlen 1928. 
(231 S.) 8,50. 

Beſprochen von Albert Breslauer in JW. 1929, 571/2. 
Oberneck. Der 13. Deutſche Notartag. DYZ. 1929, 1330/2. 
Lehmann. Reines Notariat. SächſelrchRpfl. 1929, 185/92. 

e e d. Anwaltsnotariats. Mitt. d. Sächſ. Notarvereins. 
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Wagener, Wilhelm. Gegen d. Überfüllung des Notariats. Berl. Anw⸗ 
Bl. 1929, 43/5. 

Wolff, Ernſt. Stellungnahme d. Vorſtandes d. Berliner Anwalts- 
kammer zur Anderung d. Beſtimmungen über die Ernennung d. 
Notare. KGBl. 1929, 38/40. 

Czapski, Georg. Gegen d. Verlängerung d. Wartezeit bei d. Er⸗ 
nennung zum Notar. Berl. AnwBl. 1929, 41/3. 

Weißler. Zur überſüllung d. preuß. Notariats. DIZ. 1929, 434/. 

Nemnich. Zum preuß. Geſetz zur Linderung d. Notlage d. rheiniſchen 
Notare v. 2. Jan. 1024. JW. 1928, 2775/60. 
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Jo ſef, Eugen. Sonderbarkeiten d. Preußiſchen Notariatsrechts. 
DNotV. 1929, 645/7. 

Re. Ein Angriff auf d. heſſiſche Notariat. RheinNot3. 1928, 

Koſterlitz, Arthur. Abgabe v. Gebühren durch einen Notar an einen 
Anwalt. Berl. AnwBl. 1929, 68/71. 


Gebühren und Stempel. Steuerrecht. 


Buſch, Louis, und Otto Krieg. Die deutſche Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte, d. Geſetz betr. die Erſtattung v. Rechtsanwgeb. in 
Armenſachen u. d. Preuß. Landesgehührenordng. m. Erläutergn. auf 
d. Grundlage d. Sydow⸗Buſchſchen Textausg. mit Anm. in 13. Aufl. 
neu bearb. Berlin, de Gruyter 1929. (X, 479 S.) = Guttentagſche 
Sammlg., Deutſch. Reichsgeſ. Nr. 17. Lw. 9,—. 

Baumbach, Adolf. Die Reichskoſtengeſetze (Gerichtskoſtengeſetz u. 
Gebührenordn. f. Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, Zeugen u. Sach⸗ 
verſtändige, Nebengeſetze). Nach d. Stand v. 1. Sept. 1929. Nebſt Ge⸗ 
bührentabellen bis 100000 M. 3., völlig neubearb. Aufl. Berbin, 
Liebmann 1929. (XI, 452 S.) = Liebmanns Taſchenkommentare. 
Bd. 2. 9,50. 

Friedlaender, Adolf, u. Wilhelm Kraemer. Preußiſche Landes⸗ 
gebührenordnung für Rechtsanwälte. Erl. Berlin, H. W. Müller 
1928. (IV. 172 S.) Lw. 7,50. 

Fürſt, Rudolf. Anwaltsentlohnung u. Koſtenerſtattung. Gedanken über 
d. künft. Regelung. Leipzig, Moeſer 1928. (23 S.) = Druckſchriften d. 
Deutſchen Anwaltvereins. Nr. 11. 1,25. 

Granzow. Das Reichsgeſetz v. 13. Dez. 1928 über d. Erſtattung v. 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen. 23. 1929, 448/53. 

Conrads. Erſtattung der Anwaltskoſten d. Antragsgegners im 
Armenrechts⸗Prüfungsverfahren. DRZ. 1929, 145/7. 
ontag. Eine neue Gerichts⸗ u. Anwaltsgebühr. 
ſchlag. DSB. 1929, 1089/92. 

Buchmann. Anwaltshonorare. AnwöBl. 1928, 87/9. 

Bauer⸗ Mengelberg, Zur Frage d. Sonderhonorare in 
Armenſachen. AnwBl. 1929, 219/21. 

Wolfſohn, John. Die Honorarvereinbarung d. Anwalts im Armen⸗ 
rechtsverfahren. Rechtſprechung u. Literatur. AnwBl. 1929, 251/5. 
Bendix, Ludwig. Armenrechtsbeiordnung u. Honorarabrede. AnwBl. 

1928, 367/71. 

Pick, Felix. Verteilung d. Armenſachen. Berliner AnwBl. 1929, 193/9. 

Koebel. Reform in Armenrecht! AuwBl. 1929, 216/7. 

Schaper. Verjährungseinrede d. Staatskaſſe gegen d. Gebührenerſtat⸗ 

tungsanſpruch d. Armenanwalts. JW. 1928, 2774½. 

Wertheim, Carl. Berechnung der v. Staate zu erſtattenden Ge⸗ 
bühren d. Armenanwaltes in. Rückſicht auf d. Geſetz v. 14. Juli 1928. 
Frankfurtel K. 1928/29, 13/6. 

Krakenberger, Paul. Die Frage d. Erſtattung von Rechtsanwalts⸗ 
gebühren in den zwiſchen 1. u. 20. Juli 1928 anhängigen Armen⸗ 
ſachen in d. Rechtſprechung d. Oberlandesgerichte. JW. 1929, 1627/1. 

Hawlitzky. Unechte Gebührenteilung. Anw Bl. 1929, 33/4. 

Held, Rob. Die Gebührenteilung. Referat der 3. Abteilung d. 4. Aus⸗ 
ſchuſſes d. Deutſchen Anwaltvereins. Leipzig, Deutſcher Auwaltverein 
1928. (46 S.) = Deutſcher Anwaltverein. Druckſchriften. Nr. = 

Schwartz. Gebührenteilung. Nachrichtenbl. f. die Mitgl. d. Vereins 
Dt. Landgerichtsanw. 1929, 4/7. 


Ein Geſetzesvor⸗ 


N art. Koſtenausgleichung von Anwalt zu Anwalt. KGBl. 1929, 
37/8. 
Sommer. Steht d. RA. im Schiedsderſahren d. weitere Verhand⸗ 


lungsgebühr auch dann zu, wenn das Gericht nach ſtattgehabter Be⸗ 
weisaufnahme, ohne weiteren Schriftwechſel entſcheidet? JW. 1928, 
2775. 

Peters, Hanns. Aufwertung v. Anwaltsgebühren, Paſſivlegitimation 
nach erfolgter Mandatskündigung. JurgidſchPrivVerſ. 1927, 176/7. 
urzmann. Steht dem Anwalt f. d. Aufnahme u. Einreichung von 
eidesſtattlichen Verſicherungen im Arreſtverfahren die Beweisgebühr 
zu? Frankfurt AK. 1929, 104/6. 


1 F debe en u. Abrechnungsverkehr. Naumb et. 
TIPS? 
Kloß, R. Fre u. ſächſ. Landesſtempel. SächſArchRpfl. 


1929, 10/20 
Waffertrüdinger. Die Juläſſigkeit d. bayeriſchen Stempels für 
0% ee Der Rechtsweg in Stempelſachen. Bay. 1929, 
4/5 


Geiger, Rudolf. Neue Entſcheidungen d. e 3. Steuer⸗ 
recht d. Rechtsanwälte u. Notare. JW. 1929, 345/8. 

Liebes. Zur Vermögensſteuer d. Rechtsanwälte. JW. 1929, 821. 

Szkolny, Felix. Genießt d. RA. den Schutz des 8 90 Abſ. 2 RAbg d. 
auch im Falle des 8 15 Abſ. 6 ErbſchstGG.? JW. 1929, 352/. 

Marcuſe, Paul. Die freien Berufe u. die "Grwerbiftenen Leipzig, 
Moeſer 1929. (24 S.) — Steuerrechtliche Beiträge. H. 1 = Deutſcher 
Anwaltverein. Druckſchriften. Nr. 16. 1,50. 

— Die Gewerbeſteuer u. die freien Berufe. AnmBl. 1929, 86/8. 


Verwaltungsrechtsräte. 


Ludwig, Oswald. Verwaltungsrechtsräte. Ein neuer Typus berufs⸗ 
mäßiger Rechtsvertreter. Das preuß. Geſetz über d. Vertretung vor 
d. Verwaltungsgerichten v. 25. a 1926. (Vorw. v. Richter.) 

5 Nen Vahlen 1929. (96 S.) 4 
ittenberger. Die preu iſchen Verwaltungsrechtsräte. AnwBl. 
1929, 6278. N Bank en 


Rechts konſulenten. 


Bode. Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten. 
34/5. Vgl. dazu Stock ebenda S. 113. 
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die Rechtsagenten. AnwBl. 
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Aberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. 
Privatrecht. 
1. Materielles Recht. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 


§§ 123, 138 BGB. Argliſtige Täuſchung i. S. des 5123 BGB. 
liegt auch dann vor, wenn der Erklärende nur mit der Möglichkeit 
rechnet, daß feine Angaben unrichtig find. Ein ländlicher Pachtvertrag, 
der die geſamte wirkſchaftliche Exiſtenz des Pächters erfaßt, iſt als 
Knebelungsvertrag gem. 9 138 1 BGB. nichtig, wenn deſſen Bedingun⸗ 
gen ſo aufgeſtellt ſind, daß ſie dem Pächter die Möglichkeit wirtſchaft⸗ 
lichen Emporkommens nicht laſſen. R.. 3161˙⁶ 
88125 ff., 130 ff. .; 939 VVG. Die Aufforderung zur Zahlung 

der Prämie durch einen mit gedruckter Fakſimileunterſchrift verſehenen 
Brief genügt der in der Satzung vorgeſchriebenen Schriftform. Die 
Gültigkeit einer ſolchen Aufforderung wird durch die Vorſchrift des 
539 II VVG. nicht berührt. Gilt ein in der Wohnung des Adreſſaten 
abgegebenes Schreiben als zugegangen, wenn dort noch eine Perſon 
gleichen Namens wohnt und die Anſchrift nicht ergibt, welche Perſon 
gemeint iſt? RG 31538 
§ 133 BB. Zur Auslegung einer notariellen Urkunde. Stets iſt 
erforderlich, daß der wirkliche Wille einen Ausdruck überhaupt ſinn⸗ 
Tallig gefunden hat Bay sbs. 3172 
58 276, 278 BGB. Haftung für culpa in contrahendo bei den Ver⸗ 
tragsverhandlungen; es haftet hierfür nicht der Vertreter, ſondern für 
deſſen Verſchulden der Bertretene. RB. 31491 
88 291, 288 BB. Prozeßziuſen und Verzugsſchaden. Bay. 
3201 


§ 812 BGB. Wenn der Armenanwalt die Koften auf den Namen 
der Partei feſtſetzen läßt, den feſtgeſetzten Betrag durch Vollſtreckung 
in einem Dritten gehörigen Gegenſtände beitreibt und zur Deckung 
feiner Koſten für ſich behält, iſt die arme Partei als bereichert anzuſehen. 
KGW C ⁵? p 1 

85 839, 826 BGB.; § 28 RAO. Wenn der RA., der zugleich Notar 
iſt, nur den Entwurf zu dem in Ausſicht genommenen Vertrag macht, 
die Beurkundung aber durch einen anderen Notar ſtattfinden ſoll, 
kommt eine Haftung des RA. als Notar nicht in Frage. § 28 RA. ift 
eine Diſziplinarvorſchrift, kein Schutzgeſetz. Verſchwiegenheitspflicht 
des RA. ſeinem Klienten gegenüber beſteht nicht, wenn er in deſſen 
Auftrag mit dem Vertragsgegner verhandelt, in bezug auf ſolche Um⸗ 
ſtände, zu deren Offenbarung an den Vertragsgegner eine Rechts⸗ 
pflicht beſteht. Beſteht der Auftraggeber auf Verſchwiegenheit, muß 
der RA. die Übernahme oder Fortführung des Auftrages ablehnen. 
Vorausſetzungen für § 826: a) Vorſatz; es genügt Eventualdolus; 
bp) ſittenwidrige Handlung; es genügt unter Umſtänden grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit, namentlich wenn der Täter mit Rücksicht auf feinen Beruf 


oder ſein Anſehen eine Vertrauensſtellung einnimmt, z. B. ein RA., 
namentlich wenn er auch noch Notar iſt. Re. 31491 
§ 839 BGB, Der mit der Abfaſſung von Gründungsverträgen und 
der Bewirkung ihrer Vollziehung beauftragte Anwalt haftet für die 
richtige Behandlung des Auftrags auch dann, wenn der zugezogene 
Notar ſeine Amtspflicht dadurch verletzt, daß er einen Eintragungs⸗ 
antrag dem Grundbuchamt nicht weitergibt. Die Haftung des Notars 
iſt daher ausgeſchloſſen, ſolange der dem Geſchädigten in erſter Linie 
1 Anwalt mit Erfolg in Anſpruch genommen werden aa 
90 1 


in ʃ½)]nnin . ———8 


Mieterſchutzgeſetz. 
8 46 MSchG. Gegen die Streitwertfeſtſetzung und die Gebühren⸗ 
anſätze der Beſchwerdeſtelle iſt Beſchwerde an das OLG. unzuläſſig. 
DIe Bresſa ,n ee 31765 


Aufwertungsgeſetz. 
§ 75 AufwG. Die Entſcheidungen der Aufwertungsſtelle ſind der 


materiellen Rechtskraft nur inſoweit fähig, als über den im Auf- 
wertungsverfahren geſtellten Antrag entſchieden iſt. KG.. . . 31722 


Geſetz über den Verſicherungs vertrag. 

8 39 U.; 5 125ff., 130 ff. BGB. Die Aufforderung zur Zahlung 
der Prämie durch einen mit gedruckter Fakſimileunterſchrift verſehenen 
Brief genügt der in der Satzung vorgeſchriebenen Schriftform. Die 
Gültigkeit einer ſolchen Aufforderung wird durch die Vorſchrift des 
9 39 II VVG. nicht berührt. Gilt ein in der Wohnung des Adreſſaten 
abgegebenes Schreiben als zugegangen, wenn dort noch eine Perſon 
gleichen Namens wohnt und die Anſchrift nicht ergibt, welche Perſon 
gement ie nf EEE. u. 3 3153˙ 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
8 1 UnlWG.; 5 21 RAD. Ein früherer Rechtsanwalt, der jetzt 
den Beruf eines Rechtskonſulenten ausübt, darf ſich nicht als „Rechts⸗ 
nene eienr ron a 2 0 oe 5 3151? 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 

SS 3, 4ff. 3D. Streitwert für das Verfahren auf Vollſtreckbar⸗ 
keitserklärung eines auf Hauptſumme, Zinſen und Koſten ergangenen 
Schiedsſpruchs iſt letzterer in ſeiner Totalität. Die Koſten des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens ſind daher für das Vollſtreckbarkeitsverfahren 
nicht Nebenkoſten, ſondern Teile des Geſamtanſpruchs. LG. I Berlin 

3191 
§ 91 3D. enthält keinen allgemein rechtsgültigen Grundſatz. 
K p Fee. m; 2 We 31731 

88 93, 771, 769 ZPO. Erkennt der Beklagte nach eidlicher Ver⸗ 
nehmung des Ehemannes der einer Pfändung widerſprechenden Ehe⸗ 
frau des Schuldners deren Eigentum an, ſo iſt das Anerkenntnis ein 
„ſofortiges“ i. S. 593 ZPO. LG. Augsburg 31901 


839 Abſ. 3 FED. Gegen ein Urteil, das über einen auf die Koſten⸗ 
entſcheidung beſchränkten Widerſpruch gegen eine einstweilige Ver⸗ 
fügung entſcheidet, iſt keine ſofortige Beſchwerde, ſondern nur Be⸗ 
rufung gegeben. OLG. Königsberr g. 318932 

Sd 114ff. ZPO. Will der Kl. einen zur Zuſtändigkeit des LG. 
gehörenden Anſpruch geltend machen, kommt aber die Bewilligung 
des Armenrechts nur für einen die Zuſtändigkeit des LG. nicht erreichen⸗ 
den Teil in Frage, ſo iſt die teilweiſe Bewilligung des Armenrechts 
vor dem LG. auch dann zu verſagen, wenn der Kl. — zum Teil außer⸗ 
halb des Armenrechts — insgeſamt einen die Zuständigkeit des LG. 
erreichenden Anſpruch geltend machen will. OLG. Karlsruhe 31872 

SS 114ff., 519 3P D. Dem Berufungsbeklagten kann das Armen⸗ 
recht ſchon während des Laufes der Friſt zur Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr bewilligt werden. OLG. Braunſchweig Abele 

SS 115ff. 3 PD. Armenrechtsbewilligung zu einem Bruchteil. 
Berechnung der zu erſtattenden Gebühren. OLG. Frankfurt a. M. 

3183²¹ 


§ 299 ZRO. Akteneinſicht und Erteilung von Abſchriften. LG. I 
hits d e e ee , 31923 
88 304, 318, 322 ZRD. Die bindende Wirkung eines Grund⸗ 
urteils über eine mit der Klage geltend gemachte Papiermarkforderung 
ergreift den Goldmarkwert des Anſpruches im Augenblick der letzten 
mündlichen Verhandlung. a.... 3155? 
88 495a, 271, Abſ. 3 ZRD. Bei Rücknahme des Güteantrages vor 
dem Antsgericht kann der Gegner wegen der Koſten Eintritt in Streit⸗ 
verfahren beantragen und iſt ein Koſtenurteil zu erlaſſen. AG. Berlin 
iini TTT 3196? 
88 511ff., 6LGZRDO. Grenzen der Zuläſſigkeit der Berufung im 
e i 31573 


8519 Abſ. 6 ZRO. Nach Ablehnung eines Armenrechtsgeſuchs 
wegen Ausſichtsloſigkeit hat ein erneutes, wenn auch mit neuer Begrün⸗ 
dung verſehenes Armenrechtsgeſuch in der Regel keine friſthemmende 
! 6 315810 

8546 3 PO. Eine Rev. wird auch dann unzuläſſig, wenn nach Ein⸗ 
legung der Rev. ſich der Beſchwerdegegenſtand derart verändert, daß 
fein Umfang in der mündlichen Verhandlung die Reviſionsſumme 
a ae eee e no 316012 

8 546 Abſ. 23PD.;58 123, 138 BGB. Berechnung des Beſchwerde⸗ 
werts in der Rev nſt. bei Klage und Feſtſtellungswiderklage. Argliſtige 
Täuſchung i. S. des § 123 BGB. liegt auch dann vor, wenn der Er⸗ 
klärende nur mit der Möglichkeit rechnet, daß ſeine Angaben unrichtig 
ſind. Ein ländlicher Pachtvertrag, der die geſamte wirtſchaftliche 
Exiſtenz des Pächters erfaßt, iſt als Knebelungsvertrag gem. § 138 I 
BGB. nichtig, wenn deſſen Bedingungen jo aufgeſtellt find, daß fie 
dem Pächter die Möglichkeit wirtſchaftlichen Emporkommens nicht 
e ̃ ⁵ ⁵ 0 ee 316113 

88 554a, 238, 318 ZRD.; § 39 VVG.; 89 125ff., 130ff. BGB. 
Entſcheidung über den Wiedereinſetzungsantrag wegen Verſäumung 
der Reviſionsfriſt durch unabänderlichen Beſchluß. R.. . . 31535 

§ 566 Abſ. 2 3 PD.; 88 89, 46, 52 NAGEbD. Gebühr für die Be⸗ 
ſchaffung der Einwilligung des Gegners in die Einlegung der Sprung⸗ 
reviſion. OLG. Königsberg 3174 

8 803 f. ZPO. Zwangsvollſtreckung des Abzahlungsverkäufers in 
die unter Eigentumsvorbehalt verkauften Sachen. LG. Düſſeldorf. 31938 

88 840, 845 ZRD. Im Falle einer Pfändungsankündigung iſt 
die Zuſtellung einer Aufforderung nach 5840 ZPO. auch dann un⸗ 
zuläſſig, wenn fie in die Form einer Bitte gekleidet wird. LG. Stuttgart 

319512 

§ 866 Abſ. 3 ZPO. Die Zuſammenrechnung mehrerer Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſe, die Ausfluß des gleichen einheitlichen Koſten⸗ 
ausſpruchs ſind, zum Zwecke der Eintragung einer Zwangshypothek 
/ ee ee 31711 
§ 916 f. 38d. Bei Zuſammentreffen zweier Arreſte kann der 
Arreſtgläubiger des zweitvollzogenen Arreſtes gegen den erſtvoll⸗ 
zogenen Arreſtbefehl als Nebenintervenient des Arreſtſchuldners 
Widerſpruch einlegen. OLG. Frankfurt ao MW. 31743 
8 1032 ZPO. Maßgebend für die Entſcheidung der Frage, ob ein 
Schiedsrichter als befangen zu erachten iſt und deshalb von der anderen 
Partei abgelehnt werden kann, kann nur die Erörterung der weiteren 
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Frage ſein, ob ein genügender objektiver Grund vorliegt, der, vom 
Standpunkte der ablehnenden Partei aus betrachtet, vernünftigerweiſe 
geeignet iſt, bei ihr Mißtrauen in die Unparteilichkeit des von ihrer 
Gegenpartei ernannten Schiedsrichters zu erregen. OLG. München 

3175° 

Die Gültigkeit eines Schiedsvertrages erfordert nicht, daß eine 
vorher über denſelben Gegenſtand eingebrachte Klage vorher zurück⸗ 
gezogen wird. Ein ruhendes Verfahren begründet nicht unbedingt den 
Einwand der Streitanhängigkeit. Über die eigenen Koſten vermögen 
die Schiedsrichter keinen gültigen Schiedsſpruch zu fällen. ObGH. Wien 

3201! 
Entlaftungäveroronung. 

88 EntlBd. Die Verhandlungsgebühr fteht dem Rechtsanwalt 
auch dann zu, wenn die Parteien gem. $7 EntlVoO. auf mündliche 
Verhandlung verzichten und vor Zuſtellung einer Entſcheidung ſich 
vergleichen. OSG. Hamburg - g nr. 3177¹⁰ 

Arbeitsgerichtsgeſetz. 

88 11, 67 Arbczcz. Es iſt nicht erforderlich, daß die Behauptung, 
der Prozeßbevollm. ſei gemäß $ 11 ArbGG. zur Einlegung der Berufung 
legitimiert, in die Berufungsſchrift aufgenommen wird. LArbG. 
abu; ns 2 31961 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsvollſtreckung. 

88 45, 52 ZwVerſtc̃. Der rechtskräftige Zuſchlagsbeſchluß hat die 
Bedeutung eines Richterſpruches, der dem Erſteher das Eigentum nach 
den darin enthaltenen Bedingungen gibt, gleichgültig ob er mit dem 
Geſetz in Einklang ſteht oder nicht. Die rechtliche Bedeutung des Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes unterliegt der freien Nachprüfung der Gerichte. Ob 
ein Recht, hier eine Aufwertungshypothek, in das geringſte Gebot 
hineingenommen iſt, iſt nur nach dem Inhalt des Zuſchlagsbeſchluſſes, 
nicht nach einem dem anmeldenden Gläubiger früher erteilten Beſcheid 
zu beurteilen. Die in das geringſte Gebot aufgenommene Verſteige⸗ 
rungsbedingung: „Das Recht auf Aufwertung und Wiedereintragung 
der Hypothek bleibt durch Zwangsverſteigerung unberührt“, bedeutet 
nicht die Aufnahme in das geringſte Gebot, ſondern enthält nur einen 
Rechtsvorbehalt zugunſten des Aufwertungsgläubigers für den Fall, 
daß ſich ſpäter ein Recht hierzu ergeben ſollte. R. 316315 

88 81, 82, 53 Zivßerjt®. Mithaftung des Meiſtbietenden neben 
dem Erſteher, dem erſterer die Rechte aus dem Meiſtgebot abgetreten 
hat, nur für die vom Erſteher zu leiſtende Barzahlung. Auch im Falle 
des $ 53 ſind, wenn auch nur § 416 BGB. aufgeführt iſt, für die Frage 
der Schuldübernahme auch die Beſtimmungen der 89 414, 415 an⸗ 
zuwenden. Die Mitteilung der Schuldübernahme kann ſich auch noch 
aus den Anführungen des Grundſtückserwerbers im Aufwertungs⸗ 
verfahren oder im Rechtsſtreit mit dem Gläubiger ergeben. RG. 316516 

Konkursordnung. 

88 57—60 KD.; 54 KGG. Auf Streitigkeiten über die Verpflich⸗ 
tung der Maſſe, die Gerichtskoſten einer vom Gemeinſchuldner vor 
Konkurseröffnung beantragten, aber vom Gericht abgelehnten Er⸗ 
öffnung des Geſchäftsaufſichtsverfahrens als Maſſekoſten zu tragen, 
findet das Verfahren des 34 GKG. Anwendung. RG... . . 316717 

Gerichtskoſtengeſetz. 

8 4 KG.; 58 57—60 KO. Auf Streitigkeiten über die Verpflichtung 
der Maſſe, die Gerichtskoſten einer vom Gemeinſchuldner vor Konkurs⸗ 
eröffnung beantragten, aber vom Gericht abgelehnten Eröffnung des 
Geſchäftsaufſichtsverfahrens als Maſſekoſten zu tragen, findet das Ver⸗ 
fahren des 94 GKG. Anwendung. R MW. 316717 

Rechtsanwaltsordnung. 

§ 18 RA. Reiſekoſten des Armenanwalts. OLG. Karlsruhe 318627 

828 RAd.; 55 839, 826 BGB. Wenn der RA., der zugleich Notar 
iſt, nur den Entwurf zu dem in Ausſicht genommenen Vertrag macht, 
die Beurkundung aber durch einen anderen Notar ſtattfinden ſoll, 
kommt eine Haftung des RA. als Notar nicht in Frage. 9 28 RAD. iſt 
eine Diſziplinarvorſchrift, kein Schutzgeſetz. Verſchwiegenheitspflicht 
des RA. feinem Klienten gegenüber beſteht nicht, wenn er in deſſen Auf⸗ 
trag mit dem Vertragsgegner verhandelt, in bezug auf ſolche Umſtände, 
zu deren Offenbarung an den Vertragsgegner eine Rechtspflicht 
beſteht. Beſteht der Auftraggeber auf Verſchwiegenheit, muß der RA. 
die Übernahme oder Fortführung des Auftrages ablehnen. RG. 31491 

831 Real. Iſt, vom Geſichtspunkt der Prävarikation aus bes 
trachtet, ein Fertum des Rechtsanwalts über den im $31 Nr. 2 RAD. 
verwendeten Begriff „im entgegengeſetzten Intereſſe“ als ſtrafrecht⸗ 
licher oder außerſtrafrechtlicher Irrtum zu beurteilen? RG. . 316819 


Rechtsanwaltsgebührenordunng. 

8 11 RAchebd. Die Streitwertfeſtſetzung it für die RAGeb. 
nicht maßgeblich, wenn nach Beendigung der Inſtanz für das Gericht, 
aber vor Beendigung der anwaltlichen Tätigkeit ein neues Koſtengeſetz 
r ee 5 500.0 0 3185° 

§ 13 Rachebd. Die Beweisgebühr ift verdient, ſobald der RA. 
die Abſchrift des verkündeten Beweisbeſchluſſes in Empfang nimmt. 


ee e ee „ 3177˙¹ 
§ 13 RAGebd. Wann iſt die Beweisgebühr des Rechtsanwalts 
Berdientz d e 8 31767 


3208 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der beim LG. oder OLG. zugelaſſene Anwalt, der die Reviſion 
beim BayObLG. einlegt und begründet, hat Anſpruch auf die volle 
— auch erſtattungsfähige — Gebühr aus § 13 Nr. 1 und 852 RAGebO. 
S Nürnberg 317818 

§ 13 Ziff. 4RAGebd. Beweisgebühr bei Verwertung der Beweis⸗ 
aufnahme eines anderen Prozeſſes. OLG. Celle ae 

88 13 Ziff. 4, 14 Abſ. 1 RAchebd. Zur Frage der Entſtehung 
von Prozeß⸗ und Beweisgebühr zugunſten des Armenanwalts. DLO. 
Sanin Ne 3184°° 

813 Ziff. 4 RAGebd. Vorausſetzungen für die Entſtehung des 
Anſpruchs des Armenanwalts auf Erſtattung einer Beweisgebühr 
gegenüber der Staatskaſſe. OSG. Ham 3185²⁸ 

8 13 Nr. 4 NAGchD.; 5 272 b ZPO.; § 24 GKG. Beweisgebühr 
bei Verwertung beigezogener Akten und vorgelegter Urkunden. OLG. 
Bamber 31756 

Koſtenerſtattung der Gebühren aus den 89 42, 43, 44 RAGebd. 
RE ,,, ee 3192? 

88 43 ff. RAGEHD. Gebührenanſpruch für die Tätigkeit des zweit⸗ 
inſtanzl. Anwalts während der Reviſionsinſtanz. LG. III Berlin 31925 

8 45 RAchebd. Bei mehreren Aufträgen wächſt die /1o-Gebühr 
auf 1/0 an. LG. Stettin 319411 

8 86 RAcebd. Es ift nicht erforderlich, daß die Berechnung der 
Anwaltsgebühren im einzelnen dem Gericht mitgeteilt wird; denn die 
Mitteilung der Berechnung iſt lediglich Vorausſetzung der Einforderung 
gegenüber dem Gebührenſchuldner, aber nicht Vorausſetzung des An⸗ 
ſpruchs (vgl. Jur. Woch. Schr. 1916, S. 63 und 1925, S. 602 Nr. ba. 
E. und Walter⸗Joachim⸗Friedländer: RUAGEbD. zu $ 86 Noten 4 und 6). 
Das Fehlen der Berechnung könnte höchſtens nach Anerkenntnis des 
Gegners die Koſtenfolge aus $ 93 ZPO. haben. Es genügt zur Schlüſſig⸗ 
keit der Klage die von den Klägern vorgetragene Behauptung, die 
eingeklagte Forderung ſei entſtanden, dem Gegner ſei die Gebühren⸗ 
rechnung gemäß 986 NAGEBD. überſandt. OLG. Königsberg 317813 

88 89, 46, 52 RAGebd.; § 5662 Abſ. 2 ZPO. Gebühr für die 
Beſchaffung der Einwilligung des Gegners in die Einlegung der 
Sprungreviſion. OLG. Königs ber 31744 

Gebühren des Armenanwalts. 

Zum Übergangsrecht des Geſetzes v. 20. Dez. 1928 (Inſtanz⸗ 
beendigung für Armenrechtsgebühren). OLG. Karlsruhe.. 318757 

Die Armenanwaltsgebühren werden nicht fällig, wenn ein Urteil 
über den Grund des Anſpruchs ergangen und Berufung eingelegt iſt. 
OLG. Darmſtadt 318212 

Erſtattungsfähigkeit der Koſten für Benutzung eines Autos zu 
einem Ortstermin durch einen Armenanwalt. OLG. Breslau 31811? 

Erhält der Armenanwalt vom Staat die Vergleichsgebühr, wenn 
er nach Verkündung des Endurteils im Urteilsergänzungsverfahren 
beim Abſchluß des Vergleichs mitwirkt? Begriff der Juſtanz. OLG. 
Düſfender ;;; ee 31820 

Der Armenrechtsbeſchluß hat ausnahmsweiſe dann rückwirkende 
Kraft, wenn er fie ſich ſelbſt beilegt. LG. 1 Berlin 31902 

Aus dem Umſtande, daß in dem Geſ. v. 20. Dez. 1928 eine Be⸗ 
ſtimmung wie die des Art. V Abſ. III des Gef. v. 28. Jan. 1927 (RGBl. 
I, 53) fehlt, iſt nicht zu ſchließen, daß der Armenanwalt in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, die am 1. April 1929 noch nicht beendet waren, keinesfalls 
höhere Gebühren als die des RGeſ. v. 20. Dez. 1928 von der Staats⸗ 
kaſſe erſetzt verlangen kann. K.. 3180'5 

§ 1 Armilnivd.; 3 115 ZPO. Die rückwirkende Beiordnung 
eines Armenanwalts vom Fall der Bewilligung des Armenrechts an 
mit der Folge der Erſtattungsfähigkeit der ſeit der Bewilligung des 
Armenrechts entſtandenen Gebühren des Anwalts der armen Partei 
Id zuleſſiß S Faſſe eee 8 3188385 

§ 1 Abſ. 4, S. 2 ArmAnwG. Der Erſatzanſpruch wird auch fällig, 
wenn das Verfahren länger als 3 Monate ruht. Dies iſt ſchon dann 
der Fall, wenn nach Erlaß des Zwiſchenurteils der Prozeß entweder 
von den Parteien wegen der Höhe des Anſpruches nicht fortgeſetzt 
wird oder infolge Rechtsmitteleinlegung nicht fortgeſetzt werden kann 
oder ſoll. e öigsbe gd 8 318931 


„e e e ee e 


8 1 Abſ. 3 S. 2 Armanwch. Der Begriff des Ruhens 
des Verfahrens iſt nicht in dem engen Sinne des $ 251 der ZPO. v. 
13. Febr. 1924 aufzufaſſen. OLG. Kaſſel 3188” 

Ende der Inſtanz im Sinne des Art. II Abf. II des Geſetzes be⸗ 
treffend die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren und Anderung 
des Gerichtskoſtengeſetzes v. 20. Dez. 1928 (RG Bl. I, 411). KG. 3180'° 

Preuß. Gebührenordnung. für Rechtsanwälte. 

Art. 13 PreGebd. f. RA.; 88 9, 5 Prcheb O. f. Not.] 88 20, 34 
PrGͤKG.; 88 566, 580 BGB. Gebührenanſpruch des RA. für den 
Entwurf eines Mietvertrags. Berechnung des Gegenſtandswertes. 
Dem Formzwang der 8d 566, 580 BGB. unterliegen nicht Verein⸗ 
barungen; die nach den Parteiwillen keinen Teil des Mietvertrages 
bilden, ſondern erſt den Mietvertrag ermöglichen ſollen. LG. J Berlin 

31903 


Gebühren des Anwalts nach der LGebD. Zur Frage der Gebühren 
für einen Termin, den der Anwalt nicht perſönlich wahrgenommen hat 
LG. Halle 3194 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 

8 365 StGB. Parteiverrat. Unter welchen Vorausſetzungen kann 
die beratende Berufstätigkeit des Rechtsanwalts zwei Parteien, die 
an ſich entgegengeſetzte Intereſſen haben, im Intereſſe beider Parteien 
gewährt werden? Genuͤgt die Abſicht des Rechtsanwalts, einen im 
Intereſſe beider Parteien gelegenen Vergleich zu erzielen? Iſt, vom 
Geſichtspunkt der Prävarikation aus betrachtet, ein Irrtum des Rechts⸗ 
anwalts über den im § 31 Nr. 2 RAO. verwendeten Begriff „im ent⸗ 
gegengeſetzten Intereſſe“ als ſtrafrechtlicher oder außerſtrafrechtlicher 
Irrtum zu beurteilen? RG 3168"? 

8 200 StGB. Gebühr des Rechtsanwalts für Veröffentlichung 
eines Strafurteils nach 5 200 StGB. LG. II München 319513 


C. 
Steuerrecht. 


1. Reich. 
Reichsabgabenordnung. 

88 177, 191, 202, 283 Abſ. 1 RAbgd. a) Die Erſuchen eines 
Fin A. an Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, Beamte oder No⸗ 
tare um Hilfeleiſtung nach $ 191 RAbg O. gehören nicht zu den erzwing⸗ 
baren Anordnungen i. S. von $ 202 i. Verb. m. $ 283 RAbgO. b) Gegen 
Angeſtellte von Ortskrankenkaſſen kann eine erzwingbare Anordnung 


aus 88 191, 202 AAbgD. nicht ergehen. R ũ ... 31972 


Reichsbewertungsgeſetz. 

88 3, 26, 71NBEIWG. Im Falle der Vereinigung mehrerer Rechts ⸗ 
anwälte zur gemeinſchaftlichen Ausübung des freien Berufs hat die 
Freigrenze von 6000 RM. für jeden der vereinigten Rechtsanwälte 
zu gelten. Sind an einer wirtſchaftlichen Einheit mehrere zur geſamten 
Hand oder zu Bruchteilen beteiligt, ſo iſt die Höhe der Anteile bei der 
Feſtſtellung des Einheitswerts für die wirkſchaftliche Einheit feſt⸗ 
site ß 8 31961 

2. Länder. 
Preuß. Stempelſteuergeſetz. 

TarSt. 7 Abſ. 5 AStempSt&. Stempelfreiheit eines Beſtell⸗ 
ſcheins, wenn ſich der Empfänger die Annahme des Angebots vor- 
behält. RO. 316718 


Preuß. Steuerrecht. 
Rechtsbeſchwerde iſt nur zuläſſig, wenn Beſchwerdeführer die 
Entſcheidung in ihrem Ergebnis und nicht nur in ihren Gründen be⸗ 
ſeitigen will. PrOVGB j). 32012 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reid. 
Reichsverſicherungsordnung. 

Lediglich wegen der Koſten des Verfahrens iſt die Reviſion nach 
allgemeinen prozeßrechtlichen Grundſätzen ausgeſchloſſen. RA. 31991 

Die Reichsknappſchaft iſt nicht berechtigt, gegen die von den 
Geſchäftsausſchüſſen innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit ge⸗ 
troffenen Entſcheidungen Rechtsmittel einzulegen. RB A. 31992 

Reichsverſorgungsgeſetz. 

Leiſtungen auf Grund einer Entſcheidung, die im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren (88 66ff. Verf®.) aufgehoben worden ift, ſind zu Unrecht 
empfangen. RVerſorgGee·e et. 32001 

2. Länder. 
Preuß. Wegerecht. 


Wann liegt Verfahrensmangel vor? Rezeß ſchafft objektiv öffent. 
liches Recht und kann Widmung zum öffentlichen Wege erſetzen. Bei 
Wegen, die über Privateigentum führen, iſt beſonders ſtrenger Nachweis 
der Widmungsvorgänge zu fordern. ProVG . . 32001 


E. 
Ausländiſches Recht. 


Die Gültigkeit eines Schiedsvertrages erfordert nicht, daß eine 
vorher über denſelben Gegenſtand eingebrachte Klage vorher zurück⸗ 
gezogen wird. Ein ruhendes Verfahren begründet nicht unbedingt den 
Einwand der Streitanhängigkeit. Über die eigenen Koſten vermögen 
die Schiedsrichter keinen gültigen Schiedsſpruch zu fällen. W 
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Druck von Oscar Brandſtetter in Leipzig. 
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Verhandlungen des Anwaltstages über den Gegenſtand: 


Anwalt, volk und Staat. 


Freitag, den 13. September 1929, 10¼ Uhr vormittags, 
im Conventgarten in Hamburg. 


Präſident IR. Dr. Drucker (Leipzig): Meine Herren 
Kollegen! Indem ich den 24. Deutſchen Anwaltstag er⸗ 
öffne, ſtelle ich feſt, daß ſeine Einberufung form⸗ und friſt⸗ 
gemäß im Einklang mit unſeren Satzungen erfolgt iſt. Nach 
unſerer Satzung geſchieht die Leitung des Anwaltstages durch 
den Präſidenten des Deutſchen Anwaltvereins und im Falle 
ſeiner Verhinderung durch die Vizepräſidenten des Deutſchen 
Anwaltvereins. Es entſpricht aber unſerer Gewohnheit und 
iſt durch die Satzung zugelaſſen, daß außerdem noch ſtell⸗ 
vertretende Vorſitzende für die Verſammlung gewählt werden. 
Von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, haben wir heute um 
ſo mehr Veranlaſſung, als zu unſerem großen Bedauern 
einer der Herren Vizepräſidenten, Herr Dr. Hachenburg 
(Mannheim), durch Erkrankung verhindert iſt, an dieſer 
Sitzung teilzunehmen. Er hat uns beauftragt, ſeinen eigenen 
Schmerz über dieſe von ihm nicht zu vermeidende Abweſen⸗ 
heit zum Ausdruck zu bringen und die Herren Kollegen auch 
in ſeinem Namen herzlichſt zu begrüßen, was ich hiermit 
getan haben will. (Bravo!) 

Ich darf Ihnen vorſchlagen, zum ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden des Anwaltstages den von uns allen gleichermaßen 
verehrten Herrn Kollegen Dr. Johannes Behn, den 
Vorſitzenden der Hanſeatiſchen Anwaltskammer, zu beſtellen. 
(Lebhafter Beifall.) — Ich entnehme aus Ihrem Beifall, 
daß Sie dieſem Vorſchlage beitreten. Ich darf Herrn 
Dr. Behn bitten, hier Platz zu nehmen. 

Zum Schriftführer berufe ich Herrn RA. Bartmann. 

Es iſt der Verſammlung bekannt, daß wir, um genügend 
Raum für unſere ſachlichen Beratungen zu haben, in dieſer 
Sitzung von dem Wechſel der Begrüßungsreden Abſtand 
nehmen wollen, zumal wir ja dazu hinreichend geſtern Ge⸗ 
legenheit gehabt haben. Aber es obliegt mir noch, vor der 
Hauptverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins unſeren 
Dank bekanntzugeben für die literariſchen Gaben, die uns in 
ſo reichem Maße dargebracht worden ſind. (Bravo!) Ich 
darf in erſter Reihe erwähnen das ausgezeichnete Werk, das die 
hanſeatiſchen Juriſten uns gewidmet haben, und darf 
meinen Dank ganz beſonders an die Herren richten, die die 
Leitung dieſes Unternehmens in der Hand gehabt haben: es 
ſind das Herr Senator Dr. Nöldeke, Herr Profeſſor 
Dr. Bruck und unſer Herr Kollege Profeſſor Dr. Martin 
Leo. Ich danke auch denjenigen Verbänden und Perſönlich⸗ 
keiten, die die finanzielle Verwirklichung dieſes ſo wohl⸗ 
gelungenen Plans übernommen haben, und nicht zuletzt 
danke ich jedem, der ſeine Arbeitszeit und ſeine Arbeitskraft 
dem Deutſchen Anwaltverein zur Verfügung geſtellt hat durch 
Lieferung von Beiträgen zu dieſem ausgezeichneten Buch. 
(Bravo!) Ich danke weiterhin unſerem Kollegen Magnus 
(Bravo!), deſſen Buch ſich ſchon in der Hand vieler Herren 
Kollegen befindet und von den anderen hoffentlich ſehr bald 
in die Hand genommen und mit Nutzen für die ganze An⸗ 
waltſchaft ſtudiert werden wird, ſowie der Firma W. Moeſer, 
Buchhandlung, in Leipzig, die uns in Gemeinſchaft mit 
Herrn Kollegen Magnus dieſe ſchöne Gabe geſtiftet hat. 
(Lebhafter Beifall.) 

Wir dürfen ſagen, daß dieſe Bibel der deutſchen Rechts⸗ 
anwaltſchaft in unſeren zukünftigen Verhandlungen aller 
Vorausſicht nach häufig zitiert werden wird. Das kann aber 
nur geſchehen, wenn ſie recht häufig geleſen wird. 

Endlich darf ich der Verſammlung noch die Mitteilung 
machen, daß unſer verehrter Herr Kollege Dr. Max Fried⸗ 
laender und ſein Bruder Herr Landgerichtsrat Dr. Fried⸗ 


laender ſich entſchloſſen haben, die neue Auflage ihrer 
Rechtsanwaltsordnung dem Deutſchen Anwaltverein zu wid⸗ 
men. (Lebhafter Beifall.) Wer das Buch kennt — und es 
gibt annehmbarerweiſe keinen deutſchen Anwalt, der es nicht 
kennt —, der weiß die Bedeutung dieſer Gabe zu würdigen. 

Es iſt Ihnen außerdem bekannt, daß eine größere An⸗ 
zahl von Zeitſchriften beſondere Feſtnummern aus Anlaß 
unſerer Tagung herausgebracht haben. Ich nenne die „Han⸗ 
ſeatiſche Rechts- und Gerichtszeitung“, ich nenne die Zeitſchrift 
„Markenſchutz und Wettbewerb“ und bitte um Entſchuldi⸗ 
gung, wenn mir bei der Fülle der Druckſachen die eine oder 
andere entgangen ſein ſollte. Aber allen den Herausgebern 
und zugleich den Verlagsfirmen, die in dieſer Weiſe ſich des 
Anwaltstags und des Anwaltsſtandes erinnert haben, ſprechen 
wir gemeinſam unſeren beſten Dank aus. (Bravo!) 

Nicht unerwähnt will ich aber auch die Genugtuung 
laſſen, die uns alle über die Stellung der Hamburger Preſſe 
zu dem diesmaligen Anwaltstag erfüllt. (Lebhafter Beifall.) 
Wir älteren Anwälte haben in jahrzehntelanger Beobachtung 
Gelegenheit gehabt, auch die Stellung der Preſſe zu unſeren 
Veranſtaltungen zu prüfen. Wir haben nicht immer den 
Eindruck erlangen können, daß dasjenige Maß an Beachtung, 
auf das wir doch ſchließlich Anſpruch zu haben glaubten, uns 
geſchenkt worden iſt. Die Hamburger Preſſe hat dieſes Maß, 
ich darf wohl ſagen, bis zum Rande gefüllt, und es iſt nicht 
nur die Reichhaltigkeit, ſondern es iſt auch die Form und die 
Art und der Geiſt der Berichterſtattung, für die wir der 
Preſſe unſeren beſten Dank ausſprechen. (Lebhafter Beifall.) 

Ich darf Ihnen noch mitteilen, daß der Herr Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter Dr. Curtius, der die Abſicht hatte, hier 
anweſend zu ſein, durch ein Telegramm ſeine Abweſenheit 
entſchuldigt hat. Es lautet: 

Leider durch Kurgebrauch an Teilnahme ver⸗ 
hindert, ſendet dem Anwaltstag herzlichſte Grüße und 
Wünſche für erfolgreiches Wirken im Dienſt am Recht 

Reichswirtſchaftsminiſter Curtius. 


(Bravo!) Wir werden in Ihrem Namen dem Herrn Minifter 
Curtius danken. 

Es iſt in den Beſprechungen der letzten Tage ſchon mehr⸗ 
fach davon die Rede geweſen, daß ein bedauerliches Zu⸗ 
ſammentreffen der Feſttage den Deutſchen Richterbund 
verhindert hat, durch ſeine Spitzen hier anweſend zu ſein, und 
auch uns nicht die Möglichkeit gegeben hat, uns durch eine 
größere Anzahl unſerer Kollegen dort vertreten zu laſſen. 
Wir haben unſerem Bedauern darüber dadurch Ausdruck 
geben wollen, daß wir dem Richterbund zu ſeiner Tagung in 
Köln ein Telegramm haben zugehen laſſen, von deſſen Wort⸗ 
laut ich Sie Kenntnis zu nehmen bitte. Es lautet: 

Deutſcher Richtertag, Köln. 

Namens der zur Feier des 50jährigen Beſtehens 
der Reichsjuſtizgeſetze in Hamburg verſammelten Teil⸗ 
nehmer des Deutſchen Anwaltstages entbieten wir 
dem Deutſchen Richtertage im Gefühle enger Ver⸗ 
bundenheit herzlichen Gruß. Wir ſind gewiß, daß 
Richter und Anwälte wie in den vergangenen 
50 Jahren auch weiterhin in verſtändnisvoller und 
freundſchaftlicher Zuſammenarbeit ihrer hohen und 
verantwortungsvollen Amter walten und auch in Zu⸗ 
kunft gemeinſchaftlich darauf hinwirken werden, daß 
die deutſche Rechtspflege ſich mehr und mehr als zu⸗ 

1 


verläſſigſter Hort der Rechtsſicherheit und als un⸗ 
erſchütterlicher Pfeiler zum Wiederaufbau des Reichs 
erweiſen werde. Mögen Richtertag und Anwaltstag 
dieſe Hoffnungen und Erwartungen bekräftigen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Nunmehr, meine ſehr geehrten Herren, hindert uns 
nichts mehr, in unſere ſachlichen Beratungen einzutreten, und 
ich darf unſeren verehrten Kollegen Herrn IR. Dr. Oeſtreich 
aus München bitten, den freundlichſt übernommenen Bericht 
über das bedeutſame Thema unſerer Tagung: 


Anwalt, Voll und Staat, 
uns zu erſtatten. 


(Das Referat erſcheint in der Druckſchriftenreihe des 
Deutſchen Anwaltvereins, Nr. 21.) 


Präſident IR. Dr. Drucker, Leipzig: Verehrter Herr 
Kollege Oeſtreich! Tauſend Ihrer Kollegen haben in einem 
Beifallsſturm, der ſich bei unſeren Verſammlungen noch 
ſelten ereignet hat, ihren Dank für das auszudrücken ver⸗ 
ſucht, was Sie uns in Ihren zweiſtündigen Darlegungen 
geſchenkt haben. Und doch iſt dieſer Beifall nur eine Ab⸗ 
ſchlagszahlung auf den Dank, den die deutſche Anwaltſchaft 
Ihnen ſchuldet. Nicht die tauſend anweſenden Kollegen, auch 
nicht die 15 000 jetzt lebenden Rechtsanwälte werden in der 
Lage ſein, die Dankesſchuld abzutragen, mit der Sie uns 
belaſtet haben. (Lebhafte Zuſtimmung.) Nicht unſerer Gegen⸗ 
wart, ſondern der Zukunft des deutſchen Anwaltsſtandes 
wird die Pflicht und das Bedürfnis obliegen, Ihnen das zu 
danken, was Sie uns heute ſchenkten. (Erneute lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung.) Verehrter Herr Kollege Oeſtreich! Sie haben 
in Ihren einleitenden Worten behauptet, Sie ſtänden im 
Schatten der Titanen. Wer Sie kannte, der wußte, daß das 
ein Exzeß Ihrer Beſcheidenheit war. Wer Sie noch nicht 
gekannt hat, der weiß nunmehr, daß Ihre Ausführungen vom 
Zenith aus die Darlegungen der Titanen beſtrahlt haben, ſo 
daß ſelbſt die Titanen keinen Schatten mehr werfen. Ihr 
Vortrag hat Sie in die erſte Reihe der Titanen geſtellt, die 
für die Forderungen des deutſchen Anwaltsſtandes kämpfen. 
Der Ruhm, den Sie ſich verſchafft haben, wird Ihnen immer 
bleiben, auch wenn wir alle vorübergegangen ſein werden. 
(Erneuter lebhafter Beifall.) 

Meine Herren Kollegen! Es entſpricht einem allgemeinen 
Bedürfnis, wenn wir jetzt vor der Diskuſſion eine Pauſe von 
fünf Minuten eintreten laſſen. 


(Pauſe.) 
Präſident IR. Dr. Drucker (Leipzig): Wir nehmen 
die Verhandlungen wieder auf. Zur Geſchäftsordnung hat 
ums Wort gebeten der Herr Kollege IR. Dr. Ablaß. 
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SR. Dr. Ablaß, Hirſchberg /R.: Meine hochverehrten 
Damen und Herren! Wir ſtehen nach dem Vortrag unſeres ver⸗ 
ehrten Herrn Kollegen Dr. Oeſtreich vor einem gewaltigen, 
ja erſchütternden Eindruck. Wir haben, glaube ich, die Pflicht, 
dieſen Eindruck nicht zu verwiſchen. Ich habe allen Reſpekt 
vor der ungeheuren Summe von Intelligenz, die in dieſem 
Saal vereinigt iſt, und ich zweifle nicht, daß es dem einen oder 
anderen Redner glücken mag, noch das Maß von Intereſſe zu 
erwecken, das nach den Darlegungen unſeres hochverehrten 
Herrn Referenten noch möglich iſt. Ich möchte Sie bitten: 
Wenn wir der Wucht und Größe des Augenblicks gerecht 
werden wollen, dann ſchließen wir unſere heutigen Be⸗ 
ratungen mit jenem Referat. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Geſtatten Sie mir deshalb den Antrag einzubringen: 

Die Verſammlung nimmt von einer Debatte Abſtand. 


Präſident IR. Dr. Drucker, Leipzig: Meine Herren! 
Sie haben den Antrag des Herrn Kollegen Dr. Ablaß ge⸗ 
hört. Wir ſtimmen über den Antrag ab. Ich bitte die 
Herren, die für einen Verzicht auf eine Debatte ſind, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Sie 
erfolgt.) 

Das Büro iſt einig, daß die weit überwiegende Mehr⸗ 
heit der Verſammlung dafür iſt, daß von einer Debatte Ab⸗ 
ſtand genommen wird. (Lebhafter Beifall.) 

Zugleich darf ich dieſen Beſchluß als einen nochmaligen 
ſchüchternen Dank der Verſammlung gegenüber dem Herrn 
Kollegen Oeſtreich auffaſſen. (Erneuter Beifall.) 

Meine verehrten Damen und Herren! Ehe ich den An⸗ 
waltstag ſchließe, darf ich Ihnen noch Kenntnis geben von 
den inzwiſchen eingelaufenen Einladungen verſchiedener 
Städte, den nächſten Anwaltstag in ihren Mauern abzu⸗ 
halten. Sie ſind ſo zahlreich, daß der Bedarf unſerer Kindes⸗ 
kinder an Tagungsorten gedeckt ſein wird. (Heiterkeit.) Es 
haben ſich beworben die Städte Mainz, Karlsruhe, Kiel, 
Kreuznach, Hannover, Koblenz, Königsberg, Mannheim, Eſſen, 
Kaſſel, Magdeburg, Stettin, Köln, Dresden, Heidelberg, 
Eiſenach und noch andere mehr. Ich glaube, Sie werden mit 
dem Vorſtand der Meinung ſein, daß eine Beſchlußfaſſung 
über die Wahl des nächſten Tagungsorts heute nicht ſtatt⸗ 
finden kann. Sie werden zu dem Vorſtand und der Ab⸗ 
geordnetenverſammlung das Vertrauen haben, daß ſie 
wiederum eine ſo ausgezeichnete Wahl treffen wird wie dies⸗ 
mal mit Hamburg. — Ich darf Ihre Zuſtimmung annehmen. 

Damit ſind wir am Schluſſe unſerer offiziellen Be⸗ 
ratungen angelangt. Wir gehen nicht auseinander, ohne noch 
einmal der Stadt Hamburg, ihren Behörden und der ganzen 
Hamburgiſchen Offentlichkeit, vorzüglich aber unſeren Ham⸗ 
burger Kollegen unſeren herzlichſten Dank für das auszu⸗ 
ſprechen, was ſie für uns geſchaffen, geboten und ermöglicht 
haben. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Der 24. Deutſche Anwaltstag iſt geſchloſſen. 


(Schluß 1 Uhr.) 


Feier zum 50 jährigen Beſtehen der Keichsjuſtizgeſetze. 
Donnerstag, den 12. September 1929, 10 Uhr vormittags, 
in der Muſikhalle, Holſtenplatz, Hamburg. 


Nach einem Orgelſpiel von Profeſſor Sittard, 
Hamburg, — Toccata und Fuge D-Moll von J. S. Ba 
ſpricht der 

Präſident des Deutſchen Anwaltvereins IR. Dr. Mar⸗ 
tin Drucker, Leipzig: 

Meine Damen! Meine Herren! Der Deutſche Anwalt⸗ 
verein genießt wiederum die hohe Auszeichnung und leb⸗ 
hafte Genugtuung, einen weiten Kreis ſehr werter und ge⸗ 
ehrter Gäſte verſammelt zu ſehen. Ihnen allen wird für ihr 
Erſcheinen der herzlichſte Dank des Deutſchen Anwaltvereins 
geſchuldet und durch mich freudig zum Ausdruck gebracht. Je 


größer unſer berechtigter Stolz auf die erhebliche Anzahl 
unſerer Ehrengäſte iſt, deſto unabweisbarer wird freilich der 
Verzicht auf die Befriedigung unſeres ſtark empfundenen 
Bedürfniſſes, jeden einzelnen der verehrten Herren von dieſer 
Stelle aus mit Namensnennung zu begrüßen. Wir können 
unſeren Willkommensruf nur einheitlich in die Runde ſenden 
in der gewiſſen Zuverſicht, daß er auf der Welle der Sym⸗ 
pathie an jedes Ohr dringen werde, das bereit iſt, ihn 
freundlich zu empfangen. 


Die ſehr geehrten Damen und Herren ſind unſerer 
Bitte gefolgt, dem 24. Deutſchen Anwaltstage beizuwohnen. 


Deſſen Thema „Anwalt, Volk und Staat“ erſcheint uns 
der Erörterung bedürftig zu ſein nicht nur innerhalb 
der Anwaltſchaft, ſondern auch mit denen, die ihr wohl⸗ 
wollen, und gegenüber ſolchen, die ihr übelwollen. Die 
Hauptverſammlung der Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins findet aber diesmal kurz vor dem Tage ſtatt, an 
dem vor 50 Jahren die Reichsjuſtizgeſetzgebung ins Leben 
getreten iſt. Dieſes Ereigniſſes in weihevoller Stimmung zu 
gedenken, iſt uns Wunſch und Pflicht zugleich. In einer Zeit, 
die ſo überaus befliſſen an Geburtstagen einzelner Menſchen 
geräuſchvolle Jubiläen zelebriert, darf hiſtoriſch⸗kritiſche Be⸗ 
ſinnlichkeit wohl eine ernſte Stunde an dem 5. Jahrzehnttag 
eines Geſetzgebungswerks verweilen, das dem täglichen Leben 
des Volkskörpers Schutz und Regel gibt. Und ſo begehen wir 
heute die Verfaſſungsfeier der deutſchen Juſtiz. 

Unſer Freund Dr. Walther Fiſcher wird ſich der be⸗ 
deutſamen Aufgabe unterziehen, das makrokosmiſche Bild die⸗ 
ſer 50 Jahre deutſcher Juſtizpflege zu zeichnen. Mir ſei es 
erlaubt, aus dem engeren Geſichtskreis anwaltsgeſchichtlichen 
Erlebens den beſtimmenden Grund für die Veranſtaltung 
dieſes Feſtaktes zu entnehmen. 

Die deutſche Rechtsanwaltſchaft iſt durch die Reichs⸗ 
juſtizgeſetzgebung im eigentlichen Sinne, das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz und die Prozeßordnungen, zwar nicht bewußt 
geſchaffen, aber ihre Entſtehung iſt zur ſtaatlichen und 
moraliſchen Notwendigkeit geworden. Schon lange vorher 
hatten freilich die Männer, die in Dutzenden von deutſchen 
Vaterländern unter verſchiedenſten Bezeichnungen und mit 
verſchiedenſten Befugniſſen den Anwaltsberuf ausübten, dem 
Gedanken der Rechtsvereinheitlichung mit heißer Seele und 
ungebrochener Tatkraft angehangen. Mit der lapidaren Lo⸗ 
ſung „Einheit des deutſchen Rechts“ war bereits zum 1. Juli 
1844 ein Deutſcher Anwaltstag nach Mainz einberufen worden. 
Daß ſeine Abhaltung von einigen auchdeutſchen Regierungen 
mit Strafandrohung verboten wurde, weil „die Anwälte keinen 
Beruf für Herſtellung deutſcher Rechtseinheit“ hätten, dürfen 
wir heute mit verzeihendem Lächeln erwähnen, nachdem in die⸗ 
ſen Jahren mit der Staatsräſon ſich auch die Juſtizminiſterien 
durchgreifend geändert haben. Aber ſelbſt die im Geburts⸗ 
jahre des Deutſchen Reichs hoffnungsvoll gewagte Grün⸗ 
dung unſeres Deutſchen Anwaltvereins wäre doch nur ein 
Zuſammenſchluß unitariſcher Berufstendenzen geblieben und 
hätte den deutſchen Rechtsanwalt nicht erzeugt, wenn es 
nicht geglückt wäre, eine einheitliche Gerichtsorganiſation und 
einen einheitlichen Prozeß nach Grundſätzen aufzurichten, an 
deren unerbittlicher Logik die partikulariſtiſchen Varietäten 
der Standeseinrichtungen und Standesauffaſſungen zer⸗ 
ſchellen mußten. Die Regierung hatte zunächſt ſich damit be⸗ 
gnügen wollen, in einem beſonderen Titel des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes das Allernotwendigſte über die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft anzuordnen. Dieſe Beſtimmungen waren ſo zaghaft 
und ſo ſchüchtern gefaßt, daß ſie der Verwaltungsmaxime 
auch des allerkleinſten Bundesſtaats den weiteſten Spiel⸗ 
raum ließen, und daß nicht einmal das Prinzip der freien 
Advokatur im Sinne Rudolf Gneiſts deutſches Gemein⸗ 
gut geworden wäre. 

Da brach in der Juſtizkommiſſion des Deutſchen Reichs⸗ 
tags das Morgenrot der beſſeren Erkenntnis durch die 
Nebel kleinſtaatlicher Anwandlungen ſieghaft hindurch. Ein 
Hamburger Anwalt war es, der das unvergeſſene Wort 
ausſprach: 

Die Perſpektive, die man ins Auge zu faſſen hat, iſt 
eine Deutſche Anwaltſchaft. Ich fühle keinen Beruf, meine 
Hand zur Aufrechterhaltung partikulariſtiſcher Tendenzen 
zu bieten. 

In dieſe Fanfare der Rechtsanwaltſchaft ſtimmte die Volks⸗ 
vertretung ein, und nicht allzulange danach verabſchiedete 
ſie das Grundgeſetz unſeres Standes, die deutſche Rechts⸗ 
anwaltsordnung. 

So iſt vor 50 Jahren dem Nährboden der Reichszjuſtiz⸗ 
geſetzgebung die deutſche Rechtsanwaltſchaft entwachſen als ein 
im ganzen Reiche einheitlich und gleichartig wirkender Stand 
e Rechtsberater und Rechtsvertreter des ganzen 

olkes. 

Ein großer Schritt nach vorwärts, wenn auch nur ein 
Schritt und noch nicht die Erreichung der verwandten Ziele, 
denen wir heute auf dem Gebiete außerprozeßualer Rechtspflege 


zuſtreben. Wir wiſſen, daß Verſuche ſich bemerkbar machen, die 
uns nicht nur von dieſen weiteren Zielen fernhalten wollen, 
ſondern uns auch die Stellung verkümmern möchten, die 
die Väter der Reichsjuſtizgeſetzgebung uns eingeräumt haben 
um des Volkswohls willen. Wie dieſe anwaltsfeindliche Be⸗ 
wegung auslaufen wird, entzieht ſich der Vorausſage, weil 
ſtaatsmänniſche Einſicht nicht einen unverlierbaren Beſitz der 
Parlamente darſtellt. (Heiterkeit.) Aber der Deutſche Anwalt⸗ 
verein vertraut darauf, daß 15000 deutſche Rechtsanwälte 
ſich entſchloſſen zeigen werden, aus den Befugniſſen ſich nicht 
verdrängen zu laſſen, mit denen ausgerüſtet wir ein halbes 
Jahrhundert lang unſer Wiſſen und unſer Können, unſere 
Nervenkraft und unſere Pflichttreue eingeſetzt haben als Hüter 
des Rechts. (Lebhafter Beifall.) Hüter des Rechts zu 
bleiben, das iſt der Anſpruch, das iſt aber auch das Ge⸗ 
löbnis der deutſchen Rechtsanwälte bei dieſer Gedenkfeier der 
Reichsjuſtizgeſetzgebung. (Langanhaltender lebhafter Beifall.) 


Reichsminiſter der Juſtiz von Gus rar d: Sehr verehrte 
Damen! Meine Herren! Den Gruß, den ich dem Deutſchen 
Anwaltstage namens der Reichsregierung und insbeſondere 
der Reichsjuſtizberwaltung, zugleich aber auch für die Lan⸗ 
desjuſtizverwaltungen außerhalb Ihres Tagungsortes ent⸗ 
bieten darf, gilt nicht nur den hier Verſammelten, ſon⸗ 
dern auch der geſamten deutſchen Anwaltſchaft, die, wie Ihr 
Herr Vorſitzender ſchon betont hat, am 1. Oktober auf ein 
50jähriges Beſtehen in ihrer heutigen Form zurückblickt. 

Als die deutſche Anwaltſchaft in ihrer jetzigen Form ge⸗ 
ſchaffen wurde, war die deutſche Rechtseinheit erſt im Wer⸗ 
den. Denn mit der Schaffung der einheitlichen Gerichts⸗ 
organiſation und des einheitlichen Verfahrensrechtes vor 
50 Jahren wurde erſt der Grundſtein zur Rechtseinheit ge⸗ 
legt. Zu den Angelpunkten dieſer großen Anfangsſchöpfung 
gehört aber auch die Organiſation der Anwaltſchaft, die 
Schaffung der freien deutſchen Advokatur. Der Anwaltſchaft 
fiel damit von vornherein eine hohe Aufgabe zu, die Auf⸗ 
gabe, auch für ihren Teil Träger und Mehrer des großen Ge⸗ 
dankens der deutſchen Rechtseinheit zu ſein. Unſere Rechts⸗ 
einheit iſt ja einer der feſteſten Grundpfeiler der Reichs⸗ 
einheit. An dieſem Grundpfeiler mitgebaut zu haben, kann 
die deutſche Anwaltſchaft für ſich voll in Anſpruch nehmen. 
Ihr fiel die weitere große Aufgabe zu, mitzuarbeiten an 
einer Fortentwicklung des Rechts, die den Bedürfniſſen des 
wirtſchaftlichen und des ſozialen Lebens entſpricht, eine Auf⸗ 
gabe, die gerade in der neuen Zeit mit ihren wechſelnden 
Formen und Erſcheinungen beſonders bedeutſam geworden 
iſt. Gewiß nicht in dem Sinne, daß jeder Zeitſtrömung Rech⸗ 
nung getragen werden ſollte. Das würde der Beſtändigkeit 
des Rechts und einer geſunden Entwicklung des Rechts- 
lebens widerſprechen. Weiterbildung des Rechts kann nur in 
dem Sinne verſtanden werden, daß das Recht tatſächlich ge- 
wordenen Umformungen des Lebens und des Denkens des 
Volkes Rechnung zu tragen hat. Denn nur dann kann der 
Rechtsgedanke im Volke lebendig bleiben. In der Erfüllung 
dieſer Aufgabe wird das Recht auch ein bedeutſamer Faktor 
für die Ausgeſtaltung und Feſtigung der deutſchen Republik. 
Hierbei liegt aber der deutſchen Anwaltſchaft, die im Volke 
wurzelt, ein bedeutſames Mitwirken ob. 

Ich darf deshalb, meine Damen und Herren, mit dank⸗ 
barer Anerkennung heute gedenken all der hervorragenden 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen deutſcher Anwälte, der vielfachen 
Mitwirkung der deutſchen Anwaltſchaft bei Geſetzgebungs⸗ 
werken und nicht zuletzt der für unſere Wirtſchaft zum Teil 
ungeheuer bedeutungsvollen anwaltlichen Leiſtungen auf recht⸗ 
lich⸗wirtſchaftlichen Gebieten. Mit Dankbarkeit gedenke ich auch 
der Verdienſte, die ſich gerade die Anwaltſchaft in den letzten 
Jahren um die Wiederanknüpfung der durch den Weltkrieg 
zerriffenen Beziehungen zum Auslande erworben hat. Und 
doch: was ſind alle dieſe Spitzenleiſtungen im Vergleich zu der 
unendlichen Fülle ſtiller, hingebungsvoller Arbeit, die die 
deutſche Anwaltſchaft in den Beratungszimmern und den 
Gerichtsſälen im Dienſte des Rechts, im Dienſte des Volks 
geleiſtet hat und tagtäglich leiſtet! (Bravo!) 

Ich glaube, meine Damen und Herren, die Hoffnungen 
und Erwartungen, die man vor 50 Jahren auf die deutſche 
Advokatur geſetzt hat, ſind in Erfüllung gegangen. Und doch: 
das 50jährige Jubiläum der deutſchen Anwaltſchaft iſt viel⸗ 


leicht kein Jubeltag; das Bild wird ſtark überſchattet durch 
die Sorgen einer trüben Gegenwart. Daß die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft gegenwärtig ſchwer zu ringen hat, das wiſſen wir alle. 
Sie iſt ſeinerzeit als freier Beruf in die Welt geſetzt worden 
und hat deſſen Schickſal in den Jahren einer glücklichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung bewieſen. In den Zeiten der Not litt 
auch ſie beſonders, und in den beengten Verhältniſſen unſerer 
gegenwärtigen Zeit hat ſie zu kämpfen wie alle anderen 
freien Berufe. Was Wunder, meine Damen und Herren, 
wenn unter dieſen veränderten Verhältniſſen viele der alten 
Probleme des anwaltſchaftlichen Berufsrechts, wenn auch in 
neuer Geſtalt, jetzt wieder lebendig geworden ſind? 

Ich will hier Einzelheiten nicht berühren und halte mich 
auch im gegenwärtigen Stadium dazu nicht für berufen. 
Gerade dem Weſen des freien Berufsſtandes entſpricht es, 
wenn die Fragen der künftigen Geſtaltung des Berufsrechts 
zunächſt in den eigenen Reihen gelöſt werden. Nur eins, meine 
Damen und Herren, möchte ich ſagen. So geteilt auch in 
manchen Punkten die Anſichten ſind, in einem, glaube ich, 
beſteht volle Einigkeit: das Ziel der Entwicklung kann nur 
eine aus den Wurzeln eigener Kraft ſprießende organiſche 
Weiterbildung ſein. Ebenſo weiß ich mich mit Ihnen eins in 
der feſten Überzeugung, daß die Anwaltſchaft zu dieſem 
eigenen ſelbſtändigen Wachstum Licht und Luft braucht. Daß 
für Sie in dieſer Hinſicht die letzten Jahre nicht frei von Ent⸗ 
täuſchungen geweſen ſind, weiß ich wohl. Ich kann Ihnen nur 
die Verſicherung geben, daß ich mich als Reichsminiſter der 
Juſtiz, ſoweit es in meinen Kräften ſteht, ſtets dafür einſetzen 
werde, daß die Anwaltſchaft nicht in ihren Entwicklungs- und 
Betätigungsmöglichkeiten weiter eingeengt und durch Feſſeln 
behindert werde. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn ich, meine Damen und Herren, die deutſche An⸗ 
waltſchaft am heutigen Tage zu ihrem 50jährigen Beſtehen 
grüße, ſo kann ich es nicht tun, ohne auch ihrer engen Ver⸗ 
bundenheit mit dem deutſchen Richterſtande zu gedenken. (Leb⸗ 
haftes Bravo.) Anwaltſchaft und Richterſchaft bilden eine 
untrennbare Einheit. Mag es der entſcheidende Richter oder 
der bald um das Recht kämpfende oder künftigen Streitig⸗ 
keiten vorbauende Anwalt ſein, beide ſind vereint Träger der 
lebendigen Rechtsentwicklung, beiden zuſammen fällt die für 
das Geſamtwohl ſo unendlich wichtige Aufgabe zu, das Recht 
fortzubilden und damit vielfach der Geſetzgebung vorzu⸗ 
arbeiten, der Geſetzgebung neue Wege zu weiſen. Möge die 
deutſche Anwaltſchaft ihre hohen Aufgaben wie bisher er⸗ 
füllen, in tiefem Empfinden für die Aufgaben des Rechts, 
aber auch mit unbeſtechlichem inneren Gerechtigkeitsgefühl! 
Dann dient ſie weiter dem Ganzen, dann wirkt ſie für des 
Volkes Wohl. Das iſt mein aufrichtiger Wunſch, meine 
Herren, heute an dieſem Ihren Ehrentage. (Lebhafter Beifall.) 


Senator Dr. Nöldeke (Hamburg): Sehr geehrte 
Damen! Sehr geehrte Herren! Es liegt mir die ehrenvolle 
Aufgabe ob, Sie an Ihrem heutigen Ehrentage im Namen 
unſerer Landesregierung, des Hamburger Senats, der ham⸗ 
burgiſchen Juſtizverwaltung, deren Vorſtand ich bin, der 
hamburgiſchen Gerichte und der Staatsanwaltſchaft hier zu 
begrüßen. Ich möchte noch beſonders den Gruß unſeres 
Oberlandesgerichts hervorheben, das bekanntlich kein rein 
hamburgiſches, ſondern ein den drei Hanſeſtädten gemeinſames 
hanſeatiſches Gericht iſt. Außerdem hat mich der ſächſiſche 
Herr Juſtizminiſter beſonders gebeten, Ihnen ſeinen Gruß 
zu ſagen, da er leider durch die Urlaubsverhältniſſe ver⸗ 
hindert ſei, einen Vertreter hierher zu entſenden. 

Hamburg bringt Ihren Beratungen das größte Inter⸗ 
eſſe entgegen. Es iſt von Urſprung an mit dem Anwaltstage 
auf das engſte verbunden. Ich kann an die Worte an⸗ 
knüpfen, die der erſte Herr Redner hier über die Beſtrebungen 
aus dem Anfang der vierziger Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts, eine Gemeinſamkeit der deutſchen Anwälte her⸗ 
zuſtellen, geäußert hat. Damals, als die Einheitsbeſtrebungen 
im deutſchen Volke immer intenſiver wurden, hatten die Advo⸗ 
katen, die die Führer der deutſchen Juriſten waren, den drin⸗ 
genden Wunſch nach einem Zuſammenſchluß. Aber ſämtliche 
Regierungen weigerten ſich, die Genehmigung zur Abhaltung 
eines deutſchen Advokatentags zu geben. Die Einheitsbeſtre⸗ 
bungen waren ihnen nicht genehm, und ganz beſonders paßte 
es ihnen nicht, wenn ſie von den böſen Advokaten geführt 


wurden. Schließlich hoffte man, als verſchiedene Regierungen 
abgelehnt hatten, in Kiel eine Stätte für den Advokatentag 
zu finden. Aber auch die däniſche Regierung verſagte ihre 
Zuſtimmung. So öffnete ſchließlich Hamburg, wo die Ad⸗ 
vokaten von jeher eine angeſehene Stellung hatten, ſeine Tore 
und gab die Genehmigung zur Abhaltung eines erſten Advo⸗ 
katentags. Aber auch damals hat die dänische Regierung noch 
den Verſuch gemacht, dies zu hintertreiben. Sie richtete an 
den Senat die Forderung, alle nichthamburgiſchen Advokaten, 
die hierher kämen, auszuweiſen. Darauf erteilte der zu⸗ 
ſtändige Senator Binder die Antwort, er würde das tun, 
ſoweit die Päſſe der Advokaten nicht in Ordnung ſeien, eine 
Selbſtverſtändlichkeit nach dem damaligen Paßrecht, mit dem 
wir ja auch wieder in der jüngſten Zeit einige Erfahrungen 
gemacht haben. 

So fand denn der erſte Advokatentag 1846 hier in Ham⸗ 
burg ſtatt, und ihm folgte der zweite im Jahre 1847. Als 
dann 1848 der dritte Advokatentag berufen wurde, war 
die Luft eine freiere geworden, und er durfte mit Genehmi⸗ 
gung der ſächſiſchen Regierung Ende 1848 in Dresden ſtatt⸗ 
finden. Seither iſt es ſehr viel leichter geworden, einen Ort 
für die Abhaltung Ihrer Tagung zu finden. (Heiterfeit.) 
Im Gegenteil, heute reißen ſich die Städte nur ſo darum. 
Und als vor etwa 16, 17 Jahren Hamburg wünſchte, aber⸗ 
mals einen Anwaltstag — der erſte Anwaltstag unter dem 
neuen Regime war hier im Jahre 1890 abgehalten worden — 
abzuhalten, und alles ſchon bereit war, einen Anwaltstag 
nach Hamburg zu berufen, da kam der Krieg dazwiſchen. Der 
zweite Verſuch, in Hamburg einen Anwaltstag abzuhalten, 
ſcheiterte an der Inflation, und ſo iſt es nun jetzt glücklicher⸗ 
weiſe endlich dazu gekommen, wieder einmal die Herren An⸗ 
wälte hier in Hamburg verſammelt zu ſehen, und zwar in 
einem hochwichtigen Moment, auf den ja die beiden Herren 
Vorredner ſchon hingewieſen haben, und ich kann namens 
Hamburgs nur meiner Freude Ausdruck geben, daß Hamburg 
hier wieder auch in dieſer Beziehung ſeine alte Anziehungs⸗ 
kraft bewährt hat. (Lebhafter Beifall.) 

Ich habe ſchon geſagt, daß die Anwaltſchaft hier in 
Hamburg von jeher eine angeſehene Stellung eingenommen 
hat. Das hängt natürlich in erſter Linie damit zuſammen, 
daß wir hier ein republikaniſches Regiment hatten und die 
Leiter des Staats und der Stadt durchweg aus der Reihe der 
Advokaten genommen worden ſind. Aber Weißler hat in 
ſeiner Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft auch beſonders dar⸗ 
auf hingewieſen, daß auf den Advokatentagen in den vier⸗ 
ziger Jahren die Hamburger Anwälte eine beſondere Rede⸗ 
gewandtheit gegenüber den anderen deutſchen Anwälten ge⸗ 
zeigt hätten (Heiterkeit), und er führt das wohl nicht mit 
Unrecht darauf zurück, daß wir in Hamburg ſchon ſeit dem 
Anfang des vorigen Jahrhunderts ein mündliches Ver⸗ 
fahren gehabt haben, und zwar vor dem Handelsgericht. 
Sie wiſſen, daß als Reſt der franzöſiſchen Geſetzgebung hier 
die Handelsgerichte beibehalten worden ſind, die das münd⸗ 
liche Verfahren damals ſchon hatten, und die dann nachher 
zum Segen des deutſchen Handelsrechts auch auf ganz Deutſch⸗ 
land ausgedehnt worden ſind. 

Herr Bürgermeiſter Peterſen hat vorgeſtern in ſeiner 
Anſprache an die Vertreter Ihres Standes bereits vom 
Standpunkte des früheren Anwalts darauf hingewieſen, daß 
hier in Hamburg ſeit alter Zeit ein beſonders gutes, ja ein 
Vertrauensverhältnis zwiſchen dem Anwaltsſtand und dem 
Richter beſtanden habe. Ich kann dies vom Standpunkt des 
früheren Richters nur beſtätigen. Der Hamburger Richter 
ſieht in dem Anwalt nicht nur den willkommenen, ſondern 
auch den notwendigen Helfer bei der Findung und Fort⸗ 
bildung des Rechts (Bravo!) und den geborenen Vertreter 
der Rechte des Volks. (Erneuter Beifall.) Und umgekehrt 
hat der Hamburger Anwalt zu dem Richter das Vertrauen, 
daß er rein ſachlich und objektiv, unter Würdigung aller 
Verhältniſſe ſeinen Spruch ſpricht. Einer der hamburgiſchen 
Anwälte, der — das kann ich wohl ſagen, wenn ich auch ſonſt 
nicht auf Politik zu ſprechen komme — der politiſchen Linken 
angehört, hat mich ausdrücklich gebeten, in meiner Anſprache 
zu betonen, daß von einer Vertrauenskriſe, von der ja ſoviel 
geſprochen wird, die aber in ganz Deutſchland ſichtlich im 
Rückgang befindlich iſt, hier in Hamburg nicht die Rede iſt. 
(Bravo!) Gewiß iſt hier in Hamburg nicht jede Partei mit 


jedem Urteil zufrieden. (Heiterkeit) Aber der Richter, der 
ſolche Urteile ſpricht, der muß erſt noch geboren werden. 
Solche Disharmonien, wie ſie aus anderen Orten gemeldet 
worden ſind, ſind hier in Hamburg glücklicherweiſe nicht vor⸗ 
gekommen. Ich habe vor einem Jahre die angenehme Auf⸗ 
gabe gehabt, aus den Händen der hanſeatiſchen Anwalt⸗ 
ſchaft die Büſte des Erſten Vorſitzenden der Hanſeatiſchen 
Anwaltskammer, des Dr. Iſaak Wolffſohn, der ja einer 
der Hauptförderer bei der Beratung der Reichsjuſtizgeſetze vor 
50 Jahren geweſen iſt, entgegenzunehmen, die jetzt einen 
Schmuck in der Halle unſeres hanſeatiſchen Oberlandesgerichts 
gegenüber der wohlgelungenen Büſte des hervorragenden Prä⸗ 
ſidenten Sieveking bildet. Bei der Gelegenheit habe ich 
dieſes Vertrauensverhältnis, welches hier in Hamburg be⸗ 
ſteht, das weit über die Grenzen Hamburgs anerkannt iſt, 
und das einer Ihrer Führer in einem Nachruf, den er kürz⸗ 
lich für den leider zu früh verſtorbenen Präſidenten Mittel⸗ 
ſtein geſchrieben hat, als die beſondere Anerkennung der 
gegenſeitigen Schätzung und des gegenſeitigen Verſtändniſſes 
bezeichnet, auf die Tatſache zurückgeführt, daß früher in 
Hamburg ebenſo wie in den angelſächſiſchen Ländern der 
Richter durchweg aus dem Anwaltsſtand hervorgegangen iſt. 

Umgekehrt aber iſt es hier in Hamburg auch nicht ſelten 
vorgekommen, daß tüchtige Richter ſich dem Anwaltsberuf 
zugewendet haben. Ein derartiger Wechſel zwiſchen Richter 
und Anwaltſchaft trägt ganz gewiß auch zum gegenſeitigen 
Verſtändnis bei. Wenn es in der letzten Zeit leider nicht mehr 
möglich war, in größerem Umfang einen derartigen Wechjel 
vorzunehmen, ſo beruht das auf der ſtarken Überfüllung 
aller juriſtiſchen Berufe, die jeden Zweig dazu veranlaſſen, 
ſich vom anderen abzuſchließen. Dieſe Überfüllung, meine 
Damen und Herren, die gerade die Anwälte in erſter Linie 
trifft, muß jeden, dem das Wohl unſeres deutſchen Juriſten⸗ 
ſtandes am Herzen liegt, mit banger Sorge erfüllen. Ich 
weiß, daß Ihre Führer gerade dieſer Frage gegenwärtig ihre 
beſondere Aufmerkſamkeit widmen, und hoffe und wünſche, 
daß es gelingen wird, die Gefahren rechtzeitig zu bannen, 
die aus der Überfüllung des Anwaltſtandes für die ganze 
Rechtspflege entſtehen, ehe ſie zu ſchwerer Schädigung unſerer 
Rechtspflege führen werden. 

Ihre Verhandlungen haben ſtets hochwichtige Fragen 
aus dem Kampf ums Recht und aus der Wahrung der Ehre 
Ihres Standes zur Beratung geſtellt; ſie haben ſich ſtets 
auf einem beſonders hohen geiſtigen und ethiſchen Niveau 
bewegt. Ich darf in dieſem Zuſammenhang nur erinnern 
an die Beratungen des vorletzten Anwaltstags über die 
„Rechtsnot“, an die Verhandlungen des letzten Stuttgarter 
Anwaltstags über das Thema „Wirtſchaft und Anwalt“. 
Auch diesmal haben Sie hochwichtige Fragen auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt und ſie von erſten Vertretern Ihres Fachs 
behandeln laſſen. Ich darf nur hervorheben, was die bei⸗ 
den Herren Vorredner ſchon getan haben, das 50jährige 
Jubiläum der Reichsjuſtizgeſetze, das wohl den Auftakt zu 
einer Reihe weiterer Feiern auf deutſchem Boden bilden 
wird; ich darf ferner hinweiſen auf eine Frage, die ſo ver⸗ 
ſchiedene Seiten aufweiſt, auf das Verhältnis von Anwalt zu 
Staat und Volk; ich darf ferner erwähnen die bedeutſame und 
hochwichtige Frage der Philoſophie der Verteidigung. Und 
ſo habe ich keinen Zweifel, daß der Hamburger Anwaltstag 
Tich würdig feinen Vorgängern anſchließen wird. Ich darf 
mit dem Wunſche ſchließen, daß Ihre Verhandlungen einen 
guten Verlauf nehmen und zum Segen gereichen werden 
nicht nur der deutſchen Anwaltſchaft, ſondern der deutſchen 
Veel . unferem ganzen deutſchen Volke. (Lebhafter 

etfall. 


Prof. Dr. Laun, Vertreter des Rektors der Hamburgi⸗ 
ſchen Univerſität: Hochgeehrte Verſammlung, meine Damen 
und Herren! Im Namen und Auftrag der Univerſität Ham⸗ 
burg, des Akademiſchen Senats und Seiner Magnifizenz, 
des Herrn Rektors, der leider von Hamburg abweſend iſt, 
und den ich als einer ſeiner Amtsvorgänger heute zu ver⸗ 
treten die Ehre habe, erlaube ich mir, Ihnen und Ihren 
Damen die herzlichſten und aufrichtigſten Glückwünſche der 
Univerſität entgegenzubringen. 

Die Hamburgiſche Univerſität begrüßt es außerordentlich, 
daß eine ſo hochbedeutſame und blendende Veranſtaltung die⸗ 


ſer Tage in Hamburgs Mauern ſtattfindet, und hofft, daß 
dieſe Tagung einen guten Verlauf nehmen und daß Sie alle 
von der Arbeit, die Sie hier leiſten, und von den Eindrücken, 
die Sie hier empfangen werden, aufs beſte befriedigt ſein 
werden. 

Ein ganz beſondere Intereſſe an Ihrer Tagung hat 
naturgemäß die Juriſtiſche Fakultät, und es ſei mir als dem 
derzeitigen Dekan dieſer Fakultät geſtattet, Ihnen die ganz 
beſonderen Grüße und Wünſche der Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät der Hamburgiſchen Univerſität zu 
übermitteln. Wir, die Arbeiter der Theorie, wiſſen genau, 
welch ungeheure Bedeutung der Rechtsanwaltſchaft für die 
Entwicklung und Fortbildung des Rechts und der Geſtaltung 
des Rechtslebens zukommt. Im Vordergrunde ſteht hier die 
Betrachtung der Tätigkeit, die die Rechtsanwälte vor den 
Gerichten ausüben. Und wir alle wiſſen, daß ein bedeutender 
Anteil an dem geiſtigen Schatz, den die Urteile der Gerichte 
bilden, den Rechtsanwälten zuzuschreiben iſt, daß vieles, was 
wir in den Urteilen der Gerichte leſen, aus dem geiſtigen Be⸗ 
ſitz des Anwalts ſtammt, der in dem Prozeß mitgewirkt hat. 

Aber die Bedeutung der Anwaltſchaft für die Entwick⸗ 
lung des Rechts beſchränkt ſich keineswegs darauf. Zunächſt 
müßte man in Parallele zur Juſtiz auch die Verwaltung 
nennen. Wenn auch in der Verwaltung die Mitwirkung des 
Anwalts wenigſtens auf vielen Gebieten naturgemäß keine 
ſo große Rolle ſpielt wie in der Juſtiz, ſo gibt es doch auch 
hier Gebiete, in denen ſie von der größten Wichtigkeit iſt, 
beiſpielsweiſe in Steuerſachen. Aber darüber hinaus können 
wir ganz allgemein ſagen, daß der geiſtige Einfluß der An⸗ 
waltſchaft auf die Geſetzgebung, ſei es mittelbar durch die 
Tätigkeit vor Gericht und in der Verwaltung, ſei es un⸗ 
mittelbar, ein außerordentlich großer iſt. Es hieße der heu- 
tigen Feſtrede vorgreifen, die wir dann hören werden, wenn 
ich den Einfluß ſchildern wollte, den die Anwaltſchaft auf 
die Geſtaltung der Geſetze, deren Jubiläum wir heute feiern, 
ausgeübt hat. Aber das ſind nicht die einzigen Beiſpiele; 
alle deutſchen Geſetze, die der Geſetzgeber in ſo reicher Zahl 
im Reichsgeſetzblatt und in den Landesgeſetzblättern der 
Offentlichkeit übergibt, ſtehen direkt oder indirekt unter den 
geiſtigen Einflüſſen der lebendigen Entwicklung des Rechts, 
an der die Anwaltſchaft einen ſtarken und großen Anteil hat. 

Geſtatten Sie mir noch einen kurzen Hinweis darauf, 
welch hohe Bedeutung der Anwaltſchaft für die politiſche 
Führung des Volkes zukommt. In der republikaniſchen 
Staatsform liegt es außerordentlich nahe, daß ein erheblicher 
Teil der politiſchen Führer des Volkes aller Richtungen und 
Parteien dem Anwaltſtande entnommen wird. Max Weber 
hat in einer ſchönen Schrift über Parlament und Regierung 
1918 prophetiſch vorausgeſagt, wie die Dinge unter dem 
parlamentariſchen Syſtem ſich entwickeln würden, das dann 
ſpäter Aufnahme in die deutſche Reichsverfaſſung gefunden 
hat. Was er damals unter Hinweis auf die Erfahrungen in 
anderen Ländern und auf die Zeit von 1848 vorausahnte, iſt 
auch wirklich eingetreten. Sie können heute mit Stolz dar⸗ 
auf verweiſen, daß der Anteil der Rechtsanwälte an der 
politiſchen Führung des Volkes außerordentlich groß iſt. 

Zum Schluſſe geſtatten Sie mir aber noch einige kurze 
Worte zu ſprechen über das Verhältnis von Praxis und 
Wiſſenſchaft. Wir Vertreter der Wiſſenſchaft wiſſen es wohl 
zu würdigen und zu ſchätzen, welch großer Einfluß der Praxis 
im allgemeinen, der juriſtiſchen Praxis im beſonderen, der 
ſcharfſinnigen, geiſtvollen und unermüdlichen Arbeit der An⸗ 
waltſchaft im ganz beſonderen für die Weiterarbeit der 
Wiſſenſchaft zukommt. Wiſſenſchaft und Praxis bedingen 
einander gegenſeitig. Vieles, was uns in der Praxis 
als Errungenſchaft erſcheint, iſt vielleicht ſchon vor Jah⸗ 
ren, Jahrzehnten, manchmal vor Jahrhunderten von Theo⸗ 
retikern ausgeſprochen worden. Aber dieſe Einflüſſe fi 
heute doch nur mittelbar und nicht ſogleich erkennbar. Was 
wir dagegen bei unſerer wiſſenſchaftlichen Arbeit der Praxis 
entnehmen, das tritt uns unmittelbar vor das Auge. Täg⸗ 
lich ſind wir bei unſerer wiſſenſchaftlichen Arbeit genötigt, 
auf das zurückzugreifen, was in der Praxis geleiſtet wird, 
auf die Urteile der Gerichte, die Entſcheidungen und Ver⸗ 
fügungen der Verwaltungsbehörden. Wer Einblick in die 
Dinge hat, wie ſie entſtehen und ſich entwickeln, dem iſt klar, 
welch große Bedeutung bei allen dieſen Dingen der Anwalt⸗ 


ſchaft zukommt. So wiſſen wir Vertreter der Wiſſenſchaft des 
Rechts, daß wir Ihrer Tätigkeit außerordentlich viel zu ver⸗ 
danken haben. Laſſen Sie mich ſchließen mit einer kleinen 
Variation eines bekannten Ausſpruchs Kants: Die Praxis 
ohne die Wiſſenſchaft iſt blind; die Wiſſenſchaft ohne die 
Praxis iſt leer. Als Vertreter der Theorie erlaube ich mir, 
der deutſchen Anwaltſchaft, den Vertretern der praktiſchen 
Arbeit, von Herzen Glück zu wünſchen. (Lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen.) 


RA. Dr. Ernſt Wolff (Berlin), Vorſitzender der Ver⸗ 
einigung der Vorſtände Deutſcher Anwaltskammern: Meine 
Damen und Herren! Als Vorſitzender der Vereinigung der 
Vorſtände Deutſcher Anwaltskammern habe ich die Ehre, den 
Deutſchen Anwaltstag herzlich zu begrüßen. Der Deutſche 
Anwaltverein, als deſſen Mitglieder Sie ſich heute zum 
Hamburger Anwaltstag zuſammengefunden haben, ſtimmt in 
ſeinen Zielen mit der Vereinigung der Anwaltskammer⸗ 
vorſtände überein. Mit Ihnen bekennen wir uns zur Wah⸗ 
rung der Berufs⸗ und Standesintereſſen der deutſchen An⸗ 
waltſchaft und zur Förderung von Rechtspflege und Geſetz⸗ 
gebung, nur daß es ſich bei Ihnen um die freie und bei uns 
um die behördliche Zuſammenfaſſung des Anwaltſtandes han⸗ 
delt, und eben darum die Wege, auf denen wir dem gemein⸗ 
ſamen Ziel zuſtreben, häufig verſchieden ſein müſſen. 

An dieſem Ehrentage des Deutſchen Anwaltvereins darf 
ich bezeugen, daß das freundnachbarliche Verhältnis der beiden 
Organiſationen niemals getrübt worden iſt. Dieſes freund⸗ 
nachbarliche Verhältnis wird durch nichts beſſer bekräftigt als 
durch die Tatſache, daß nach dem gemeinſamen Willen des 
Deutſchen Anwaltvereins und der Vereinigung der Vorſtände 
Deutſcher Anwaltskammern die Errichtung einer Reichs⸗ 
anwaltskammer angeſtrebt wird, in der die Vereinigung der 
Kammervorſtände aufzugehen hätte. Durchdrungen von dem 
Bewußtſein, daß Ihre Beratungen für die uns gleichermaßen 
am Herzen liegenden Intereſſen des Anwaltſtandes hoch⸗ 
bedeutſam ſind, wünſche ich Ihren Verhandlungen den beſten 
Verlauf. (Lebhafter Beifall.) 


RA. Dr. Eckſtein (Prag): Hochgeehrte Damen und 
Herren! Ich erhielt vom Verband deutſcher Rechtsanwälte in 
Prag den Auftrag, Sie Alle, ſehr geehrte Herren Kollegen, 
die Sie am deutſchen Anwaltstag vereinigt ſind, zu be⸗ 
grüßen, und es iſt mir eine wahre Freude, an dieſem An⸗ 
waltstage und an der ſtimmungsvollen und erhebenden 
Jubiläumsfeier des 50jährigen Beſtandes der Juſtizgeſetze 
des Deutſchen Reiches teilzunehmen und meinen Auftrag zu 
erfüllen, indem ich die Grüße auf das herzlichſte entbiete. 
(Bravo!) Dieſe Grüße entſtammen ſozuſagen zwei Rechts⸗ 
titeln. Der eine iſt die Berufsgenoſſenſchaft, die uns Anwälte 
des Nachbarſtaates mit Ihnen innig verbindet, weil wir die 
gleichen Anſichten, Auffaſſungen und Ideale über Weſen, 
Aufgaben und Ziele, über Rechte und Pflichten der Anwalt⸗ 
ſchaft haben. Dieſe Berufsgenoſſenſchaft wird aber vertieft 
und verdichtet durch die Gemeinſchaft der deutſchen Kultur 
(Beifall), das unzerreißbare Band, das uns ungeachtet aller 
Grenzen umſchlingt. Wir ſudetendeutſchen Anwälte bleiben 
treu der programmatiſchen Kundmachung des akademiſchen 
Senates der Prager deutſchen Univerſität, erlaſſen am 
29. Oktober 1918, am Tage nach dem Umſturz, unabhängig 
von politiſchen Wechſelfällen an dem Ideal des geiſtigen Zu⸗ 
ſammenhanges des geſamten deutſchen Volkes feſtzuhalten. 
(Lebhafter Beifall.) Als Diener am Recht und als Kämpfer 
um das Recht des ſudetendeutſchen Volkes führen wir einen 
zähen und quälenden Alltagskampf um das heilige Recht 
unſerer Sprache, insbeſondere wir deutſchen Anwälte in 
Prag, als Anwälte des Prager Deutſchtums, dieſes Helgo⸗ 
lands in der brandenden Flut ſeiner ſlawiſchen Umgebung 
— in der Stadt, der das Deutſchtum alles gab: die erſte 
Univerſität, die Bildung, den Reichtum, Induſtrie und Han⸗ 
del, Künſte, Schönheit, und in welcher doch jedes Atom des 
Alltags mit Haß gegen die deutſche Sprache geſättigt iſt. 

Und wenn ich nun in dieſem Sinne unſere Grüße dar⸗ 
gebracht habe, ſo erlauben Sie mir nur noch die Bitte daran 
zu knüpfen, daß Sie, ſehr geehrte Herren Kollegen aus dem 
Deutſchen Reiche, mit ſympathetiſchem Intereſſe den Kampf 
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verfolgen, den wir auf dieſer hohen Schule völkiſcher Pflicht⸗ 
erfüllung führen. (Lebhafter Beifall.) 


RA. Dr. Johannes Behn, Vorſitzender des Vorſtan⸗ 
des der Hanſeatiſchen Anwaltskammer: Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Als letztem der Begrüßungsredner ge⸗ 
ſtatten Sie mir, daß ich Sie, meine ſehr geehrten Herren 
Kollegen, die Sie geſtern von den hamburgiſchen Anwälten 
begrüßt wurden, heute auch im Namen der geſamten han⸗ 
ſeatiſchen Anwaltſchaft begrüße. In Hamburg haben Sie 
hanſeatiſchen Boden betreten, ſind Sie eingetreten in den Be⸗ 
zirk des hanſeatiſchen Oberlandesgerichts und damit zugleich 
der hanſeatiſchen Anwaltskammer. Wenn unſerer Kammer 
das Wörtlein „hanſeatiſch“ zugefügt iſt, ſo weiſt das hin auf 
die Zuſammengehörigkeit unſerer drei Freien Städte, deutet 
aber doch auch wohl in etwa die Eigenart an, die uns han⸗ 
ſeatiſchen Anwälten innewohnt. Meine Herren Kollegen! Wir 
Hanſeaten waren Republikaner ſchon zu einer Zeit, als Sie 
im alten Deutſchen Reich noch nicht daran denken konnten, es 
je zu werden. Wir haben uns unter dieſer Staatsform als 
Anwälte allezeit wohl und ſicher gefühlt, auch ohne Schutz⸗ 
geſetz. ( Heiterkeit.) Ja, ich darf ſagen, daß unſer Ver⸗ 
faſſungsweſen unſerem Anwaltsſtand in unſeren Freien Städ⸗ 
ten eine beſonders glückliche Entfaltung und Entwicklung er⸗ 
möglicht hat. Von anderer Stelle wurde bereits hervor⸗ 
gehoben, daß unſer Anwaltsſtand in unſeren Städten ſich 
von Anfang an eines herkömmlichen Anſehens und Ver⸗ 
trauens zu erfreuen gehabt hat. (Lebhafte Zuſtimmung.) Bei 
uns war die Anwaltſchaft ſeit jeher gewiſſermaßen das Re⸗ 
ſervoir, aus dem ſich zum guten Teil die Richterſchaft und 
die Leiter unſerer höchſten Körperſchaften rekrutieren. Steht 
doch auch heute an der Spitze unſeres Staatsweſens ein 
Mann, der gleich feinen Vorgängern im Amte aus unſeren 
Reihen ſtammt. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Sie werden verſtehen, daß unter ſolchen Umſtänden die 
in der Luft liegende Einführung der Freizügigkeit für die 
Anwälte für uns den Gegenſtand einer gewiſſen Sorge be⸗ 
deutet. Dieſe Sorge entſpringt beileibe nicht einem klein⸗ 
lichen Partikularismus, nein, ſie beruht auf dem Gefühl, es 
könnte nach Offnung der Schranken dem auf Überlieferung 
und Bodenſtändigkeit beruhenden engen Verbundenſein zwi⸗ 
ſchen Publikum und Anwaltſchaft Abbruch geſchehen, nicht 
zum beſten der Rechtspflege. 

Aber das ſei eine ſpätere Sorge. Heute freuen wir uns 
der Einkehr der auswärtigen Kollegen als Gäſte bei uns in 
Hamburg. Wir hoffen, daß Sie ſich in dieſen Hamburger 
Tagen in unſere Weſensart einleben und wohl bei uns füh⸗ 
len mögen. Nochmals herzlich willkommen! (Lebhafter 
Beifall.) 


Geh. IR. Dr. Adolf Heilberg, ſtellvertretender Prä⸗ 
ſident des Deutſchen Anwaltvereins (von Beifall begrüßt): 
Meine ſehr geehrten Damen und Herren! Die warme Sach⸗ 
lichkeit, mit der unſere Herren Ehrengäſte den Anwaltstag 
und die deutſche Anwaltſchaft begrüßt haben, könnte mir die 
Verſuchung nahelegen, in größter Ausführlichkeit auf jeden 
einzelnen der Wünſche und Gedanken einzugehen, die die 
Herren Vorredner hier ausgeführt haben. Aber ich habe die 
Befürchtung, daß alsdann ſowohl unſere Gäſte wie auch Sie 
ſelbſt, meine Damen und Herren, Zweifel haben würden, ob 
das Wort, das der Herr Vertreter der Hamburger Juſtiz⸗ 
verwaltung der Redegewandtheit der Anwaltſchaft gezollt hat, 
berechtigt ſei. ( Heiterkeit.) Ich werde deshalb um die Er⸗ 
laubnis bitten, mich möglichſt kurz faſſen zu dürfen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Reichsjuſtizminiſter 
hat ſoeben in dankenswerter Weiſe hervorgehoben den un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Anteil, den die deutſche An⸗ 
waltſchaft an der Entwicklung der Geſetzgebung genommen 
hat und nimmt. Mit Freude dürfen wir feſtſtellen, daß das 
deutſche Rechtsleben in dieſer Richtung in den letzten Jahren 
erhebliche Fortſchritte gemacht hat und daß die gemeinſame 
Arbeit aller an der Entwicklung des Rechtslebens beteiligten 
Faktoren einſchließlich der deutſchen Rechtsanwaltſchaft jetzt 
eine Anerkennung und eine praktiſche Auswirkung finden, 
die wir früher nicht immer zu erleben das Glück hatten. Wohl 
hörten wir ſie in Feſtesſtunde verſichern, aber in der Praxis 
haben wir ſie vielfach vermißt. Wir ſind froh und dankbar, 


daß die neuere Entwicklung in dieſer Richtung andere Wege 
geht. Wir ſind aber auch ganz beſonders dem Herrn Ver⸗ 
treter der Reichsregierung und der Reichsjuſtizverwaltung 
dafür dankbar, daß er anerkennt, daß die Fragen der Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Anwaltſtandesrechts vor allem ge⸗ 
tragen werden müſſen von der Anwaltſchaft ſelbſt. Wir ſind 
dem Herrn Reichsjuſtizminiſter dankbar dafür, daß er in 
dieſer Richtung die Selbſtändigkeit und das Recht der deut⸗ 
ſchen Anwaltſchaft anerkennt. (Lebhafter Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben die gleiche Freude 
an der Anderung der Dinge, wie ſie ſich vollzogen hat und 
wie ſie ſich fortlaufend vollzieht, wenn wir ſehen, daß auch 
in der Juſtizverwaltung die praktiſche und tätige Mitwirkung 
der Anwaltſchaft heute mehr Anklang findet als früher. Wir 
ſind uns vollkommen klar darüber, daß es der Anwaltſchaft 
— und der Anwaltſchaft mehr als jedem anderen Stande — 
durchaus ferne liegt, auf die Rechtſprechung oder auf den 
Gang der Rechtſprechung irgendeinen unberechtigten Einfluß 
auszuüben. Wir Anmälte ſind die letzten, die, ſei es auch nur 
vorübergehend, an der Unabhängigkeit des deutſchen Richrer⸗ 
tums rütteln möchten. Aber wir erkennen auf der anderen 
Seite mit Freuden an, daß das zwar nicht hier in Hamburg, 
aber immerhin in einzelnen Teilen unſeres Reiches früher 
herrſchende Mißtrauen zwiſchen Anwaltſchaft und Richtertum 
mehr und mehr gewichen iſt und daß der Richter in dem 
Anwalt den Mitarbeiter, der Anwalt in dem Richter den 
vertrauenswürdigen und des Vertrauens werten Mitarbeiter 
an der Rechtſprechung ſieht. 

Beſonders dankbar ſind wir auch dem Herrn Vertreter 
der hieſigen Univerſität für die Anerkennung, die er der 
wiſſenſchaftlichen Leiſtung der deutſchen Anwaltſchaft zuteil 
werden ließ. Daß die Wiſſenſchaft aus der Praxis und daß 
die Praxis aus der Wiſſenſchaft ihre hauptſächlichſten An⸗ 
regungen ſchöpft, darüber ſind wir uns in der Anwaltſchaft 
einig. Wir lehnen es durchaus ab, den Anwalt etwa als 
einen banauſiſchen Routinier anzuſehen, der nur dem Alltag 
und der Alltagspraxis zu dienen und ihr ſeine Gedanken zu 
entnehmen hat. (Lebhaftes Sehr richtig!) Wir ſind uns 
deſſen wohl bewußt, daß keineswegs ſämtliche 15 000 deut⸗ 
ſchen Anwälte Männer der Wiſſenſchaft ſind. Sie werden es 
mir vielleicht nicht übelnehmen, wenn ich hier einſchalte, daß 
es geradezu ſchrecklich wäre, zu denken, daß ſie alle das Be⸗ 
dürfnis empfänden, ihre wiſſenſchaftlichen Anſchauungen in 
Schriften niederzulegen. (Sehr gut! und Heiterkeit.) Aber 
darüber ſind wir uns klar, daß nicht mechaniſche Anwendung 
beſtehender poſitiver Rechtsſätze, ſondern daß nur die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Durchdringung des poſitiven Rechtes auch für den 
Anwalt das Gegebene und unbedingt Gebotene iſt. In dieſer 
Richtung glaubt die deutſche Anwaltſchaft ihre Pflicht, ich 
will nicht ſagen, zu erfüllen, aber mindeſtens zu erfüllen zu 
verſuchen. Die deutſche Anwaltſchaft bemüht ſich ehrlich und 
mit aller Kraft, im Einvernehmen mit den Juſtizverwal⸗ 
tungen, mit den Gerichten und mit den Vertretern der Wiſ⸗ 
ſenſchaft zu arbeiten. Und wir halten es für einen nicht un⸗ 
glücklichen Umſtand, daß in dieſer Richtung zwei Organi⸗ 
ſationen der deutſchen Anwaltſchaft nebeneinander arbeiten: 
die amtliche Organiſation unſerer Kammervorſtände und die 
durch keine amtlichen Schranken gebundene freie Organiſation 
des Deutſchen Anwaltvereins, der ſo in der Lage iſt, auch 
einmal etwas zu ſagen und in einer Form zu ſagen, in 
der eine amtliche Organiſation vermöge der Notwendigkeit 
der Beſchränkung in Form und in Inhalt ſich zurückhalten 
muß. (Sehr gut! und Heiterkeit.) 
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Meine Damen und Herren! Mehrere der Herren Vor⸗ 
redner haben mit vollem Rechte hervorgehoben, daß dieſe 
Tätigkeit der deutſchen Anwaltſchaft ſich weit über deutſches 
Gebiet hinaus erſtrecken muß und daß ſie ſich namentlich in 
jetziger Zeit in der Entwicklung einer internationalen Politik 
und einer internationalen Wirtſchaft über das eigene Land 
hinaus entwickeln muß. Hier in Hamburg dürfen wir es 
ja am eheſten und am beſtimmteſten ſagen, daß wir unſeren 
Blick und unſere Tätigkeit weit hinaus über das eigene Land, 
weit hinaus über den Bezirk der eigenen Wirkſamkeit richten 
müſſen. Und wenn da mein ſehr verehrter Herr Kollege Behn 
in dieſer Richtung mit vollem Rechte auf die, ich möchte 
ſagen, bodenſtändig und hiſtoriſch gewordene Sonderſtellung 
der hamburgiſchen Anwaltſchaft hingewieſen hat, nun, ſo 
liegt es mir ſelbſtverſtändlich fern, hier in dieſem Augenblicke 
die Frage der anwaltlichen Freizügigkeit zu erörtern; ich 
möchte nur das Eine ſagen: wir ſind heute nicht nur hierher⸗ 
gekommen, um an dem hohen Beiſpiel unſerer Hamburger 
Kollegenſchaft uns zu erfreuen und zu lernen, ſondern, auch 
ſelbſt wenn einmal anwaltliche Freizuͤgigkeit durch das ganze 
Deutſche Reich ginge, würde die Hamburger Anwaltſchaft ein 
Vorbild, ein Muſter für ernſte anwaltliche Pflichterfüllung, 
für ernſte anwaltliche Arbeit ſein, und in dieſer Richtung 
würden wir von der Hamburger Anwaltſchaft außerordentlich 
viel zu lernen in der Lage fein. (Bravo!) 

Meine Damen und Herren! Ich brauche hier in Ham⸗ 
burg nicht zu erinnern an das ſtolze lapidare Wort, das 
über dem Eingang Ihres Oberlandesgerichts ſteht: ius esto! 
Wir ſind in der Anwaltſchaft durchdrungen von der Not⸗ 
wendigkeit, das Recht zu verwirklichen, auf dem unſere ganze 
Kultur, auf dem unſere ganze Geſellſchaft ruht, und wir leh⸗ 
nen es ab, ſei es auch unter dem Andrängen vorübergehender 
Zeitſtrömungen, an dem Gebäude unſeres Rechts etwas rüt⸗ 
teln zu laſſen. (Bravo!) 

Wir ſind aber auf der anderen Seite auch, meine 
Damen und Herren, gerade weil wir uns als die Berater 
und Vertrauensmänner des Volks fühlen, überzeugt von der 
Notwendigkeit, daß der Anwalt nicht nur im Streit Friedens⸗ 
bringer iſt, ſondern daß der Anwalt auch ausgleichend und 
friedenbringend im Rahmen der Bevölkerung wirkt, und wir 
ſind dankbar dafür, daß man dieſe Tätigkeit der Anwaltſchaft 
auch jetzt mehr und mehr anerkennt. Ich glaube, verſprechen 
zu dürfen, daß die deutſche Anwaltſchaft ſich dieſer ihrer 
Tätigkeit eines Rechtsbringers und eines Friedensbringers 
dauernd bewußt ſein wird. 

Und nun, meine Damen und Herren, glaube ich, den 
Dank, den wir unſeren Ehrengäſten, den Dank, den wir Ihnen 
allen für Ihre Geduld, mit der Sie uns angehört haben, 
zollen und wiſſen, am beſten dadurch beſtätigen zu können, 
daß ich Sie bitte, einzuſehen, daß wir nicht nur mit Worten, 
ſondern auch mit der Tat danken wollen, und daß wir jetzt 
in unſere ſachliche Arbeit eintreten. (Lebhafter Beifall.) 


(Pauſe von 5 Minuten.) 


(Der Feſtvortrag des Rechtsanwalt Prof. Dr. Walther 
Fiſcher, Hamburg, iſt in JW. 1929, 2553 erſchienen.) 


Orgelſpiel von Profeſſor Sittard: Allegro aus dem 
F-⸗Dur⸗Konzert von G. Fr. Händel. 
(Schluß der Feier 12½ Uhr.) 


JUBE 


Teilnehmerverzeichnis. 
Teilnehmerzahl: 1421.) 


A. Ehrengäſte. 


Vertreter außerhamburgiſcher Regierungen: 
Reichsjuſtizminiſterium: 
Reichsjuſtizminiſter v. Gus rard 
Miniſterialrat Dr. Jonas 
Preußiſches Juſtizminiſterium: 
Juſtizminiſter Dr. Schmidt 
Miniſterialrat Moehrs 
Badiſches Juſtizminiſterium: 
Miniſter Trunk 
Miniſterialrat Dr. Siefert 
Senat der Freien und Hanſeſtadt Lübeck: 
Senator Dr. Niebour 
Staatsrat Dr. Lange 
Senat der Freien Stadt Danzig: 
Dr. Cruſen, Präfident des Obergerichts Danzig 


Rechtsausſchuß des Reichstages: 
Rechtsanwalt Dr. Kurt Roſenfeld, Berlin 


Vertreter des Hamburger Senats, der Hamburger Bürger⸗ 
ſchaft und der Hamburger Behörden: 


Senat der Freien und Hanſeſtadt Hamburg: 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Peterſen 
weiter Bürgermeiſter Roß 
enator Dr. de Chapeaurouge 

Senator Hirſch 

Senator Krauſe 

Senator Dr. Matthaei 

Senator Neumann 

Senator Dr. Nöldeke 

Senator Perner 

Senator Schönfelder 

Senator Stubbe 

Staatsrat Dr. Heidecker 

Staatsrat Dr. Krönig 

Staatsrat Lohſe 

Staatsrat Dr. Rautenberg 

Staatsrat Zinn 

Senatsrat Dr. Kaven 

Senatsrat Hey 

Dr. Lindemann, Staatliche Preſſeſtelle 


Vorſtand der Hamburgiſchen Bürgerſchaft: 
Vizepräſident Grevsmühl 
Schriftführer Friederichs 
Schriftführerin Frau Henningſen 
Schriftführer Leonhardt 
Landesjuſtizverwaltung: 
Regierungsdirektor Dr. R. Johannes Meyer 
Oberregierungsrat Dr. Guckenheimer 
Regierungsrat Dr. Rothenberger 
Hanſeatiſche Prüfungskommiſſion: 
Senatspräſident am Hanſeatiſchen OLG. v. Daſſel 
Polizeibehörde: 
Polizeipräſident Campe 
Wohlfahrtsbehörde: 
Präſident Martini 
Landesjugendamt: 
Direktor Dr. Hertz 
Landes kunſtſchule: 
Profeſſor Dr. Meyer 


Vertreter außerhamburgiſcher Gerichte: 


Reichsgerichtsrat Dr. Lindenmaier, Leipzig 
Reichsgerichtsrat Dr. Sontag, Leipzig 


Oberlandesgerichtspräſident Dr. Kuhnt, Kiel 
Oberlandesgerichtspräſident Dr. Levin, Braunſchweig 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Fränkel, Breslau 
Landgerichtspräſident Dr. Loewenthal, Oels i. Schleſ. 


Vertreter Hamburger Gerichte: 
Hanſeatiſches Oberlandesgericht: 
Oberlandesgerichtspräſident Dr. Kießelbach 
Staatsanwaltſchaft: 
Generalſtaatsanwalt Dr. Lang 
Landgericht Hamburg: 
Landgerichtsdirektor Dr. Grallert 
Amtsgericht Hamburg: 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Mühlenpfordt 
Landesarbeitsgericht Hamburg: 
Landgerichtsdirektor Dr. Krönig 
Arbeitsgericht Hamburg: 
Arbeitsgerichtspräſident Dr. Felſcher 
Hamburgiſches Verwaltungsgericht: 
Landgerichtsdirektor Dr. Krüß 


Hambugiſche Univerſität: 


Prof. Dr. Laun, Dekan der Rechts- und Staatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fakultät, Vertreter des Rektors der Ham⸗ 
burgiſchen Univerſität 

Prof. Dr. Bruch 

Prof. Dr. Mendelsſohn⸗ Bartholdy 

Prof. Dr. Perels 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Bertram, Syndikus der 
Hamburgiſchen Univerſität 


Reichsbehörden: 
Landes finanzamt Unterelbe: 
Präſident Dr. Rauſchning 
Landes arbeitsamt Nordmark: 
Präſident Dr. Sjöberg 
Reichsbahndirektion Altona: 
Präſident Dr. Schneider, Altona 


Juriſtiſche Vereinigungen: 
Ständige Deputation des Deutſchen Juriſten⸗ 
tages: 
Rechtsanwalt Dr. Ernſt Wolff, Berlin 
Ständige Deputation des Deutſchen Juriſten⸗ 
tages in der Tſchechoſlowakei: 
Prof. Dr. Wohrizek, Prag 
Deutſcher Richterbund: 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Willers, Hamburg 
Hamburger Richterverein: 
Richter Dr. Garrels, Hamburg 
Deutſcher Notarverein: 
Geheimer Juſtizrat Dr. Elz e, Halle a. d. S. 
Geheimer Juſtizrat Dr. Oberneck, Berlin 
Notariatskammer Hamburg: 
Notar Dr. Oppens, Hamburg 
Hanſeatiſche Patentanwaltſchaft: 
Patentanwalt Specht, Hamburg 
Patentanwalt Zeller, Hamburg 
Hülfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte: 
Juſtizrat Brücklmeier, Leipzig 
Rechtsanwalt Seuffert, Leipzig 


Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe in 
Halle: 
Direktor Dr. Schweer, Halle a. d. ©. 


Rechtsanwälte außerhalb des Deutſchen Reiches: 


Rechtsanwaltskammer in Wien: 


Rechtsanwalt Dr. Joſef Schell 

Rechtsanwalt Dr. Hans Spitzer, Herausgeber der 
Oſterreichiſchen Anwalts⸗Zeitung 

Rechtsanwalt Dr. Braun, Herausgeber der Hſter⸗ 
reichiſchen Anwalts⸗Zeitung 


Verband Deutſcher Rechtsanwälte in Böhmen: 
Rechtsanwalt Dr. Joſef Eckſtein, Prag 
Rechtsanwalt Dr. Otto Gellner, Prag 

Sonſtige ausländiſche Rechtsanwälte: 


Rechtsanwalt Wilhelm Fränckel, Stockholm 
Rechtsanwalt Dr. Salomonſon, Amſterdam 
Boris Gerſchun, ruſſ. Rechtsanwalt in Berlin 
Rechtsanwalt Oppenhejm, Kopenhagen 


Wirtſchaftskammern und Vereinigungen: 


Deutſcher Induſtrie- und Handelstag: 
Rechtsanwalt Dr. Klug, Berlin 


Reichsverband der Deutſchen Induſtrie: 
Dr. Hanſchmann, Berlin 


Handelskammer Hamburg: 
Präſes Hübbe 
Gewerbekammer Hamburg: 
Vorſitzender Dr.-Ing. Schiele 
Syndikus Dr.⸗Ing. Stenzel 
Detailliſtenkammer Hamburg: 
Vorſitzender Mähl 
Landwirtſchaftskammer: 
Vorſitzender Bieber 
Konſumentenkammer: 
Vorſitzender Bäſtlein 
Arztekammer Hamburg: 
Vorſitzender Dr. med. Barth 
i und Ingenieur⸗Verein zu Ham⸗ 
urg: 
Oberbaurat Thode 
Bund Deutſcher Architekten: 
Architekt Langmaack 
Verein Deutſcher Ingenieure, Hamburger Be⸗ 
zirks verein: 
Oberbaurat Wundram 


Verein Hamburger Reeder: 
Geheimrat Dr. Cuno 
Direktor Dr. Droege 
Vereinigung Hamburger Banken und Bankiers: 
Dr. Jeſſen 
Dr. Eberſtadt 
Verein Hamburger Exporteure: 
Hans E. B. Kruſe 
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Reichsverband des Deutſchen Groß⸗ und über⸗ 
ſeehandels, Landesverband Hamburg: 
Johannes Satz 
Karl Behrens 
Adolph B. Hanſſen 
Verein Hamburger Aſſekuradeure: 
Dr. Sieveking 
Verein Hamburger Spediteure: 
Schalibbe 
Ohling 
Arbeitgeberverband des Großhandels: 
Dr. H. Oppenheimer 
Arbeitgeberverband Unterelbe und Arbeit⸗ 
geberberband Hamburg-Altona: 
Dr. v. Sche ven 
Dr. Oskar Uecker 
Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund: 
Ludwig Selpien, juriſtiſcher Beirat 
Allianz⸗ und Stuttgarter Verein Verſicherungs⸗ 
A. ⸗G. 
Direktor Vogel, Stuttgart 


Preſſevertreter: 


Reichsverband der Deutſchen Preſſe: 
Chefredakteur R. Michael 
Kreisverein Groß-Hamburg im Verein Deut- 
ſcher Zeitungsverleger: 
Kurt Broſchek 
Dr. Juſtus Hendel 
Dr. Hartmeyer 
Berliner Tageblatt: 
Dr. Frankenfeld 
Deutſche Allgemeine Zeitung: 
Geheimer Juſtizrat Prof. Dr. Heilfron, Berlin 
Dr. Weiſing 
Frankfurter Zeitung: 
Schriftleiter H. G. Pauls 
Kölniſche Zeitung: 
Schriftleiter Leopold Singer 
Verlag Ullſtein, Hamburg: 
Schriftleiter Paul Singer 
Hamburger 8⸗Uhr⸗ Abendblatt: 
Chefredakteur Reiff 


Hamburger Anzeiger: 


Schriftleiter Dr. Schumacher 
Schriftleiter Berger 


Hamburgiſcher Correſpondent: 
Schriftleiter Waldemar Schultz 
Hamburger Echo: 
Schriftleiter Siegmann 
Hamburger Fremdenblatt: 
Schriftleiter Hager 
Hamburger Nachrichten: 
Schriftleiter Roßberg 


B. Mitglieder des Deutfhen Anwaltvereins. 


Abel, Max, Eſſen 

Ablaß, IR. Dr., Hirſchberg i. Schl. 
Abraham, Dr., Saarbrücken 
Abraham, Dr. Hans Fritz, Berlin 
Abraham, Dr. Hugo, Bremen 
Abraham, Dr. Jaques, Berlin 
Abrahamſohn, Stettin 

Adam, JR., Danzig 

Adam, IR. Dr. Robert, Berlin 
Adler, Dr. Julius, Würzburg 
Adler, Dr. Max Ed., Hamburg 
Ahner, Dr., Braunſchweig 


Albrecht, Gießen 


Anacker, Danzig 
Anraths, Düſſeldorf 


Albers, Dr. Carl, Bremen 


Alexander, Dr. Fritz, Hamburg 
Alexander⸗Katz, Dr. Heinrich, Berlin 
Alexander, Dr. Richard, Hamburg 
Alexander, Dr. Rudolf, Hamburg 
Alexanderſen, Sonderburg 
Alsberg, Dr. Max, Berlin 
Alterthum, Dr. Willy, Berlin 
Ambrunn, Dr. L., München 


Arend, Dr. Max, Köln £ 
Arnheim, Dr. Julius, Berlin 
Arnold, Dr. Rudolf, Leipzig 

Arnthal, Dr., Hamburg 

Aron, Ludwig, Berlin 

Aron, Dr., Elberfeld 

Aronheim, Heinrich, Frankfurt a. O. 
Aronheim, Walter, Braunſchweig 
Aſch, Dr. Adolf, Berlin 

Aſchenberg, Dr. Hugo, Harburg⸗Wilhelmsburg 
Aſchkanaſy, Königsberg i. Pr. 
Aſchoff, Albrecht, Berlin 
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Auerbach, IR. Dr., Köln 
Auerbach, Dr. Max, Berlin 
Auguſt, IR., Saarbrücken 
Aurin, Fritz, Düſſeldorf 
Axhauſen, IR., Leipzig 


Baaſner, W., Pr. Holland i. Oſtpr. 


Bach, Dr., Berlin 

Bacharach, Dr., München 
Bachmann, Dr. Robert, Hamburg 
Bachmann, Dr. Walter, Altona 


Bachrach, Dr. Ludwig, Marburg a. L. 


Bachrach, Max, Frankfurt a. M. 
Bachur, Dr. Alexander G., Hamburg 
Back, Gelſenkirchen 

Badrian, Dr. Alfred, Berlin 
Bagge, Dr. H., Hamburg 

Bahr, Georg, Rahlſtedt 

Ball, Dr. Kurt, Berlin 
Ballhorn, Dr., Berlin 

Baltes, Dr. Paul, Bonn 
Bandmann, Eugen, Breslau 
Bangert, Dr., Wittmund 
Barber, Dr. Oswald, Hamburg 
Barlach, Neumünſter 

Barnbrock, Dr., Hamburg 
Bartmann, Ferd., Berlin 

Baſch, Walter, Berlin 

Baſedow, Dr. Hermann, Hamburg 
Baſelli, Frhr. von, Pinneberg 
Bauermeiſter, Dr. Hermann, Altona 
Baum, Dr. Georg, Berlin 
Baumann, Danzig 

Baumgart, Dr., Gera 

Bauſtaedt, Dr., Lüneburg 
Bayer, Dr. Adolf, Ansbach 
Becher, Dr. Carl, Berlin 

Beck, H., Lauban 

Becker I, IR. Dr. Jos., Köln 
Beeſe, Braunlage 

Behn, Dr. Joh., Hamburg 
Behn, Dr. Richard, Hamburg 
Behr, Rudolf, Berlin 

Behrend, Dr. Roland, Hamburg 
Behrens, Emil, Hamburg 
Beiersdorf, Hirſchberg 

Bein, Dr. Erwin, Berlin 

Beith, Dr. Eduard, Hamburg 
Bender, IR. Dr. Hugo, Darmſtadt 
Bendixen, Dr., Hamburg 

Benick, Dr., Lübeck 

Benjamin, Dr. Max, Berlin 
Bentzien, Dr., Roſtock 

Berendſen, Dr. J. P., Huſum 
Berg, Dr. Hermann, Berlin 
Berger, Dr. Georg, Hamburg 
Bergmann, Dr., Frankfurt a. Main 
Bernſtein, Dr. Martin, Breslau 
Bertelsmann, Bielefeld 
Bertram, Berlin . 
Beſemuüller, Dr., Celle 

Beſchütz, Dr. Max, Hamburg 
Beukemann, Dr. U., Hamburg 
Biberfeld, Dr. Ph., Hamburg 
Bick, IR., Breslau 

Bie, IR. Dr., Breslau 

Bieber, IR. Dr., Berlin 
Bielenberg, Dr., Blankeneſe 
Biema II, Dr. H. van, Hannover 
Bieſter, Paul, Hannover 

Binder, Dr. Nicolaus, Hamburg 
Bing, Dr., Köln 

Bing, Dr. Fritz, Mannheim 
Blaſendorff, Dr., Düſſeldorf 
Bleckwedel, Dr. H., Hamburg 
Blitz, Dr. Wilh., Hamburg 
Block, Schöningen 

Block, Hans, Hannover 

Blum, Dr. Fritz, Nürnberg 
Blumberg, Dr., Oberhauſen 
Blumenthal, Dr. Erich, Berlin 
Blumenthal, Dr. Julius, Berlin 
Blunck, Dr. Andreas, Hamburg 
Blunck, Dr. M., Hamburg 
Bodenheimer, IR. Dr., Köln 
Bodlaender, Dr., Berlin 
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Böckel, Dr. Fritz, Jena 

Böhme, Dr. Ernſt, Leipzig 
Böhmer, Dr. Erich, Dresden 
Börner, IR., Neuburg a. d. Donau 
Börnſen, Chriſtian, Ueterſen 
Böttcher, Dr., Lübeck 

Bokelmann, G., Kiel 

Bollmann, Dr., Hamburg 

Borck, v., Neuſtrelitz 

Boscowitz, Dr. Richard, München 
Both, Enno, Varel 

Botſch, Dr. W., Hamburg 
Braaſch, Ernſt, Jena 

Brandes, Glückſtadt 

Brandis, Dr. Gotthard, Hamburg 
Brandis, Dr. Walter, Hamburg 
Brehme, Dr. Albert, Gera 
Brehmer, Dr. E., Lübeck 

Breit, Prof. Dr. James, Dresden 
Breit⸗Fronzig, Dr., Liegnitz 
Breme, Heinrich, Hamburg 
Bremer, L., Angermünde 
Breslauer, IR. Dr. Albert, Breslau 
Brinkmann, Dr., Zeven i. Hann. 
Broders, Dr. Paul, Altona 
Broders, Walter, Ahrensburg i. H. 
Brons, Dr., Freiburg 

Bruck, Dr. Kurt, Frankfurt a. M. 
Brücklmeier, IR., Leipzig 

Brüll, IR., Görlitz 

Bründel, Dr., Lübeck 

Brumby, G., Berlin 

Brunner, Dr. Heinrich, Mannheim 
Bruntſch, Dr. H., Hamburg 
Bucerius, Dr. W., Altona 
Buchwald, Erwin, Lübeck 

Büttner, Dr., Fulda 

Bunn, IR., Marienwerder 
Burkhardt Dr., Naumburg 
Burmeiſter, Dr. Theodor, Hamburg 
Buſch, Max, Stettin 

Buſch, Dr. Richard, Berlin 

Buß, Dr., Darmſtadt 

Bußmann, Dr. Kurt, Hamburg 


Cahen II, IR. Albert, Köln 
Cahn IV, Dr. Adolf, Köln 
Cahn IV, Dr. Franz, Nürnberg 


Cahn I, Geh. IR. Dr. Hugo, Nürnberg 


Callmann, Dr. Curt, Berlin 
Cammann, H., Harburg 
Cantor, Dr., Lübeck 

Cappel, Dr. Paul, Köln 

Carl, Dr., Zeitz 

Caro II, Dr. Erich, Berlin 
Carſtens, IR., Cottbus 
Carſtens, Dr. Otto, Cottbus 
Cohen, Dr. Alfred, Köln 
Cohen, Dr. Hermann, Hagen 
Cohn, IR. Dr., Deſſau 

Cohn, Dr. Erich, Berlin 

Cohn, Dr. Erich, Breslau 
Cohn, Gerhard, Berlin 

Cohn, Dr. Leo, Königsberg 
Cohn, Dr. Martin, Magdeburg 
Cohn, Dr. R., Leipzig 

Cohn, Siegbert, Duisburg 
Cohn⸗Lempert, Dr. Georg, Berlin 
Cohn⸗Voſſen, Dr., Dresden 
Combrinck, IR., Berlin 
Cosmann II, Dr. Carl, Eſſen 
Cramer, Altona 

Craſemann, Dr. Reinhard, Hamburg 
Crome, IR., Berlin 

Cron, Stettin 

Cronewitz, Dr., Wandsbek 


Däumig, Dortmund 
Dahlſtröm, Hamburg 

Damm, Dr. R. v., Berlin 
Dane, Dr., Lübeck 

Dannhoff, Landsberg 
Darboven, Dr. Nic., Hamburg 
Daub, L., Völklingen 
Daugart, Sömmerda 

David, Bernhard, Hamburg 


David, Dr. Ludwig, Sondershauſen 
Davids, Jan., Wandsbek 
Davidſohn, Dr., Berlin 

Dehn, Dr. Hans, Hamburg 

Dehn, Dr. Rudolf, Hamburg 
Dehn⸗Rotfelſer, v., Leuna b. Merſeburg 
Dellevie, Dr., Kaſſel 

Derlien, Dr. Karl, Lübeck 
Dethlefſen, Dr., Itzehoe 

Dieckhoff, Dr. Albr. D., Hamburg 
Dieckhoff, P. A., Peine 

Diegner, Oscar, Marienburg 
Dienſtfertig, Dr. Joſef, Breslau 
Dieß, Dr. Wilhelm, München 
Dietrich, Dr., Chemnitz 

Dispeker, Geh. IR. Dr., München 
Dittenberger, Dr., Leipzig 

Dix, Dr. Rudolf, Berlin 
Dobriner, Dr., Berlin 

Doernberg, Dr., Eſchwege 
Dormann, Dr., Hamburg 


Dormitzer I, Geh. IR. Dr. Sigmund, Nürnberg 


Dreiſiug, Dr. Ernſt, Aachen 
Dreiſing I, Dr. Hermann, Aachen 
Dröſcher, Dr., Prenzlau 


Drosner⸗Schleſinger, Dr. W., Meiningen 


Droſt, Dr., Leipzig 
Drucker, IR. Dr., Leipzig 
Duhn, Dr. C. von, Hamburg 


Ebert, Dr. H., Münſter 
Ebertsheim, Dr. Hermann, Mannheim 
Edzard, C., Bremen 

Eggers, Krempe 

Eggers, Walter, Roſtock 

Eggert, Dr. W., Hamburg 
Ehlermann, Oldenburg 

Ehlers, Dr. Altona 

Ehlers, Dr. Paul, Hamburg 
Ehlers, Paul, Flensburg 

Ehrlich, Dr. Hugo, Berlin 
Eichenberg, Dr. Günther, Hamburg 
Eichholz, Dr. Max, Hamburg 
Eichhorn, Arendſee 

Eigner, Eugen, Pirmaſens 
Einſtein, Dr. Oskar, München 
Eiſenberg, Dr. Curt, Frankfurt a. M. 
Eisner, Dr. Otto, Frankfurt a. M. 
Eliel, Dr., Köln 

Elsbach, IR. Alwin, Berlin 
Elsner, Dr., Flensburg 

Emanuel, Dr. E., Heidelberg 
Emcke, Dr., Kiel. 

Endemann, Dr., Celle 

Enders, Dr., Warendorf 

Engel, Dr. Alfred, Hamburg 
Engel, Dr. Franz, Breslau 
Engels, Wilhelm, Gelſenkirchen 
Enger, Dr., Lutherſtadt Wittenberg 
Engiſch, Friedrich, Gießen 
Epſtein, Dr. Walter, Breslau 
Erhardt, IR., Weimar 

Erlanger, Dr. Hugo, Stuttgart 
Erlanger, Dr. Martin, Nürnberg 
Ertel, Dr. Kurt, Hamburg 
Etſcheit, Dr. Alfred, Berlin 

Eulitz, Dr. Alfred, Chemnitz 
Ewers, Flensburg 

Ewers, Dr. R., Hamburg 

Eyck, Dr. Erich, Berlin 
Eylenburg I, Dr. Walther, Breslau 


Falk, Dr. Hans, Berlin 

Faß, Dr. Friedrich, Königsberg 
Feilchenfeld I, IR., Berlin 

Feld, Dr. E., Hamburg 

Feldmann, A., Kiel 

Fertig, Joſef, Tirſchenreuth 

Fett, Dr. Rudolf, Hamburg 
Feuchtwanger, Dr. Siegbert, München 
Feuſtel, Hof i. B. 

Fiedler, Dr., Leipzig 

Finkenſtaedt, Ernſt, Osnabrück 
Fiſcher, Dr. Hermann, Berlin 
Fiſcher, Prof. Dr. Walther, Hamburg 
Fiſcher, Dr. Walter, Elberfeld 


Fiſcher⸗Kautz, Dr., Berlin 
Fiſchler, Dr. Joſef, Hamburg 
Flachs, IR. Dr., Pirna 

Flachs, Dr. W., Sebnitz 

Flad, Dr., Dresden 

Flatau, Dr., Charlottenburg 
Flatter, Dresden 

Fleiſchhauer, Dr. Ernſt, Dresden 
Floerke, Dr., Hamburg 

Foller, Dortmund 

Forchheimer, Dr. Fritz, München 
Fränkel, Dr. Ludwig, Hamburg 
Framhein, Dr. Ernſt, Hamburg 
Frank, Edmund, Konſtanz 
Frankenſtein, Dr. Kurt, Wittenberge 
Franz, Dr., Leipzig 

Frauböſe, Dr., Heide i. H. 
Frauen, Dr. Otto, Glückſtadt 
Freudenthal, Dr. Edwin, Hamburg 
Freudenthal, Dr. Ludwig, Erfurt 
Freytag, Dr. Arthur, Berlin 
Friedberg, Dr., Hannover 

Friede, Dr. Edgar, Hamburg 
Friede, Dr. Max, Hamburg 
Friedlaender, Dr. Eugen, Berlin 
Friedländer, Dr. Ewald, Berlin 
Friedlaender, Dr. Max, München 
Fröhlich, Dr. Hans, München 
Frohberg, Walter, Zwickau 
Fromme, Dr. Kurt, Halberſtadt 
Fronzig, IR., Liegnitz 

Fuchs 1, Geh. IR., Berlin 
Fuchs, Dr. Franz Eugen, Berlin 
Fuchs, Dr. Martin, Berlin 
Fuchslocher, Dr., Leipzig 

Fürſt, Dr., R., Heidelberg 

Fürth, Dr., Wandsbek 

Fürth, Dr. Hugo, Berlin 


Gabain, Dr. Hans, Hamburg, 
Gärtner, Dr. Robert, Hamburg 
Galland, Dr., Breslau 

Gallien, Heilsberg 

Galperin, Dr. Hans, Bremen 

Gans, Dr. Ernſt, Berlin 

Ganzer, Eberswalde 

Gaul, Dr., Köln 

Gebhard, Dr. J. H., Frankfurt a. O. 
Geiershöfer, IR. Dr. Karl, Nürnberg 
Geiger, Dr. Rudolf, Frankfurt a. M. 
Geiler, Prof. Dr., Heidelberg 

Gelpke, Freyburg 

George, Dr., Berlin 

Gerhard, Dr., Mannheim 

Geſtefeld, Dr., Hamburg 

Geutebrück, IR., Leipzig 

Gieſe, Kolberg 

Gieſe, Dr., Mörs 

Glage, Dr. Wolfgang, Hamburg 
Glaſer, Martin, Berlin 

Glaſer, Robert, Breslau 

Glaß, W., Weißenfels 

Glien, Fritz, Heide 

Glücksmann, Dr. Heinrich, Berlin 
Gobert, Dr. Ascan Klee, Hamburg 
Gobert, Dr. Edm. Klee, Hamburg 
Gönner, Dr. R., Karlsruhe 

Görres, Dr. Karl, Berlin 

Görtz, Dr. Heinrich, Lübeck 

Göz, Dr. Hans, Stuttgart 

Goldberg, Dr., Plauen 

Goldberg, Dr. Hugo, Hildesheim 
Goldberg, Wilhelm, Charlottenburg 
Goldfeld, Dr., Hamburg 

Goldner, Ernſt, Mannheim 
Goldſchmidt I, Hannover 
Goldſchmidt, Dr. Guſtav A. G., Berlin 
Goldſchmidt II, Dr. Leo, Hannover 
Goldſchmidt, JR. Dr. Martin, Breslau 
Goldſchmidt II, Dr. Paul, Hannover 
Goldſtrom, Dr., Berlin 

Goßler, Gerhard, Hamburg 
Gottberg, Willi, Hamburg 
Gottgetreu, Dr. Martin, Hamburg 
Gottlieb, Dr., Düſſeldorf 

Gottſchalck, Robert, Hamburg 


Gottſchalck, Dr., Hamburg 
Gottſchalk, Dr. Alfred, Eſſen 
Gottſchalk, IR. Leopold, Berlin 
Gradenwitz, Dr., Kiel 

Graetzer, Dr. Franz, Charlottenburg 
Graetzer, Dr. Walter, Berlin 
Graßhoff, Dr. Rich., Berlin 
Greifenſtein, Dr., Bayreuth 
Greulich, Eugen, Tauberbiſchofsheim 
Griebel, Dr. Adolf, Hamburg 
Gries⸗Danican, Itzehoe 

Gröhn, Dr. Karl, Wedel 

Groß, Geh. IR., Nürnberg 

Groß, Jacob, Berlin 

Grotefend, Werner, Altona 
Grotefend, IR. Wilhelm, Altona 
Grün, Dr. Alfred, Dresden 
Grünebaum, Dr. Alfred, Frankfurt a. M. 


Grünebaum, Dr. Julius, Frankfurt a. M. 


Grüneberg, Dr. Kurt, Berlin 
Grünefeld, Dr., Erfurt 

Grundſchöttel, Dr., Köln 

Günther, A., Schöningen 

Günther, Dr. Wilhelm, Clausthal 
Gutmann, Dr. Konrad, Berlin 
Guttmann, IR. Eduard, Magdeburg 
Guttmann, Oskar, Berlin 


Haarmann, Heinrich, Schwelm 
Haas, Dr. Edgar, Hamburg 
Haas, Dr. Ludwig, Karlsruhe 
Haaſe, Dr. Berthold, Berlin 
Haaſis, Dr. E., Heilbronn 
Haberling, Dr. G., Mainz 
Hach, IR. Friedrich, Altona 
Hacks, Dr. Karl, Breslau 
Häßler, Ernſt, Lübeck 
Hagedorn, Hugo, Hamburg 
Hagelberg, Dr. Ernſt, Charlottenburg 
Hagemann, Verden 

Hager, Dr. C. H., Hamburg 
Hahn, IR. Dr., Caſſel 
Hahnemann, Dr. Armin, Leipzig 
Haller, Dr., Hamburg 

Hally, Karl, Dresden 
Hamburger, Dr., Bremen 
Hamburger, Dr. Georg, Berlin 
Hannes, Dr. Martin, Berlin 
Hanns, Dr., Hamburg 

Hanquet, JR., Oranienburg 
Hanſen, Dr., Flensburg 

Hanſen, Kiel 

Hanſen, Dr. Hans, Itzehoe 
Harder, Dr. Andreas, Altona 
Harmſen, Dr. Heinz, Hamburg 
Harnier, Geh. IR. Dr., Caſſel 
Harten, Dr., Hamburg 
Hartmann, Dr. Erich, Muskau 
Hartmann, Dr. Ernſt, Hamburg 
Haß, Dr., Bremen 

Haſſel, Braunſchweig 

Haurwitz, Dr. Rudolf, Hamburg 
Hausdorff, Arthur, Breslau 
Hecht, Dr. F., Hamburg 

1 Dr. Peter, München 
heckſcher, Dr. Manfred, Hamburg 
Heeſen, Dr. Paul, Hannover 


Hegemann⸗Springer, Dr. Edith, Charlottenburg 


Hegener, IR. Dr. Wilh., Duisburg 
Heger, Dr. Klaus, Chemnitz 
Heidrich, Dr. Günther, Altona 
Heilberg, Geh. IR. Dr., Breslau 
Heilbrun, Dr. Alex, Erfurt 
Heiling, Dr. Hans, Zwickau 
Heimann, Dr. Jacob, Hamburg 
Heine, Lüneburg 

Heine, Dr., Halberſtadt 


Heinemann II, IR. Dr. Hans, Hannover 


Heinichen, Dr. Adolph, Hamburg 
Held, Robert, Starnberg am See 
Henke, Dr. Eberhard, Berlin 
Henning, Dr., Senftenberg 
Henningſen, Dr., Ueterſen 
Henſel, Dr., Hamburg 
See Moritz, Berlin 

eppt, Linus, Würzburg 


Herkersdorf, Dr., Elberfeld 
Herkert, Th., Buchen 
Herminghauſen, Winſen 

Herr, Dr., Hamm 

Herrmann, Dr. Kurt, Hamburg 
Herrmanns, Dr. E., Bonn 
Hertel, IR. A., Dresden 


Hertz, IR. Dr. M. Ph., Frankfurt a. M. 


Hertz, Martin, Stade 

Herzberg, Dr., Hamm 

Herzfeld, Dr. Alexander, Berlin 
Herzfeld, Dr. Manfred, Celle 

Heß, Dr., Stuttgart 

Heß, Dr., Offenbach a. M. 

Heſſe, Dr. Wilhelm, Hamburg 
Heumüller, J., Stade 
Heydemann, Dr. Walter, Berlin 
Heymann, IR. Adolf, Berlin 
Heymann, Dr. Georg, Altona 
Heymann, Dr. Hans, Hamburg 
Hegfer, Dr. phil., Braunſchweig 
Hillemann, Hamburg 

Hintze, IR. Dr., Roſtock 
Hirſchberg, Dr. Hans, Magdeburg 
Hirſchberg, IR. Dr. Paul, Berlin 
Hirſchwald, Dr. Franz, Berlin 
Hodenberg, Dr. Frhr. v., Celle 
Hoeck, Dr. H. W., Hamburg 
Höflein, SR. M., Bamberg 
Hoepfner, Dr., Wandsbek 

Höxter, Dr. Robert, Frankfurt a. M. 
Hoffmann, Fritz, Leipzig 
Hoffmann, Ol., Hildesheim 
Hoffmeyer, Dr. H. H., Bremerhaven 
Hofmann, A., Wittenberg 

Hohner, IR., München 
Holländer, Dr. Albert, Hamburg 
Hollenſteiner, Dr., Lübeck 
Holtmann, Papenburg 

Holz, Dr. Siegfried, Königsberg i. Pr. 
Holzer⸗Baecker, Emma, Neuwied 
Hommelsheim, Dr. Max, Köln 
Horch, Hans, Mainz 

Horn, Dr., Kiel 

Horn, Dr. Carl, Berlin 

Horn, Dr. Rich., Altona 

Horowitz, Dr. M., Hamburg 
Horwitz, Dr. O., Hamburg 

Howe, Dr. Ewald, Ueterſen 
Huber, Leipzig 

Huber, Dr. K., Bühl i. Baden 
Hübbe, Dr. J. G., Hamburg 
Hüttich, Walter, Weimar 
Humpoletz, Dr., Bensheim i. Heſſen 
Hundriſſer, IR. Wilh., Nürnberg 
Hungerbether, Dr., Ludwigsluſt 
Hurwitz, Dr., Königsberg 


Ichorn, Dr. Th., Bremen. 
Ihde, Dr., Lübeck 

Ihrcke, Dr., Berlin 

Indig, JR. Dr., Berlin 
Iſenbart, Berlin 

Israel, Dr. Alfred, Hamburg 
Ittmann, Julius, Berlin 


Jablonsky, Kreuzburg 

Jacob, John, Breslau 
Jacober, Alfred, Stuttgart 
Jacobſen, Emil, Marne 
Jacobſohn, Lübeck 
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